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Indem ich nun den ersten Band dieses Werkes erscheinen 
lasse, kann ich nicht umhin, der Anregungen zu erwähnen, 
die mir sowohl zu Beginn, als auch während der Arbeit von 
meinem unvergesslichen Lehrer und nachsichtsvollen Gönner 
weiland Prof. Dr. v. Dargun zu Theil wurden. Er war es, 
der mich auf dieses so reiche Ernte versprechende Gebiet ver- 
wies und sodann auch mein Vorhaben forderte. 

Mit grösster Dankbarkeit muss ich auch des Entgegen- 
kommens gedenken, mit dem mir Herr Geheimrath Prof. Dr. 
Brunn er begegnete, als ich ihm im December v. J. den Inhalt 
dieses Bandes vortragen durfte; mit echt wissenschaftlicher 
Nachsicht gieng Prof. Brunn er auf die Besprechung jener 
Stellen ein, in denen ich mich gezwungen sah, von dem von 
ihm vorgezeichneten Wege abzugehen. 

Ich erfülle ferner eine angenehme Pflicht, indem ich der 
Verlagsbuchhandlung für die Uebernahme meines Werkes und 
die schnelle und sorgföltige Drucklegung meinen besten Dank 
ausspreche. 

Der zweite Band dürfte, wenn keine äusseren Störungen 
eintreten, innerhalb eines Jahres erscheinen. 

Krakau am 10. März 1894. 



Inhalt. 

Seite 

Einleitung 1 

I. Buch. Die gallo-römisohen Bodenrechtsverhältnisse. 

1. Vorbemerkungen . . • 29 

2. Die vorrömischen Zustände 34 

3. Die römische Eroberung und ihre unmittelbaren Folgen . 49 

4. Die Fortschritte der Romanisierung Galliens ... 90 

5. Städte und Dörfer 113 

6. Der kleine und der grosse Grundbesitz .... 138 
7j Der Verfall des römischen Eigenthumsbegriffs . 148 
8. Schlussbemerkungen 185 

11. Buch. Die ältesten salfränkiscben Bodenrechtsverhäitnisse. 

1. Vorbemerkung 193 

2. Das Bodenrecht der Lex Salica 196 

A. Die Ansiedlung 216 

B. Die Ausnützung des Bodens 231 

C. Das Subject der bodenrechtlichen, Verhältnisse 245 

D. Die Bethätigung des Rechtssubjects . 281 

3. Die Capitularien 290 

4. Das Bodenrecht der Lex Ribuaria 323 

5. Ergebnisse 342 

Grundlage und Aufgabe der weiteren Untersuchung 373 

Beilage 375 



Einleitung. 



Die Entwicklung des Immobiliareigenthnms ist eine der 
anerkannt wichtigsten Fragen der Kechtsgeschichte und der 
vergleichenden Bechtswissenschaffc und diese Anerkennung er- 
blicken wir schon darin, dass es wohl keine Untersuchung aus 
dem Gebiete der Bechtsgeschichte und der vergleichenden Eechts- 
wissenschaft giebt, die dieser Frage, — falls sie nur irgendwie 
mit dem Gegenstande der Untersuchung zusammenhängt — 
ganz aus dem Wege gehen, oder sie auch nur umgehen würde. 

Wir betreten also hier ein vielfach durchforschtes und zum 
Theile auch schon genügend bekanntes Gebiet, auf dem wir 
sehr oft allgemein bekannten Ergebnissen begegnen und jeden- 
falls mit einer stattlichen Beihe von mehr oder weniger aner- 
kannten Meinungen zu rechnen haben. Wenn wir es dennoch 
thun und zwar in einer verhaltnissmässig so ausführlichen 
Weise, so geschieht es aus dem Grunde, weil die Entwicklung 
des Immobiliareigenthums in mancher Hinsicht das Schicksal 
jener Fragen theilt, die von vielen Forschem nebenbei, aber 
von wenigen zusammenfassend und in ihrer ganzen Ausdehnung 
untersucht worden; die auf diese Art, also bei Gelegenheit ander- 
weitiger Forschungen, erreichten Besultate wurden dann oft, — 
mitunter sehr scharfsinnig — ergänzt und verallgemeinert und 
so kommt es, dass auf Grund wenig zahlreicher Quellen ver«- 
schiedene AufiPassungen entstehen und vertheidigt werden, 

Halban Blumenstok, Immobiliareigenthnin I. X 
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Die ßechtsphilosophie und die vergleichende Bechtswissen- 
schaft trugen nicht wenig dazu bei, dass man an das Studium 
der EntstehuDg und Entwicklung des Immobiliareigenthums 
nicht ohne gewisse vorgefasste Meinungen herantritt und man 
darf wohl behaupten und es zu beweisen versuchen, dass die 
Anzahl der bisher unaufgeklärten Räthsel beträchtlich vermindert, 
sowie mancher Streitfrage die Spitze abgebrochen werden könnte, 
wollte man die diesbezüglichen Forschuugen mit mehr Neutra- 
lität betreiben und etwa vorhandene eigene Neigungen zu einer 
Lösung im Sinne gewisser Systeme nicht aufkommen lassen. 
Die Befürchtung, dass die auf diese Weise erreichten Ergebnisse 
den bisher sympathischen nicht ganz entsprechen, oder den 
Ergebnissen der rechtsvergleichenden Forschung widersprechen, 
ja dass sie uns von dem erwünschten Ziele, d. i. einer möglichst 
einheitlichen Construction der Bodenrechtsverhältnisse von Völ- 
kern gemeinsamen Ursprunges, entfernen, kann natürlich keine 
Rolle spielen, denn vor der quellenmässigen Beobachtung müssen 
alle systematischen Erwägungen zurücktreten, namentlich da, 
wo es sich um Verhältnisse handelt, deren Grandlage in der 
Urzeit liegt, die also einer juristischen Construction nur zum 
Theile fähig sind. Eine nicht zu unterschätzende Aufgabe des 
Bechtshistorikers besteht eben darin, diejenigen thatsächlichen 
Ergebnisse , die keinen genügenden Stoff für die Construction 
bieten, auf die ihnen eigene Grundlage zurückzuführen und 
das Zustandekommen von mangelhaften, wenn auch sehr in- 
teressanten Systemen zu verhüten. 

Charakteristisch ist es, dass die Bodenrechtsverhältnisse 
meistens im Sinne der Theorieen vom Gesammt- beziehungsweise 
Individualeigen untersucht werden. Gewisse Symptome, die wir 
bei den meisten Völkern finden, bringen allerdings den Ge- 
danken nahe, es hätten alle Völker ihr Immobiliareigen auf 
analoge Weise entwickelt und es hätte überall eine regelmässige 
Bewegung von einem Gesammteigenthume, dessen Subject das 
Volk, zu einem Geschlechts- oder Familieneigenthume und 
schliesslich zu vollem Induvidualeigen stattgefunden. Dagegen 
fehlt es nicht auch an ganz entgegengesetzten Ansichten, die 
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jenen Symptomen keinen überzeugenden Wertb beilegen, oder 
sie anders deuten und überall nur Keime eines Individualeigens 
sehen wollen, die Entstehung von dagegen sprechenden Ein- 
richtungen in eine spätere Zeit verweisend. 

Die Verallgemeinerung von Ergebnissen, die für einzelne 
Völker richtig sind, ist entschieden schädlich und ihr^ Anwen- 
dung in der Form etwa feststehender Schemen kann den wahren 
Sachverhalt nur verdunkeln. Denn die bodenrechtlichen Ver- 
hältnisse eines Volkes hängen doch in der Urzeit vor allem 
mit seiner socialen und staatlichen Gliederung zusammen. Ein 
solches Schema könnte also nur dann allgemein angewendet 
werden, wenn auch die politische Entwicklung aller Völker in 
jeder Beziehung dieselben Wege und zwar im selben Schritt 
gegangen wäre. Dies ist denn doch mehr als zweifelhaft. Er- 
wähnte Schemen rechnen femer nicht mit der hochwichtigen 
Thatsache, dass die Ordnung der bodenrechtlichen Verhältnisse 
auch davon beeinflusst wurde, wer im Augenblicke des Sesshaft- 
werdens auf dem Gebiete des materiellen Rechtes die Hauptrolle 
spielte, nämlich Individuum, Familie, Geschlecht, oder das Volk 
selbst; sodann ist es auch nicht ohne Einfluss gewesen, ob das 
ganze Volk, oder nur ein Theil desselben sesshaft geworden 
und aus welcherlei Elementen dieser Theil bestand. 

Dies alles ist von grosser Bedeutung; denn zweifellos konnte 
die verschiedene Gestaltung socialer und politischer Verbände 
in mancher Hinsicht die erwähnten Schemen durchkreuzen. 
Eine andere Ordnung der Verhältnisse erfolgt, wenn innerhalb 
eines Wandervolkes, das nun sesshafb wird, die Gentes eine 
selbständige und mächtige Stellung haben, als wenn die Gentes 
zu blossen Werkzeugen der Volksgewalt herabgesunken, weder 
Autonomie noch eigene Macht besitzen. Was nun die Gentes 
anbelangt, so werden natürlich andere Zustände eintreten, wenn 
die Gentes patriarchalisch organisiert, der absoluten Macht ihrer 
Häupter unterstehen, als wenn die patriarchalische Verfassung 
fehlt und die einzelnen Mitglieder eine gewisse Selbständigkeit 
besitzen. Und wir brauchen wohl nicht hinzuzufügen, dass die 
verschiedenen Völker bei ihrem Sesshaftwerden in Bezug auf 

1* 
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Organisation und Entwicklung ganz verschieden fortgeschritten 
waren und demgemäss musste die bodenrechtliche EoUe der 
Individuen, beziehungsweise der einzelnen Verbände, eine ver- 
schiedene sein. 

Alle die Schemen also, die unter den Gesichtspunkt des 
Gesammt- und des Individualeigens fallen, construieren ihre 
Systeme nicht aus dem Bechtstoffe der einzelnen Völker, son- 
dern sie beschränken sich darauf, die bekannt gewordenen 
Theile des Bechtsstoffes unter bestimmten Gesichtspunkten zu 
prüfen und diese Vereinfachung entspricht natürlich nicht immer 
den thatsächlichen Verhältnissen, sowie überhaupt das Einfache 
nicht immer wahr ist und die meisten Fragen so complicierter 
Natur sind, dass bei zu weitgehender Vereinfachung gewöhnlich 
nur ein Element hervorgehoben, die andern aber zum Schaden 
der Wahrheit unterschätzt werden. 

Dabei haben all' die Theorieen noch eine, dem Juristen 
besonders auffallende Schattenseite. Indem sie nämlich ihr 
ganzes Augenmerk der Frage nach dem Eigenthumssubjecte 
zuwenden, beschäftigen sie sich sehr wenig mit dem Rechte 
selbst; sie fragen nur, wer Subject des Eigenthumes an ge- 
wissen Sachen sei und wer ihm sodann in dieser Bolle folge, 
nicht aber, ob das Eigenthumsrecht selbst existiere und ob es 
— wenn auch nur durch den mehrmaligen Wechsel der Sub- 
jecte — nicht auch seinen Inhalt ändere. Das Eigenthumsrecht 
ist also hier ein stabiler Begriff und der Schwerpunkt des Pro- 
blems liegt nur darin, wer im gegebenen Augenblicke Subject 
desselben sei. Wenn wir nun erwägen, dass selbst einem Buche 
wie Gierke's Genossenschaffcsrecht vorgeworfen wird i), dass 
„ die Unterstellung so ganz verschiedener socialer und zeitlicher 
Gestaltungen unter den einen Begriff der Genossenschaft, der 
gleichsam unverändert durch die Jahrhunderte hindurchgehe", 
nachtheilig wirke, so ist dieser Vorwurf in viel höherem Grade 
da am Platze, wo eine Beihe ganz verschiedener wirthschaft- 



^) Schmoller: Die geschiclitliclie Entwicklung der Unternehmung. 
Artikel I. p. 4. Anm. 
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licher und rechtlicher Gestaltangen unter den einen Begriff 
des Eigenthums, der gleichsam unverändert durch die Jahr- 
hunderte hindurchgehe, gebracht und unter einem Gesichts- 
punkte betrachtet wird. Was diesem Begriffe entspricht, ist 
Eigenthum, was von ihm abweicht, ist nicht mehr Eigenthum 
und daher übersieht man die jeweilig andere Stellung des Eigen- 
thums in dem betreffenden Staats- und Sechtssysteme ^). „Man 
wurde gar nicht gewahr", könnte man mit v. Amira^) sagen, 
„wie unhistorisch man verfuhr, indem man mit einer Menge 
vorausgesetzter Bechtsbegriffe schaltete, ohne zu fragen, 
ob denn die geschilderte Zeit auch Namen dafür gekannt habe", 
um wie viel weniger die Bechtsbegriffe selbst. Systeme; die 
mit vorausgesetzten und unveränderlichen Bechtsbegriffen um- 
gehen, können daher die volle Freiheit einer rechtshistorischen 
Untersuchung nicht beschränken. 

Im allgemeinen kann den auf ethnographischer, anthro- 
pologischer und philosophischer Basis arbeitenden Gelehrten in 
den meisten Fällen eine etwas voreilige Zusammenfassung und 
Verallgemeinerung der gewonnenen Ergebnisse vorgehalten 
werden; leicht werden Analogieen entdeckt, wo doch vorerst 
die Entstehungsmodalitäten genau zu erwägen wären und diese 
unvollkommenen Analogieen werden mitunter als Beweise der 
AUgemeingiltigkeit eines Systems bei allen Völkern angesehen. 
Juristen dagegen lassen sich oftmals dazu verleiten, gewisse 
Bechtsinstitute auf Grund einer unzweifelhaften Aehnlichkeit 
an viel ältere Quellenstellen anzuknüpfen und aus einem solchen 
Material vollständige Systeme zu bilden, wobei die Verschieden- 
heit der rechtlichen und socialen Verhältnisse übersehen und 
auch die jahrhundertlang fortgesetzten Einwirkungen vielfach 
verändernder Momente ausser Acht gelassen werden. 

So wird in der einen und in der andern Bichtung oftmals 
gegen die Grundbedingung erspriesslicher rechtshistorischer 
Forschung, gegen die Beobachtung und Ausnützung thatsäch- 



<) Wir kommen darauf noch im zweiten Buche zurück. 

*) Ueber Zweck und Mittel der germanischen Rechtsgeschichte. 
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lieber Verhältnisse gesündigt. Die Fehler^ die dadurch in die 
Eechtsgeschichte Eingang gefunden, naher zu besprechen, muss 
ich mir leider an dieser Stelle versagen ; ich glaube diese Auf- 
gabe besser am Schlüsse dieser Untersuchungen, nachdem ich 
die Ergebnisse vorgetragen, lösen zu können; es wird dann 
möglich und nützlich sein, gewissermassen eine Literatur- 
geschichte des Gegenstandes dieser Arbeit zu liefern; vor der 
Hand muss ich mich damit begnügen, im allgemeinen das zu 
untersuchende Problem und die dazu angewandte Methode zu 
charakterisieren. 

Es ist bekannt, dass in den Staaten, die in den ehemaligen 
Provinzen des römischen Reiches gegründet wurden, lange Zeit 
hindurch römisches und germanisches Recht friedlich neben 
einander bestanden, so dass ein Ausgleich erfolgte, der — ob 
äusserlich oder nicht, bleibe hier unerörtert — der germa- 
nischen Eechtsentwicklung momentan einen römischen An- 
strich verlieh und jedenfalls die Continuität unterbrach. Dieser 
römische Anstrich konnte aber die Fortentwicklung germa- 
nischer Bechtsprincipien nicht hindern nnd daher die auffallende 
Thatsache, dass die. Rechte germanischer Völker des Mittelalters 
in mancher Beziehung dem Rechte der Urzeit näher stehen, 
als dem der Staatengründungsperiode. Wenn wir auch dies 
schon hier vorausschicken, so ist doch auch die soeben ange- 
deutete Unterbrechung der Continuität keineswegs gering zu 
achten und es ist zu untersuchen, ob bei dieser Gelegenheit 
nicht etwa gewisse Elemente in die germanischen Rechte ein- 
drangen, die auch später, nachdem schon der, in erster Zeit 
so starke römische Anstrich gewichen war, dennoch für die 
weitere, augenscheinlich freie, germanische Rechtsentwicklung 
von Bedeutung blieben. 

Somit erscheint es geradezu unmöglich, die Quellen der 
Urzeit und diejenigen der Periode, die der Staatengründung 
und der Berührung mit den Römern folgte, gemeinsam zu be- 
handeln und es ergiebt sich die Nothwendigkeit einer Abson- 
derung. Daneben aber erscheint es ebenso wichtig, diejenigen 
Elemente kennen zu lernen, denen die Germanen in den von 
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ihnen eroberten Provinzen des römischen Eeiches begegneten, 
um sodann untersuchen zu können, ob und inwieferne diese 
fremden Elemente für die der Staatengründung unmittelbar 
folgende Zeit von Bedeutung waren. 

Einen weitgehenden Einfluss römisch-rechtlicher Elemente 
auf die Gestaltung des frankischen Bechtes hat schon Friedrich 
Eoth^) anerkannt: «Wie sich unter alten Namen allmählich 
Neues bildet, so pflegt unter neuen Namen Altes fortzudauern. 
Einzelne Begebenheiten, welche scheinbar das Bestehende ver- 
nichten, sind gemeiniglich nur den Oberflächen und den Spitzen 
verderblich ... die Vergangenheit, wenn auch verborgen, un- 
beachtet, ja verachtet, bleibt Grundlage*. Wenn wir diese 
Meinung und namentlich die Behandlung der gallo-römischen 
Elemente als Grundlage, als zu weitgehend ansehen, so können 
wir andererseits der vielfach vertretenen Geringschätzung dieser 
Elemente keineswegs zustimmen. Der Thatsache, dass zwischen 
der gallo-römischen und der germanischen Welt zahlreiche 
Gegensätze bestehen, 'widerstreitet die andere, dass wir diese 
Gegensätze im fränkischen Reiche friedlich nebeneinander finden, 
und das muss doch die Vermuthung nahe legen, diese Gegen- 
sätze seien nicht so schroff gewesen, wie es bei äusserer Be- 
trachtung erscheint. Deshalb kann uns ein Zuspitzen der Gegen- 
sätze, wie wir es z. B. in dem interessanten und lehrreichen 
Aufsatze von W. Sickel^) vorfinden, nicht zweckmässig er- 
scheinen. Mit der ihm eigenen Umsicht alles abwägend], hat 
auch in Bezug auf diese Frage Brunner 3) das Sichtige ge- 
troffen. Das fränkische Staatsrecht stellt sich demnach als 
Mischung römischer und germanischer Elemente dar und viel- 
fach vorkommende römische Formen können ihm den germa- 
nischen Inhalt nicht benehmen^). 

*) Ueber den bürgerlichen Zustand Galliens um die Zeit der fränk. 
Eroberung. Nüniberg 1827. 

.*) Zum Ursprung des mittelalterlichen Staates (in Mitth. d. Inatit. 
f. öst. Geschf. Ergänzbd. IL) p. 200 ff. 

8) Rechtsgeechichte IL § 59; Brunn er behält — seiner Aufgabe 
gemäss — zunächst nur das Öffentliche Recht im Auge. 

*) Ob aber der römische Einfluss nur zersetzend gewirkt (1. c. 
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Bekanntlich fassten einzelne Gelehrte der französischen 
Schule dies Yerhältniss ganz anders auf; behauptete doch sogar 
Desjardins^), die Eeformen Diocletians und Constantin des 
Grossen seien von grösserer Bedeutung gewesen, als die frän- 
kische Eroberung; die ersteren, nicht die letztere, hätten die 
gallo-römischen Verhältnisse umgestaltet. Derselben Meintmg war 
auch Fustel de Coulanges, der in den meisten seiner Werke 
zu dem Ergebnisse gelangte, dass die Franken an den Grenzen 
des römischen Reiches sozusagen ihre geistigen Waffen streckten, 
ihr Recht fallen Hessen und sich sofort romanisierten. Hiemit 
erklärte er die römischen Formen des sachenrechtlichen Ver- 
kehres der Merovingerzeit und machte dann auch Anstren- 
gungen, um daran die fernere Entwicklung — immer unter 
Ausschluss germanischer Elemente — zu knüpfen. Die 
römischen Ausdrücke der Urkunden und Formeln nahm er als 
voUgiltig an. Wirthschaftliche Motive wurden gar nicht be- 
rücksichtigt, die ökonomische Stellung der einzelnen Bechtsbe- 
griffe nicht in's Auge gefasst, es konnten daher die Resultate 
mit der ferneren Entwickelung nicht übereinstimmen. 

Der Weg aber, den Fustel eingescUagen, war nicht der 
gewöhnliche und dadurch machte er eine gewisse Ueberprüfung 
der ganzen Frage nothwendig; es muss nämlich nachgeforscht 
werden, ob man thatsächlich auf diesem Wege nur zu diesen 
Ergebnissen gelangt und ob Fustel auf seinem Wege in der 
That alles berücksichtigt hat, ob er nicht vielmehr die Sache 
zu einfach auffasste, da sie doch viel complicierter ist 

Und da wäre, angesichts der Thatsache, dass wir nach 
einer scheinbaren Romanisierung sodann einer vollen Entwicke- 
lung germanischen Rechtes begegnen, das Problem der gegen- 
seitigen Beziehungen römischer und germanischer Elemente 
auch für das Gebiet des Immobiliarrechtes auf ähnliche Weise 
zu lösen, wie es Brunner für das Gebiet des öffentlichen 
Rechtes gethan. 



IL p. 4), das müssen wir, nachdem wir das staatsrechtliche Gebiet nicht 
betreten, unerörtert lassen. 

») ööogr. de la Gaule romaine III. p. 11. 



— 9 — 

Es wären also die Elemente der beiderseitigen Immobiliar- 
verhältnisse zu prüfen und der Versuch zu machen, beiderseits 
manches zu finden^ wodurch auch ohne Aufgeben der hier that- 
sächlich vorhandenen juristischen Gegensätze, dennoch ein Aus- 
gleich möglich wurde. Diese Anknüpfungspunkte müssen auch nicht 
unmittelbar juristischer Natur gewesen sein; sociale und wirth- 
schaftiliche Momente mögen da ihre Bedeutung geltend gemacht 
haben. Dies konnte volistlLndig genügen; spielen doch bekannt- 
lich die wirthschaftlichen Handlungen unter den rechtsbilden- 
den Factoren eine nicht zu unterschätzende Bolle, nachdem ja 
alles, was die Befriedigung von Bedürfnisen in erlaubter und 
zweckmässiger (oder auch nur scheinbar zweckmässiger) Weise 
anstrebt, dahin zielt, schliesslich in Sechtsform zum Ausdruck 
zu gelangen. Die Würdigung der wirthschaftlichen Handlungen 
muss daher zu rechtshistorisch wichtigen Ergebnissen führen. 

Dem Auffinden von AnknüpAingspunkten in der oben 
erwähnten Bedeutung wird sodann die Untersuchung der wei- 
teren Frage folgen, welche von diesen Punkten in dem Aus- 
gleiche, der sich im Merovingerstaate vollzieht, die Hauptrolle 
spielen, ob von diesem Ausgleiche auch weiterliegende Gebiete 
ergriffen werden und welches die Folgen des Ausgleiches für 
das fränkische Becht sind. 

Im Laufe dieser Untersuchungen gelangen wir zur Ueber- 
zeugung, dass die Anknüpfungspunkte, durch die ein Ausgleich 
gallo-römischer und fränkischer Immobiliarverhältnisse erfolgt, 
einerseits in der Decadenz des römischen Bechtes ^), anderer- 
seits in den thatsächlichen wirthschaftlichen Bedürfnissen der 
Germanen zu suchen sind. 

Die Decadenz des römischen Bechtes, die wir eingehender 
besprechen, lässt gewisse, dem echten römischen Bechte fremde 
Halbheiten entstehen, in denen die reinen Bechtsbegriffe unter- 
gehen, oder doch wenigstens ihre Schärfe verlieren, fortan nur 
noch dem wirthschaftlichen Bedürfnisse nachgeben und sich in 
dieser Beziehung allen, wie immer gearteten Bechtsinstituten, 



») Brunner: R. G. H. 6 und 243 f. 
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die dasselbe Ziel verfolgen, an die Seite stellen. Aueli wirth- 
schaflilich erfolgte eine Rückbildung in frühere Culturstufen ^) 
was selbstverständlich ebenfalls zur Linderung eventueller 
scharfer Gegensätze beitrug. 

Die tbatsächlichen Bedürfnisse der Germanen bestanden 
doch wohl zumeist in der „Landnoth''. Es war ihnen also vor 
allem darum zu thun, erträgliche Bedingungen einer, ihren 
Wirthschaftsbegriflfen entsprechenden Existenz zu schaffen, be- 
ziehungsweise etwa vorhandene Existenzbedingungen im Sinne 
ihrer Wirthschaffcsb^riffe auszunützen. Bewusstes oder gar 
principielles Streben nach einer, den altgermanischen Sitten 
und Eechtsbräuchen entsprechenden Entwicklung der Im- 
mobiliarverhältnisse darf wohl nicht vorausgesetzt werden, denn 
der dazu noth wendige Patriotismus und das juristische Bewusst- 
sein gehören doch dieser Zeit nicht an. Es ist also anzu- 
nehmen, dass die Germanen der sofortigen Ausnützung vorge- 
fundener Immobiliarverhältnisse im Principe nicht abgeneigt 
waren und wenn dieselben ihren wirthschaftlichen Begriffen 
nicht gar zu sehr widersprachen, auch nicht daran dachten, 
dieselben einer durchgehenden Beform zu unterziehen, um ihnen 
das etwa anhaftende Merkmal römisch-rechtlicher Herkunft zu 
nehmen und den germanischen Charakter aufzudrücken ^). 

Abnormitäten des römischen Sachen- und Obligationen- 
rechtes, wie sie dem sinkenden Beiche, namentlich in den Pro- 
vinzen eigen sind, haben zur Folge, dass die römischen Formen 
in Gallien auf die Franken nicht so befremdend wirken, wie 
dies sonst hätte der Fall sein müssen. Kindes- und Greisen- 
alter haben manches, was sie einander näher bringt. Der 
Historiker findet nicht immer die Analogieen, denn ihm ist 
die Entstehung einzelner Institute bekannt und er vergisst 
nicht daran, auch wenn diese Institute Merkmale des Verfalles 
zeigen, dadurch ihrer Aufgabe untreu werden und eventuell 
sogar ganz anderen Instituten zu ähneln beginnen. Derselben 



^) Lamprecht: Deutsche Gesch. I. 264. 

>) Ueberhaupt befehden die Germanen das römische Recht nicht. 
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Schwierigkeit begegnet auch der zeitgenössische Jurist, der 
nicht umhin kann, mit gewissen, wenn auch veralteten juri- 
stischen Merkmalen zu rechnen und dabei oft die eigentliche, 
von der ursprünglichen schon ganz verschiedene, thatsächliche 
Bedeutung des betreffenden Instituts ausser Acht lässt. Ein 
fremdes und juristisch nicht geschultes Volk aber sieht diese 
Zustände ganz anders an; es rechnet überhaupt nur mit 
dem Vorhandenen, ohne auf die geschichtliche Entstehung ein- 
zugehen; und da ist es eben möglich, dass dasjenige, was uns 
abnorm erscheint, weil wir darin den Verfall eines reinen, uns 
wohlbekannten Begriffes sehen, diesem Volke nur durch die An- 
passung an thatsächliche Bedürfoisse auffiel und praktisch 
erschien. 

Diese Umstände waren es, die ein Nebeneinanderbestehen 
beider Elemente ermöglichten, ohne dass das innere Wesen der 
germanischen BfCchtsentwicklung so geändert worden wäre, wie 
man es hätte erwarten dürfen; ein Anpassen an die angenom- 
menen römischen Formen musste wohl erfolgen, der Grad dieses 
Anpassens aber ist fraglich. In dieser äusserlichen ßomani-*' 
sierung und unter dem Einflüsse römischer Formen sammelt 
sich der fränkische Eechtsstoff und gelangt zu einer Keife, die 
ihm eine weitere Entwicklung unter Berücksichtigung der ver- 
änderten Umstände gestattet und ihn schliesslich in die Lage 
versetzt, dem römischen Pädagogen unti*eu zu werden. 

Es ist dies also eine eigenartige Beception des römischen 
Rechtes, verschieden von derjenigen, die wir gewöhnlich mit 
diesem Namen bezeichnen, aber vielleicht ebenso wichtig; je- 
denfalls ist es kennzeichnend, dass sie dem Hauptzwecke der 
Beception, der Aufgabe, durch das römische Becht über das 
römische Becht hinauszugehen, insofern entsprach, als sie die 
systematische Ausbildung des mittelalterlichen Bechtes ermög- 
lichend, nicht zugleich eine sclavische Anlehnung an das rö- 
mische Becht bewirkte. 

Die Besultate, zu denen, wie schon erwähnt, Fustel de 
Goulanges gelangt war, hatten das Bestechende, dass sie unter 
Benützung einer etwas anders gearteten Methode und unter 
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fortwährendem Hervorheben seiner romanistischen Studien er- 
reicht waren. Von deutschen Eechtshistorikem ist auch that- 
sächlich ein solcher Weg niemals eingeschlagen worden. Somit 
wäre dieser Weg und das auf ihm zu erreichende in der oben 
angedeuteten Weise zu controUieren. 

Das allgemeine Programm Fustels halten wir für richtig 
und wollen die römisch-rechtlichen Elemente von den germa- 
nischen gesondert behandeln, um hierdurch eine yerlässliche 
Grundlage für die Untersuchung der Immobiliarverhältnisse des 
fränkischen Reiches, sowie des Mittelalters zu gewinnen. In 
Anlehnung daran werden sodann die Immobiliarverhältnisse 
anderer germanischer Völker zu erforschen und darzustellen 
sein und dadurch kann m. E. eine feste Basis zur Beurthei- 
lung derjenigen Nachrichten gewonnen werden, über die wir 
f&r die Urzeit verfügen. Ist es doch gar nicht nachgewiesen, 
ja nicht eiimial bestimmt vorauszusetzen, dass die Immobiliar- 
verhältnisse aller germanischen Völker auf eine bestimmte ge- 
meinsame Entstehung zurückzuführen wären i) und deshalb 
kann dasjenige, was uns unterschiedslos über die Germanen als 
solche gesagt wird, bei Untersuchungen über einzelne Völker 
nicht gehörig benutzt werden. 

Indem wir uns zuerst der Erforschung der gallo-römischen 
Immobiliarverhältnisse zuwenden, glauben wir mit Weber 2) 
die praktische Bedeutung derselben für die Interessierten immer 
im Auge behalten zu müssen; es ist dadurch wohl noch keine 
Nothwendigkeit strenger Scheidung juristischer und wirthschaffc- 
licher Gesichtspunkte gegeben, jedenfalls aber die Möglichkeit 
eines solchen Gegensatzes zu beachten. Und zwar bei der eigen- 
thümlichen Natur des römischen Rechtes wohl mehr, als in je- 
dem andern. 



*) Im Gegentheil betont Ficker: Ueb. goth., span. und norweg. 
isländ. Recht (in Mitth. d. Instit. f. öst. Geschf. Ergbd. II. p. 468), dass 
die Eigenthumsverhältnisse an Grund und Boden jedenfalls schon nach 
der Lösung der engen Bande ursprüglich nahe verwandter Stämme aus- 
gebildet wurden. 

') Römische Agrargeschichte p. 5. 
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Das römische Kecht sieht vor Allem auf scharfe Präcision; 
in dieser Hinsicht steht es so hoch, wie wohl kein anderes; 
aber eben dadurch will es sich den veränderlichen Verkehrsbö- 
dürfnissen nicht anbequemen und Uebergänge von einem Bechts- 
institut zum andern, sind, auch wenn sie sich im Verkehre 
vollziehen, durch die juristische Präcision schwer möglich. »In 
rebus novis constituendis evidens esse utilitas debet, ut rece- 
datur ab eo jure, quod diu aequu:m visum est'^), deutet klar 
auf die Abneigung der Bömer, das einmal angenommene fallen 
zu lassen und lieber sehen sie es, dass längst verfallene Insti- 
tutionen noch immer wieder besprochen werden, als dass man 
wichtigen Gepflogenheiten des Verkehrs, die schon lange, wenn 
auch nur als rein bürgerlicher Brauch bestehen, zu einer recht- 
lich bestimmten Ausgestaltung verhelfe ^) und dadurch etwa 
eine Neubildung schaffe, die dem hergebrachten Systeme nicht 
ganz entsprechen könnte. 

Wohl kann man den Bömem ein gewisses Verständniss 
für wissenschaftliche Eigenschaften nicht ganz absprechen; be- 
merkenswerth ist dasjenige, was Voigt 3) über die technische 
Produktion und die bezüglichen römisch-rechtlichen Erwerbs- 
titel sagt: auch kann etwa die Bestimmung, dass die Bealser- 
vitut eine perpetua causa haben und die betreffenden Grund- 
stücke benachbart sein müssen', wohl auf wirthschaftliche Mo- 
tive zurückgeführt werden. Nur ist die wirthschaftliche An- 
schauung der römischen Juristen in ihrer Entwicklung da- 
durch behindert, dass ihnen im Privatrechte die Person als 
solche, ohne Bücksicht auf alle Nebenumstände, als Mittelpunkt 
der Construction erscheint. Der Individualismus feiert im rö- 
mischen Privatrechte seinen höchsten Triumph *) und da musste 



«) Ulpian L. 2. Dig. IV. 2. 

*) Voigt in Ber. d. phil.-hi8t. Classe d. kgl, sächs. Ges. d. Wies. 
1888 XL. 280 f. 

8) Abliandl. d. phiL-hist. Classe d. kgl. sächs. Ges. d. Wiss. XL 

*) In wiefeme dazu die strenge Sonderung von Privatrechfc und 
Öffentlichem Beeht beigetragen hat, s. Gierke: Die sociale Aufgabe des. 
Privatrechtes. 



— 14 — 

naturgemäss die privatrechtliche Anschauungsweise über die 
wirthschaftliche siegen; der letzteren wurde nur so viel einge- 
räumt, als durchaus für die Befriedigung wirthschaftlicher Be- 
dürfnisse des Individuums nothwendig war und nur da gelangt 
die wirthschaftliche AufiPassung zur vollen Geltung, so z. B. 
beim Begriff der Pertinenz, obgleich auch sonst der gesunde 
praktische Verstand in vielen Fällen ein Ueberwuchern des 
Subjectivismus verhinderte ^). 

Im allgemeinen aber muss da, wo das Individuum den 
Mittelpunkt bildet, das theoretische Yerständniss für die rechts- 
bildende Wirksamkeit der wirthschaftlichen Momente verküm- 
mern und wenn nur überhaupt die wirthschaftliche Existenz 
innerhalb der privatrechtlichen Grenzen möglich ist, — was 
eben bei der genial angelegten Allgemeinheit der römischen 
Bechtskategorien zutrifft — entfallt auch die Gelegenheit einer 
Aeusserung der wirthschaftlichen Anschauung und das Feld 
wird von der juristischen Theorie rücksichtslos occupirt. Es 
werden dann theoretische Feinheiten, die im Verkehr jedwede 
Bedeutung verloren haben 2), gepflegt, hingegen aber thatsäch- 
lich wichtige Bechtsgeschäfte, die sich mit der Zeit vom Stamm- 
baume, dem sie entsprungen, sehr weit entfernt haben und nur 
noch deshalb mit ihm in einem gewissen Zusammenhange 
stehen, weil ihnen keine eigene Form gewährt wurde, mit Still- 
schweigen übergangen und auf Grund privatrechtlicher Aehn- 
lichkeit, ungeachtet der wirthschaftlichen Verschiedenheit, an 
den Stammbaum gefesselt. Die Logik juristischer Gonstruction 
siegt über die Thatsachen. 

In hohem Grade machen sich diese Umstände im Immo- 
biliarrechte fühlbar. »Dominium rerum ex naturali possessione 
coepisse Nerva filius ait^)«, birgt wohl noch eine wirthschaft- 
liche Beminiscenz, die aber doch dem Begriffe des von Natur 
aus unbeschränkten Eigenthums, der von Natur aus unbe- 



*) Pernice: Labeo IT. p. 11 f. 

2) Näheres bei Oertmann: Die Volkswirthschaftslehre des Corpus 
Juris Civilis. 

») L. 1. § 1. D. XU. 2. 
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schränkten Verfügungsgewalt weichen musste. Daher auch die 
Antipathie des Körners g^en das Miteigenthum, das er ja täg- 
lich vor sich sah, dessen wirthschaftlich herzustellendem Be- 
griffe er aber doch lieber aus dem Wege gieng» Das theoretisch 
unbeschränkte Eigenthum des Bömers kann sich durch Hinzu- 
fügung weitgehender Beschränkungen, unentwickelten Bechts- 
Yerhältnissen eines niedriger stehenden Systems thatsächlich 
nähern und wirthschaftlich denselben Zweck erfüllen, ohne dass 
wir dies sofort bemerken. Denn durch die classisch gewordene 
Auffassung des Eigenthums ^) ist unser ganzes Denken in dieser 
Beziehung einseitig ausgebildet worden, so dass es eines grossen 
Arbeitsaufwandes modemer Juristen bedurfte, um uns beispiels- 
weise im Besitze die thatsächliche und wirthschaftliche Verbin- 
dung von Person und Sache erblicken zu lassen^). 

Historisch können wichtige Veränderungen des bestehen- 
den Rechtes nachgewiesen werden, Veränderungen, die den ge- 
sammten Charakter des betreffenden Instituts berühren und 
seine ursprüngliche Stellung im Systeme verschieben, wobei 
aber doch die vormaligen Formen beibehalten werden. Das 
praktische römische Immobiliarrecht unterscheidet sich daher 
vom theoretischen und wenn wir einerseits bewundern müssen, 
wie gut sich die Präcision der römischen Rechtsbegriffe mit 
einer gewissen Dehnbarkeit derselben verträgt, wie so man- 
cherlei, was dem früheren Rechte ganz fremd gewesen, durch 
eine gewisse Combination doch unter einen schon bestehenden 
Begriff subsumirt werden kann, so sehen wir auch andererseits^ 
dass oftmals in einem Bechtsbegriffe Abnormitäten Platz finden 
mussten, die der Grundauffassung des Begriffes, der sie um- 
schloss, nicht entsprachen. 

Eine unter Beobachtung dieser Momente geführte Unter- 
suchung, schränkt wenigstens quantitativ die Geltung des all- 
gemein theoretisch angenommenen Eigenthumsbegriffes ein. 



1) Arndts: Pandekten (XIV. Aufl.) § 130. Anm. 4. 
*) S. die geistvolle Schrift von Böhm-Bawerk: Rechte u. Ver- 
hältnisse vom Standpunkte der volkswirthschaftlichen Güterlehre p. 37. 
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Nachdem wir auf diese Weise die eine Grundlage des spä- 
teren fränkischen Immobiliarrechtes kennen lernen, wenden wir 
uns im zweiten Buche der Erforschung desjenigen alten sal- 
fränkischen Bodenrechtes zu, welches der Zeit angehört, in der 
die Salfranken noch in keine nähere Berührung mit den Bö- 
mem getreten waren. 

Die Abgränzung in ersterer Hinsicht haben wir bereits 
oben, unter Berufung auf die Aeusserung Fickers^), ange- 
deutet. Die Continuität der Entwicklung des deutschen Eechtes, 
namentlich einzelner charakteristischer Grundideen, wollen wir 
nicht bestreiten und recht belehrend ist es ja, diese Continuität 
auch da, wo sie nicht so ganz augenscheinlich auftritt, zu 
suchen. Ob man sie aber auch da, wo sie noch nicht erwiesen 
ist, wo sie daher zum Theil das thema probandi bildet, schon 
inmier voraussetzen und im Zweifel auch Analogieen, die mit 
ihr zusammenhängen, als Informationsquelle annehmen darf, 
scheint uns doch zum mindesten fraglich. 

Für das Gebiet des öflRentlichen Eechtes ist das Bestreben, 
ein jedes Volk abgesondert zu behandeln und dabei alle die 
Umstände, welche die Entwicklung desselben beeinflussten, zu 
berücksichtigen, schon längst zum Durchbruch gelangt Auch 
im Gebiete des Privatrechtes, das Ja in jener Zeit mit dem 
öflFentlichen so stark verwoben ist, musste nothwendigerweise, 
eben dieser starken Verbindung wegen, die Auffassung, die wir 
hier vertreten, an Anhängern gewinnen 2). Dies um so mehr, 



») In Mitth. d. Instit. f. Ost. Geschf. Ergbd. IL p. 468. 

2) Näheres hierüber am Schlüsse. Hier verweisen wir nur auf 
Pernice in Krit. Viertjschr. IX. 67 ff., Fipper: Das Beispruchsrecsht 
nach altsächs. Recht, R s i n : Die Formvorschrifben für die Yerausserungs- 
gesch. d. Frauen nach langobardischem Recht, E eh n e : Die Geschlechts- 
verbindungen der Unfreien im fränkischen Recht, Adler: Ueber das 
Erbenwartrecht nach d. alt. bairischen Recht., dessen Eheliches Güter- 
recht u. Abschichtungsrecht nach d. alt. bair. Recht u. A. — In Gesammt- 
darstellungen befolgen diesen Grundsatz Brunn er und Lamprecht, 
zum grossen Theil auch Schröder. Im allgemeinen aber wird diese 
Abgränzung privatrechtlich nicht motiviert und da wäre doch zu sagen, 
dass man in Untersuchungen über einzelne Rechtsinstitute schon durch 
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a]s es ja heute nach Brnnners^) und Fickers») Arbeiten 
keinem Zweifel mehr unterliegt, dass sogar spätere Quellen des- 
selben Volkes weit eher zu Rückschlüssen zu verwenden sind, 
als gleichzeitige Quellen selbst naheverwandter. Die abgeson- 
derte Behandlung einzelner Völker bedarf daher keiner näheren 
ßechtfertigung, da sie fast allgemein angenommen ist. 

Aber auch die Abgrenzung in zweiter Hinsicht ist leicht 
zu erklären. Wenn überhaupt von epochemachenden Vorfallen 
gesprochen werden darf, so ist das Sesshaftwerden eines ger- 
manischen Volkes auf römischem Provinzialboden und die un- 
mittelbare Berührung mit den Cultur-, Rechts- und Wirth- 
schaftsverhältnissen der Römer gewiss epochemachend gewesen. 
Die Folgen waren sehr verschieden und werden vielleicht von 
manchem überschätzt, aber in keinem Falle und von keinem 
Volke, das mit den Römern in Berührung trat, darf behauptet 
werden, es sei ihm von der alten und noch immer glänzenden, 
wenn auch verfallenden Cultur nichts annehmbar erschienen, 
oder es habe nichts davon seinen Ideenkreis erweitert und seine 
Rechtsanschauung geändert. Unfähig ihren eigenen Untergang 
aufzuhalten und sich zu ihrer wahren Grösse nochmals ganz auf- 
zuraffen, barg die alte Cultur und namentlich das unvergleichliche 
Genie der römischen Jurisprudenz doch noch manches Element, 
das auf neuen Gebieten, unter neuen Verhältnissen befruchtend 
und belebend wirken konnte. 

An gerechter Beurtheilung der Einwirkung römischer Ele- 
mente auf die germanischen Völker hindert uns zumeist jene 
Ansicht, der gemäss wir in Rom vorwiegend den Verfall, bei 
den germanischen Völkern vorwiegend die von Tacitus beschrie- 
bene Tugend und Machtfülle sehen. Und dabei übersieht man 
nur gar zu leicht, dass nicht nur Gothen und Burgunder den 



die Thatsache einer gemeinsamen Behandlung aller germanischen Völker 
gezwungen wird, eigene, vorgefasste Ansichten über die untersuchten 
Institute und ihre Stellung im gesammten Privatrechte, zur Geltung zu 
bringen; sonst könnte man überhaupt nicht generalisieren. 
Sippe und Wergeid. 

2) In Mitth. d. Instit. f. Ost. Geschf. Ergbd. II. p. 455 ff. 
Halban Blnmenstok, Iixuno1)iliareig*nüiii]ii I. 2 
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Römern so vieles yerdanken und man prüft auch nicht genug 
den Umstand, dass manche germanische Völker durch die Be- 
rührung mit Bom wie neu belebt, mit verdoppelter Kraft ihren 
Staat«- und Bechtsorganismus ausbauen. 

Wie immer man auch die positive, beziehungsweise die 
negative Einwirkung römischer Elemente beurtheilen mag, 
leugnen darf man sie keineswegs und ebensowenig unter- 
schätzen und somit ist es auch schwer möglich, dasjenige, was 
sich auf die Zeit, die dieser Einwirkung vorangieng, und das- 
jenige, was sich auf eine spätere Zeit bezieht, unterschiedslos 
zu behandeln; diese Abgrenzung ist also ebenso geboten, wie 
die Beschränkung auf ausschliesslich salfränkisches Material. 

Aus dieser Abgrenzung nach zwei Bichtungen ergiebt sich 
auch der auszunützende Quellenkreis und die zu befolgende 
Methode. 

Der Quellenkreis muss sehr gering sein ; wir hatten schon 
Gelegenheit zu sagen, warum wir die ältesten Nachrichten vor 
der Hand ausschliessen und warum dieselben momentan für 
unsere Zwecke schwer zu benützen wären. • Die Absonderung 
desjenigen, was sich auf die Zeit vor Betreten des römischen 
Gebietes bezieht, von demjenigen, was nur für die Verhältnisse 
des fränkischen Beiches gilt, zwingt uns auch das gesammte 
Urkunden- und Formelmaterial einer speciellen Behandlung zu 
unterziehen. Die fränkischen Formeln und Urkunden lehnen 
sich im allgemeinen an die römischen an; sie sind die am 
meisten romanisierte Bechtsäusserung der Franken. Wir sind 
weit davon entfernt, hierin einen Beweis vollständiger Bomani- 
sierung des fränkischen Bechtes zu sehen i), doch ist es un- 
zweifelhaft, dass dieses äusere Anlehnen geringere Unterschiede 
des fränkischen und römischen Bechtes ebnet, in mancher Be- 
ziehung die beiden Bechtssysteme an einander abschleift und 
da, wo sie sich, wenn auch nur ganz äusserlich, ähnlich sehen, 
zu einer gewissen Verschmelzung führt. So kommt es, dass 
römische Worte und Formen germanischen Begriffen zum Aus- 



*) Wir kommen darauf im dritten Buche zurück. 
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druck dienen, ohne dass es uns in einem jeden Falle möglich 
wäre, festzustellen, ob nicht auch der germanische Inhalt dar-^ 
unter theilweise leide. 

Somit ist jedenfalls in den Urkunden und Formeln eine 
gewisse Weiterentwicklung des Volksrechtes gegeben , eine 
Weiterentwicklung unter Zuhilfenahme von Elementen, die dem 
Volksrechte fremd waren und namentlich der Berührung mit 
römischem Bechte und römischen Notaren entsprangen. Da- 
durch aber erhält das diplomatische Material eine ganz eigen- 
artige Stellung und kann als Erläuterung des Volksrechtes in 
seiner ursprünglichen, oder doch wenigstens vorrömischen Be- 
deutung nicht gut verwendet werden i). 

Als Hauptquelle dieser Untersuchung bleibt uns also nur 
das Volksrecht selbst, die Lex Salica und dasjenige, was sich 
an sie unmittelbar anschliesst und wenn auch späteren Ur- 
sprunges, doch für das Verständniss des fränkischen Ideen- 
kreises von hohem Interesse ist, nämlich einzelne Capitularien 
und einzelne Bestimmungen der Lex ßibuaria. Die Art und 
Weise, in der wir die Lex Salica und Lex Eibuaria benützen, ist 
dem zweiten Buche zu entnehmen ; hier glauben wir nur recht- 
fertigen zu sollen, warum wir die Capitularien heranziehen, 
trotzdem wir doch andererseits das gesammte diplomatische 
Material vor der Hand ausschliessen und uns eine abgesonderte 
Behandlung desselben im dritten Buche vorbehalten. Unleug- 
bar stehen auch die Capitularien unter dem Einflüsse der 
mittlerweile erfolgten Berührung mit den Körnern, sie sollen, 
ebenso wie Urkunden und Formeln, zunächst den praktischen 
Bedürfnissen entsprechen, daher auch eventuell im Nothfalle 
Gegenstätze zwischen römischem und fränkischem Rechte mög- 
lichst ausgleichen, sie können ja sogar direkt dazu dienen, ein- 
zelnen römischen Begriffen Bahn zu brechen. 

Doch geschieht dies alles auf ganz andere Weise. Für die 
Capitularien giebt es keine römischen Vorlagen in diesem Sinne, 
wie für Urkunden; die Capitularien können naturgemäss nicht 



') Wir werden dies im dritten Buche genauer nachweisen. 
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schablonenhafl; abgefasst worden sein, denn sie mussten vor 
allem die Absicht des Gesetzgebers klar ausdrücken. Die Yer- 
quickung römischer und germanischer ßechtsbegriffe kann hier 
höchstens dadurch erfolgen, dass der Gesetzgeber in einzelnen 
Fällen, vielleicht unbewusst, von einer römischen Anschauung 
beherrscht, das germanische Becht in römischem Sinne, be- 
ziehungsweise im Sinne der ihm sympathisch gewordenen, ur- 
sprünglich römischen Anschauung, ändert. Da ist also ein 
Auseinanderhalten des Alten und des Neuen bei weitem leichter 
und es ist auch ein unmittelbar zu gewinnendes Besultat vor- 
handen, nämlich eine bestimmte Information über die Ent- 
wicklung schon bekannter Begriffe. 

Meiner polnisch erschienenen Arbeit über die salfränkischen 
Bodenrechtsverhältnisse i) ist vorgehalten worden 2), dass bei 
der Art und Weise, in der ich vorgehe, die Zulässigkeit der 
Anwendung der inductiven Methode ohne nähere Begründung 
geleugnet und ausserdem die geschichtliche Bechtsforschung 
so wichtiger Mittel, wie es doch die Bückschlüsse und die Er- 
gänzung des unmittelbaren Quellenmaterials durch Heranziehung 
von reichlich vorliegenden Analogien sind, beraubt wird. 

Im allgemeinen ist dies wohl richtig; über die Zulässigkeit 
der Anwendung der inductiven Methode bei rechtsgeschichtlichen 
Untersuchungen, habe ich mich eigentlich gar nicht direkt ge- 
äussert und kann auch hier keineswegs darauf eingehen; der 
Bahmen dieser Einleitung müsste dann zu sehr überschritten 
werden. Ich kann daher die diesbezüglichen Ansichten MilPs, 
Spencer^s u, A. nicht besprechen und glaube, dass sich 
hier überhaupt schwer allgemeine Grundsätze aufstellen lassen. 
Wenn man aber bei einer Untersuchung, wie die im zweiten 
Buche vorliegende, das Bedürfniss empfindet, der Sache ohne 
Nebengedanken und ohne irgendwelche, (wenn auch sonst noch 
so begründete und auf viele Völker anwendbare) Systeme auf 

^) Im XXIX. Bande der Sitzungsber. d. phil.-hist. Classe d. k. k. 
Akademie d. Wiss. in Erakau. 

*) Von Dargun in der Histor. Vierteljahrschr. (polnisch) VI. 3. Heft 
p. 611 ff. 
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den Grund zu gehen, dann liegt es ja in der Aufgabe selbst, 
dass man dasjenige, woraus ergänzende Schlüsse gezogen wer- 
den könnten, nämlich die vorgefassten Meinungen und die fer- 
tigen Systeme, bis auf weiteres über Bord wirft, um die Be- 
obachtung so unparteiisch als möglich zu machen ^). 

Gegen Bückschlüsse im allgemeinen habe ich mich auch 
nicht ausgesprochen; darin stimme ich zumeist mit Ficker^s 
Ausführungen überein ^); nur ist hiebei die Vorsicht, die 
Brunner 3) betont, im Auge zu behalten, nämlich die Even- 
tualität einer gegenseitigen jüngeren Entlehnung oder einer 
unabhängigen gleichartigen Neubildung^). Man muss also zu 
Bückschlüssen nur tadellos reines Material verwenden ^) ; wenn 
wir aber in der Geschichte eines Volkes epochemachende Vor- 
föUe erblicken, so müssen wir doch vor allem die Frage be- 
antworten, ob und inwiefeme jene Vorfalle die direkte Port- 
entwicklung der untersuchten Bechtsbegri£Ee ändern konnten 
und änderten. Vor Entscheidung dieser Frage scheint uns 
jeder Vergleich gefahrlich; und wenn wir in der Befürchtung 
dieser Gefahr weit gehen und uns freiwillig mancher er- 
wünschten Schlüsse zunächst enthalten, so bringen wir damit 
ein Opfer , das vielleicht nicht in jedem Falle als durchaus 



i).Der Vorwurf, den ich hiemit beantworte, lautet: »Bei der Be- 
Bprechung der Theorie vom Gesammt- und Individualeigen stellt der 
Verfasser nicht die Frage, ob es keine Typen einheitlicher Rechtsent- 
wicklung gebe, die, wenn auch nicht auf die ganze Menschheit, so doch 
auf einzelne Theile anwendbar wären. Gäbe es keine solchen Typen, 
dann wäre jede Induction auf diesem Gebiete unbegründet ; bestehen sie 
aber, dann muss man mit ihnen rechnen«* (v. Dargun 1. c. p. 617). 

2) Erbenfolge I. §§ 26, 27. 

*) Rechtsgesch. I. § 15. 

*) S. auch Ficker 1. c. I. § 18. 

<^) Ficker (Ueb. goth.-8pan. u. norweg.-isländ. Recht p. 513) sucht 
dieser Schwierigkeit dadurch abzuhelfen, dass er, behufs Entscheidung 
der Frage, ob in dem betreffenden Falle rein germanisches Recht vorliege, 
die verwandten Rechte befragt ; dass sich dieser Ausweg, der auch theo- 
retisch nicht ganz tadellos ist, nicht immer bewährt, sehen wir auf p. 533 
derselben Abhandlung. 
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nothwendig anerkannt werden wird, das aber keineswegs so 
schädlich sein kann, wie ein Zuweitgehen in der entgegen- 
gesetzten Sichtung; ein unvollständiges Besultat ist einem so 
vervollständigten, sowohl in Bezug auf Yerlässigkeit, als auch 
in Bezug auf die homogene Gestaltung vorzuziehen. 

Aus ähnlichen Gründen glaube ich mich zunächst auch 
der Benützung des vergleichenden Materials enthalten und 
mich in der Heranziehung von Analogieen aus dem Gebiete 
verwandter Rechte auf das allerwenigste beschränken zu sollen. 
Der rechtsvergleichenden Methode verdanken wir allenfalls den 
Sturz der früher allgemeinen Anlehnung an das römische 
Becht. Doch ist die vergleichende fiechtswissenschaft zum 
Theile ihrem natürlichen Programme, der Achtung des Eigen- 
wesens eines jeden Volkes, zu Gunsten von nicht immer be- 
gründeten generellen Auflassungen untreu geworden. Zweifels- 
ohne liegt schon in der Möglichkeit solcher genereller Auf- 
fassungen ein bedeutender Fortschritt; bei Untersuchungen über 
einzelne Punkte aber können die Ergebnisse der vergleichenden 
Bechtswissenschafb nur insoferne und zwar anr^end wirken, 
dass wir darin eine Sammlung möglicher Lösungen sehen und 
fragen dürfen, ob nicht eine davon auch in unserem Falle 
zutrefie. 

Ganz hesonders bezieht sich dies auf die mehr oder weniger 
nahe verwandten germanischen Rechte; denn hier ist die rich- 
tige Benützung von Analogieen und die direkte Folgerung auf 
ihrer Grundls^e, von der genauen Kenntniss des gegenseitigen 
Verhältnisses der einzelnen Bechte und ihrer Theile abhängig. 
Und wenn wir bedenken, wie schwankend unsere diesbezüg- 
lichen Kenntnisse sind, weiin wir die Schwierigkeiten erwägen, 
die in Fickers Buch bekämpft, aber zugleich auch hervorge- 
hoben werden, so gelangen wir zur Ueberzeugung, dass eine 
so genaue und über alle Zweifel erhabene Kenntniss der Ver- 
wandtschaftsgrade germanischer Bechte und ihrer einzelnen 
Theile, noch für lange Zeit unerreichbar bleibt. 

Somit liesse sich doch nicht behaupten, dass v. Amira 
und Ficker einen allgemein einzuschlagenden Weg gezeigt 
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und dadurch alle anderen Methoden ausgeschlossen hätten ^). 
Gelangt man auf verschiedenen Wegen zu ähnlichen Ergeb- 
nissen, dann ist darin für alle Theile Befriedigung zu finden; 
sind die Ergebnisse verschieden, dann erst ist eine methodo- 
logische Untersuchung am Platze. Und so sieht auch Ficker^), 
dem es doch gelungen ist, seine methodologischen Ansichten 
in ganz seltener Weise interessant wiederzugeben, ein, dass der 
Werth der Ergebnisse seiner diesbezüglichen Erörterungen für 
die besonderen Aufgaben, die er verfolgt, erst^nach Ausführung 
der Einzeluntersuchungen bestimmter hervortreten werde. Desto 
weniger dürfen wir es uns anmassen, vor Beendigung unserer 
Einzeluntersuchungen dem Leser eine methodologische Abhand- 
lung vorzulegen. 

Nur einem Vorwurf möchte ich, wenn möglich, schon an 
dieser Stelle entgegentreten und mich in dieser Beziehung iror 
Misäverständnissen schützen. 

Brunner 8) tadelt an Fustels Methode vor allem die 
grundsätzliche Durchforschung eines räumlich und zeitlich enge 
begrenzten Quellengebietes und das absichtliche Ignoriren alles 
anderen ; dies sei der Grund, warum die Quellen vielfach miss- 
verstanden werden. Brunner ist besorgt, auch in Deutsch- 
land beginne Fustel Schule zu machen „für ein wissenschaft- 
liches Programm, welches zwar mit Becht gegen den babylo- 
nischen Thurmbau geistreicher Einfälle opponiert, aber von 
vorneherein jedes Verständniss für den Zusammenhang rechts- 
geschichtlicher Entwicklung ausschliesst, weil es schon den 
Versuch, zu einem solchen sich durchzuringen, als 
unmethodisch verurtheilt.* Ich möchte nicht gerne diese 
Kritik auf meinen Versuch, die Frage der Entstehung deutschen 
Immobiliareigens zu lösen, angewendet sehen. Meine Stellung 



Wenn überhaupt gesagt werden dürfte, dass Methoden sich aus- 
schliessen, was wohl mit S o h m : Frank. Recht u. röm. Recht p. 2 f. zu 
verneinen ist. 

«) Erbenfolge I. §65. 

•) R. G. II. p. 2. Anm. 2. 
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gegenüber der Lehre Fustels^) wird schon im zweiten Buche 
ziemlich genau hervortreten, aber erst im dritten werde ich in 
die Lage kommen, Fustel auf seinem Hauptgebiete und Schritt 
für Schritt zu bekämpfen. Ich versuche es eben, indem ich 
einen Weg einschlage, der äusserlich dem von ihm gewählten 
gleicht, wohl «gegen den babylonischen Thurmbau geistreicher 
Einfalle zu opponieren**, zugleich aber die enge Abgrenzung 
eines Quellengebietes nur als Mittel zum Zwecke zu benützen 
und jedenfalls in den Hauptfehler Fustels, der „vor gewalt- 
samen Auslegungen nicht zurückschreckt, um das vermeintliche 
Durchschnittsergebniss des üntersuchungsfeldes zu retten *^, kei- 
neswegs zu verfallen. Die Beschränkungen also, die ich mir 
hier, in Bezug auf Verwerthung der Ergebnisse der vergleichen- 
den Bechtswissenschaft, sodann in Bezug auf Benützung an- 
derer Yolksrechte und namentlich des diplomatischen Materials, 
auferlege, kann natürlich nur als eine vorübergehende betrachtet 
werden und sie wird dem weiter folgenden Suchen nach einer 
Synthese weichen müssen. 

Li dieser Hinsicht auf die Fortsetzung meiner Arbeit selbst 
verweisend, glaube ich noch hinzufugen zu sollen, dass Fu- 
stels Vorgehen nicht nur an methodischen Fehlern, sondern 
in vielleicht noch höherem Grade an vorgefasster Meinung 
krankt und diese vorgefasste Meinung, die für sich ebenfalls 
einen babylonischen Thurmbau geistreicher Einfälle bildet, wird 
seiner Methode verhängnissvoller, als die Abgrenzung des 
Quellengebietes. Diese Abgrenzung selbst ist eben bei ihm gar 
nicht consequent durchgeführt und sie wird zumeist nur da be- 
tont, wo sie den Beweis seiner Meinung ermöglichen soll. 

La formeller Beziehung muss ich manches entschuldigen, 
was unangenehm berühren könnte. 

Es werden — namentlich im ersten Buche — Fragen be- 
rührt und mitunter auch nur gestreift, die »an und flir sich 

1) Ich widmete der Charakteristik dieser Methode einen speciellen 
Artikel, betitelt: »Fustel de Coulanges als Rechtshistoriker« (im Przeglad 
Polski 1S90), den ich hier natürlich nicht resümieren kann. 
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Gegenstand wissenschaftlicher Kämpfe und Controversen sind; 
der umstand, dass ich mancher dieser Controversen nicht ein- 
mal erwähne, oder mich mit einer kurzen Bemerkung begnüge, 
könnte vielleicht missdeutet werden. Dem gegenüber muss ich 
auf die möglichst sichere und direkte Verfolgung meines Haupt- 
zweckes aufmerksam machen, wobei nur dasjenige zu erwähnen 
und zu behandeln war, was mindestens mittelbar mit der Haupt- 
aufgabe in Verbindung steht. Wenn in einem gewissen Falle 
die Theilnahme des Germanisten an einer römisch-rechtlichen 
Streitfrage im Interesse der deutsch-rechtlichen Ergebnisse noth- 
wendig erschien, habe ich mich dieser Aufgabe nicht entzogen; 
wo dies aber nicht zutraf, ist dasjenige, was nach eigener Ueber- 
zeugung als wichtiger befunden wurde, angenommen und für 
den eigentlichen Zweck verwertet worden. Ob in dieser Be- 
ziehung auch immer das Sichtige getroffen wurde und nicht 
manches weggelassen worden ist, was besser hätte bleiben sollen 
und umgekehrt, muss ich dem Urtheile des geneigten Lesers 
anheimstellen; bei einer Darstellung, die eigentlich die Be- 
stimmung hat einer andern als 'Grundlage zu dienen, ist es 
doppelt schwer, Maass zu halten. 

Dieselben Gründe führe ich auch zur Entschuldigung einer 
erheblichen Schattenseite des ersten Buches, nämlich des üm- 
standes, dass ich mich in der Darstellung zu weuig an die po- 
litische Geographie halte, an. 

Die Unterschiede, die es zwischen den einzelnen Theilen 
Galliens gab, müssten in einer gallo-römischen Bechtsgeschichte 
gehörig beachtet werden und da glaube ich, Hessen sich abge- 
sonderte Bechtsgebiete finden, mit deren Eigenthümlichkeiten 
zu rechnen wäre. Nachdem es uns aber bloss darum zu thun 
ist, dassjenige herauszugreifen, was für die spätere Entwicklung 
nothwendig ist, ist ein Vorgehen, wie das hier gewählte, an- 
gezeigt oder doch wenigstens entschuldbar. — Fragmentarisch 
musste diese Darstellung doch allenfalls ausfallen. 

Was das eigentliche germanistische Gebiet anbelangt, habe 
ich vielleicht theilweise weniger citiert, als dies in den meisten 
Fällen gethan wird; die Vertrautheit der deutschen Beehtshi- 
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storiker mit den Hfiiiptelementeii der von mir behandelten 
Fragen voraassetzend, hielt ich stellenweise das peinliche und 
mitunter kleinliche Anfuhren namentlich allbekannter Werke 
für überflüssig und glaube dadurch dem Fachmanne keinerlei 
Schwierigkeiten bereitet zu haben. Die ünvollständigkeit spe- 
zieller hterarischer Angaben aber wolle durch die hiesigen 
Bibliotheksverhältnisse entschuldigt werden, die sich wohl in 
letzter Zeit dank der trefflichen Fürsorge weiland Professors 
V. Dargun und der Einsicht des Bibliothekars Dr. v. Est- 
reicher ßozbierski bedeutend gebessert haben, immerhin 
aber noch sehr viel zu wünschen übrig lassen. 



I. Buch. 

Die gallo-römischen Bodenrechtsverhält- 
nisse. 



I. Vorbemerkungen. 



Es unterliegt keinem Zweifel, dass Born, trotz vielfacher 
dahinzielender Bemülinngen den Endzweck des Gentralismas, 
nämlich die schonungslose ünterwerfiing historisch entstandener 
und begründeter Bechte unter das Becht des Siegers, niemals 
erreicht hat und vielleicht auch in dem Maasse nicht erreichen 
wollte. 

Boms Einfluss war ein grossartiger und geradezu beispiel- 
loser; er wurde überall und allseitig geltend gemacht und be- 
kanntlich verfuhr man in der Wahl der Mittel mit einer Härte, 
die an Gewissenlosigkeit streifte. Den Provinzen sollte jedwede 
Selbständigkeit auf politischem und ökonomischem Gebiete 
entzogen werden; die römische Verwaltung strebte mit ziel- 
bewusster Gonsequenz die thatsächliche Nutzbarmachung aller 
Lebenssäfte der unterworfenen Länder an; dem wohlverstandenen 
Interesse Boms allein sollten sie alle dienen. 

Eben deshalb aber, dass der römische Gentralismus nicht 
theoretischen, sondern ausschliesslich praktischen Beweggründen 
entsprang und nicht dem römischen Chauvinismus, sondern dem 
Staatswohle dienen sollte, trachteten die römischen Staatsmänner 
darnach, den neuen Theilen des Imperiums nur solche Lasten 
aufzubürden, die — wenn auch thatsächlich sehr gross — doch 
ihre Existenz nicht gefährdeten und ihre Entwicklung nicht 
lähmten. Man wusste und fühlte es, dass die Povinzen ihre 
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wichtigen Aufgaben nur dann erfüllen werden, wenn sie, trotz 
weitgehender Abhängigkeit, dennoch die zur Entwicklungs- 
fähigkeit nothwendige Freiheit erhalten. Die Nothwendigkeit 
eines'freien Kreislaufes in allen Gliedern des grossen Körpers sahen 
die Eömer ein und wussten, dass die erwünschte Anschliessung 
an Kom eben auf Grund und unter Mitwirkung dieses Kreis- 
laufes, der die einzelnen Glieder vor nutzlosem Absterben 
schützte, desto vollkommener eintreten werde. Die Provinzial- 
politik, namentlich der römischen Kaiser, bemüht sich daher, 
den richtigen Mittelweg zwischen Centralismus und relativer 
Freiheit der Provinzen einzuhalten. 

Dadurch ist es möglich geworden, dass alle Theile des 
römischen Eeiches organisch verbunden wurden; ein Geist be- 
seelte das Reich, die Provinzen wirkten belebend auf Italien, 
ihre culturelle Jugend erfrischte die Hauptstadt und hielt den 
Verfall des Eeiches für einige Zeit auf. 

Die Eomanisierung der Provinzen schreitet nach und nach 
fort. Gesetze für alle Provinzen werden nicht erlassen ; über- 
haupt wird die Gesetzgebung den Provinzen gegenüber mit 
Vorsicht geübt; man begnügt sich damit, aufkommende Zweifel 
von Fall zu Fall in einer, dem römischen Interesse zuträglichen 
Weise zu lösen. 

Das römische Eecht aber erleichterte dies Verfahren; es 
war für diese Politik wie geschaffen; durch sein System und 
selbst durch seine Gerechtigkeit die Eechte aller unterworfenen 
Völker überragend, später auch von den lästigen Formen, die 
seine Eeception unter allen fremden Völkern hätten erschweren 
müssen, befreit, dem Einzelwillen die grösstmögliche Actions- 
freiheit ertheilend, alle Privatrechte durch Verleihung von 
Klagen vollkommen schützend und die Verkehrsbedürfnisse in 
einer für seine Zeit mehr als entsprechenden Weise berück- 
sichtigend, bildete das römische Eecht einen bequemen Eahmen, 
in dem fast jedes Eechtssystem , selbst nach einer momentan 
gewaltsamen Einfügung, Platz finden konnte, ja nicht einmal 
seine Entwicklung gänzlich abzubrechen brauchte. Dies bezieht 
sich namentlich auf die Bodenrechtsverhältnisse wenig vorge- 
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schrittener Völker ; denn alle Formen des Grundbesitzes lassen 
sich bei entsprechender Combination von Eigenthura, Besitz, 
Servitut und Pacht, den römischen Kechtsbegriffen wenigstens 
äusserlich anpassen. 

Für den Eechtshistoriker aber sind diese Umstände wenig 
erfreulich. Denn eben diese Fähigkeit römischer Rechtsbegriffe, 
fremden Bechtsinstituten die äussere Bekleidung zu geben, lässt 
uns an mancher einheimischen Erscheinung theilnahmslos vor- 
übergehen, und hindert uns daran, in ihr ein nichtrömisches 
Institut zu erkennen. Dem Scheine nach zu schliessen, wäre 
das einheimische Recht aller römischen Provinzen völlig unter- 
gegangen. 

Bekanntlich ^) ist dies nicht der Fall. 

Denn weder die Sprache, noch das Recht der Römer haben 
es je zu einer alles überfluthenden Geltung gebracht, und eben- 
so, wie es eine lingua vulgaris giebt, ebenso gab es in den 
Provinzen ein Recht, unter dessen rein römischer Hülle alte, 
einheimische Rechtsbegriffe fortleben, die wenn auch theoretisch 
bedeutungslos, thatsächlich bestanden; sie begründeten das Vul- 
garrecht — ein Compromiss zwischen römischem und barba- 
rischem Recht 2). 

Der Grund des Unterschiedes zwischen römischem und Pro- 
vinzialrecht liegt in den einheimischen Rechtsbegriffen; je nach- 
dem nun diese einheimischen Elemente in den einzelnen Pro- 
vinzen auftreten, gestalten sich auch die Unterschiede zwischen 
dem römischen Rechte und dem betreffenden Provinzialrechte 
anders. 



Brunner: Rechtsgeschichte I. 255. 

*) Mitteis: Reichsrecht u. Volksrecht p. 4 ff. und besonders die 
zutreffende Auseinanderhaltung von Volksrecht und Vulgarrecht. — All' 
diesen Umständen tragen die römischen Juristen keine Rechnung. Er- 
mann (Zschr. f. R.-Ge8ch. d. Savigny-Stft. XL 271) weist mit Rechtauf 
den breiten Raum hin, den die Usucapio der Grundstücke in den Pan- 
dekten einnimmt ; dem fectischen Flächen- und Werthverhältniase pro- 
yinzialer und italischer Grundstücke entspricht dies nicht. Beweise grosser 
Unterschiede zwischen der Rechtslehre der Eaisexjuristen und der wirk- 
lichen Praxis sind leicht beizubringen. 
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Mit Kücksicht auf unsem Hauptzweck, erscheint die Un- 
tersuchung desjenigen Theiles des römischen Beiches, in dem 
die Franken ihren Staat gegründet, vor allem angezeigt. Und 
da finden wir überdies, dass auch die andern römischen Pro- 
vinzen, die von den Germanen zu ihren Staatengründungen 
benätzt wurden 1), vorwiegend von Gelten bewohnt waren, deren 
Verfassung und Bodenrecht im Wesentlichen den gallischen 
Verhältnissen entspricht, so dass eine spezielle Untersuchung 
des partikulären Bechtes aller jener Provinzen, in welche Ger- 
manen eindrangen, entfallen darf. Wir hoffen diese Ansicht am 
Schlüsse genauer begründen zu können. 

Mit Bücksicht auf das Terrain, das die salischen Franken 
besetzten, wären Belgien, sowie das nördliche und nordöstliche 
Gallien von grösstem Interesse. Die Nachrichten über diese 
Gebiete und zwar über ihre Geschichte vor der Bildung des 
fränkischen Staates sind aber so spärlich, dass eine reichliche 
rechtshistorische Ausbeutung vollkommen unmöglich erscheint. 
Erst für die fränkische Zeit sind die Quellen dieses Gebietes 
von Bedeutung und in der Einleitung haben wir die Gründe 
angeführt, die gegen eine derartige Benützung späterer Quellen 
für die hier behandelten Aufgaben sprechen. Deswegen werden 
wir uns fast ausschliesslich auf diejenigen Nachrichten be- 
schränken müssen, die sich auf das südliche und mittlere Gal- 
lien beziehen, also auf diejenigen Theile, die, am meisten ro- 
manisiert, bis zum heutigen Tage den römischen Anstrich bei- 
behalten haben und in denen die Lebensfähigkeit einheimischer 
Elemente auf ein Minimum reduzirt wurde 2). 

Doch auch dies hindert nicht die Erreichuug unseres 



1) Mit Ausnahme Italiens. 

2) Somit fallt für uns die Möglichkeit der Untersuchung des soge- 
nannten Volksrechtes ganz weg. So sehr wir diesen üebelstand von 
rechtshistorischem Standpunkte anerkennen und hervorheben, so dürfen 
wir dennoch, da es sich um den Hauptzweck handelt, darüber hinweg- 
sehen. Uns ist es ja nur darum zu thun, die gallischen bodenrechtlichen 
Verhältnisse überhaupt kennen zu lernen ; die Frage, ob einzelnes keltisch 
oder römisch ist, fällt daher weg. 
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Zweckes. Im Oegentheil können wir sagen, dass, wenn die Er- 
gebnisse, die wir in Bezug auf den ganz romanisierten Theil 
erhalten, uns veranlassen müssen, eine etwas abweichende An- 
sicht über die Einwirkung und das gegenseitige Yerhältniss 
römischer und germanischer Elemente auszuprechen, diese An- 
sicht in noch höherem Grade für die eventuell weniger roma- 
nisierten Theile Galliens zutreffen müsse. Natürlich sind wir 
weit davon entfernt, die immense Bedeutung etwa erreichbarer 
Nachrichten zu unterschätzen, die sich auf das nördliche Gal- 
lien beziehen würden; sie dürften aber schwerlich das Gegen- 
theil dessen ergeben, was wir auf Grund des vorhandenen Ma- 
teriales annehmen zu dürfen glauben, sie müssten es vielmehr 
in ganz ausserordentlicher Weise bestätigen. Auch darauf kom- 
men wir am Schlüsse zurück. 



Halban Blumenstok, Immobiliareigenthum I. 



2. Die vorrömischen Zustände. 



Zur Zeit, als die Gelten Gallien eroberten und das ein- 
heimische Volk, von dessen Existenz und eigenartiger Cultur 
nur archäologische Denkmäler sprechen, besiegten, waren die 
Eroberer selbst nach Stämmen organisiert und diese Organi- 
sation, mit der sie wandei*ten und siegten, war zu stark, ent- 
sprach zu sehr allen Traditionen und thatsächlichen Verhält- 
nissen, um — sofort nach der Einnahme Galliens — einer an- 
deren zu weichen. 

Diese Organisation, — die wir übrigens mit geringen Unter- 
schieden bei vielen Völkern finden und sogar genauer beob- 
achten können, als hier — wird nicht leicht und kaum eigen- 
willig aufgegeben. Eine Aenderung tritt nach geraumer Zeit, 
wenn sie durch die äusseren Umstände geboten erscheint, nicht 
aber durch eigenmächtige Handlung des betreflFenden Volkes 
ein. Die feste Ansiedlung an einem bestimmten Orte bindet 
den Menschen an diesen Ort, der zum Mittelpunkte seiner Ar- 
beit und seines Schaffens geworden, schwächt die vormals so 
kräftigen Bande, die ihn, namentlich während der Wanderung 
mit dem ganzen Stamme vereinten und zwingt ihn zugleich in 
ein immer engeres Verhältniss zu den Nachbarn zu treten, mit 
denen ihn auf wirthschaftlichem Gebiete so manches bindet; 
die nach und nach sich vollziehende Lösung der engen Bezie- 
hungen des Individuums zum Stamme, erleichtert auch die 
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Fortbildmig der schon iriiher gekeimten Organisation der Fa- 
milie im Bechtssinne 'und die Herstellung unmittelbarer Ver- 
hältnisse zwischen Familie und Staat oder zwischen Staat und 
Individuum. 

Eine solche Aenderung nimmt Jahrhunderte in Ansprach 
und bevor sie erfolgt, setzt das betreffende Volk sein bisheriges 
Eechtsleben fort. Der ganze Stamm, der die Eroberung neuer 
Sitze vollzogen hat, wird sesshaft, ein jedes Individuum nimmt 
an der Bodennutzung theil, soweit dies mit Bücksicht auf die 
wirthschaftlichen Bedürfnisse anderer Stammesgenossen mög- 
lich ist. 

Zur Durchführung der erwähnten Aenderung, die, wie schon 
gesagt, die feste Gestaltung familienrechtlicher Verbände mit 
sich bringt, bedarf es vor allem gewisser Fortechritte der Staats- 
oder Volksgewalt. Sie ist es, die das Dasein und die Entwick- 
lung der nun entetehenden kleineren Bechte verbände ermög- 
licht und beschützt; in ihrem Interesse, sowie überhaupt im 
Interesse einer jeden höheren Gewalt liegt die Gewinnung mög- 
lichst starker und möglichst unmittelbarer Einwirkung auf In- 
dividuen oder kleine Gruppen, sowie die Schwächung derjenigen 
früheren Verbände, die dem Individuum die Staate- und Volks- 
gewalt entbehrlich machten. Staatsgewalt und Fortbestand 
solcher Verbände schliessen sich gegenseitig ganz entechieden 
aus und wo sie neben einander gestellt werden, da bekämpfen 
sie sich, bis es dem einen Elemente gelingt, das andere zu ver- 
drängen, oder ihm den Bang entschieden abzulaufen. - 

Wo die Staatsgewalt noch zu schwach ist, um den Ein- 
zelnen gehörig zu schützen, da muss sich das Individuum um 
jeden Preis nach einem Ersätze dieses Schutzes umsehen: es 
entetehen neue Verbände, die den Staat darin vertreten. Zur 
Begründung dieser Verbände geben die Individuen gerne einen 
kleinen Theil ihrer Bechte her; dies benützen die Mächtigen, 
die sich an die Spitze solcher Verbände stellen, in egoistischer 
Weise, immer mehr auf das Anwachsen ihres eigenen Einflusses, 
immer weniger auf das Wohl der Schützlinge bedacht. 

3* 
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So entstehen die Clientelverhältnis^, die bei jedem Volke 
in diesem Durchgangsstadium vorkommen. Die Clienten büssen 
einen Theil ihrer Rechte zu Gunsten des Schutzherrn ein, die 
vormalige Eechtsgleichheit ist erschüttert, die Unmittelbarkeit 
der Verhältnisse zwischen Stamm und Individuum beseitigt und 
die im Entstehen begriflfene Staatsverfassung kann nicht mehr 
alle Individuen erfassen und muss vorerst die Schutzverbände 
beseitigen. 

Bei denjenigen Völkern, deren politisch-sociale Entwick- 
lungsstufe der Ansiedlung in Dorfgruppen den Weg bahnt, 
muss der Kampf zwischen Staats- und Schutzsystem zu Gunsten 
des letzteren ausfallen. In den Städten hingegen fällt ein grosser 
Theil derjenigen Gründe, die zur Bildung von Schutzverbänden 
beitragen, weg; die Eechtssicherheit ist hier grösser. Auch 
können bestehende Schutzverbände in der Stadt mit grosser 
Leichtigkeit gelöst werden ; das Nebeneinanderbestehen mehrerer 
Schutz^rbände innerhalb einer Stadt macht es den angehö- 
rigen derselben leicht, durch gegenseitige Unterstützung die 
übermüthige Macht der Schutzherm zu lähmen. 

Die Ansiedlung in Dorfverbänden muss also schon dadurch, 
dass. sie die Entwicklung der Sehutzverbände erleichtert und die 
Emancipation der Individuen von der Gewalt der Schutzherren 
erschwert, zu einer aristokratischen Verfassung führen. Diese 
aristokratische Verfassung aber begreift dann nicht nur die 
Schutzverbände in sich, sondern sie monopolisiert geradezu alle 
Gebiete des öfiFentlichen Lebens zu Gunsten der Mächtigen; so 
wie es dem Schutzsystem gelungen ist, von den Kechten eines 
jeden Individuums, das sich in Schutz begeben, einen Theil ab- 
zubröckeln und daraus einen Unterbau für die aristokratische 
Verfassung zu bilden, so gelingt es nunmehr bedeutende Kechts- 
complexe den Individuen zu entziehen, einen Aufbau des öffent- 
lichen Kechtes überhaupt unmöglich zu machen und eine Mi- 
schung von öflfentlichen und privatrechtlichen Elementen her- 
vorzubringen, durch die sich die keimende Staatsgewalt mit 
Mühe durchkämpfen muss. 



— 37 — 

Die Gallier bildeten zur Zeit, als Cäsar mit ihnen in Be- 
rührung trat, ein Volk, das im allgemeinen diesem Bilde ent- 
sprach. Die Idee einer Zusammengehörigkeit ist bei ihnen 
noch nicht zum Durchbruche gelangt i) , sie zerfielen in meh- 
rere ciyitates, innerhalb deren es kleinere Gruppen (pagi) und 
Clientelverbände gab. — Wir müssen hier gleich einer allge- 
mein verbreiteten Ansicht erwähnen, die zwischen den celtisch- 
germanischen und den gräcoitalischen Völkern einen principiellen 
Unterschied bemerkt xmd zwar aus dem Grunde, weil die erst- 
genannten Völker angeblich der städtischen Verfassung nicht 
gewogen gewesen. Diese Auffassung, die wohl scheinbar durch 
alle Thatsachen bestätigt wird, ist doch nicht ganz zutreffend. 
Denn thatsächlich besteht der unterschied darin, dass gewisse 
Perioden bei den Gelten und Germanen länger andauerten, als 
bei den Griechen und Bömern^), was offenbar mit der raschen 
Entwicklung der letzteren zusammenhängt. Der Unterschied 
ist also kein principieller und beruht mehr auf der Art und 
Weise, wie gewisse Factoren in den betreffenden Verhältnissen 
gewirkt haben »). 

Als die Bömer Gallien betraten und unter Cäsars Führung 
die endgiltige Unterwerfung des Landes begannen, da fanden 
sie einen Theil dieser künftig so wichtigen Provinz schon seit 
langer Zeit unter dem Einflüsse griechischer Gultur, die auch 
auf rechtlichem und wissenschaftlichem Gebiete wichtige Folgen 
hervorrufen musste. Der Grad und die Art dieses Einflusses 
lassen sich heute nicht bestimmen^), manches spricht dafür, 
dass er sehr mächtig gewesen; jedenfalls aber beschränkte er 
sich nur auf einen Theil des südlichen Galliens und auch hier 
wird er doch vorwiegend culturell, wohl auch wirthschaftlich. 



Caes ar : De b. g. I. 1. Lingua, institutis, legibus inter se diiferunt. 

>) Schon an der Eingangspforte des geschichtlichen Lebens dieser 
Völker steht der fertige Stadtstaat (Gierke: Genossr. III. 106). S. aber 
Leist: Alt-arisches Jus gentium p. 24. 

3) In ähnlichem Sinne Voigt: Drei epigraph. Constitutionen etc. p. 49. 

*) S. aber C a e s a r 1. c. VI. 14 ; M o m m s e n, Rom. Gesch. III (2. Aufl.) 
211; Viollet: Hist. des instii polit. L 20. 



— 38 — 

am wenigsten aber von rechtlicher Bedeutung gewesen sein. 
Seine wichtigste Seite glauben wir darin zu erblicken, dass es 
dadurch auf gallischem Boden zu einer Annäherung zwischen 
barbarischen und classischen Begriifen gekommen, was für die 
spätere Bomanisierung von Nutzen gewesen ; die Eömer fanden 
einen willkommenen Ausgangspunkt für die innere Unter- 
werfung. 

Ausserhalb des Wirkungskreises der im Süden Galliens 
gelegenen griechischen Colonieen erscheint die gallische Ver- 
fassung in vollster Reinheit. Die einzelnen Civitates bestehen 
frei und unahhängig nebeneinander ; wohl nur in der Theorie ; 
denn thatsächlich erinnerte ihr gegenseitiges Verhältniss oft an 
Abhängigkeit und Herrschaft i) ; auf diese Civitates bezieht sich 
eben dasselbe, was wir über die Einzelnen gesagt; auch sie 
müssen sich oftmals unter den Schutz Mächtiger flüchten und 
auf die Bedingungen, die ihnen auferlegt wurden , eingehen. 
Die Fälle, in denen sich ein Staat dem andern unterwirft, sind 
nicht selten 2). 

Was die Regierungsform der einzelnen Civitates anbelangt, 
giebt es vielerlei Unterschiede. Die Gallier kennen die erbliche 
und auch die Wahlmonarchie; die Republik ist meistens oli- 
garchisch. Zur Zeit der Eroberung aber erfreut sich die 
Monarchie im allgemeinen keiner grossen Sympathie, sie wird 
entweder ganz abgeschaflPk **), oder doch so geschwächt, dass 
ein Ambiorix sagen konnte: ^ut non minus haberet juris in se 
multitudo, quam ipse in multitutinem** *). Wir sehen also hier, 
dass die königliche Gewalt, die in diesem Falle der Staats- 



Desjardius: Geographie historique et administr. de la Gaule 
Romaine II. 228. 

*) d' Arbois de Jubainville: Recherches sur Torigine de la 
propri^t^ fonciäre et des noms de lieux habit^s en France p.30; Glasson: 
Hist. de droit et des instit. de la France I. 96. 

') Desjardins 1. c. II. 544 bemerkt, dass unter den 49 Häupt- 
lingen, die Caesar kennt, nur 9 Könige vorkommen und von diesen wieder 
nur 6 im Besitze der erblichen EönigswÜrde sind. 

*) Caesar 1. c. V. 27. 
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gewalt entspricht, dem nachhaltigen Wirken der Schutzverbände 
nicht gehörig entgegentreten kann und in den meisten Fällen 
der oligarchischen Bepublik weichen muss; dieselbe ist auch 
in Gallien zu grösster Verbreitung gelangt i). Die Aristokratie 
der Givitas bemächtigt sich der kaum entwickelten Staatsgewalt, 
vertraut sie einem Ausschusse von zwanzig oder von eilf Mit- 
gliedern an 2), über denen in manchen Fällen ein Vergobretus 
steht 3). 

Im Innern zerfallt die Civitas vor Allem in pagi, d. i. 
kleinere örtliche Verbände, die etwa an Provinzen*) eines 
Staates erinnern. Die Herkunft dieser Eintheilung, die unseren 
Begriffen von Territorialbezirken nicht ganz entspricht , ist 
schwer zu bestimmen. Nichts berechtigt uns, ihre Entstehung 
an die gemeinsame Abstammung ihrer Mitglieder anzuknüpfen ^) ; 
als künstlich oder eigenwillig kann aber diese Eintheilung 
keineswegs betrachtet werden; denn dagegen spricht ihre all- 
gemeine Verbreitung in allen Civitates, die doch zumeist unab- 
hängig waren und ihre Verfassungseinrichtungen nicht nach- 
zuahmen brauchten. Die alten gallischen pagi gaben vielleicht 
die geographische Grundlage für die französischen Archidiako- 
nate^), sie leben selbst heute noch, ohne Anerkennung seitens 
der staatlichen Geographie und Statistik, im Volksmunde als 
pays fort, während doch so viele spätere Eintheilungen spurlos 
verschwunden und vergessen sind. Man muss also an eine 
tiefere Begründung der Eintheilung in pagi denken und da 
erscheint uns Mommsens Annahme 7) von grossem Werth. 



Strabo IV. 4. 3. 

2) Hirschfeld: Gallische Studien (in Sitzber. d. kais. Akad. d. 
Wiss. in Wien, phil-hist. Cl. Bd. 103. p. 307). 

») Viollet 1. c. p. 8. 

*) Voigt: Drei epigr. Const. p. 103. 

^) Zu bemerken ist jedoch, dass das griechische tpoXov gewissennassen 
dafOr spricht. 

«) Thomassin: Nova et vetus discipl. I. p. 1821 f. Dagegen sehr 
energisch Gu^rard: Essai sur le Systeme des divisions territoriales de 
la Gaule p. 88 ff. 

7) Die keltischen pagi in Hermes XIX. 316. 
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Mommsen hob mit Becht hervor, dass sowohl die Civitas der 
Helvetier, wie aach die Staaten der orientalischen Gelten in 
vier pagi zerfallen, die eine althergebrachte Bedeutung und 
Selbständigkeit besitzen i). 

. Den Namen «pagus'^ verliehen die Eömer den ünterab- 
theilungen der celtischen Civitates. Diese Districte erfreuen 
sich einer grösseren Selbständigkeit als dies bei Provinzen 
der Fall war. Mommsen^) vergleicht sie mit den römischen 
Tribus. In der That liegt hier eine Aehnlichkeit vor; sowohl 
pagus als auch tribus (in dassischem Sinne) sind Lokalein- 
theilungen ; beide dürften sich auf gemeinschaftliche Abstam- 
mung gründen; später büsst die tribus diese Bedeutung ein 
und auch beim pagus erscheint sie — in Bezug auf diese ge- 
meinschaftliche Abstammung — zweifelhaft. 

Der Zusammenhang ^) zwischen pagus und Civitas einer- 
seits, sowie zwischen pagus und den einzelnen Ortschaften, die 
in seinem Gebiete liegen, andererseits, ist sehr schwer zu be- 
stimmen*). Naturgemäss wäre zu erwarten, dass der pagus, 
namentlich durch seine religiöse Bedeutung, den kleineren Ort- 
schaften gegenüber in die Bolle der Civitas trat, derselben eiae 
blosse theoretische Oberherrschaft überlassend. Dagegen spricht 
aber die Art und Weise, in der sich die pagi der durch die 
römische Eroberung geschaffenen Situation gegenüber verhielten. 
Denn da sehen wir, dass mit dem Verfall der Civitates im alten 
Sinne, auch die pagi politisch sinken ^) und bloss dort fortbe- 
stehen, wo sie durch nichts ersetzt werden ß); sie sind fortan 



Dagegen Vi oll et 1. c. p. 10. 

») Schweizer Nachstudien in Hermes XVI. p. 449. 

s) Mommsen 1. c. 450 läugnet ihn vollständig. 

*) Genauere Nachrichten über die pagi besitzen wir erst aus der 
römischen Zeit. Namentlich ist zu beachten, was Hirschfeld in den 
oberwähnten gallischen Studien über den pagus bei den Yocontii sagt. 
Hier ist der pagus eine »grössere Unterabtheilung im Verwaltungsbezirk 
der civitas <. Die Vocontii konnten als civitas foederata ihre alte Ver- 
fassung beibehalten haben und deshalb sind sie beachtenswerth. 

*) Mommsen 1. c. p. 457. 

«) Voigt 1. c. p. 152 f. 
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vorwiegend für den Cultus vorhanden, benützen aber nur selten 
den Fall der Civitates, um ihr eigenes Ansehen zu heben. Somit 
wäre mit Mommsen^) anzunehmen, dass die pagi niemals 
nach aussen vollständig abgeschlossene und nach innen voll- 
ständig durchbildete politische Körper waren und dass die in 
ihrem Gebiete gelegenen Städte und Dörfer dennoch nicht dem 
Einflüsse der Civitas entzogen gewesen sind. 

Der Widerspruch, den wir darin erblicken, dass die pagi 
einerseits so populär waren, andererseits aber politisch kaum 
mächtig, wäre vielleicht durch die Annahme zu lösen, dass die 
pagi eine uralte Institution, muthmasslich einer Zeit ent- 
stammten, in der es sich noch nicht um Attribute politischer 
Art handelte; die pagi suchten und fanden ihre Bedeutung 
nur auf religiösem und daneben auf wirthschaftlichem Gebiete. 
Dass sie von der Civitas nicht aufgesogen wurden, verdanken 
sie wohl dem Umstände, dass sie wahrscheinlich nur ausnahms- 
weise mit der Civitas in Streit gerathen konnten; die an und 
für sich schwache Civitas aber dachte nicht daran, die pagi 
zu beseitigen. 

Im Gebiete des pagus liegen Städte, Dörfer und einzelne 
aedificia. 

Cäsar erwähnt zweierlei Städte: erstens die bretonischen, 
die nur Vertheidigungszwecken dienen 2), und zweitens diejenigen 
gallischen, die ausserdem auch bewohnt waren. Sie sind ziem- 
lich zahlreich»), denn die Helvetier haben 400 Dörfer und 
12 Städte, so dass auf 100 Dörfer 8 Städte kommen, was. 
wohl auch heute nicht überall der Fall ist. 

Dörfer werden natürlich bei Cäsar noch öfter*) erwähnt, 
ohne jedwede charakteristische Bemerkung; einzelne müssen 



1. c. 450. 

^) y. 21. 3. Oppidum autem Britanni vocant, cum silvas impeditas 
vallo atque fossa manierint, quo incursiones hostium vitandae causa 
convenire conauerunt. 

») d'Arbois de Jubainville 1. c. p. 82—90. 

*) 1. c. I. 5, L 11, I, 28,. VI. 43. VII. 17, VIU. 5 etc. 
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wohl von sehr grosser Ausdehnung gewesen sein, da es Cäsar 
gelang in dem Dorfe Octodurus i) 8 Cohorten einzuquartieren. 

Daneben kennt Cäsar noch eine specielle Art von Ansie- 
delungen, nämlich die sogenannten aedificia. Dass hier keine 
Städte gemeint sind, dafür sprechen die Worte: „vicos atque 
aedificia incendi oportere... quo pabulandi causa adire possevide- 
rentur'^ ^), auch will Cäsar eiumal die aedificia schonen, um 
kein Futter zu verlieren»). Die aedificia sind vorwiegend von 
Landleuten bewohnt, denn Cäsar hebt ausdrücklich hervor*), 
„paucos in aedificiis esse inventos, atque hos non qui agro- 
rum colendorum causa remansissent (namque esse undique 
diligenter demigratum) sed qui speculandi causa essent remissi'*- 
Wir werden wohl nicht irre gehen, wenn wir diese aedificia, 
die fortwährend als dorfahnliche und dennoch von den Dörfern 
verschiedene Ansiedelungen erscheinen, weder als öffentliches 
Gut, noch auch als feste Plätze, sondern vielmehr als bäuerliche 
Ansiedelungen betrachten, die man aber durch gewisse Merk- 
male sofort von Dörfern unterscheiden konnte. Diese Merk- 
male nennt Cäsar nicht; wir kennen aber die gallische Sitte, 
sich in Dörfern oder auch in Höfen niederzulassen, und zweifel- 
los haben wir es hier mit dieser Sitte zu thun ^). 

Was die Kechtsstellung dieser Ansiedelungen anbelangt, 
so ist zwar zu bemerken, dass Cäsar vici und aedificia meistens 
zusammen nennt, doch können wir wohl daraus nicht folgern, 
dass die gallischen Ansiedelungen in zwei Klassen zu scheiden 
wären, wovon die oppida die eine, die vici und aedificia die 
andere bilden würden. Eine solche Scheidung wäre ungerecht- 
fertigt, denn wir können unausgesetzte Beziehungen zwischen 



1. c. III. 1. 

«) Darauf macht aufmerksam d'Arbois 1. c. p. 90. 

») 1. c. VIII. 3. 2. 

*) 1. c. vin 7. 3. 

ß) Wir kömien hier natürlich nicht die Frage behandeln, ob das 
Hofsystem mit der aristokratischen Verfassung in Zusammenhang steht, 
wie d'Arbois (p. 92) behauptet; unseres Erachtens spricht nichts dafür, 
mit Ausnahme einer Stelle bei Caesar (VI. 30). 
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Stadt und Dorf wahrnehmen; der Magistratus, der das Volk 
versammelt, sucht es am Felde ^) ; im Nothfalle vereinen sich 
die Stadt- und Dorfbewohner zu gemeinsamer Abwehr des 
Feindes u. s. w. ; nichts spricht für eine Inferiorität des Dorfes 
und seiner Einwohner der Stadt gegenüber. Alle Mitglieder 
der Civitas sind gleichberechtigt, das ganze Volk bildet die Ge- 
meinde 2) und in dieser Beziehung sind die Begriife : Gemeinde 
und Staat, identisch. Im Bereiche dieser Urgemeinde, des 
Staates, entstehen allerlei Ansiedelungen, die alle zusammen 
nur Theile dieser allgemeinen Gemeinde sind; einzelne dieser 
Ansiedelungen können und müssen sogar den anderen über- 
l^en sein, aber keine kann rechtlich die anderen beherrschen 
und ihre rechtliche Stellung irgendwie schmälern. 

Trotz des Mangels einer gehörigen Staatsgewalt und viel- 
leicht auch Dank diesem Mangel, wird daher die Einheit der 
ursprünglichen Volksgemeinde aufrechterhalten, wenigstens in- 
soferne, als weitere juristische Theilungen^) dieser Gemeinde 
vorderhand ausgeschlossen sind und eine weitgehende Interessen- 
gemeinschaft unter den einzelnen Ansiedlungen fortbesteht. 
Ein solcher Zustand ist wohl nur bei einer mangelhaften poli- 
tischen Ausbildung möglich. 

Zum mindesten ebenso wichtig, wie diese territorialen Ein- 
theilungen, sind die socialen. Wir können hier keineswegs 
die sociale Gliederung des vorrömischen Galliens behandeln, 
dürfen aber an den Schutzverbänden, die einen grossen Ein- 
fluss auf die gallischen Bodenrechtsverhältnisse ausgeübt, nicht 
vorüber. 

Wir haben schon mehrmals der Gründe erwähnt, denen 
die Schutzverbände ihre Entstehung danken. Sie konnten unter 
Gleichen, behufs besserer Vertheidigung eingegangen werden*) ; 
hauptsächlich aber sollten sie dem Schwachen das gewähren. 



*) Caesar 1. 4. 

*) z. B. Caesar VI. 3. Parisii confines erant Senonibus ; V. 53. Omnes 
civitates de bello consultabant etc. 

^) Ob und inwiefeme die pagi hievon eine Ausnahme bilden, s. oben. 
*) Flach: Origines de Tancienne France I. 59. 
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WM ihm fehlte mid was er toh der Staatsgewalt rei^blich 
forderte. Die CUentel bezweckte «ne qais ex plebe auxilio 
egeret'i) und dieses Bedürfiiiss war so bedeutend, dass eiozelne 
Indiridaen sich nicht scheuten, selbst harte Bedingungen anzu- 
nehmen. Oftmals geschah es aus Armuth^); denn der Schutz- 
herr mosste ja, wenn er auf feste Organisation des Schutzver- 
bandes Werth legte, seinen dienten das Nöthige geben. 

Die gegenseitigen Rechte und Pflichten sind schwer zu 
definieren. Cäsar vergleicht die dienten mit Sklaven 3). Das 
ist nun entschieden übertrieben und Cäsars Erzählungen selbst 
sprechen dagegen. Denn ganz abgesehen davon, dass wir nie- 
mals dem Verkaufe von dienten begegnen, so sehen wir doch, 
dass ihre Hauptaufgabe in der bewaffiieten Hilfeleistung an 
den Scbutzherm besteht, wogegen sie auch vom Patron be- 
schützt werden^) und dies kann sich doch nicht auf Sklaven 
beziehen, denn Sklaven wurden nicht zum Waffendienste ver- 
wendet. Cäsar selbst^) giebt an, dass Drappes seine Sklaven 
erst freiliess, bevor er sie dem Heere einreihte. Femer ist zu 
bemerken, dass die Clienten an allen Volksbewegungen regen 
Antheil nahmen und dass die Mächtigen um ihre Gnnst buhl- 
ten«). Der Schutzherr, der seine Pflicht nicht gehörig erfüllte, 
verlor das Ansehen bei seinen Clienten '), denn wahrscheinlich 
sank dann die Bedeutung seines Schutzes und die Clienten 
suchten wohl einen andern Schutzverband auf. Von einer 
sklavenähnlichen Stellung kann daher keine Bede sein. 

Wichtiger aber wäre es festzustellen, ob die gallische 
Clientel, ausser dem schon erwähnten gegenseitigen Interesse, 



M Caesar VI. 11. 

«) Caesar VI. 13. 

8) 1. c. »in hoB (seil, clientes) eadem omnia sunt jura quae dorainis 
in servos«. Aehnlich äussert sich Festus : ,am>>actus apud Ennium lingua 
gallica servus appellatur« (s. VioUet 1. c. I. p. 12. Anm. 8). 

^) VL 11. Suos quisque opprimi et circumveniri non patitur. 

6) VIIL 30; s, auch Flach 1. c. p. 56. Anm. 6. 

•) I. 17. I. 18, VUL 21. 

') VL 11. 
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noch auch andere, und zwar materiellrechtliche Grundlagen 
hatte; es ist selbstverständlich, dass dies für die Eenntniss der 
bodenrechtlichen Verhältnisse von höchster Bedeutung wäre. 

Solche Grundlagen sind — und darin ist den Ausführungen 
d'Arbois'i) beizustimmen — in der Kegel nicht vorhanden 
geweseu. Wie wir sehen werden, war das Grundeigenthum in 
römischem oder auch nur mittelalterlichem Sinne in Gallien 
unbekannt und so konnte auch von Verleihungen an dienten 
wohl schwer die Eede sein. lu Ermanglung des Eigenthums 
gab es nur ein sehr weitgehendes und thatsächlich allen Be- 
dürfiiissen genügendes Nutzungsrecht. Man könnte da also 
annehmen, dass der Schutzherr eventuell die Benützung von 
Grundstücken seinen Clienten überliess 2) ; aber auch diese An- 
nahme ist nicht glaubwürdig, da solche Verleihungen schon 
einen gewissen Culturgrad voraussetzen und dieser Culturgrad 
kann niemals mit einem Bodenrecht Hand in Hand gehen, wo 
die Bodennutzung dem Einzelnen auf Grund seiner Zugehörigkeit 
zu dem betreflFenden Volke zusteht, wo also jedwede Veräusse- 
rung ausgeschlossen erscheint 3). Die Rechte von Individuen, 
selbst der mächtigsten, ~ mehren sich und wachsen dem Be- 
dürfnisse gemäss ; in Gallien haben wir es mit einer schwachen 
Volksgewalt zu thun ; hätten also die Mächtigen das Bedürfniss 
empfunden, die Bodenrechte des Volkes *) anzugreifen, so wäre 
wahrscheinlich die Volksgewalt in diesem Kampfe unterlegen; 
ihre Bodenrechte wären auf die angreifenden Individuen über- 
gegangen. Da dies aber nicht der Fall war, so müssen wir 
annehmen, dass ein solcher Angriff nicht stattgefunden hat, 
dass also ein Bedürfniss nach Erweiterung der Bodenrechte des 
Individuums noch nicht bestand. 

Daraus ist aber noch nicht zu schliessen, dass die gallische 



*) 1. c. p. 61. 

') Das ist die Auffassung FusteTs de Ooulanges in Origines 
du Systeme f(§odal p. 195, der auch die Gleichbedeutung der Worte 
obaerati und clientes zu Caesars Zeit behauptet. 

^) Wir kommen darauf seinerzeit zurück. 

*) lieber diese Bodenrechte s. unten. 
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Clientel bodenrechtlich ganz uninteressant gewesen sei. Um 
diese ihre Bedeutung kennen zu leinen, müssen wir aber vor- 
erst einiges über die rechtliche Stellung der Immobilien sagen. 

Wir haben schon erwähnt, dass das ganze Volk nach seiner 
Ansiedlung den gewonnenen Boden benützte, sowie ja anfangs 
auch das ganze Volk im Besitze der öffentlichen Gewalt war. 
Bodenrecht und öffentliche Gewalt waren also vereint und 
Subject beider war das Volk. Nach und nach geht die Aus- 
übung beider in einem gewissen Maasse auf die Individuen 
über und so wie anfangs beim Volke, so war auch beim Indi- 
viduum Bodenrecht und öffentliches Recht vereint; der Antheil 
an beiden bildet die Grundlage der rechtlichen Stellung; eine 
Einbusse in einer Beziehung ist auch in der andern nicht be- 
deutungslos. Unter den Gründen der Schutzergebung haben 
wir die Verarmung, sowie die Furcht vor U ebermacht gesehen. 
Es wäre wichtig zu wissen, ob ein Volksangehöriger, der nicht 
aus Armuth, sondern des Schutzes wegen Client eines Mächtigen 
wird, dadurch auch bodenrechtlich eine Bechtsminderung erföhrt. 

Was die bodenrechtliche Stellung des Individuums anbe- 
langt, so wurde bisher allgemein angenommen, dass ihm nur 
diejenigen Rechte zustanden, die seinen thatsächlichen Bedürf- 
nissen entsprachen. 

Das Recht des Volkes am Boden war durch die Eroberung 
begründet; wenn also d'Arbois^) den gallischen Boden mit 
dem römischen ager publicus vergleicht, so ist dies eigentlich 
richtig. Nur darf man diese Parallele nicht zu weit treiben: 
in Gallien soll dieser Boden allen Bedürfnissen des ganzen 
Volkes dienen, denn es ist der einzige Boden; ganz anders 
verhält es sich bekanntlich mit dem römischen ager publicus. 
Die Aehnlichkeit tritt nur dann hervor, wenn wir die Rechte 
betrachten, die dem Gallier am Boden seines Volkes und dem 
Römer am ager publicus zustanden; in beiden Fällen konnte 
Occupation eintreten ; die Ausdehnung der occupatio agri publici 



*) Comptes rendus de 1' Acad. des inscr. et belles lettres 1887 Juin 
P. Q^. 
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war aber beschränkt, in Gallien finden wir nirgends ein An- 
zeichen solcher Beschränkung], die yielleicht, ja sogar wahr- 
scheinlich, angesichts der gallischen Cultur und des Mangels 
jedweder Bodenspeculation überflüssig war. 

Die Bechte selbst noch so mächtiger Gallier bestanden 
also bezüglich des Äntheils am Boden in einer Art erblicher 
Nutzung, wobei das Eecht des Volkes gewahrt blieb i). 

Gegen diese allgemeine Ansicht trat Fustel de Oou- 
langes entschieden auf 2). Er berief sich vor Allem darauf, 
dass Caesar von ahereditas" und .fines" spricht und gab damit 
einen neuen Beweis jener Kritiklosigkeit, die wir bei diesem 
Schriftsteller überall da finden, wo es sich um Bodenrechts- 
verhältnisse handelt, die sich von dem sogenannten vollen Eigen- 
thume durch irgend etwas unterscheiden. Ist es doch klar, dass 
nicht nur Immobilien Gegenstand des Erbrechtes bildeten und 
dass ein Streit wegen „fines* sich nicht nur auf Eigenthum 
des betreflfenden Grundstückes beziehen musste^). 

Zu der uns hier beschäftigenden Frage zurückkehrend, 
glauben wir Folgendes annehmen zu sollen: Der freie Mann, 
der seine öffentlich-rechtliche Stellung dadurch erschütterte, 
dass er sein unmittelbares Verhältniss zum Volke änderte und 
als Zwischeninstanz den Schutzverband einschob, hat auch die 
Unmittelbarkeit des bodenrechtUchen Verhältnisses in derselben 
Weise geändert. Und ebenso gewinnen die Schutzherren nicht 
nur öffentlich-rechtlich au Macht, sondern sie erlangen — was 
eben bei der engen Verbindung zwischen öffentlichem und 
Bodenrecht nothwendig erfolgen muss — auch in Bezug auf 
die Ausdehnung ihrer Bodennutzung grössere Bedeutung. 

Es entsteht dadurch ein Zustand, dessen Unbestimmtheit 
und Halbheit charakteristisch ist. Die Mitglieder der Schutz- 
verbände büssen ihre alten volksrechtlichen Befugnisse in beiden 

*) d'Arbois 1. c. p. 118: En Gaule, a T^poque de la conqu§te 
romaine, le detenteur de la terre n* a pas de titre ä opposer ä V Etat. 

*) Gaule romaine p. 120. 

«; Die Gründe, die nothwendig fiir die allgemeine Auffassung sprechen, 
stellt d'Arbois (1. c. p. 99 ff.) zusammen. 
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Beziehungen zum Theile ein; noch sind sie bodenrechtlich frei, 
d. h. nur dem Volke unterworfen; doch haben sie selbst zur 
Schwächung der Volksgewalt beigetragen, indem sie den Schutz- 
herren zur Erhöhung ihres Ansehens verhalfen ; mittelbar musste 
die Volksgewalt auch hinsichtlich der Bodenverhältnisse schwächer 
werden. Anfangs konnten die Mitglieder der Schutzverbände 
die Schwächung der Volksgewalt zu grösserer bodenrechtlicher 
Selbständigkeit ausnützen; nach und nach aber vergrösserte 
sich die Gefahr, dass die Schutzherren diese Verminderung der 
Volksgewalt zu ihren Zwecken ausbeuten und die Clienten da- 
durch auch bodenrechtlich drücken werden. Die Losreissung 
vom Volke hätte nothwendigerweise zu einer Unterwerfung 
unter die Autorität der Patrone führen müssen. 

Dazu ist es zu Caesars Zeit nicht gekommen ; wir erwähnten, 
dass die Obergewalt des Volkes über allen Bodenbesitz andauert; 
es ist uns nur vergönnt, die Eichtung zu erkennen, in der die 
hier behandelte Bewegung stattfand und anzunehmen, dass es 
bei Portentwicklung des gallischen Clientelverhältnisses zur 
Occupation des ganzen Bodens durch die Schutzherren und sodann, 
zur Entstehung von Leiheverhältnissen gekommen wäre. Die 
wachsende Armuth , die schon Caesar bemerkte ^), hätte mit 
dahin geführt. 

») III. 17. 



3. Die römische Eroberung und ihre unmittelbaren 

Folgen. 



Auf dieser Stufe politischer und socialer Entwicklung, deren 
nahen Zusammenhang mit den Bodenverhältnissen wir nachzu- 
weisen trachteten, werden die gallischen Civitates von Caesars 
Eroberungszügen betroffen. 

Die altgallische Volksverfassung ist ihrem Untergange nahe; 
sie macht nach und nach einer gefährlichen Oligarchie Platz, 
deren Machtstreben und Egoismus die Anlagen der gallischen 
Völker nicht zu gehöriger Geltung gelangen lassen. 

Denn dies war offenbar den Galliern beschieden; ungeachtet 
gi'ossartiger Geistesgaben, seltener Entwicklungsfähigkeit und 
Empfänglichkeit für Fortschritt und Cultur ist es den Galliern 
nie gelungen, dauerhafte Existenzbedingungen eines geordneten 
Staatswesens zu gewinnen und den hervortretenden destructiven 
Tendenzen zu steuern. 

Dass es den zersetzenden Elementen, den Schutzverbänden 
und der auf ihnen fussenden Oligarchie nicht gelungen ist, das 
begonnene Zerstörungswerk zu Ende zu führen, dass das ge- 
sammte gallische Volk vor dem Verluste seiner Bodenrechte an 
die Schutzherren bewahrt blieb, das hat es der römischen Er- 
oberung zu danken. 

Wir stehen hier vor einem Ereignisse, welches zu den 
wichtigsten der Weltgeschichte gehört und mit vollem Recht 

Hftlban Blnmenstok, Immobiliareigenthum I. 4 
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hebt Mommsen in meisterhafter Weise hervor, dass wohl 
keines den weitem Verlauf der europäischen Geschichte in ähn- 
licher Weise beeinflusst hat. Für die Fortentwicklung der agra- 
rischen Verhältnisse aber ist die Eroberung Galliens von ge- 
radezu entscheidender Bedeutung gewesen. 

Und dies ist keineswegs übertrieben. — Gallien war in 
dem Zustande, in dem es von den Römern unterworfen wurde, 
den benachbarten Germanen gegenüber kaum widerstandsfähig. 
Einige Heerfahrten hätten genügt, um, angesichts innerer Zwi- 
stigkeiten, das Land zu unterjochen. Und in diesem Falle wäre 
in Roms nächster Nähe eine Macht entstanden, die, wenn auch 
culturarm, ihre überlegene Tapferkeit und Kriegsbereitschaft, 
geeint mit der in gallischen Kriegen gewonnenen Erfahrung, 
gegen Rom ins Feld geführt hätte; der Erfolg wäre wohl nicht 
ausgeblieben und die römische Cultur hätte ihre Arbeit nicht 
in dem Maasse vollzogen, in dem sie es in der Kaiserzeit ge- 
than. Eine reife Cultur kann schwer durch unmittelbare Be- 
rührung mit ganz uncultivirten Völkern wirken: der Abstand 
ist zu gross, die Berührungspunkte fehlen gänzlich. Viel leichter 
wird dies einer Cultur gelingen, die noch manche üeberbleibsel 
früherer Zustände aufweist; denn diese üeberbleibsel bilden eine 
Brücke über die Kluft, die zwischen der hohen Cultur und den 
heranrückenden Barbaren besteht. Diese Aufgabe erfüllte das 
von den Römern unterworfene und romauisierte Gallien. 

An das im zweiten Capitel erörterte anknüpfend, er- 
innern wir daran, dass bei den Galliern das ganze Volk eine 
Gemeinde bildete. Diese Identität von Volk und Gemeinde war 
vor der Eroberung durch die politische Unabhängigkeit der ein- 
zelnen Völker geschützt; angesichts der neuen Verhältnisse war 
sie insofern bedroht, als ja alle, oder doch die meisten galli- 
schen Völker den Römern gegenüber dieselbe Stellung ein- 
nahmen, wodurch die Unterschiede unter ihnen allmälig hätten 
verschwinden können. Die römische Verwaltung wirkte aber 
einer solchen Uüificierung, die politisch gefährlich werden 
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konnte und leicht die Bildung einer Nationalpartei hätte her- 
vorrufen können, entsprechend entgegen i). 

Die alten gallischen Völker bestehen also fort 2) ; wir be- 
gegnen in dieser Beziehung einem Conservatismus, der einen 
neuen Beweis jedweden Mangels gallischer Natioualgefiihle in 
stärkerem Maasse liefert 3). 

Eine radicale Aenderuug der bestehenden politischen und 
territorialen Verhältnisse war überflüssig. Eine gründliche Um- 
bildung der Oivitates und ein Einfügen derselben in die scha- 
bloneuhafte Gommunalverfassung, die im römischen Beiche üb- 
lich war, hätte möglicherweise zu Beibuugen geführt, die den 
Bömern, namentlich bei den Krisen, die Bom selbst dazumal 
durchmachte, keineswegs erwünscht gekommen wären. Es han- 
delte sich also nur um Gewinnung bequemer Verwaltungsge- 
biete und da genügte es vollständig, wenn man die bisherige 
Civitas, unter Berücksichtigung bestehender Verhältnisse, als 
Verwaltungsbezirk behandelte und in dieser Form der Provinz 
einverleibte *) ; dabei konnten die Grenzen der bisherigen Oivi- 
tates unverändert bleiben ^) und so begegnen uns denn fortan 
dieselben Namen gallischer Völker auch bei späteren römischen 
Schriftstellern, als Beweis der Anerkennung ihres Fortbeste- 
hens seitens der Römer; ihre Aufzählung in der Notitia Im- 
perii bildet sodann eine Art offizieller Anerkennung. 

Die Einführung der Stadtverfassimg gieng aläO in Gallien, 
wenn auch nur oberflächlich, doch leicht vor sich. Während 
in den meisten Provinzen die Bildung städtischer Gebiete durch 
Einverleibung mehrerer Ortschaften erfolgte, bedurfte es in Gal- 



1) Desj ardin» 1. 0. II. 23. 

*) Mommsen: Rom. Gesch. III«. p. 278; Schweizer Nachstudien 
(Hermes XVI) p. 479. 

«) Es kommt sogar vor, dass eine civitas, die vor der Eroberung 
einer andern civitas unterworfen war, jetzt dieses Band zerreisst (Strabo 
IV. 2. § 2). 

*) Schröder: R. G. 122; d'Arbois 1. c. 9; Vanderkindere 
p. 52. 

5) Fustel de Coulanges: La Gaule romaine p. 224—228. 

4* 
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lien keiner Attribution kleinerer politischer Körper an grössere i); 
mitunter schien sogar die Theilung eines grossen Volksgebietes 
geboten 2) und die wenigen Fälle ^) in denen dies geschah, bil- 
den die einzigen Ausnahmen von der in der Begel erfolgten Bei- 
behaltung bisheriger Volksgrenzen. 

Die einzige juristische Aenderung bestand darin, dass man 
einen gewissen Ort ein fiir alle Mal als Centrum jeder Civitas 
bestimmte. Man wählte hiezu meistens schon bestehende Städte 
— an denen es in Gallien nicht fehlte — ausnahmsweise be- 
nützte man auch römische Festungen *) als Centralpunkte. Eine 
solche Stadt war Sitz der Regierungsorgane der römischen Ver- 
waltung, aber sie hatte noch lange nicht die Bedeutung einer 
römischen Commune, d. h. sie war nicht die einzige Stadt, der 
die anderen Ortschaften subordinirt wären. Das ganze Volk 
bildete nach wie vor die Gemeinde^). 

Die Umwandlung, die sich in Gallien vollzieht, ist daher 
eine oberflächliche; sie besteht eigentlich in der Degradierung 
der Völker in Stadtcommunen , keineswegs aber in einer, den 
römischen Staatsrechtsbegriffen entsprechenden Durchbildung. 

So bleibt also die frühere Territorialverfassung aufrecht 
bestehen ; das vormalige Volksgebiet — jetzt Stadtgebiet — 
wird nach wie vor in pagi eingeteilt ß) ; in den pagi liegen 
nach wie vor und bcatehen zu Recht die vici und oppida ') ; 
nur dass jetzt die Gleichstelluug der vici und oppida in recht- 
licher Beziehung zu grösserem Ausdrucke gelangt als bisher; 
jener Stadt gegenüber, die als Centrum gewählt wurde, ver- 
lieren sie an Bedeutung, ohne jedoch jemals in die streng 
römischen Staatsrechtsbegriffen entsprechende Rolle von ein- 
fachen Gebietstheilen jenes städtischen Centrums zu verfallen. 



*) Kuhn: Entstehung der Städte p. 435. 

2) Kuhn: Die städt. u. bürgerl. Verf. ü. 409, 412. 

») d*Arboi8 1. c. 39. 

*) Vanderkindere 1. c. p. 52. 

6) Kuhn 1. c. II. 424. 

«) Desjardins 1. c. 111. 377—379, d'Arbois 1. c. 9. 

^) Fustel de Coulanges: Gaule rom. 228. 
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Das ganze Volk bleibt, wenn auch in neuer Verfassung, be- 
stehen, das Volk ist Subject der neuen, ihm im Sinne der Stadt- 
verfassung zustehenden Bechte, das städtische Centrum ist bloss 
der Ort, an dem das Volk diese seine Bechte in hervorragend- 
ster Weise ausübt. 

Es bleibt auch vorderhand die sociale Bedeutung der g|al- 
lischen Schutzverbände bestehen i) ; obwohl man schon im Vor- 
hinein voraussagen kann, dass sie angesichts der veränderten 
Zustände verschwinden müssen. Erst später, knapp vor dem 
Untergange des römischen Beiches, sind sie wieder nothwendig 
und kommen auch wirklich auf. 

Eine wichtige Aenderung erfahren die bodenrechtlichen Ver- 
hältnisse. Mit dem Falle der gallischen Selbständigkeit geht 
auch der letzte Best der ehemaligen Bodenhoheit der einzelnen 
Völker verloren. Die Bechte, in deren Besitz sich die Indivi- 
duen kraft ihrer Volksmilgliedschaft befanden, werden daher 
dmxh die Eroberung dieser volksrechtlichen Begründung be- 
raubt. Da aber die Bömer die Entfernuug der bisherigen Grund- 
besitzer im allgemeinen keineswegs bezweckten, behielten die- 
selben ihren Besitz, gewannen also eine Erhöhung ihrer Bechte, 
die jetzt von der Volkshoheit frei wurden und sich immer mehr 
dem' Zustande näherten, den wir als Eigenthum ansehen. 

Die Wichtigkeit dieser Thatsache ist klar. Wir haben er- 
wähnt, welche Bichtung die diesbezügliche Bewegung in Gallien 
eingeschlagen hatte: der Verfall der Volksgewalt auf öffentlich 
rechtlichem Gebiete war von einem ebensolchen Verfall in bo- 
denrechtlicher Hinsicht begleitet und diese Abbröckelung musste 
nothwendigerweise zu Gunsten der Schutzverbände ausfallen; 
diese Verbände, respective die Schutzherren, waren somit be- 
stimmt, in dieser Beziehung in die Hoheitsrechte des Volkes ein- 
zutreten, wodurch eine bodenrechtliche und zwar strenge Ab- 



1) Mommsen: Rom. Gesell. III'. 278 ; dagegen Fustel de Gou- 
langes in Gaule rom. p. 70, anderer Meinung aber in Origines du syst. 
f6od. p. 206. Bekanntlich erwähnt Tacitus (Ann. III. 40 und Eist. IV. 
54.) gallische Glienten zur Zeit des Tiberius. 
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hängigkeit aller Individuen von den übermächtigen Oligarchen 
hätte entstehen müssen. 

Diese Gefahr war vorüber; die bisherigen Grundbesitzer 
blieben nach wie vor im Besitze und sie vereinten nun in 
ihrer Hand alle Grundrechte ; denn die Römer kümmerten sich 
nicht um die historische und " volksrechtliche Herkunft dieser 
Zustände, sondern rechneten nur mit den thatsächlichen Ver- 
hältnissen. 

Die gallische Bevölkerung befreite sich also von dem 
Hoheitsrechte der Volksgewalt, das wohl nicht drückend war, 
das aber, wenn es an die Schutzherren gekommen wäre, in 
gefährlicher Weise hätte missbraucht werden können. 

Nunmehr müssen wir uns einer möglichst genauen Defi- 
nition der durch die Eroberung eingetretenen bodenrechtlichen 
Verhältnisse im römischen Gallien zuwenden. 

Das Vorgehen Boms war bekanntlich hart und rücksichts- 
los; und je mehr sein Ansehen wuchs und sein Territorium 
sich erweiterte, desto strenger behandelte es die besiegten 
Feinde; die grössere Ausdehnung des Reiches schien für eine 
engere Verbindung der neugewonnenen Provinzen mit Rom zu 
sprechen. So kam es, dass man sich nach und nach nicht 
mehr mit der politischen Unterwerfung begnügte, sondern auch 
in privatrechtlicher Hinsicht die Selbständigkeit der Besiegten 
verringern wollte. 

In den Provinzen, die im V. und VI. Jahrhundert der 
Stadt dem römischen Reiche einverleibt wurden, Hess man — 
mit geringen Ausnahmen — das Privateigenthum unangetastet^). 
Was nicht als Contribution behandelt und nicht aus politischen 
Rücksichten confisciert wurde, das blieb in den Händen der 
bisherigen Besitzer und der Staat zog bloss das öffentliche Gut 
oder das Eigenthum der früheren Herrscher au sich. Erst im 
VII. Jahrhundert findet eine grundsätzliche Aenderung statt, 



') Obgleicli 68 angesichtB der harten Deditionsformel keinem Zweifel 
unterliegt, dass Rom den Besiegten alles entziehen konnte (s. M o m m s e n: 
Staatsrecht III. 733). 
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denn von nun an eignet sich Rom auch das EigenÜhum aller Ein- 
wohner des eroberten Landes an. Als erster Fall, in dem diese 
Anschauung zum Vorschein trat, ist das Gesetz vom Jahre 631 
(632), nach welchem die Provinz Asien eingerichtet wurde, zu 
betrachten 1). Und wir werden wohl nicht irre gehen, wenn 
wir sagen, dass das Auftreten einer solchen Anschauung mit 
dem gleichzeitigen Ueberwuchem der demokratischen Strömung 
in Rom in Zusammenhang steht; eine solche Demokratie über- 
wälzt nämlich immer den Schwerpunkt von der idealen Rechts- 
höhe einer über alles erhabenen Staatsgewalt auf die Masse 
der Individuen, die im demokratischen Staate zu einer erhöhten 
Bedeutung gelangen. Daraus folgt nun, dass man auch beim 
Feinde dem einzelnen Individuum eine grössere Bedeutung bei- 
misst, als vorher; somit kann man sich mit der Entziehung 
der politischen Selbständigkeit nicht begnügen und muss an 
die Unterwerfung eines jeden Individuums schreiten, wozu eben 
die privatrechtliche Abhängigkeit das beste Mittel bietet. Und 
dass man diese Theorie im VII. Jahrhundert auch den früher 
gewonnenen Provinzen gegenüber zur Anwendung brachte^), 
ist unseres Erachtens auch nur in der vorerwähnten Weise zu 
erklären; die politische Abhängigkeit des ganzen Volkes schien 
ungenügend, wenn sie nicht von der bodenrechtlichen Abhän- 
gigkeit eines jeden Einzelnen begleitet war. 

Klar defiuiert finden wir die neue Anschauung bei Gaiu»- 
(IL 7.) in dem bekannten Satze: „. . quia in eo solo (seil, pro- 
viuciali) dominium populi Romani est vel Caesaris, nos autem 
possessionem tantum et usum fructum habere videmur**). 

Trotz dieser klaren Fassung fehlte und fehlt es nicht an 
gegentheiligen Meinungen, die sich entweder auf formelle oder 



^) Mommsen 1. c. III. 731. Ganz anderer Ansicht Pernice 
(Parerga II. 64), dessen hochinteressante und anregende Ausführungen 
wir hier leider nicht genauer besprechen können. 

2) 8. Mommsen 1. c. Anm. 5. 

B) Ueber das Recht des Kaisers s. Hirschfeld: Untersuch, auf 
dem Geb. d. röm. Verwaltgsgesch. I. p. 288 Anm. 4; Mommsen: Staats- 
recht IL p, 1008; Herzog: Gesch. u. Syst. d. röm. Staatsverw. II. 671. 
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materielle Gründe stützen. Die auf formellen Bedenken be- 
ruhende Ansicht Pustels de Coulanges^) ist leicht und 
mit wenigen Worten zu entkräften; denn eine Einwendung, 
die Worte des Gaius , habere videmur* seien der Ausdruck 
einer persönlichen Auffassung des Verfassers, die als Hypothese 
vorgebracht wird, kann doch unmöglich ernöt behandelt wer- 
den, schon aus dem Grunde, dass Pustel offenbar übersehen 
hat, dass Gaius ganz kategorisch behauptet, „dominium populi 
Bomani est vel Caesaris * ^). 

Abgesehen von so unbegründeten formellen Zweifeln ist 
der Inhalt des erwähnten Gaiischen Satzes s) verschieden auf- 
gefasst worden: 

Savigny beachtet nicht die äusseren politischen Um- 
stände, unter denen die Theorie vom Staatseigenthum an Pro- 
vinzialgrundstücken entstand, lässt sich von ausschliesslich pri- 
vatrechtlichen Bücksichten leiten und behauptet*), das „domi- 
nium *, dessen Gaius Erwähnung thut, sei nur eine Begründung 
der in den Provinzen üblichen Grundsteuer, keineswegs aber 
ein eigentliches Eigenthum; diese Grundsteuer selbst sei eine 
rein öffentlichrechtliche Abgabe gewesen, sie sei dem Staate 
als solchem und nicht dem Eigenthümer gezahlt worden. — 
Eine Bestätigung seiner Auffassung findet Savigny in einem 
sehr bemerkenswerthen Passus der Sammlung römischer Gro- 



*) In L' allen p. 2. Anm. 1. 

*) Eigenthümlicli berührt es, wenn wir in Origines du syst. feod. 
desselben Verf. p. 66 die Worte finden: ,En Gaule ....leproprie- 
taire du sol etait l'empereur, las hommes n'y etaient qua pos- 
sessaurs*. Dieser Widersprueb fordert wobl zu der Annahme heraus, 
dass Fustel da, wo es sich darum handelt, nachzuweisen, dass die Römer nur 
unbeschränktes Eigenthum kannten, den Gaius hypothetisch sprechen 
lässt ; seinem Prinzipe treu, den Germanen jedwede originelle Idee ab- 
zusprechen, lässt er hingegen das Feudalsystem in directen Zusammen- 
hang mit Rom treten und da muss es natürlich ein noch mehr be- 
schränktes Eigenthum geben, als es Gaius je behauptet hätte. 

«) Hiezu noch: Front in (bei Lachmann p. 36) Aggenus Ur bl- 
eu s (das. p. 63) und Theophilus (cit. bei Matthias, s. unten). 

*) Verm. Schriften 11. 104. 
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matiker, nämlich im Gommentar, den Aggenus ürbicus zu 
Pronfcins I. Buche und namentlich zu den Worten: ,qua in 
provinciis publica arva coluntur*i) gegeben hat. Hier heisst 
es: ,quod publica arva dicit, ne ammiremini, nam ideo publica 
hoc loco eum dixisse aestimo, quod omnes etiam privati agri 
tributa atque vectigalia persolvant. Quia dum privatus laborat 
in proprio et tributum publico et sibi alimoniam arva excolendo 
procurat*. Hieraus schliesst Savigny, dass Frontin die Provincial- 
grundstücke nur wegen der Steuerpflicht als öffentliche be- 
trachtet. 

Dieser Ansicht schliesst sich im allgemeinen Rudorff^) 
und von den Neueren auch Mitteis 3) an; Eudorff aber 
spricht sich vorsichtiger aus, indem er bemerkt, dass das in 
Frage stehende Staatseigenthum wegen des nicht eintretenden 
Widerrufes der Eechte, die von den Provinzialcn ungehindert 
an ihi-en Grundstücken geübt wurden, thatsächUch den Ein- 
druck einer Fiction macht, die zur Begründung der Steuer- 
pflicht erfunden wurde. 

Mommsen*) dagegen hält, obgleich er auch nicht leugnet, 
dass die Grundsteuer thatsächlich die wichtigste Consequenz 
dieser neuen Theorie war, die Existenz eines wahren Staats- 
eigenthums aufrecht. Ebenso betrachtet Marquardt^) das 
Staatseigenthum als die wirkliche und keineswegs flngierte 
Basis der Steuerpflicht. 

Garsonnet 6) nimmt von einer streng rechtlichen Defini- 
tion des Provinzialeigenthums Abstand, er betrachtet es als 
ein Mittelding zwischen privatem und öffentlichem Eigenthume 
und sieht darin schliesslich ein dem Obereigenthume des Staates 
unterworfenes Privateigenthum. 



1) Bei Lachmann p. 4. 

2) Gromatische Institutionen p. 317. 
*) Reichsrecht u. Volksrecht p. 112. 
*) Staatsrecht III. 731. 733. 

*) Staatsverw. II. 177. 

ö) Locations perpetuelles 133. 
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Am weitesten geht in privatrechtlicher Richtung Mat- 
thias i). Er betrachtet die Provinzialgrundstücke als privat- 
rechtliches Staatsgut, stützt sich ausschliesslich auf die Defini- 
tion bei Theophil US 2) und will nicht einmal eine Ab- 
schwächung durch Annahme staatlichen Obereigenthums, sowie 
eines Nutzungseigenthums durch die Provinzialen annehmen. 

Um sich ein gehöriges Urtheil über die hier erwähnten 
Meinungen zu bilden, muss man vor allem die Enstehungs- 
geschichte der Provinzialgrundstücke im Auge behalten. 

Das Staatseigenthum an diesen Grundstücken entsteht 
durch die Eroberuug s). Daraus geht aber nicht hervor, dass 
der Staat dies neuerworbene Recht thatsächlich geltend mache 
und die bisherigen Besitzer entferne. Daran wurde nie ge- 
dacht und ein Entfernen der Bebauer hätte einen wirthschafk- 
lichen Ruin der betreffenden Provinz herbeigeführt, was doch 
keineswegs im Interesse der römischen Politik gelegen wäre. 
Deshalb wurde bloss ein Theil des eroberten Provinziallandes 
in unmittelbaren Besitz genommen, entweder als „ ager populi 
Romani, qui a censoribus locari solet"^), oder zum Verkaufe 
durch den Quästor ^) ; der grösste Theil aber verblieb im Be- 
sitze bisheriger Einwohner, die nur Steuern zu bezahlen hatten. 
Der einzige Unterschied zwischen dem sogenannten „ager pri- 
vatus vectigalisque * ^) und dem Provinziallande, das meistens 
dieselben Abgaben leistete, bestand darin, dass das Recht des 



Die röm. Grundsteuer u. d. Vecti galenrecht p. 31 ff. Ihm schliesst 
sich an Glasson: Hist. du dr. I. 449, 452. Gegen Matthias' Ansicht, 
wonach die Provinzialen blosse Precaristen gewesen seien, tritt in über- 
zeugender Weise P e r n i c e auf (Parerga IL 57. 58). 

2) Im Commentar ad § 40. II. 1. XP^^^» ^txapictav xal icXirjpeotÄfrjv 

») Durch die Eroberung wird, wie Rudorff (Feldmesser 277) richtig 
bemerkt, das ganze Gebiet in ager populi Romani verwandelt, daher ist 
der Provinzialboden regelmässig rudis (203. 7). 

*) Marquardt 1. c. IL 176. lit. c. 

6) 1. 0. n. 176 lit. a. 

8) S. unten. 



~ 59 - 

Provinzialen principiell immer widerruflich war ^), während der 
Besitz des »ager privatus vectigalisque* nur dann widerrufen 
werden konnte, wenn der Besitzer das vectigal schuldig blieb^). 

Die Grundstücke, die man im Besitze der Provinzialen 
liess, machten also — wenn auch nur theoretisch — ein 
Uebergangsstadium durch, in welchem sie in Staatsbesitz waren ; 
dieses Stadium dauerte von dem Augenblicke der Eroberung — 
beziehungsweise Dedition — bis zum Augenblicke, in dem den 
Provinzialen die Erlaubniss ertheilt wurde, ihren durch die 
Eroberung unterbrochenen Betitz fortzusetzen; deshalb nannte 
man die Provinzialgrundstücke »agri redditi*. Mitunter wurden 
sie dabei vermessen 3), wahrscheinlich behufs genauer Durch- 
fuhrung der Besteuerung. Ob solche Vermessungen in Gallien 
sofort nach der Eroberung stattgefunden, ist unbekannt ; noth- 
wendig waren sie nicht, denn dazumal bezahlte Gallien fest- 
gesetzte und nicht auf einzelne Steuerträger vertheilte Tribute. 

Die Bezeichnung: „agri redditi* ist wohl vielsagend, ge- 
nügt aber nicht, um die Worte Gaius' über das staatliche Eigen- 
thum an Provinzialgrundstücken zu erklären. Im Gegentheil 
könnte man sogar behaupten, dass durch diese Bückgabe ein 
vollständiges, unabhängiges Eigenthum entsteht und der Vor- 
behalt einer Abgabe stünde dem insofeme nicht entgegen, als 
man ja diese Abgabe leicht als öflfentlich rechtliche ansehen 
kann. Nun müssen wir aber doch erwägen, dass diese Rück- 
gabe keineswegs eine vollständige gewesen sein konnte, denn 
mit einer vollständigen Rückgabe hätte die Wiederherstellung 
bisheriger Bodenrechtsverhältnisse Hand in Hand gehen müssen. 
Man hätte also nicht nur denjenigen Personen, die vorder 
Eroberung besessen hatten, die Grundstücke zurückgeben müssen, 



Daher vom Staate zu jeder Zeit in römisches Privateigenthum 
umgewandelt werden konnte (Mommsen 1. c. III. 733 f.) 

2) 8. Garsonnet 1. c. p. 135. 

8) 8. Rudorff: Eöm. Feldmesser 150, 297, 356; Hygin (bei Lach- 
mann) 117. 12: Siculus Flaccus (daselbst) 160. 22; Kariowa 1. c. 
IL 17. Ueber die Art dieser Vermessungen und ihren Unterschied von 
Vermessungen des Coloniallandes s. Rudorff L c. 291. 
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sondern auch zu demselben Rechte, nach welchem sie vor 
der Eroberung besessen. Demnach könnte von einem Provin- 
cialbodenrechte überhaupt keine Rede sein, denn das Boden- 
recht wäre eben in jeder Provinz verschieden gewesen. Den 
Fortbestand localer Eigenthümlichkeiten bodenrechtlicher Art 
wollen wir keineswegs bestreiten, können aber denselben, ge- 
genüber so wichtigen Factoren, wie die Vermessung, die Be- 
steuerung einzelner Steuerträger in gleichmässiger Weise i), das 
Klagensystem u. s. w., keine grössere Bedeutung beilegen. Die 
hier erwähnten Factoren bezeugen zweifellos eine gewisse Ab- 
schleifung provinzialer Unterschiede in bezug auf das Boden- 
recht; sprechen auch für eine weitgehende Einförmigkeit der 
rechtlichen Beziehungen zwischen Rom nud dem Provinzial- 
lande, so dass Gaius mit Recht den Grundbesitz der Provin- 
zialen als ein einheitliches und abgesondertes Rechtsinstitut be- 
trachtet; als Grundlage dieser Einheitlichkeit kann aber nur 
jenes durch die Eroberung erworbene Staatseigenthum und die 
in allen Provinzen unter fast gleichen Bedingungen erfolgte 
Rückgabe gelten; nur auf diese Weise ist die Existenz eines 
eigenen Proviuzialbesitzrechtes zu erklären. 

In diesem Lichte sind nun die gegentheiligen Meinungen 
zu betrachten. 

Der Satz des Aggenus Urbicus, auf den sich, wie er- 
wähnt, Savigny stützt, ist bei genauem Eingehen doch nicht 
so zu verstehen, wie es scheinen möchte. Schon die SatzfÜgung 
schwächt seine Bedeutung ab. Aggenus Urbicus behauptet 
ja nicht, dass die von ihm commentierten Worte Frontins, 
nämlich der Ausdruck „arva publica* falsch wären; dieser Aus- 
druck erscheint ihm bloss angesichts der thatsächlichen Ver- 
hältnisse übertrieben und geeignet, bei dem römischen Leser, 
der gewohnt ist mit klaren und fest bestimmten RechtsbegriflFen 
zu arbeiten, eine ganz falsche Vorstellung namentlich über den 
Grad, in dem Provinzialland als öflfentliches zu betrachten ist, 
hervorzurufen. Deswegen gibt Aggenus Urbicus, — der übrigens, 



Schon unter Augustus; 8. unten. 
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wie bekannt, eine Autorität zweiten Banges ist, — die vorhin 
citierte Erläuterung und belehrt uns über die thatsächliche Be- 
deutung des staatlichen ßechtes an Provinzialgrundstücken ; da 
nun ist es, bis auf eine nicht besonders erhebliche Ungenauig- 
keit, wohl richtig, dass die Bedeutung dieses staatlichen Rechtes 
hauptsächlich auf dem Gebiete des Steuer- uud Abgabenwesens 
zu suchen sei. Dabei ist aber der weitere Theil des besprochenen 
Satzes zu berücksichtigen; dieser Theil enthält eine Begrün- 
dung der Steuei*pflicht und lautet: ,ut apertius ostenderet 
publicum cum privato esse consortem, quia dum privatus la- 
borat in proprio et tributum publico et sibi alimonia arva ex- 
colendo procurat.* Eine solche Nebeneinander- und Gleichstel- 
lung von öflFentlichem und von Privatinteresse, die Anwendung 
des Wortes ^consors*, die gleiche Berücksichtigung des Er- 
trages, den der Besitzer erhält, und desjenigen, der dem Staate 
zufällt, beweist doch jedenfalls eine weit grössere Bedeutung 
dieses Tributs, als die, welche irgend eine Steuer haben konnte ; 
dieses Tribut tritt geradezu als bestimmter Antheil des Staates 
auf. Wir sehen daher, dass nach genauer Betrachtung in den 
Worten des Aggenus ürbicus, die Savigny gegen Gaius und 
Frontinus geltend machen wollte, Spuren einer Auffassung zu 
entdecken sind, die sich den Auffassungen der beiden genannten 
Schriftsteller nähert. Nicht uninteressant ist es dabei, dass Ag- 
genus Urbicus selbst, in seiner Schrift »De coütroversiis agro- 
rum" einen andern Satz Frontins (gegen den ihn Savigny ins 
Feld führte) aufnimmt ^) und darin den Inhalt des provinzialen 
Bodenrechtes folgendermassen definirt: „possidere enim illis quasi 
fructus tollendi causa et prestandi tributi conditione concessum 
est. " Wenn wir diese Worte mit den vorhin citierten des Com- 
mentars: «sibi alimonia — tributum publico* zusammenstellen, 
gewinnen wir einen neuen Beweis für das Bestehen der von 
Savigny bekämpften Theorie. 

Die Einwendungen, die Niebuhr in den Reden Cicero's 
„contra Verrem" gegen die Geltung des Staatseigenthums an 



Bei Lach mann p. 36 und 



63. 
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Provinziallarid findet, sind aus dem Grunde von geringerer Be- 
deutung, weil dasjenige, was Cicero über die sicilischen Ver- 
hältnisse erzählt, für die ältere Zeit gilt, in der man sich, wie 
schon erwähnt, thatsächlich damit begnügte, die politische Selb- 
ständigkeit des eroberten Landes zu lähmen und die Domänen 
früherer Herrscher zu confiscieren, ohne das Privateigenthum 
zu berühren. Dcähalb kann man in Sicilien öfiFentliches Gut 
vom Privatgute unterscheiden, während in den andern Pro- 
vinzen alles öffentliches Gut ist und man nur in bezug auf die 
Verwendung dasjenige Gut, das der Staat behält, von demje- 
nigen, das er den vormaligen Besitzern zurückgiebt, zu unter- 
scheiden hat. Sicilischen Verhältnissen entstammen auch die 
Zweifel, diePernicei) gegen das Recht, den Provinzialen 
ihre Gründe zu entziehen, geltend macht. 

An dem staatlichen Rechte könnte man irre werden, wenn 
man den gänzlichen Mangel direkter Eingriffe seitens der Staats- 
gewalt bemerkt, — Confiscationen können nicht als Geltend- 
machung des Staatseigenthums betrachtet werden — desto mehr, 
als ja der Staat selbst im Falle, wenn das Vectigal nicht be- 
zahlt wird, das Grundstück nicht entzieht, sondern sich mit 
der Bestellung eines Pfandrechtes zur Deckung seiner Forde- 
rung begnügt^). All dies aber kann durch wirthschaftliche 
Rücksichten erklärt werden ; sie Hessen die Einziehung der Pro- 
vinzialländereien als unthunlich erscheinen; viel vernünftiger 
war es ja, das Grundstück so lange als nur möglich dem Be- 
sitzer zu lassen und erst dann, wenn die Steuerrückstände das 
Maass überschritten, das mit staatlichem Pfandrechte behaftete 
Besitzthum zu verkaufen und vom Neuerwerber die Leistung 
der rückständigen Abgaben zu fordern. 



1) Parerga IL 67. Anm. 2. 

2) Gaius IV. 28. 29; Rudortf 1. c. 317; worauf Glasson 1. c. 
449 seine Behauptung gründet, der Staat habe wegen Rückständen die 
Provinzialgrundstücke eingezogen, ist uns nicht bekannt; dagegen Ber- 
nier: De la condition des fonds provinciaux p. 23 und Pernice: 
Parerga IL 62, der sehr richtig constatiert, dass überhaupt das Zahlen 
von Abgaben gar keinen integralen Bestandtheil des Provinziallandbegriffea 
bildet; ähnlich Voigt: Rom. Rechtsgesch. I. 457. 
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Der Staatssäckel litt dadurcli keinen Schaden und man 
entrann der Gefahr, welche doch in jeder bedeutenderen An- 
sammlung von Immobilien in unmittelbarem Besitze des Staates 
liegt. Erst nach den Beformen Diocletians ^) tritt auch auf 
diesem Gebiete eine wichtige Aenderang ein. Der Staat zog 
von da an die Grundstücke der Vectigalschuldner ein, behielt 
sie aber keineswegs in seiner Hand, wies sie vielmehr der be- 
trefifenden Curie zu, die für die richtige Steuerzahlung des Ter- 
ritoriums verantwortlich war; wie die Curie über das Grund- 
stück verfugte, das ging den Staat nichts mehr au. 

Matthias macht mehrmals auf diesen Umstand aufmerk- 
sam, und nützt ihn für seine Theorie von der streng privat- 
rechtlichen Herrschaft des Staates an Provinzialland aus. In 
der Einziehung wegen Vectigalrückständen will er eine Vindi- 
cation erblicken, die durch ein privatrechtliches Eigenthum be- 
gründet ist. Somit hätten wir es hier mit einer Belebung und 
thatsächlichen Verwirklichung des theoretischen Staatseigenthums 
zu thun. 

Dies ist aber doch zweifelhaft. Denn wenn wir auch gerne 
annehmen, dass durch die Bildung der Curien als Steuerinstanzen, 
in der späteren Kaiserzeit die fiscalischen und wirthschaftlichen 
Gründe wegfielen, die vorher gegen das Einziehen von Provin- 
zialland sprachen, so können wir doch einen so lebensvollen 
und langjährigen Fortbestand eines Eechtsbegriffes , der Jahr- 
hunderte lang seinen theoretischen Bahmen nicht überschritten 
hat, nicht zugeben. Es wäre ja geradezu unbegreiflich und 
unerklärlich, dass ein Bechtsinstitut erst so lange nach seiner 
Entstehung und unter total veränderten Verhältnissen ein regeres 
Leben aufweist, als zuvor. Wir müssen hiebei bemerken, dass 
seit Diocletian nicht nur die Provinzialen , sondern auch die 
Bewohner Italiens Grundsteuer zahlen, obwohl für Italien die 
Staatseigenthumstheorie nie gegolten hat; ferner, dass in dieser 
Zeit die vormalige Bezeichnung „vectigal* der neuen „tributum* 
Platz machte, woraus zu ersehen, dass die Steuerpflicht, die 



1) s. Matthias 1. c. p. 53. 
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früher auf dem Staatseigenthmne beruhte, jetzt eine öflFentlich- 
rechtliche ist ^). Die Neubelebung und rege Aeusserung des 
Staatseigenthums an Provinzialland kann also unter solchen 
Umständen nicht zugegeben werden. 

Im Gegentheil; sowie wir in der früheren Zeit das Nicht- 
vorkommen von Gründen tziehung, trotz des Bestandes der Staats- 
eigenthumstheorie, durch wirthschaffcliche Bücksichten erklärten, 
ebenso erklären wir die Einziehung und Ueberweisung an die 
Curie ausschliesslich durch fiscale Eücksichten, die man nach 
erfolgter Bildung der Curien frei schalten lassen konnte. Wir 
werden Gelegenheit haben 2), die Fortbildung des Staatseigen- 
thums an Provinzialland näher zu besprechen; hier sollte nur 
festgestellt werden, dass der Mangel von Besitzentziehung keines- 
wegs gegen den Bestand der erwähnten Theorie spricht, ebenso 
wie die Ausübung der Confiscationen keinen Beweis für ihre 
Geltung liefert. 

Den eigentlichen Tnhalt und die wahre Bedeutung des 
staatlichen Bechtes an Provinzialland bestimmen die mehrmals 
citirten Worte des Gaius, und zwar „possessionem tantum et 
usumfructum", ferner Frontin' s „possidere enim illis quasi 
fructus toUendi causa et prestandi tributi condicione concessum 
est'* und endlich desTheophilus „Xf^'ijotv, lattxapmav xal tcXt]- 
psoraxTjv xatoxTjv". 

Wir haben da also jedenfalls eine gewisse Verbindung von 
Sachenrecht und Obligationen. Die Provinzialen sind Besitzer 
und nützen ihren Besitz bis aufs Aeusserste aus. Man könnte 
meinen, die Römer, die ja überhaupt die Privatrechte fremder 
Völker den ihrigen nicht gleichstellten, wären geneigt gewesen, 
selbst das Eigenthum der Provinzialen als Besitz aufeufassen; 
denn das „quasi fructus tollendi causa" bei Frontin und die 



8. Mommsen: Staatsrecht IL 430. Anm. 1; auch Savigny: 
Venu. Sehr. IL 102 constatiert, dass zur Zeit Mark Aurers die Bezeich- 
nung ager vectigalis fiir die Provinzialgrundatücke verschwindet und nur 
noch für die verpachteten Staats- oder Communalländereien gilt; die 
Provinzialgrondstücke werden stipendiarii oder tributarii genannt. 

2) Cap 4. 



ganze Umschreibung bei Theopliilas scheinen dies anzudeuten. 
Dem widerspricht aber, — neben dem, was wir vorhin für die 
Existenz eines Proyinzialbodenrechtes als solchen anführten — 
die klare Definition bei Gaius, sowie die Consequenzen des 
staatlichen Eigenthums an Provinziallaud, die besonders in zwei 
Fällen auf dem Gebiete des Privatrechtes hervortreten. 

Und zwar erstens, wenn es sich um die Yeräusserung von 
Provinziallaud an römische Bürger handelt. Eine solche Yer- 
äusserung ist statthaft, denn das Yerfügungsrecht steht ja den 
Provinzialen zu. Aber wir begegnen hier der auflfallenden 
Thatsache, dass das erworbene Grundstück in den Census des 
erwerbenden römischen Bürgers nicht einberechnet wird; man 
geht also ofiPenbar von der Anschauung aus, dass das Provin- 
ziallaud nicht Gegenstand eines Frivateigenthums sein kann, 
dass also das Gapitalvermögen des betrefPenden römischen Bür- 
gers nicht vergrössert wird ^); bloss seine Einkünfte steigern 
sich, ebenso wie durch irgend ein Handels- oder Qewerbeunter- 
nehmen. 

Ebenso bezeichnend ist der andere Fall. Der Boden, in 
dem ein Todter bestattet wurde, war „solum religiosum*' und 
bekanntlich konnte jeder Eigenthümer durch Beisetzung eines 
Todten seinem Grundstücke diesen Charakter verleihen. Dies 
bezieht sich aber ausschliesslich auf Ländereien römischen 
Bechtes, keineswegs aber auf Provinziallaud. Denn bei letz- 
teren musste dem Besitzer nothwendigerweise ein Yerfügungs- 
rechty durch dessen Geltendmachung das Grundstück der mensch- 
lichen Competenz überhaupt entzogen wird, benommen werden. 
So lange es sich um Yeräusserung an Menschen handelte, 
konnte das staatliche Becht fortbestehen und entsprechend ge- 
wahrt werden, und ein Yeräusserungsverbot war überflüssig; 
nothwendig wurde es erst da, wo der Staat verkürzt werden 
konnte, wo sein Becht aufhören musste; die Logik römischer 
Juristen hielt selbst Göttern gegenüber Stand. 

Auf die Spitze wurde die Sache nicht getrieben ; ein for- 



^) Garsonnet 1. c. 134. 

Halb an Blnmenstok, Immobiliareigenthum I. 



melles Verbot hätte denn doch die Pietät arg verletzt und es 
wurde nicht erlassen; man begnügte sich mit der Wahrung 
des theoretischen Standpunktes und so lesen wir bei Gaius^) 
^eiusmodij locus, licet non sit religiosus, pro religioso 
habetur". 

Ausser diesen zwei Consequenzen des staatlicherseits be- 
haupteten Eigenthums an Provinzialgrundstücken ist eigentlich 
nichts mehr hervorzuheben, was für unsem Zweck von Wichtig- 
keit wäre. 

Auf Grund des Erwähnten ist es wohl möglich, sich ein 
gewisses Urtheil über die in der Literatur hauptsächlich ver- 
tretenen Meinungen zu bilden. Savigny's Ansicht erweist 
sich als unhaltbar; denn wir wissen ja, dass die Steuer lange 
nicht die einzige Folge jenes staatlichen Eigenthumsrechtes 
war, und dass dies Eigenthumsrecht selbst keineswegs als 
Fiction gelten kann. Was aber die andern Lehrmeinungen 
anbelangt, so können sie ziemlich leicht in einen gewissen 
Einklang gebracht werden, wenn wir den praktischen Stand- 
punkt festhalten und von da aus die Bedeutung und das gegen- 
seitige Verhältniss der Rechte des Staates und der Besitzer 
betrachten. Da ist es nun unzweifelhaft, dass das staatliche 
ßecht nur theoretisch ist und vielmehr das Becht des Besitzers 
in den Vordergrund tritt. Dieses Secht nähert sich so sehr 
dem Eigenthume, dass sicherlich in vielen Fällen eine Unter- 
scheidung fast unmöglich erschien und dass die Steuer wenig- 
stens bis zur Zeit Diocletian^s als Hauptmerkmal angesehen 
wurde. 

So war also das Provinzialbodenrecht zur Zeit der Er- 
oberung Galliens geartet, und die gallische Bevölkerung erhielt 
dadurch an denjenigen Ländereien, die nicht in unmittelbaren 
staatlichen Besitz gezogen wurden, ein sehr weitgehendes und 
dem römischen Eigenthume nahe verwandtes Becht. Es ist 
leicht einzusehen, in wie hohem Grade dadurch die Bodenver- 
hältnisse geebnet werden mussten ; die Bömer hatten gar keinen 

i) IL 7. 
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Grand, yerschiedene, ihnen ganz unbekannte Besitzformen zu 
respectieren ; ihnen war eben jeder Besitz in der Provinz pos- 
sessio und usus fructus. 

Den Quellen ist über die Art und Weise, in welcher dieses 
neue Bodenrecht in Qallien, dessen Grundbesitzverhältnisse wir 
vorher besprachen, eingeführt wurde, nichts zu entnehmen. 
Die Hauptschwierigkeit besteht darin, dass es überhaupt an 
Spuren irgendeiner, unmittelbar nach der Eroberung eiuge- 
führten Organisation fehlt, so dass man berechtigt ist, zu fragen 
ob Cäsar irgend etwas in dieser Hinsicht vorgenommen hat, 
Auch fehlt uns ein wichtiges Yergleichsinittel, da wir über das 
gallische Steuerwesen nicht unterrichtet sind, es daher mit dem 
römischen nicht vergleichen können. Bekanntlich ist die Steuer- 
verfassung im engsten Zusammenhange mit den Bodenverhält- 
nissen eines Landes; die Eenntniss gallischer Steuerzustände 
und ihrer Aenderungen im römischen Gallien wäre daher von 
höchster Wichtigkeit. 

Wir wissen nur, dass Cäsar Gallien tributpflichtig machte, 
und zwar wird die Abgabe auf 40.000.000 Sest. berechnet ^) ; 
diese Abgabe wird von dem ganzen Lande geleistet^). Die 
Bepartition der Summe war den Bömern gleichgiltig und sie 
fragten überhaupt nicht darnach, ob sie durch Grundsteuer 
oder durch andere Abgaben aufgebracht wird; es ist sogar 
zweifelhaft, ob sie schon jetzt Steuerbezirke errichteten und die 
Quote bestimmten, die aus jedem Steuerbezirke zu zahlen war; 
dass sie sich aber um die Belastung der einzelnen Steuerixäger 
nicht kümmerten, ist sicher. Wir können also nicht sagen, 
inwiefeme diese 40.000.000 Sest als Fortsetzung gallischer 
Tribute, oder als neue Abgabe zu betrachten sind. Li beiden 
Fällen aber, nämlich sowohl wenn wir darin den Fortbestand 
alteir Tribute, auch wenn vnr darin eine neue Abgabe sehen, 
ist anzunehmen, dass eine radicale Aenderang der Besitzver- 



1) Marquardt 1. c. I. 185. 

^ Saeton (Vita Caes. 25) sagt zwar: »praeter socias ac bene 
meritaB civitates«, doch ist andern Angaben zufolge wahrscheinlich keine 
Ausnahme zugelassen worden (s. Tacitus Ann. III. 40, Eist. IV. 73). 

6* 
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hältnisse vorderhand unnöthig war; im ersten Falle deshalb, 
weil die alte Steuer auf alten Grundlagen beruhte, im andern 
Falle deshalb, weil eine Pauschalabgabe auch ohne directe Be- 
rührung bestehender Verhältnisse möglich ist. Es ist also 
möglich, dass die Eroberung Galliens durch die Römer, die zu 
jener Zeit schon der Theorie von einem Staatseigenthum an 
Provinzialland huldigten, dennoch im ersten Augenblicke keine 
bedeutende und sichtbare Aenderung hervorgerufen hat. Die 
bodenrechtliche Hoheit der gallischen Civitas ist wohl ver- 
schwunden, aber gleichzeitig entstand ein staatliches Eigen- 
thumsrecht, so dass man bei oberflächlicher Betrachtung sagen 
könnte, die vormalige gallische Bodenhoheit sei auf Rom über- 
gegangen. 

Die Eroberung muss aber jedenfalls von sehr grosser 
socialer Bedeutung gewesen sein, worauf schon Roth^) hin- 
gedeutet hat. Die Stürme der neun Jahre langen Kriege Cäsars 
haben manches mächtige Optimateugeschlecht zu Falle gebracht 
und zugleich den thatkräftigen Individuen niederen Standes ein 
Emporkommen ermöglicht. Die übriggebliebenen Oligarchen 
hatten nun der römischen Staatsgewalt gegenüber einen schwe- 
ren Staud, sie konnten ihre Usurpationen nicht mehr fortsetzen 
und mussten die nivellierenden Folgen der Eroberung schwer 
empfinden. Mittelbar mussten diese Umstände bodenrechtlich 
wichtig sein, haben wir doch gesehen, in wie hohem Grade die 
steigende Gewalt der Adelsgeschlechter die bodenrechtliche Un- 
abhängigkeit schwächerer Individuen bedrohte und über die 
Bodenhoheit des Volkes hinweggieng. 

Die Ordnung der neuen Verhältnisse verdankt Gallien dem 
ersten römischen Kaiser. 

Nicht als ob Cäsar die Wichtigkeit einer solchen Ordnung 
geringgeschätzt hätte; naturgemäss aber musste er vor allem 
an die äussere Einigung denken und das neue Band zwischen 
Gallien und Rom so fest als möglich zu gestalten trachten; 
zu viel organisatorische Arbeit hätte da eher schaden als nützen 



1) Ueb. d. bürgerl. Zust. Galliens etc. p. 5. 
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können, hätte den raschen Uebergang von völliger Freiheit zu 
vollständiger Abhängigkeit erschwert und gewiss nicht deu Er- 
folg einer so raschen Ergebung erzielt, die fast einzig in der 
Weltgeschichte dasteht. 

Augustus hielt seine Zeit für günstig, um weitere Schritte 
zur Ordnung der Provinzialverhältnisse zu unternehmen. Die 
ganze politische Lage des Reiches veranlasste ihn, an die Zu- 
kunft der Provinzen zu denken ; der Staatssäckel war erschöpft, 
eine Mehrbelastung der Provinzen aber schien unmöglich, wenn 
sie nicht ganz ruiniert werden sollten, wie dies in Asien ge- 
schah 1) ; die Aufgaben aber, deren Lösung den Provinzen zu- 
gedacht war, Hessen die Abschaflfung bestehender Zustände als 
unumgänglich erscheinen. 

Als Hauptgrund der beginnenden Lähmung der Provinzen 
ist — ausser den ungeahndeten Ausschreitungen römischer 
Verwaltungsorgane — entweder die übergrosse Höhe der auf- 
erlegten Tribute, oder die ungerechte Vertheilung derselben zu 
betrachten; wahrscheinlich war Beides der Fall; denn die 
Römer haben sich um die Belastung einzelner Individuen nicht 
gekümmert und so ist es möglich, dass ganze Classen in einer 
Weise belastet wurden, die ihre Productivität erschwerte und 
mittelbar die Verarmung des ganzen Landes zur Folge hatte. 

Auf Grund umfassender geographischer Vorarbeiten ord- 
nete Augustus die Anlegung eines Verzeichnisses aller Grund- 
steuerobjecte des ganzen Reiches an, wobei auch alle davon 
thatsächlich gezahlten Abgaben ersichtlich gemacht werden 
sollten 2). Der Census der von Cäsar eroberten gallischen 
Länder wurde im Jahre 727 a. R. c. unter persönlicher Leitung 
des Kaisers voUzgen. 

Um die dabei zum Vorschein gekommene Ungleichheit 
in der Belastung einzelner Grundstücke abzuschaffen, musste 
man vor allem den Steuergegenstand, d. i. die Grundstücke 



Marquardt 1. c. 11. 199. 

*) 8. hierüber Schriften d. Feldmesser I. 177, Marquardt 1. c. II. 
205 ff. Kariowa 1. c. I. 573. 
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kennen lernen, und zwar nicht nur in Bezug auf ihre Aus- 
dehnung und Ertragsfahigkeit, sondern auch in Bezug auf die 
Bechte, die den Besitzern darauf zustanden; ist es doch klar, 
dass die Belastung des Eigenthümers eine andere sein musste, 
als diejenige eines Pächters. 

Die Bewältigung einer solchen Aufgabe war mit erheb- 
lichen Schwierigkeiten verbunden. Es ist zweifelhaft, wer die 
Vermessung und Bonitierung der Grundstücke durchführte und 
ganz unbekannt, welcher Anleitungen man sich bei Erforschung 
der rechtlichen Yerhältnisse bediente. Für die Intervention der 
Agrimensoren spricht eine Notiz des Liber Coloniarum i), aus 
der hervorzugehen scheint, dass Baibus auf kaiserlichen Be- 
fehl ein Verzeichniss der Provinzialgrundstücke und ihrer Aus- 
dehnung zusammengestellt hat. Hygin^) erwähnt ausdrück- 
lich die Vermessung der Provinzialgrundstücke und tadelt die 
mangelhafte Berücksichtigung der Unterschiede zwischen ager 
immunis und ager vectigalis. Dies spräche also auch f&r die 
Mitwirkung der Feldmesser. 

Dem gegenüber muss aber betont werden, dass auch später 
noch viele Provincialgrundstücke keine , forma* hatten und 
dass die diesbezüglichen Fortschritte sehr langsame waren. 
Frontinus^) erachtet die Vermessung der Provinzialländereien 
als wünschenswerth, schon aus dem Grunde, dass die even- 
tuellen Streitigkeiten denjenigen, deren Gegenstand römische 
Grundstücke bilden, vollkommen ähnlich sind. Auch Hy gi- 
nn s*) hebt die Wichtigkeit einer solchen Vermessung hervor, 
und erwähnt, dass mangelhafte Vermessungen Anlass zu Strei- 
tigkeiten geben, und zwar nicht nur in neuen Provinzen, (z. B. 
in Pannonien), sondern sogar in Asien. Uebrigens scheint es, 
dass sogar Staatsdomänen ungenau vermessen waren ^). 



^) La eh manu p. 239. 

») h c. 205. 

8) 1. c. 36. 9. 

*) 1. c. 205. 

*) Rudorff 1. c. 300 § 24. 
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Dies alles läsat yermuthen, dass man sieh unter Augastus 
anderer, weniger genauer, aber rascher zum Ziele führender 
Mittel bedient hat; man wird wahrscheinlich die Grundstücke 
unter Berücksichtigung landesüblicher Vermessung verzeichnet 
haben; dafür spricht der Umstand, dass man hiebei die orts- 
üblichen Maasse beibehalten hat; dieselben werden von den 
Feldmessern ausdrücklich erwähnt i). Dies muss für den Anfang 
genügt haben, namentlich da in Bezug auf die Ausdehnung der 
Grundstücke wohl die geringsten Zweifel vorherrschen konnten. 
Die Bonitieruug wird wahrscheinlich in einfachster Art vollzogen 
worden sein ; auf Bonitierung in späterer Zeit bezieht sich eine 
wichtige Nachricht Ulpians^) und Hygins^); ob man in 
derselben Weise beim ersten Census verfahren, ist unbekannt 

Die grössten Schwierigkeiten musste zweifellos die Erfor- 
schung der Rechtsverhältnisse, die in jedem einzelnen Falle vor- 
lagen, mit sich bringen. Die forma censualis, die man für jedes 
Grundstück verfasste, war eine wichtige Urkunde und konnte 
die Grundlage eines processualen Beweises bilden ; man konnte 
hier also nicht vorsichtig genug verfahren. In jeder Provinz 
aber gab es Grundstücke und Rechte an denselben, die theils 
durch Leichtfertigkeit der Berechtigten, theils durch Usurpa- 
tionen Mächtiger, theils durch langen Bestand gewisser Um- 
stände in eine schwer definierbare Lage geriethen, so dass die 
klare Feststellung der betreffenden Rechtsverhältnisse schwierig 
war und bei grösster Genauigkeit kaum ohne vielfach zuge- 
fügtes Unrecht vollzogen werden konnte. — Wir wissen bereits 
mehr weniger, wie die Bodenverhältnisse im vorrömischen Gal- 
lien gestaltet waren, und wir kennen jene Unklarheit, die in 
den gegenseitigen Beziehungen zwischen der Bodenhoheit des 
Volkes und den Besitzrechten einzelner Volksgenossen obwaltete. 
Diese Unklarheit nahm besonders dort, wo die Volksgewalt il- 
lusorisch geworden und die unmittelbaren Besitzrechte des 
Volkes einer oftmals weitgehenden Abhängigkeit von den Schutz- 

1) Lachmann 122, 368. 

2) Dig. L. 15. 4. 

8) Lachmann 205. 9. 
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herreu Platz zu machea begannen, gefährliche Dimensionen an. 
All' diese Rechtsyerhältnisse konnten im römischen Privat- 
rechtssysteme unmöglich Platz finden; das römische Becht, das 
von Haus aus ähnlichen Verbindungen von privaten und öflfent- 
liehen Bechtselementen abhold war, musste sich hier gegenüber 
einer dem Ansehen des öffentlichen Rechtes nicht zuträglichen 
Verbindung gewiss stark ablehnend verhalten haben ^). Die 
forma censualis war klar und sollte auch in unzweideutiger 
Weise ausgefüllt werden; die damit betrauten Beamten sollten 
eine möglichst einfache Lösung der Bäthsel, denen sie begeg- 
neten, anstreben, sie mussten darnach trachten, dem römischen 
Staatsrechte entsprechende, möglichst unmittelbare Beziehungen 
zwischen Staat und Individuum herzustellen und jedwede Zwi- 
scheninstanz auszuschliessen. Jedes Grundstück sollte eine Steuer- 
einheit bilden, folglich musste man seinen Eigenthümer kennen 
lernen ^). 

An unmittelbaren Nachrichten mangelt es uns in dieser 
Beziehung ganz und gar. Alles, was wir hierüber zu sagen 
vermögen, stützt sich einerseits auf eine uugenügende Kennt- 
niss vorrömischer Zustände und andererseits auf eine verhält- 
nissmässig nähere Eenntniss der Bodenverhältnisse späterer 
Zeit; aus der Zusammenstellung beider Nachrichtengruppen 
geht hervor, dass zweifellos der Augusteische Census die Ver- 
bindung beider Zeiträume und die üeberbrückung der zwischen 
beiden verschiedenen Bechtssystemen bestehenden Kluft bildete. 

Da, wo das Besitzrecht (vorbehaltlich der Bodenhoheit des 
Volkes) einem Einzelnen zustand, da muss der mit der Auf- 
zeichnung betraute Beamte den Besitzer als Provinzialeigen- 



Zu bemerken ist auch, dass, wie Mitte is 1. c. p. 122 ff. treffend 
hervorhebt, das römische Recht die Localrechte wohl bestehen Hess, sie 
aber dabei gänzlich ignorierte; es ist eben die Toleranz bestehender 
Einrichtungen von einer Berücksichtigung derselben bei etwa vorkom- 
menden Reformen zu unterscheiden. 

*) Le fundus est la portion du sol qui forme une exploitation agri- 
cole, appartenant ä un propriötaire determin^ (Vi oll et 1. c. I. p. 39, 
Anm. 2). 
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thümer anerkannt haben; dagegen muss es vorgekommen sein, 
dass man in denjenigen Fällen, wo die Einzelnen kein volks- 
rechtlich begründetes Besitzreeht mehr geltend machten, son- 
dern in vollkommene Abhängigkeit von den Schutzherren ge- 
rathen waren, die letzteren als Eigenthümer nach Provinzial- 
recht betrachtete und die Klienten einfach als Pächter oder 
Ansiedler behandelte. Im allgemeinen ist anzunehmen, dass 
der thatsächliche Besitzstand von den römischen Beamten als 
Bichtschnur angenommen wurde. Ohne das Land und seine 
Eechtsbräuche zu kennen, naturcremäss überhaupt eher eine 
Unificierung, als eine mühevolle Erforschung eines durch seine 
Halbheiten schwer verständlichen und wenig sympathischen 
Systems anstrebend, hielten sie nur daran fest, was sie als that- 
sächlich bestehead betrachten durften und was den römischen 
Bechtsbegriffen angepasst und in römischer Bechtssprache aus- 
gedrückt werden konnte. 

Somit sind Zustände, die vielfach nur dem Zufalle ihre Ent- 
stehung verdankten und rechtlich durch nichts gewährleistet 
waren, festgestellt worden und zwar in der Gestalt, in der sie 
zur Zeit des Census bestanden. 

Die forma censualis bildete die Grundlage der Besteuerung, 
deren nähere Organisation zur Zeit des ersten Kaisers nicht 
bekannt ist. Was aber einen hochwichtigen Unterschied zwi- 
schen dem früheren und neuen Systeme bildete, war der Um- 
stand, dass die neue Grundsteuer kein Tribut i) war, das man 
von einem gewissen Territorium in Pauschalbeträgen forderte, 
sondern nach bestimmten Begeln auf die einzelnen Steuerob- 
jecte vertheilt wurde. Die Territorien, die noch fortbestehen, 
haben eine andere Bedeutung. Es sind dies einfach Verwaltungs- 
bezirke, die nur die Einhebung und Berechnung der Steuer, 
nicht aber die Umlage auf einzelne Steuerträger durchzufuhren 
haben. 

Dies ist aber von principieller Bedeutung; denn dadurch 
treten die Steuerträger in ein directes Verhältniss zum Staate, 



*) 8. Nftherea bei d'Arbois 1. c. 7, 
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sie zahlen keine Gontribntion, sondern eine Steuer und zahlen 
sie nicht in ihrer Eigenschaft als Angehörige eines bestimmten 
Volkes, sondern als römische Unterthanen i). Die Bande, die 
alle Angehörigen eines Volkes in dieser Beziehung umschlangen, 
wurden durch diese Neugestaltung erheblich gelockert, ein 
näherer Anschluss an Bom musste erfolgen, dem mächtigen 
Einflüsse des römischen Rechtes wurden die Wege geebnet, die 
römische Eechtsprechung kannte nunmehr keine andern Grund- 
Verhältnisse als die durch die forma censualis festgestellten und 
das gesammte prätorische Recht, das sich auf dieser Grundlage 
Eingang und immer grössere Geltung zu verschaffen wusste, 
umgab den neuen Rechtszustand sofort mit einer Vertheidi- 
gungsmauer, die eine willkürliche Aenderung unmöglich machte, 
eine immer festere Gestaltung in römischem Sinne anbahnte 
und die Grundlage für die Ausbildung der Bodenverhältnisse 
des grössten Theiles von Gallien abgab. 

Nun ist aber zu bemerken, dass die hier geschilderten Ver- 
hältnisse nicht in ganz Gallien eintraten und dass es Gebiete 
•giebt, in denen eine ganz andere Ordnung der Dinge einge- 
führt wurde, die also wichtige Ausnahmen, eigenartige Inseln 
im gesanmiten Provinziallande bilden. 

Denn alles, was wir hier gesagt, bezieht sich nur auf die- 
jenigen Ländereien, die nach der Eroberung Eigenthum des 
römischen Staates geworden und sodann den vormaligen Be- 
sitzern als ager redditus zurückgegeben wurden. Einzelne Ge- 
bietsÜieile aber hat ein anderes Schicksal betroffen, und zwar 
sind hier zwei Classen zu unterscheiden, nämlich Grundstücke, 
die dem Provinzialgebiete nicht einverleibt wurden, und solche, 
die wohl zur Provinz gehörten, den vormaligen Besitzern aber 
nicht mehr zurückgegeben wurden. 

Innerhalb der ersten Classe begegnen wir vor allem ein- 
zelnen gallischen civitates, die sich den Römern freiwillig un- 



Noch genauer wurde die diesbezügliche Autonomie der Territorien 
durch Diocletian beseitigt. Seither gab es nur noch eine Haftung der 
Gemeinden für die Steuersummen. 
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terworfen, der eigentlicheii Dedition also entronnen sind; sie 
haben ihre Autonomie, ihr eigenes Becht beibehalten nnd es 
wurde ihnen eine insofeme freie Stellung eingeräumt, als dies 
überhaupt mit Boms Interessen verträglich und in der Umge- 
bung unterworfener Territorien möglich war; damit, ob und in 
welchem Grade die römischen Beamten der angrenzenden Pro- 
vinzialgebiete diese Freiheit einschränkten und durch ihre even- 
tuellen Gewaltthätigkeiten illusorisch machten, haben wir uns 
hier nicht zu beschäftigen. 

Den ersten Platz verdienen die civitates foederatae*), 
nämlich Massilia Graecorum, Vocontii, Aedui, Car- 
nutes, Lingones und Eemi*). Das Verhältniss dieser 
Civitates zu Bom beruht auf einem Bündnissvertrage, also auf 
einem völkerrechtlichen Contracte, der seinem ganzen Wesen 
nach diesen CSvitates eine völkerrechtliche Ebenbürtigkeit zu- 
erkannte; denn nur diese völkerrechtliche Gleichstellung be- 
fähigte sie mit Bom Verträge abzuschliessen, in denen sie Bom 
gegenüber bloss ihre Selbständigkeit in Bezug auf äussere 
Politik aufgaben, ihre innere Freiheit aber und eine rechtliche 
Unabhängigkeit von den benachbarten römischen Functionären 
wahren *). 

An die civitates foederatae reihen sich die etwas zahl- 
reicheren civitates liberae*). Das Verhältniss, welches 



1) 8. Mommsen: Staatsrecht III. 663—657, 664, 682, 687; Mar- 
quardt 1. c. I. 73 ff.; Kuhn: Stadt, u. bürgerl. Verf. II. 15. 

•) Desjardins 1. c. IIL 52. Wir folgen bezüglich der Aufz&hlung 
dieser Civitates, sowie der civitates liberae und der Colonieen haupt- 
sächlich Desjardins und gehen auf Einzelnheiten, för die jetzt namentlich 
der XIL Band des Corpus Inscript. von besonderer Wichtigkeit ist, nicht 
ein; es handelt sich eben bloss um ein Gesammtbild, die Einzelnheiten 
sind far unsern Zweck, nämlich ftlr die Entwicklung der gallischen 
Bodenverhältnisse, zumeist wenig wichtig. 

«) Den wahren Inhalt dieser Unabhängigkeit characlerisiert sehr 
zutreffend Vi oll et 1. c. I. p. 30 f, indem er uns an die unter einem 
sog. »Protectorate* stehenden Völker der Neuzeit erinnert. 

*) Mommsen 1. c. III. 655, 657; Marquardt 1. c. I. 76. S. jetzt 
Henze: De civitatibus liberis. 
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damit bezeichnet wird, ist von dem vorher erwähnten ver- 
schieden; es fehlt hier die völkerrechtliche Grundlage und die 
Gleichheit zweier Paciscenten, die wenigstens theoretisch ein 
Merkmal der civitates foederatae bildete. Die Nervii, Sues- 
siones, Leuci, Meldi, Segusiavi, Santoues, Bituri- 
ges Cubi, Bituriges Vivisci, Arverni und Vidu- 
cass es 1) giengen nach und nach zu dem glücklichen Eroberer 
über, der ihnen dafür ein erträgliches Schicksal zu Theil werden 
liess. Die Autonomie, die man ihnen gewährte, war von der- 
jenigen der civitates foederatae hauptsächlich dadurch unter- 
schieden, dass hier die Grundlage in einer einseitigen Con- 
cession der Bömer bestand »), also in einem öflFentlich-rechtlichen, 
nicht in einem völkerrechtlichen Acte. Die Haupteonsequenz, 
die sich für die civitates foederatae und für die liberae ergab, 
bestand in einer vollständigen Freiheit in Bezug auf die Ord- 
nung der Bodenverhältnisse^); durch die Steuerfreiheit*) ist 
der römischen Verwaltung der eigentliche Grund einer Erfor- 
schung und Feststellung der Bodenverhältnisse benommen und 
dieselben können sich daher frei entwickeln ^). 

Die civitates foederatae sowohl, als auch die liberae bilden 
also keinen eigentlichen Bestandtheil der Provinz «) und daher 
ist Desjardins' Ansicht 7), wonach die Grundstücke dieser 
Civitates ebenfalls für erobert und den Einwohnern als »ager 
privatus ex jure peregrino* zurückgegeben gelten sollten, als 
unhaltbar anzusehen. Der Besitz der Mitglieder dieser Völker- 
schaften ist thatsächlich ein Besitz ex jure peregrino; daraus 
folgt aber durchaus nicht, dass sie den Provinzialäckem gleich 



Ueber die Turoni s. Henze 1. c. 21. 

«) Marquardt 1. c. I. 80. 

8) Corp. Inscr. Lai I. 99. 

*) Marquardt 1. C.I. 79 und daselbst Anm. 2; Mommsen Ldll. 
690. 3. Steuerfreiheit und Tributfreiheit sind natürlich nicht identisch. 

ß) In wieferne dies thatsächlich der Fall war, ist fraglich; wir 
werden später darauf zurückkommen (s. folg. Capitel). 

«) Mommsen 1. c. III. 688. 

7) 1. c. IL 294. 



^ 77 — 

wären. Im Gegentheil, sowohl die Peregriuität, als auch die 
Grundlage der Stellung namentlich föderierter Völker spricht 
entschieden gegen eine solche Annahme, die folgerichtig "[den 
föderierten Völkern eine geringere bodenrechtliche Unabhängig- 
keit zugestehen würde, als z. B. den coloniae deductae ; das ist 
doch ganz unmöglich. Die Thatsache, dass die Bodenrechte 
der Colonisten sich praktisch einer grösseren Anerkennung er- 
freuen, als die Bechte der ci^itates foederatae und liberae kann 
uns keineswegs veranlassen, eine theoretische Inferiorität der 
letzteren anzunehmen. 

Wir nehmen daher an, dass die Rechtsverhältnisse an den 
Grundstücken dur civitates foederatae und liberae theoretisch 
ganz unverändert blieben. 

Neben diesen Civitates sind zu erwähnen die Gebiete 
römischer Colonieen, die auf erobertem Lande gegründet, der 
Provinz aber nicht einverleibt wurden^). 

und zwar handelt es sich hier um die sog. Coloniae 
deductae^), die rechtlich eine erhöhte Bedeutung besitzen, 
da sie aus römischen Bürgern bestehend, auch in privatrecht- 
licher Hinsicht selbstständiger sein mussten, als alle anderen 
in der Provinz liegengen Gebiete. In der Zeit der Eroberungs- 
kriege Cäsars entstanden ») : 

Colonia Julia Paterna Narbo Martins Uecumanorum, 

Colonia Julia Paterna Arelata Sextanorum, 

Colonia Vienna, 

Colonia Forojuliensis, 

Colonia Julia Baeterre Septimanorum, 

Colonia Julia Arausio Secundanorum, 

Luteva Foroneroniensium *), 



*) Sie bilden also eine Art Uebergang zwischen den beiden Classen, 
die wir vorher erwähnten; denn sie gehören nicht zur Provinz und sind 
auch den früheren Besitzern nicht zurückgegeben worden. 

*) Ueber den formellen Unterschied zwischen den Col. deductae in 
den Provinzen und den italischen Colonieen s. Kariowa I. 310. 

8) Wir folgen hier Desjardins 1. c. III. 70. 

*) Scheint keine col. deducta gewesen zu sein (s. 1. c. III. 71). 
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Forum Neronis Merainorum *), 
Colonia Yalentia. 

Hiebei ist zu bemerken, dass durchaus nicht das ganze 
Territorium, das unter einem der angeführten !Namen erseheint, 
aus der Provinz eximiert ist; denn man muss die vormaligen 
Einwohner von den römischen Colonisten unterscheiden 2) und 
desgleichen die Grundstücke, die von den Inländern eingezogen 
und dann an Bömer vergeben wurden, von den Grundstücken, 
die man früheren Besitzern zurückgab (a. redditi) und die des- 
halb Gegenstand eines Besitzes nach Provinzialrecht bildeten. 
Das kommt in allen Colonieen vor, denn Hyginus») erwähnt 
als häufig das Nebeneinanderbestehen von Colonialgrundstücken 
und Provinzialbesitz ; Hyginus hält es für geboten, dass man 
dasjenige, was nach der Assignation der för die Colonisten 
nothwendigen Gründe übrigbleibt , den früheren , durch die 
Coloiiiegründung beraubten Besitzern zurückgebe und diese 
Rückgabe bezieht sich nicht nur auf den privatrechtlichen Be- 
sitz, sondern auch auf die Ausübung öffentlich-rechtlicher Be- 
fugnisse durch die Provinzialbehörden. Ausnahmsweise wurde 
auch das üeberbleibende den römischen Colonisten überlassen^). 

Dagegen ist es auch vorgekommen, dass die für eine 
Colonie von den Provinzialen eingezogenen Gründe nicht ge- 
nügten, um die herbeigeeilten Colonisten zu befriedigen; in 
solchen Fällen mussten weitere Ländereien zu den schon ein- 
gezogenen genommen werden und diese Stücke blieben dann, 
trotzdem sie von römischen Colonisten occupiert waren, Theile 
der Provinz ö); frei von dem staatlichen Eigenthume an Pro- 
vinzialgründen waren diese Aecker privatrechtlich Colonialland, 



') Desgleichen (1. c.) 

*) Desjardins (1. c. IIL 62. Ann. 1) macht uns auf die Unter- 
schiede aufmerksam, die noch im J. 11 n. Chr. G. zu Narbo zwischen 
früheren Bewohnern und Colonisten bestehen. 

*) Bei Lachmann 117. 20. 

*) 1. c. 162. 21. 
/) 1. c. 119. 20; und 120. 5. 
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öffentlich-rechtlich aber Provinzialgebiet ^) und es ist daher 
fraglich, ob sie steuerfrei waren. 

Die Folgen einer solchen Auseinanderhaltung sehen wir 
auch darin, dass einzelne nutzbare Rechte theils allen Colo- 
nisten, mitunter nur den Altbürgem der Golonie, theils allen 
Bewohnern zugestanden wurden 2), worin der praktische Unter- 
schied zwischen Bömem und Inländern zum Vorschein ge- 
langte. 

Im Zusammenhange damit steht die Frage, ob es möglich 
war, im Gebiete einer freien Civitas Colonieen zu gründen. 
Mommsen^) hält solche Colonieen für peregrine Ansiedlungen . 
Es können aber diese Colonieen auch echt römische sein und 
zwar liesse sich denken, dass man nach der Eroberung, aber 
noch vor der Verleihung der Freiheit, einzelne Gebietstheile 
dem betreffenden Volke entzogen und sie zu Coloniegründungen 
benützt hätte. Komisch wäre dann dieser eine Ort mit seiner 
Gemarkung, frei und peregrin das übrige Land. 

Das coloniale Bodenrecht ist mehrfach Gegenstand strei- 
tiger Lehren gewesen. Es handelt sich vor allem darum, ob die 
Colonisten ein römisch rechtliches Eigen thum an ihren Grund- 
stücken erhielten und ob nicht etwa eine staatliche Oberherr- 
schaft gewahrt blieb. 

Kudorff*) spricht sich für vollständiges Eigenthum der 
Colonisten^) aus und um mit seiner Ansicht gegen Zumpt 
durchzudringen, analjsirt er den Colonialbesitz und stützt sich 
namentlich auf Frontins^) Ausspruch: «si ad provincias re- 
spiciamus habent agros colonicos ejusdem (seil, italici) juris*; 
daraus ist zu schliessen, dass es in der Provinz Colonieen gab, 
die italisches Secht hatten und nicht nur steuerfrei, sondern 
überhaupt bodenrechtlich in jeder Beziehung unabhängig waren. 



1) Rudorff: Gromat. Instit. 402 f. 

«) 1. c. 396 f. 

8) Staatsr. lll. 793, Anm. 4. 

*) 1. c. 372. 

B) Er hat dabei vorwiegend Militärcolonien im Auge. 

«) 1. c. 35. 17. 
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Femer ist zu bemerken i), dass die ältesten Provinzialcolonieen 
mit italischem Bechte die eol. trausmarinae waren, in die na- 
mentlich Augustus vertriebene italische possessores sandte; denen 
konnte man doch in der Fremde nicht weniger — eher mehr — 
bieten, als sie in der Heimath gehabt. 

Daraus geht nun natürlich nicht hervor, dass dies für alle 
Colonieen Anwendung gefunden habe, denn es ist durchaus 
nicht erwiesen, dass man alle Colonieen mit italischem Kechte 
ausgestattet; schon der Umstand, dass man es in einzelnen 
Fällen für angezeigt hielt, einer Colonie italisches Eecht zu 
verleihen, ist bemerkenswerth. Man wird wohl nicht ganz irre 
gehen, wenn man die Beurtheilung des colonialen Bodenrechtes 
nicht vom rein privatrechtlichen Standpunkte aus unternimmt, 
Sondern vielmehr die politische Bedeutung der Colonie ins Auge 
fasst ^). Dieser mussten sich wohl alle privatrechtlichen Eück- 
sichten fügen und die lex, oder der Senatsbeschluss, die eine 
Colonialassignation bestimmten, werden wahrscheinlich für jeden 
einzelnen Fall, nach Massgabe der Verhältnisse auch die Be- 
dingungen der Assignation und die nähere Umschreibung der 
Besitzrechte enthalten haben 3). Von diesem Standpunkte aus 
kann man wohl in den Colonialassignationen eine gewisse Ver- 
leihungsart, unter Vorbehalt des Staatseigenthums erblicken, 
nur darf man nicht, wie es Garsonnet*) thut, im allgemei- 
nen die Annahme italischen Bodeneigenthums in den Colonieen 
ausschliessen, die Leihe als Eegel erklären und etwa vorkom- 
menden Veräusserungsverboten eine principielle Bedeutung bei- 
legen, anstatt in ihnen bloss das zu erblicken, was sie that- 
sächlich sind, nämlich die Berücksichtigung vorhandener poli- 



^) Rudorff 1. c. 376. 

2) Gar sonn et 1. c. 95: L' assignation n'est qu*une liberalit^ de 
r Etat, la colonie est quelque chose de plus ; . . . c* est . . un etablissement 
fond6 pour affermir la domination romaine. 1. c. 96: L' assignation 
n* etait qu* une distribution de terres, la colonie etait une Institution po- 
litique. 

8) 1. c. 104. 

*) 1. c. 105. 
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tischer Verhältnisse. Auch die von Madvig *) besprochene Neu- 
vertheilung colonialer Gemarkungen bei eintretender Nothwen- 
digkeit einer Verstärkung der betreflFenden Colonie ist durch 
die Berücksichtigung politischer Bedürfhisse zu erklären, be- 
weist aber durchaus nicht den Vorbehalt staatlichen Obereigen- 
thums über alle Golooialländereien. 

Nach vollzogener Eroberung entstanden noch zwei coloniae 
deductae, nämlich Lugdunum und Baurica und vielleicht 
auch die Colon ia Equestris^), von denen aber bloss Lug- 
dunum von Bedeutung ist, denn nach Baurica kamen nicht 
viele Colonisten »)• 

Das zweite Triumvirat verstärkte einige der schon beste- 
henden Colonien *), und schuf mehrere neue, nämlich : 

Colonia Julia Apta Vulgentium 

Colonia Julia Carcaso 

Colonia Julia Equestris Noviodunum^) 

Colonia Julia Augusta Aquis Sextis 

Colonia Julia Apollinarium Bejorum. 

Hievon aber ist bloss Noviodunum eine col. deducta, die 
andern hingegen gehören einer inferioren Classe an, den soge- 
nannten titularen Colonieen^); es sind dies Städte, denen man 
bloss den Namen einer Colonie beilegte, ohne sie mit entspre- 
chenden Bechten auszustatten, sie erscheinen auch unter der 
Bezeichnung latinischer Städte. 

Qire Bechtsstellung, namentlich auch ihr Verhältniss ge- 
genüber der Provinz, ist schwer zu bestimmen ?), schon des- 

1. c. II. 33. 

») Desjardins I. c. III. 72. 

») 1. c. 76. 

*) Nämlich Araußio, Baeterre und Vienna s. 1. c. 79. 

*) Die vielleicht schon früher entsanden ist; s. Anm. 1; es ist 
möglich, dass der Titel älter ist, als die Dednction. 

*) 1. 0. 80. Ueber solche Colonieen s. Weber: Rom. Agrargesch; 
64 und Mommsen: Z. röm. Bodenrecht (Hermes XXVII. 112). 

') s. Corp. Inscr. Lat. I. p. 97 und Kar Iowa 1. c. I. 339, der sie 
als ausserhalb des Provinziallandes stehend betrachtet. Dagegen m. E. 
richtig Garsonnet: Locations perpet. p. 144 f. 

Halb an Blameustok, Immobiliarelgenthum I. Q 
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halb, weil thatsäcUich die einzelnen Ortschaften in den Pro- 
vinzen sehr oft ihre Stellung änderten. Das „jus italicum^ hatten 
sie nicht, folglich fehlte ihnen die Möglichkeit freier Entwick- 
lung der Bodenrechtsverhältnisse in römischem Sinne. Auf sie 
beziehen sich wahrscheinlich die Worte Frontins ^): .at si ad 
provincias respiciamus, habent agros ejusdem juris (seil. Italici), 
habent et colonicos qui sunt immunes, habent et colonicos 
stipendiarios.* Durch specielle von Fall zu Fall erfolgende 
Verleihungen sind stipendiäre Colonien von der Steuer befreit 
worden. Sowohl die besteuerten, wie die nicht besteuerten Co- 
lonialgrundstücke hatten aber kein jus italicum, bildeten folg- 
lich keine Ausnahme von der als Begel geltenden Oberherrschaft 
des Staates am Provinziallande. 

Schliesslich ist noch hinzuzufügen, dass einige Col. deduc- 
tae später verfielen und nur ihren Namen beibehielten; so z.B. 
Vienne^). 

Zur Zeit des ersten Kaisers sind daher in Gallien zu unter- 
scheiden 3) 

I. 6 civitates foederatae (s. oben) 

II. 10 civitates liberae (s. oben) 

III. 9 col. deductae (Narbo, Arelate, Arausio, Baeterrae, Forum 
Julii, Baurica, Lugdunum, Julia Equestris und Valencia) 

IV. 14 oppida latina (Vienne, Aquae Sextiae, Avenio Gavarum, 
Apta, Alebece Beiorum, Alba Helviorum, Cabellio, Garcas- 
sum, Garpentoracte, Lutevani, Nemausus, Tolosani, Trica- 
stini, Vasio und Lucus). 

V. 57 civitates stipendiariae (nämlich 17 in Aquitanien, 20 
in der Lugdunensis und 20 in der Belgica*). 
Die ersten drei Gruppen gehören nicht zur Provinz. 

Wir haben oben ^) bemerkt, dass es zwei Glassen von Aus- 



1. c p. 35. 

») Desjardins 1. c. 64, 

«) 1. c. 86. 

^) Später kommen bekanntlich noch 4 Provinaen zu. 

») p. 74. 
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nahmen gab, die sich vom Frovinziallande abheben; die erste, 
nämlich die Ländereien, die überhaupt nicht zur Provinz ge- 
hören, haben wir soeben behandelt, wir wenden uns also der 
andern Classe zu, nämlich denjenigen Ländereien, die wohl zur 
Provinz gehörten, den vormaligen Besitzern aber nicht zurück- 
erstattet wurden und auch nicht Gegenstand eines Besitzes nach 
Provinzialrecht waren. Neben den a. redditi gab es eben in 
der Provinz auch Grundstücke anderen Bechtes. 

Es sind dies diejenigen, die der Staat behalten hat und 
die er auf eine andere Weise als die für die Colonieen be- 
stimmten zu verwenden gedachte ^). Dies geschah entweder, 
um den Feind zu strafen, oder wenn es sich um die Besitzungen 
früherer Herrscher des unterworfenen Landes handelte. Im all- 
gemeinen wurden solche Strafen äusserst selten verhängt^), so 
däss nicht grosse Gebietstheile auf diese Weise in Boms un- 
mittelbaren Besitz gelangten. Häufiger trat der andere Fall ein; 
denn naturgemäss hielt sich Born für berechtigt, in jeder Be- 
ziehung an die Stelle früherer Machthaber zu treten, also auch 
die von denselben besessenen Ländereien mit Beschlag zu be- 
legen 3). 

Die Verwendung solcher Ländereien konnte ine sehr man- 
nigfaltige sein ; von der politisch wichtigsten, nämlich der Grün- 
dung von Colonieen auf erobertem und eingezogenem Lande 
war schon die Rede, hier wollen wir noch die andern Verwen- 
dungsarten anfuhren. 



1) Siculus Flaccus (Sehr. d. Feldm. 136. 14.); Ut vero Romani 
omnium gentium potiti sunt, agros ex hoste captos in victorem populum 

partiti sunt, alios vero agros vendiderunt Postqaam ergo msgores 

re^ones ex hoste captae vacare coeperunt, alios agros diviserant adsi- 
gnaverunt : alii ita remanserunt, ut tarnen populi Romani essent. 

2) Garsonnet 1. c. 80. In Gallien wurde auf diese Weise ein 
grosser Theil des Gebietes von Marseille eingezogen (Marquardt 1. c. 
L 263). Sonst scheinen die Confiscationen auch hier selten gewesen zu 
sein. Caesar erwähnt einmal (de hello civili III. 59), dass er treue Gallier 
mit confisderten Grundstücken beschenkt hat, sonst habe er es nicht 
gethan (D. b. GaU. VIIL 49). Dagegen s. Sueton (Vita Caes. 54). 

8) Marquardt 1. c. ,11. 242. 

6- 
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Schon der kriegfährende Feldherr konnie behufs Mehrung 
seiner Geldvorräthe diesbezüglich thätig werden i), überhaupt 
aber erfolgte solch ein Verkauf meistens nach beendetem Kriege 
durch den Quästor, ob mit Bewilligung des Senates oder ohne 
dieselbe ist nicht ersichtlich 2). Auch ist nicht bekannt, ob in- 
ländische Käufer ausgeschlossen waren; dies ist schon aus dem 
Grunde zweifelhaft, weil der quästorische Verkauf allem An- 
scheine nach eine finanzielle Massregel und politisch gänzlich 
belanglos war; nur werden in einem durch lange Kriege und 
Tribute verarmten Lande wohl schwerlich viele Capitalisten vor- 
handen gewesen sein, die eine Concurrenz mit den dem Heere 
folgenden römischen Speculanten ausgehalten hätten. 

Der ager quaestorius musste nicht nothwendigerweise ge- 
schlossene Grundcomplexe bilden ») , doch scheint es, dass zu- 
sammenhängende Stücke die Mehrzahl bildeten, denn die Feld- 
messer erwähnen den Verkauf grösserer Strecken*). Somit 
eigneten sich diese Grundstücke vorzüglich für bedeutendere Spe- 
culationen. Die Beschaffenheit dieser Verhältnisse in Gallien 
ist schwer zu bestimmen; den wahrscheinlichen Verlauf werden 
wir weiter unten besprechen. 

Der Umfang der Kechte, die der Käufer des ager quae- 
storius erwarb, ist vielfach bestritten. Die lex agraria ex a. 643 ^) 
nennt diese Grandstücke: „ager locus privatus, vectigalisque" 
und wir sehen die Käufer in ihrer Benützung durch nichts ein- 
geschränkt. Andererseits aber begegnen wir einer genauen 
Unterscheidung dieser Aecker von den » agri dati adsignati • ®), 



*) Rudorff 1. c. 286, Mommsen: Staatsr. IL 429. 

*) Siculus Fl accus 1. c. 152. 23 Quaestorii dicuntur agri, quos 
ex hoste captos populus Romanus per quaestores vendidit. — Für Senats- 
befehl spricht Hyginus 1. c. 115. 15... populus Romanus possedit, 
mandavitque quaestoribus, ut eos venderent. 

«) 8. Lib. coloniarum p. 155, wo zerstreute Theile des a. quaestorius 
erwähnt werden. 

*) Siculus Flaccus 1. c. 152. 24. 

6) C. Inscr. Lat. I. 98. 

«) Bei Lachmann 115. 15; 117. 12; 152. 23; 154. 8. — Diese 
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wir hören, dass sie widerrechtlich ihren Bechtszustand verän- 
dern ^) und dass ihre Besitzer den Anordnungen, die man ihnen 
beim Verkaufe gegeben, nicht Folge leisten 2), wogegen »alii 
ita remanserunt, ut tarnen populi Bomani essent .... nam sunt 
populi Bomani, quorum vectigal ad aerarium pertinet' ^). Man 
darf also diese Grundstücke benützen, darf theilen und ver- 
änssern ^), sie sind aber kaum Gegenhtand vollständigen Eigen- 
thumes und werden wohl bloss besessen. Der Besitzer zahlt 
einen Zins und da bemüht er sich natürlich seinen Besitz dem 
des ager occupatorius ähnlich zu machen ^). In den Provinzen 
ist dies schwer, denn hier giebt es allem Anschein nach keinen 
ager occupatorius, es fehlt also die Gelegenheit zu leichter 
üeberschreitung der leges venditionis. 

Die Bezeichnung «ager privatus* und die Auffassung der 
quästorischen Handlung als Verkauf sprechen scheinbar für 
volles Eigenthum der Käufer; doch ist zu berücksichtigen, dass 
„privatus* auch auf die private Nutzung bezogen werden kann 
und man die Abtretung reeller Vortheile auch als Verkauf auf- 
fassen konnte; mit all dem ist jene Aeusserung des Siculus 
Fl accus, wonach das Eigenthum dem Staate blieb, doch ver- 
träglich, so dass man Budorffs^) Ansicht, der die a. quae- 
storii als Mittelding zwischen dem eigentlichen a. privatus und 



Grundstücke sind natürlich von dem a. provincialis, der später auch 
vectigalis genannt wird, zu unterscheiden; s. Voigt: R. RG. I. § 34 
u. 41. 

1) 1. c. 116. 1; 152. 28; über diesbezügliche Streitigkeiten Frontin 
1. c. 53; 8. auch Siculus Flaccus 1. c. 154. 1. 

2) 1. c. 116. 2. Non tarnen universos paruisse legibus, quas a ven- 
ditoribus suis acceperant. 

8) l c. 136. 21. 

*) Siculus Flaccus 1. c. 154. 3 erwähnt solche Veräusserungen 
(emendo, vendendoque aliquas particulas ita confuderunt possessores), 
bedauert sie wohl vom ieldmesserischen Standpunkte, ohne sie aber als 
widerrechtlich anzugreifen. 

«) Kariowa 1. c. n. 17. 

«) 1. c. n. 287; fast ebenso Garsonnet 1. c. 113 und Kariowa 
1. c. n. 17. 
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jenem a. publicus, den der Staat selbst verwaltet, bezeichnet, 
im allgemeinen beipflichten kann. Doch ist es schwer — und 
ivielleicht nicht thnnlich — hier eine Begel aufzustellen, denn 
es ist vorerst zu bemerken, dass die Zahlung des vectigal an 
und für sich dem vollen Eigenthume nicht widerstreitet i). Das 
Vectigal kann dann aber als öffentlich-rechtliche Abgabe, auch 
von Grundstücken gezahlt werden, die in vollstem Privateigen- 
thume steheiL Die Trientabula beweisen, dass die Modalitäten 
des Verkaufes verschiedene sein konnten; der allgemeine Aus- 
druck „. . legibus, quas a venditoribus suis acceperant' ^) spricht 
ebenfalls dafür; der Staat konnte also allerlei Bückkaufsrechte 
vorbehalten und für jeden verkauften Complex konnten selb- 
ständige Verkaufsbedingnisse aufgestellt werden. 

Zu weit geht daher Matthias^), der sich für vollstän- 
diges Eigenthum des Käufers erklärt und seine diesbezügliche 
Beweisführung durch eine eigenartige Auffassung der Trienta- 
bula*) begründet. Das Kecht der Käufer der agri quaestorii 
wird daher wohl am besten als Ergebniss gegenseitig wider- 
streitender Ansprüche und Bedürfnisse des verkaufenden Staates 
und der Käufer anzusehen sein; eine jede der Parteien trach- 
tete, unter Ausnützung jeweiliger Verhältnisse und vor allem 
des etwaigen Angebots und der Kauflust, möglichst vortheil- 
hafte Bedingungen zu erreichen. 

Auf diese Weise gelangt ein Theil des eroberten Gebietes 
in Frivathände, bleibt jedoch politisch Provinzialboden, wodurch 
er sich eben von den zur Colonialgründung bestimmten Grund- 
stücken unterscheidet. 

Eine andere Stellung nehmen diejenigen Grundstücke ein, 
die nicht nur Eigenthum des Staates bleiben, sondern auch 



*) 8. Huschke: Avitum und patritum etc. (Zschr. f. vergl. Rechts- 
wiss. I. 192 und 197). 

2) Hygin 1. c. 116. 2. 

«) 1. c. 36—40; ß. Voigt: Rom. Rechtegesch. I. 373. 

*) 8. hiezu Marquardt 1. c. 160, Rudorff 1. c. ü. 287, Gar- 
sonnet 1. c. 112; besonders aber Weber: ROm. Agrargesch. 38. 
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Yom Staate direct verwaltet werden i). Es ist dies der soge- 
nannte «ager popnli Bomani, qui a censoribns locari solet*. 

Der Staat sah sich in manchen Fällen veranlasst, ent* 
zogene Qrandstücke, die er den Inländern nicht belassen hat 
und daher nicht als a. redditi behandelte, und die er weder zu 
Colonialassignationen noch zu quästorischem Verkauf verwenden 
wollte, durch die Gensoren zu verpachten. Als Pächter kamen 
wohl meistens Bömer ^) und sie pachteten grosse Stücke, wie 
dies bei den römischen Ackerspeculationen üblich war. Gegen- 
stand der Pachtung konnten nicht nur Aecker, sondern auch 
Weideländereien sein; man zahlte von ihnen einen, der italie- 
nischen scriptura entsprechenden Zins 3). 

Der Staat behält hier nicht nur das Eigenthum der ver- 
pachteten Grundstücke, sondern auch das YerfÜgungsrecht, kann 
also nach Ablauf der Zeit den Pachtvertrag erneuern oder 
lösen*); auch konnte bei Erneuerung des Pachtvertrages eine 
Aenderung der Bedingungen eintreten, denn die Modalitäten 
konnten in jedem einzelnen Falle andere sein ^), bei Rückstän- 
den im Pachtzinse konnte der Staat auch vor Ablauf der Zeit 
das Grundstück einziehen^). 

Die Natur dieses Rechtes ist auch bestritten; die Verbin- 
dung »veneunt locanturque* 7) berührt fremdartig, erinnert an 
die quästorischen Verkäufe und an den bekannten Ausspruch 
bei Gaius III. 145^). Diese Zwittei-stellung des Pächters, 



1) Marquardt 1. c. II 176 c. 

^) Gar sonn et 1. c. 75. Anm. 6 beweist, dass manceps einen t6- 
miscUen Unternehmer bedeute ;b. Mommsen: Staatsrecht II. 432. Anm. 3. 

«) s. Marqnardt 1. c. IL 244; über Waldnutzung s. Frontinus 
l, c. p. 21 und Madyig L c. H. 385. 

*) Hygin 1. c. 116. 14. plures vero finito illo tempore iterum 
veneunt locanturque, ita ut vectigalibus est consuetudo. 

^) 1. c. 205. 9. agri autem vectigales multas haben t constitutiones : 
in qnibusdam prOTinciis frnctus partem praestant certam, alü quintas, 
alii septimas etc. 

«) s. Gar sonnet 1. c. 107. 

7) 8. oben Anm. 3. 

«) 8. auch Mommsen: Staatsr. II. 431 und den dort angefahrten 
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dessen Befugnisse auch den Römern unwillkürlich fast dinglich 
erschienen, gelangen in den von Garsonnet i) angeführten 
Consequenzen zum Ausdruck. Praktisch ist seine Stellung 
weniger vortheilhaft, als die eines Besitzers, des a. quaestorius, 
nähert sich vielmehr der Stellung eines Besitzers von Provinzial- 
grundstücken 2). 

Somit haben wir die wichtigsten Arten des Grundbesitzes 
in den Provinzen kennen gelernt und sind zur üeberzeugung 
gelangt, dass die Eroberung eines Landes durch die Bömer 
vielfache Verschiedenheiten der Besitzverhältnisse hervorrief. 
Neben föderierten und freien Völkern und den deducierten 
Colonieen, die politisch und bodenrechtlich aus der Provinz 
ausscheiden, erscheinen in mannigfaltigen Abstufungen die agri 
redditi und die zurückbehaltenen, die — sofern sie nicht zur 
Coloniegründung benützt worden — entweder durch den 
Quästor verkauft, oder durch den Censor verpachtet wurden. 
Innerhalb einer jeden dieser Eategorieen waren Abstufungen 
möglich, wie sie eben durch etwaige Privilegien (z, B. Steuer- 
freiheit) oder durch specielle Bedingungen geschaffen wurden. 

Wir haben hier natürlich nur die rechtlichen, nicht aber 
die thatsächlichen Verschiedenheiten besprochen; die ersteren 
brachte die Eroberung sofort, also als umittelbare Folge, mit; 
die andern dagegen sollten sich erst nach und nach durch 
praktisches Bedür&iss und im täglichen Leben zeigen und aus- 
bilden; die ersteren bedeuten für uns den Bahmen, in den in 
Folge der Eroberung die gallischen Grundverhältnisse — die 
wir vorher besprochen — gezwängt wurden, die andern aber 
die spätere Entwicklung innerhalb dieses Bahmens. 

Um diese Entwicklung und ihre Ergebnisse, die für uns 



Satz von Fes tue: venditiones dicebantor olim censorum locationes, 
quod velut fructus publicomm locorum venibant. 

») 1. c. 107, 108. 

>) Zum censorischen Acker gehörten auch die Bergwerke. Ueber 
die Bergwerke in Gallien s. Desjardins 1. c L 410, 414, 415, 417. 
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von 80 hoher Bedeutang sind, schildern und beurtheilen zu 
können, um also ein möglichst klares Bild der yorfränkischen 
Qrundverhältnisse zu erhalten, mussten wir den Elementen 
dieser Entwicklung, nämlich dem vorrömischen Zustande und 
den Folgen der römischen Eroberung vielleicht mehr Aufmerk- 
samkeit schenken, als dies bei flüchtiger Beurtheilung noth- 
wendig schien; wir waren aber beflissen, unnützes, für die 
spätere Untersuchung irrelevantes Detail zu vermeiden und 
uns auf das Nothwendigste zu beschränken; wie schwer es ist 
in solchen Fällen den richtigen Mittelweg einzuhalten, ist aber 
genügend bekannt. 

Rascheren Schrittes gedenken wir uns jetzt dem Haupt- 
zwecke zu nähern. 



4. Die Fortschritte der Romanisierung Galliens. 



Der soeben geschilderte Zustand erfahrt in der Folgezeit 
vielfache rechtliche und wirthschaftliche Aenderungen, die zum 
Theil schwankend, zum Theil bleibend sind und sowohl durch 
die Bomanisierung des eroberten Landes, als auch durch rein 
juristische und ökonomische Ursachen hervorgerufen werden. 

Wir wollen hier vor allem die erstgenannte Ursache dieser 
Veränderungen, nämlich die Bomanisierung Galliens, besprechen 
und auch im allgemeinen auf diejenigen rechtlichen Verände- 
rungen eingehen, die mit dieser politisch-nationalen Umwälzung 
im Zusammenhange stehen. 

Die Eroberung Galliens durch die Bömer war von dem 
möglichst günstigen Erfolge begleitet; die Weltgeschicte kann 
nichi? viele Eroberungen nachweisen, nach denen das unter- 
worfene Volk sich so ganz und so vollständig dem Sieger an- 
geschlossen, sich so willig seiner Cultur und seiner Sitte an- 
gepasst und so schnell an seiner Sieger Werk mitgearbeitet 
hätte. Denn nur in Südgallien ist die Bomanisierung auch 
durch Anwendung äusserer Mittel beschleunigt worden ; in den 
meisten gallischen Provinzen hat sie sich selbständig vollzogen 
und die mehrmals wiederholten Aufstände i), die einigen römi- 
schen Feldherren zu Triumphen Anlass — oder Vorwand — 
boten, können diesen Eindruck nicht stören. 



1) B. Marquardt 1. q. I. 264. 
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Durch die Eroberung lernte Gallien Bechtszustände kennen^ 
wie sie vorher in diesem Lande unmöglich waren; so vor 
allem eine ganz unbekannte, vielleicht ungeahnte^Eechtssicher- 
heit. Die Völker Galliens haben den äusseren Feind (d. h. die 
Germanen) nicht mehr zu fürchten, aber — was noch wichtiger 
ist — es schwindet auch jene Unsicherheit, die auf allen Eechts- 
verhältnissen so schwer lastete und namentlich den Schwachen 
gegenüber dem mächtigen Schutzherm fast rechtlos erscheinen 
liess. Verfassung und Verwaltung der Römer zeichnen sich 
eben dadurch aus, dass die Staatsgewalt das Bestreben hat, 
ein möglichst genaues Gleichgewicht unter den Einzelnen zu 
erhalten und auch dafür sorgt, dass kein Theil der staatlichen 
Rechte abgebröckelt werde und einzelnen Individuen zufalle. 

Die socialen Folgen der römischen Eroberung hat schon 
Both^) beleuchtet; die langen Kriege haben die Reihen des 
Adels gelichtet und seine Macht gebrochen, zugleich aber den 
Angehörigen niederer Stände vielfach Gelegenheit geboten, ihre 
Stellung zu heben. Somit mussten — wie schon im vorigen 
Capitel bemerkt — auch die bodenrechtlichen Usurpationen 
des Adels vermindert worden sein. Wenn wir nun bedenken, 
dass zur Zeit dieser Abschwächung der Macht des Adels zu- 
gleich auch die römische Katastrierung vorgenommen wurde, 
deren individualistischen Charakter wir bereits erwähnten 2), 
so gelangen wir zur Ueberzeugung, dass bei der Neuordnung der 
Verhältnisse die unteren Stände viel gewinnen mussten. An- 
dererseits aber gereicht die Besserung der Rechtsstellung 
schwächerer Individuen doch nicht ausschliesslich zum Nach- 
theile der höheren Stände. Wohl muss der vormals Mächtige 
nunmehr auch mit dem Rechte des Schwachen rechnen und er 
kann keine Schutzverbände mehr begründen, um sie in bis- 
heriger Weise auszubeuten, aber andererseits wird auch sein 
bisher nur thatsächliches Verhältniss zu seinen Schützlingen zu 
einem Rechtsverhältnisse; somit ist es nicht mehr von- seiner 



Ueb. d. bürgl. Zustand etc. p. 5. 
«) Oben auf S. 71 f. 
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.momentanen Macht abhängig. Indem die unteren Stände eine 
Rechtsstellung in voller Bedeutung des Wortes erlangen, können 
sie sich auch ganz normal entvrickeln, es ist daher möglich, 
Rechtverhältnisse mit ihnen einzugehen, ihre Arbeit und deren 
Ertrag zum Gegenstande von sogar complicierten Rechtsge- 
schäften zu machen, denn an Gerichten und an ausübender 
Gewalt fehlte es auch nicht mehr. Anstatt des alles beherr- 
schenden Schutzverhältnisses, das die Entwicklung anderer 
Rechtsverhältnisse hinderte, tritt jetzt eine stattliche Reihe von 
mehr oder weniger gut ausgebildeten Verhältnissen auf, die — 
wie wir sehen werden — die Bildung des Immobiliareigens 
vielfach beeinflussen. 

Die Romanisierung vollzieht sich auf allen Gebieten schon 
unter der Einwirkung der Annäherung selbst und unter Zu- 
hilfenahme glücklich gewählter Mittel. Die Annäherung an 
und für sich musste Gelegenheit zu Vergleichen bieten, die nur 
zu Gunsten Roms ausfallen konnten. Das römische Bodenrecht 
musste, selbst so, wie es in der Provinz geartet war, dem frühe- 
ren gallischen Bodenrechte gegenüber wen^stens den nicht zu 
verkennenden Vortheil einer Stabilität haben. 

Die Provinzialverfassung i), die doch die meisten gallischen 
Völker umschloss, gab ihnen Gelegenheit, ihren Handel bedeu- 
tend zu heben; die neuen Verkehrsverhältnisse sowohl zwischen 
den einzelnen Völkern, als auch zwischen ganz Gallien und 
den übrigen Theilen des römischen Reiches, öffneten unge- 
ahnte Quellen einer Bereicherung, wie sie diesem Lande ganz 
unbekannt gewesen 2). „Dieselbe Herrschaft, unter welcher 
Italien, wie Griechenland verdarb, erhob Gallien zu grösserem 
Wohlstande, als es zur Zeit seiner Selbständigkeit erreicht 
hatte «3). 

Die Fortschritte der gallischen Cultur sind so rasch, dass 
man sie nur schwer verfolgen kann. Die social günstige That- 



4) 8. Marquardt: Staatsverw. I. 263—267. 

») Ueber Galliens Reichthum s. Mommsen: Rom. Gesch. V. 97. 

») Roth 1. 0. p. 6. 
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sache einer möglichst vollkommenen Ebnung yormaliger 
Standesunterscbiede, haben wir erwähnt; der gleichmässig anf 
alle Individuen ausgeübte Druck brachte eine Annäherung bis- 
her zerstreuter Kräfte hervor; indem zugleich die Möglichkeit 
öffentlich-rechtlicher Bereicherung dem Individuum benommen 
wurde, fand es sich in der Lage, seine ganze Thatkraft und 
sein ganzes Streben wirthschaftlichem und culturellem Wirken 
zuzuwenden. Eine sehr bedeutende Zunahme der Bevölkerung^), 
die sich in kurzer Zeit fast verdoppelt und ein grossartiger 
wirthschaftlicher Aufschwung, gehen Hand in Hand, sowie auch 
in der That ein Gausalnexus zwischen ihnen besteht. 

Eine gesunde Entwicklung der römischen Provinzen war 
durchaus geboten; um die hauptstädtischen Frumentationen 
bestreiten zu können, musste der Ackerbau der „Kompro- 
vinzen * gehoben werden ; dies erklärt die Verbote, die jedwede 
Entziehung des Landes dem Ackerbaue treffen sollten, so z. B. 
das nicht ganz klare Verbot in Gallien, Wein zu pflanzen 2); 
es scheint sich bloss auf Nordgallien bezogen zu haben s). 
Jedenfalls war dies, so weit wir sehen, die einzige Massregel, 
die einen Aufschwung Galliens auf diesem speciellen Gebiete 
hindern sollte. Denn das, den Interessen des Landes auch 
schädliche Verbot, kraft dessen Ländereien mancher Civitates 
von den Mitgliedern anderer nicht angekauft werden durften, 
wodurch der Werth des Bodens bedeutend sinken musste*), 
wurde nur vorübergehend und zu ausschliesslich politischen 
Zwecken aufrechterhalten. 

Wie dem auch sei, so muss doch anerkannt werden, dass 
ein solcher Zwang zu producieren, wenn zugleich bedeutende 



8. Jung: Die Bevölkerungsverhältnisse d. röm. Reiches (in Wiener 
Studien I. 186 f., namentlich Anm. 12 u. 13), sowie desselben : Romanische 
Landschaften d. röm. Reiches p. 263. 

^) s. Marquardt: Privatleben d. Römer IL 430, Mommsen: 
Rom. Gesch. V. 98 f. 

») Desjardins 1. c. I. 446. 

*) Kariowa 1. c. I. 336, Kuhn: Die städt. Verf. H. 11. 
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Absatzgebiete geschaffen worden % in nicht ungünstiger Weise 
den Arbeitsfleiss anspornte und den Verfall der ärmeren Classe 
aufhielt^). So sehen wir denn, dass, während der altgallische 
Ackerbau ganz primitiv betrieben wurde ^) und man am meisten 
Boggen anbaute^), nach der Eroberung nicht nur edlere Ge- 
treidearten und daneben auch viel Flachs gebaut werden s), 
sondern auch die Obstzucht zu grosser Bedeutung gelangt^); 
schon Plinius weiss uns von Kirschen und Apricosen in Nord- 
gallien zu erzählen'^) und Columella stellt oftmals die galli- 
schen Zustände den römischen Landwirthen als Muster hin. 

Die Eömer loben auch das gallische Vieh und Geflügel s); 
somit haben die Gallier nicht nur für ihre Ackerproducte ein gutes 
Absatzgebiet, sondern auch überhaupt für alles, was in den 
landwirthschaftlichen Betrieb fallt. Und wenn wir bedenken, 
dass die Getreidepreise mitunter von Kom aus gedrückt wur- 
den, weil es ja vortheilhaft war, die Friimentationen so billig 
als möglich zu bestreiten, so müssen wir vermuthen, dass die 
Production desjenigen, was nicht zur Frumentation gehörte, 
einträglicher war, als der Anbau von Getreide. Somit ist es 
natürlich, dass in allen Fällen, wo es die Bömer nicht hin- 
derten, neben Getreide, oder vielleicht auch anstatt desselben, 
solche Producte gerne gewonnen wurden^ die den willkürlichen 
Preisbestimmungen nicht ausgesetzt waren. Demgemäss sehen 
wir, dass Wiese und Wald, namentlich im Norden und Nord- 
Ofsten, eine grosse Bolle spielen^), dass also selbst die höhere 



*) s. Jung: Die Bevölker. d. r. R. p. 208. 

*) 8. Heister bergk: Entstehung d. Colonats p. 92 f. 

•) Plinius: Hist. natur. 22, 82. 

*) Desjardins 1. c. I. 450. 

6) Jung: D. ßevölk. d. r. R. p. 208. 
«) 1. c. 

7) Desjardins 1. c. I. 442. 

^) Jung: D. BeTÖlk. d. r. R. p. 208 und Romanische Landschaften 
p. 262. 

») Giraud: Essai sur Thistoire du droit fran9ais T. 280, Desjar- 
dins 1. c. I. 433, Friedländer (Deutsche Rundschau 1877 p. 412), 
Jung: D. Bevölk. d. r. R. 209, Anm. 122, ders.: Roman. Lschf. 262. 
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Cultur dem Jäger- und Hirtenleben keineswegs ein Ende 
machte ; nur ist es wahrscheinlich, dass Jäger und Hirte nun- 
mehr im Dienste der Speculation stehen i). 

Denn ihren Speculationsgeist trugen die Bomer auch in 
dieses Land. Es muss betont werden, dass nach der Eroberung 
nicht nur die Landwirthschaft gehoben wurde; eine Hebung 
der Landwirthschaft ist auch ohne Mitwirken der Industrie und 
ohne wahren Eaufmannsinu kaum möglich. 

In rechtlicher Beziehung sind die Yeränderangen langsam 
eingetreten; dasjenige, was wir bis nun hervorgehoben, bezog 
sich nur auf die Abstellung von thatsächlichen, aber eigentlich 
unb^ündeten Verhältnissen, denen von nun an jede Existenz- 
berechtigung entzögen wurde; und hiebei konnte höchstens 
dasjenige romanisiert werden, was in unmittelbarem Zusammen- 
hange mit den oberwähnten römischen Tendenzen stand. Eine 
Romanisierung gallischen Rechtes war damit noch nicht bewirkt 
Im allgemeinen hielten ja die Körner an dem Grundsatze fest ^), 
dass die Provinzialen unter einander ihr altes Becht beobachten 
dürfen, so weit dies mit den neuen Verhältnissen vereinbar ist; 
selbst die Localverwaltung 3) musste nicht durchaus geändert 
werden. Doch ist nach dem Untergänge der Selbständigkeit 
auch die Möglichkeit einer eigenen Gesetzgebung geschwunden ; 
die früheren Bechtssätze können nicht mehr in geeigneter Weise 



Es ist also nicht anzunehmen, dass Wiese und Wald einen ge- 
ringen Ertrag abwerfen (Giraud I. 281); denn in diesem Falle wäre es 
nicht gut erklärlich, warum sie nicht dem Ackerlande ganz weichen. — 
Die Sympathie, der sich sowohl in vorrömischer, wie auch in römischer 
Zeit die Waldungen erfreuten (Maury: Les forSts de la France in Mem. 
de l'Acad. des inscript. II. s^rie vol. IV. (1860) p. 29) und der Schutz, 
den man ihnen angedeihen liess (1. c. p. 57) können schwerlich hinreichend 
gewesen sein, um den Fortbestand so ausgedehnter Waldungen, die hi- 
storisch nachgewiesen sind (1. c. p. 31 ff.) zu erklären. Zu dem Schutze, 
den man in römischer Zeit den Waldungen angedeihen liess, trug Übri- 
gens meistentheils der Umstand bei, dass ein grosser Theil des Ertrages 
dem kaiserlichen Fiscus gehörte (1. c. 57). 

«) Madvig 1. c. II. 54. 

») 1. c. 63. 
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abgeändert oder ergänzt werden und sie entsprechen daher im- 
mer weniger den neuen und neuhinziitretenden Umständen. Im 
Nothfalle müssen die Provinzialen die römische Staatsgewalt 
aufsuchen und in ihrem Gesetzgebungsrechte eine Rechtsquelle 
anerkennen. Wenn also auch der römische Staat bis zur Zeit 
Caracallas die unterworfenen Völker nicht als Glieder eines 
Körpers und nicht als ünterthanen in modemer Bedeutung 
ansah, sondern ihnen vielmehr eine beschränkte Freiheit be- 
liess, so mussten doch die Völker selbst gegen diese Freiheit 
handeln und sich in allen Fällen, wo ihr altes Becht nicht 
mehr hinreichte, dem römischen Gesetzgeber unterwerfen. Hie- 
mit ist wohl zu erklären, dass der Umschwung, den die Con- 
stitution Caracallas bewirkte und der darin bestand, dass nun- 
mehr die endgiltige Zerstörung der Stammrechte vollzogen 
wurde ^), niemandem auffiel; denn praktisch war der Fortbe- 
stand der alten Stammrechte schon vorher, ohne direktes Vor- 
gehen der Bömer sehr stark erschüttert worden. 

Somit wurde die Bomanisirung des provinzialen Bechtes 
nothwendig ^). Die Anzahl der speziell für Gallien erlassenen 
Gesetze ist sehr bedeutend gewesen »); nach und nach wurden 
einzelne Theile des alten celtischen Bechtes beseitigt und die 
dadurch entstandenen Lücken, sowie jene Lücken, die schon 
ohnedies im celtischen Bechte aufGelen, durch römische 
Bechtssätze gefüllt. Diese Bechtssätze umspannten mit der Zeit 
das ganze gallische Bechtsleben und als der Codex Theodosia- 
nus erschien, fand er in Gallien eine so sympathische Auf- 
nahme, dass er zum eigentlichen Gesetzbuche dieses Landes 
wurde und natürlich auch den letzten Spuren celtischen Bechtes 
jedwede Bedeutung nahm ^). In der Praxis schliesst sich daran 
öine grossmächtige Entwicklung des römischen Urkundenwesens, 



1) Mitteis: Reichsrecht u. Volksrecht p. 111. 

^ Damit verträgt sich natürlich sehr gut die Thatsache, dass auf 
der gemeinsamen Grundlage des römischen Rechtes dennoch in den ein- 
zelnen Provinzen Particularismen entstehen konnten. 

») Giraud 1. c. I. p. 215. 

*) s. Glasson 1. c. I. 214 u. 216. 
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das in Gallien so feste Wurzel fasste, dass es sodann auch dem 
frankischen als Grundlage diente. 

Neben der römischen Gesetzgebung ist die römische Ge- 
richtsbarkeit als Werkzeug der Bomanisierung zu nennen. Sie 
muss anfangs sehr beschränkt gewesen sein; einen klaren Be- 
griff über die Classe der Bechtsstreitigkeiten, die sofort nach rö- 
mischem Bechte entschieden werden mussten, kann man sich wohl 
nicht bilden i). Von Wichtigkeit ist es, dass die Bömer niemals 
das Ortsrecht erwähnen «); sie ignorieren es also, wodurch es 
wohl einerseits vor directer Bekämpfung geschützt, andererseits 
aber auch Ton der practischen Anwendung ausgeschlossen wird ^). 
Wahrscheinlich fand die römische Bechtsprechung vor allem 
auf bodenrechtliche Streitigkeiten Anwendung; denn infolge der 
Eroberung ist die eigentliche Grundlage aller Bodenrechte Ter- 
schwunden; die Yolksgewalt hatte aufgehört und konnte dem- 
gemäss auch nicht mehr die bodenrechtlichen Interessen reprä- 
sentieren. Da hatte also die römische Magistratur freies Feld 
und thatsächlich ist auch überhaupt die Ingerenz der Proyin- 
zialbehörden in Besitzstreitigkeiten vielfach verbürgt *). Die Ver- 
bindung der Gerichtsbarkeit und der Verwaltung ^), die in ihren 
höheren Instanzen ausschliesslich römisch war, spielte natürlich 
eine bedeutende Bolle. Wahrscheinlich ist es auch, dass das 
Verhältniss des Praeses provinciae zu den einheimischen Local- 



<) Mitteis 1. c p. 127 erwähnt die Buppletorisclie Anwendung 
des römischen Rechtes. 

«) 1. 0. 123. 

>) Siehe aber doch 1. c. 125. 

*) Gaius IV. 139. Certis igitur ex cansis praetor aut proconsul 
principaliter auctoritatem euam finiendis controversiis interposuit, quod 
tum maxime facit, cum de possessione inter aliquos contenditor. — 
Speciell für die Provinzen: L. 4. C. Greg. III. 6; L. 12. C. lust. V. 71. 
L. 1. Cod. Tust. Vm. 1; L. 2. ibid.; L. 2. Cod. lust. VIH. 2; L. un. C. 
lust. vm. 6; L. 2. C. lust. Vm. 8.; L. 8 ibid. — S. auch Aggenus 
Ürbicus bei Lachmann p. 16 u. Fragm. Vatic. § 312. 

^)^Onmia enim provincialia desideria, quae Bomae yarios iudices 
hftbent, ad officium praesidum pertinent (L. 11. Dig. L 18). 

Halban Blnmenstolc, ImmoT>iliareigenthTnn 1 . 7 
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beliördeB niemals genau, oder gar einschränkend', bestimmt 
geweseiL i) ; eine Beschränkung des Gouverneurs entsprach nicht 
der Tendenz der römischen Verwaltung; so oft also eine An- 
gelegenheit durch den Praeses provinciae entschieden wurde, 
geschah dies wohl immer im Sinne des römischen Rechtes 2). 
Auch das autonome gallische Aemterwesen romanisiert sich sehr 
sehoeU ; denn schon im ersten Jahrhunderte nach der Eroberung 
fuhren die meisten Aemter römische Titel 3). 

Eine nicht zu unterschätzende Bolle spielte die Steuery^- 
fassung^). Die früheren Tribute verteilte die gallische Civitas 
nach Outdünken, ohne hierin in irgend welcher Weise gehin- 
dert worden zu sein ; die Einführung des Katasters bringt jeden 
einzelnen Besitzer in ein unmittelbares Yerhältniss zu den rö- 
miBchen Behörden. Und als zur Zeit Diocletians die grossen 
Steuerreformen für das ganze Beich vorgenommen wurden und 
Italien seine privilegierte Stellung bezüglich der Steuerfreiheit 
einbüsste, ward ein wichtiger Schritt zur Gleichstellung aller 
Ländereien des römischen Imperiums gemacht; die Gleichstel- 
lung der Steuer gegenüber musste auch jene partikulären Son- 
derheiten, die auf früheren Stammesrechten beruhten, gänzlich 
unterdrücken und die Steuereinheit in Gallien war den Steuer- 
einheiten der andern Theile des römischen Staates vollkommen 
gleich. 

Das Hauptwerkzeug der Bomanisierung ist jedoch die suc- 
cessive Aenderung der ßechtsstellung der Individuen Bom ge- 
genüber. 

Und zwar zuerst die Ertheilung des Bürgerrechtes; schon 
von Caesar 5) begonnen, ist es von den Kaisem®) in verschie- 



^} Fustel de Coulangee: Gaule rom. p. 310. 

^) üeber das provinciale Jus edicendi spricht Gaius Jnst. I. 6. — 
Von Int^rease für diese Frage sind auch L. 5. Dig. L 18 ; L. 10 ibid. ; 
L. 17 ibid. 

»} DeBJardins 1. c. HI. 117. 

*) S a vi gny: Vermischte Sehr. II. 160. 

fij Viollet 1. c. I. 84. 

^ fi. Madvig I. c. I. 32, Desjardins I.e. HL 280^ Jung: Born. 
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dener Weise fortgesetzt worden, wobei natürlich auch nicht 
immer der Grandsatz, wonach die Angehörigen freier Völker 
mit römischem Bürgerrecht nicht hätten betheilt werden sollen, 
festgehalten wurde. Eine grosse Anzahl bedeutenderer Gallier 
erlangte somit das Bürgerrecht, wenn auch ohne jus honorum, 
und mit der Zeit fielen auch die Gründe der Yorenthaltung 
des jus honorum weg, so dass es theilweise verliehen wurde ^). 

Dadurch wurde natürlich der ebnenden Constitution Ca- 
racallas vorgearbeitet. Wie immer wir auch die Bedeutung der- 
selben auffassen, ob wir in ihr die Verleihung des Bürgerrechtes 
an alle freigeborenen Einwohner des Imperiums ^), oder nur an 
diejenigen, die schon einer bestehenden (Commune angehörten^), 
erblicken wollen, jedenfalls ist sie in Bezug auf die Ausbildung 
des Personenrechtes von schwerwiegendster Bedeutung gewesen. 
Durch das jus connubü *) erhalten die nunmehr so zahlreichen rö- 
mischen Bürger in den Provinzen eine höhere familienrechtliche 
Gewalt ; das Vermögensrecht der Familienmitglieder concentriert 
sich in der Hand des Familienvaters; das jus connubü er- 
leichtert einen individualistischen Sachenverkehr, der natürlich 
jedwedem Gesammtrechte die Grundlage entziehen musste; für 
die Annäherung gallischer Bodenrechtsverhältnisse an die rö- 
mischen, ist dies alles von hervorragender Bedeutung und da 
es auch sonst dem Geiste, in welchem sich die ganze Entwick- 
lung des römischen Galliens vollzog, entsprach, so ist die Durch- 
führung wohl auch nicht sehr schwer gewesen und die in spä- 
terer Zeit doch noch vorkommenden particulärenBechtsbräuche^^), 



Lschf. 201 f., Viollet I.e. I. 35, Marquardt I.e. 126, Mommsen: 
Rom. Gesell. V. 89 f. u. A. 

Ob. Desjardins L c. III. 280, 290 f. Viollet 1. c. I. 36. 

*) So Herzog 1. e. U. 953 und Gar sonnet: Loeations perpe- 
tuelles p. 145; ähnlich Madvig 1. c. IL 102. 

') So Mommsen in Schw. Nächst. (Hermes XVI.) p. 474 und 
Vanderkindere 1. c. p. 68. 

*) Viollet L c. I. 37, Glasson 1. c. L 442. 

B) Voigt: Das jus naturale, aequum et bonum etc. IL 790 fP. 

7* 
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die wahrscheinlich auch in Gallien nicht gefehlt haben werden, 
beziehen sich doch nur auf ganz Geringfügiges. 

Neben dem Bürgerrechte ist auch das latinische i) zu er- 
wähnen; die grosse Verbreitung desselben in Gallien wird viel- 
fach bezeugt^). Von geringerer Bedeutung als das Bürger- 
recht, bildete es doch auch ein Werkzeug der Bomanisierung 
and liss jedenfalls die damit betheilten aus dem Zusammen- 
hange mit den bisherigen Verhältnissen heraus; nur ist auch 
das mit dem latinischen Bechte verbundene jus commercii *) 
wichtig, das ja hier für die Entwicklung des Individualismus 
im Bodenrechte dieselbe Bedeutung hatte, wie beim Bürger- 
rechte, 

Weit wichtiger aber ist die Verleihung italischen*) Eechtes. 
Ohne auf seine Entstehung einzugehen, wollen wir hier nur 
bemerken, dass es ausser der Steuerfreiheit auch im Uebrigen 
die Gleichstellung der betreffenden Grundstücke mit den itaU- 
schen bewirkte. Welche Bedeutung das »jus italicum" für die 
Individualiaierung der Bodenrechte hatte, erhellt zur Genüge aus 
Mommaen^s») Darstellung. Die derzeitigen Besitzer galten, 
als wäre ihnen das Landstück vom römischen Staate assiguiert 
worden ; jedes einzelne Bodenstück ward nach römischer Ord- 
nung verzeichnet, alle anderweitigen, etwa früherer Bechtsord- 
nung angehörigen Verhältnisse fielen entweder ganz weg, oder 
sie muaaten römisch-rechtliche Formen annehmen, in denen sie 
materiell vieileicht aufrecht erhalten blieben, formell aber sich 
dem nunmehr festgestellten Eigenthume eines Einzelnen unter- 
ordnen mu säten. 



J) a, oben Cap. 3. S. 81. 

ai) i. Marquardt 1. c. I. 63, 279 Anm. 7, 281; Herzog 1. c. 11. 
944; KaTlowa 1. 0.1.339; Garsonnet 1. c. 144; Jung:D. rem. Lschf. 
W% Viollet 1. c. I. 40. u. A. 

B) MommBen: Staatsrecht 111. 631 f. 

*) SaTigny: Verm. Sehr. I; Herzog 1. c. II. 932; Madvig 1. c. 
L 70, H, 101, 444; Kariowa 1. c. I. 579 f.; Garsonnet 1. c. 143: 
Viollet L c. I. 82 u. A. 

B) Die italiache Bodentheilung (in Hermes 2IX). 
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In Qallien ward das jus italicom bloss an drei Stadtterri-» 
torien, nämlich an Lyon, Vienne und Köln verliehen; jeden- 
falls waren es nur diese drei Territorien, die sich zur Zeit der 
Justinianischen Codificierung noch an das jus italicum erin- 
nerten ^) ; möglich ist es allerdings, dass auch andere Städte 
durch eine solche Verleihung ausgezeichnet wurden, dass aber 
später, nachdem die Gegensätze, die vormals das jus italicum 
höchst wünschenswerth erscheinen liessen, ohnehin geebnet 
waren, die einstens begehrte und erreichte Auszeichnung ver- 
gessen wurde. Jedenfalls aber kann man, nachdem uns Nach- 
richten fehlen, den allgemeinen Umschwung der gallischen 
Bodenrechtsverhältnisse nicht dem jus italicum zuschreiben; 
hiefär fehlte es auch nicht an andern Gründen. 

Wir wissen schon, dass die Hauptmasse aller Ländereien 
in Gallien nach der Eroberung Gegenstand eines Besitzes nach 
Frovinzialrecht wurde, und wir haben es versucht, das Wesen 
dieses Provinzialrechtes zu definieren. Dieser Bechtszustand war 
es, der neben dem Mangel des commercium agrorum den Haupt- 
unterschied zwischen römischem und Frovinzialrecht und zwisch^i 
italischen und provinzialen Bodenrechtsverhältnissen bildete. Im 
allgemeinen ward die Bomanisierung hierdurch wohl nicht er- 
schwert; im Gegentheil konnte dadurch das Streben der Pro- 
vinzialen nach einer Gleichberechtigung nur angeeifert werden, 
aber anormal war dieser Zustand doch allenfalls und er musste 
bei den Fortschritten der Bomanisierung zuerst theilweise und 
sodann bei der Gleichstellung des grössten Theiles der freien 
Einwohner des römischen Imperiums gänzlich abgeschafft 
werden. — 

Die Bomanisierung einzelner Individuen, die Verleihung 
von latinischem und römischem Bürgerrecht selbst an zahl- 
reiche Gruppen, kann natürlich die bodenrechtlichen Verhält- 
nisse der Provinz nicht direct beeinflussen; thatsächlich aber 
besteht hier doch ein Zusammenhang. Abgesehen von der Ver- 



L. 8. Dig. L. 16. 



— 102 — 

leihang italischea Beehtes, wird aaeh durch Oründang von 
Cblonieen viel Land dem römischen Bechte zugeführt; nicht 
imbedeutend waren auch die Domänen, die nach und nach ver- 
schwinden und zum Gegenstande von Privateigenthum werden^). 
Die Kaiser thun ihr möglichstes, um jedem Grundstücke den 
ihm eigenen Charakter zu wahren; Mitglieder des kaiserlichen 
Hauses entziehen sich nicht der Leitung der Katasterrevisionen, 
denen man hiedurch eine erhöhte Bedeutung sichern will^), 
trotz alledem aber wird das Provinzialland aus seiner eigent- 
lichen Stellung in eine andere gebracht. Die dadurch ent^ 
stehende Schmälerung der Ausdehnung des Provinziallandes 
wird durch nichts aufgewogen; denn Fälle einer ßückkehr von 
römischem zu provinzialem Becht sind ganz unbekannt und 
wären auch kaum denkbar. 

Der geographischen Schmälerung des Provinzialbodenrechts 
durch Abnahme seiner Ausdehnung schliesst sich auch eine 
Abschwächimg seines Inhaltes an, wodurch die Bechtsverhält- 
nisse selbst dieser Grundstücke, die ihren provinzialen Cha- 
rakter nicht verleugnen, sich den römischen Bechtsverhältnissen 
nähern. 

Nicht alle Symptome dieser Bomanisierung des Provinzial- 
bodenrechtes seinem Inhalte nach sind uns bekannt; nur die 
wenigsten können, wir erfassen ; doch sind sie sehr interessant, 
denn sie beweisen, dass die Sieger selbst eine feste Gestaltung 
der provinzialen Bodenrechtsverhältnisse anstreben, den Be- 
sitzern möglichst vortheilhafte Bedingangen einer wirthschaft- 
liehen Existenz bieten wollen und auch geneigt sind, ihre An- 
näherung an das römische Becht zu bewirken. Dies ist eine 
natürliche Folge jener Annäherung Boms und der Provinzen, 
die sich im praktischen Leben immer enger gestaltet; das häu- 



«) Madvig 1. c. U. 431. 

^ 1. c. n. 438 sind die Quellenbelege hief&r zusammengestellt; s. 
auch die bei Herzog 1. c. IL 659 angeführten Worte Frontin *s: »Domi- 
tianus profectionem suam (seinen Eriegszug gegen die Germanen) censu 
obtexuit Galliarum. 
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figd Ankaufen Ton Froyinzialgnmdst&cken durch Römer, das 
nachbarliche Zusammeuwohnen yon Bomem und Provinsialen 
und die sich nothwendigerweise daraus ergebenden wirihschaft- 
lichen Beziehungen, erfordern durchaus eine möglichst voll- 
ständige Ueberbrückung der Eluffc zwischen proyinzialem und 
römischem Becht, einer Kluft, die übrigens wahrscheinlich auch 
Tor der diesbezüglidien juristischen B^lung, im tl^lichen 
Leben, im gewöhnlichen Verkehre, zum grossen Theile ge- 
ebnet war. 

Der strengen Theorie gemäss konnte an Provinzialgrund- 
stücken keine Servitut im sachenrechtlicheu Sinne erworben 
werden; man £änd da, nachdem man ja ohne Servituten nicht 
auskommen konnte, einen recht praktischen Ausweg; wir lernen 
ihn durch Qaius kennen ^) : ^ alioquin in provincialibus praediis 
sive quis usumfructum, sive jus euudi, agendi . . . caeteraque 
vicinia jura constituere velit, pactionibus et stipulatio- 
nibus id efficere potest, quia ne ipsa quidem praedia man- 
cipationem et in jure cessionem recipiunt''. Einen praktischen 
unterschied zwischen dem Ergebnisse dieser Handlungen und 
einem gewöhnlichen Erwerbe einer Servitut wird man wohl 
schwerlich finden; vielleicht, dass das so gewonnene Becht 
nicht als Sachenrecht behandelt wurde ; aber dieser theoretische 
unterschied hindert den Provinzialen an der Ausübung seiner 
Berechtigung nicht. So konnte auch schon Alexander Severus 
wohl in Uebereinstimmung mit der thatsächlichen üebung 
sagen: ^Etin provinciali praedio constitui servitus aquaeductus, 
vel aliae Servitutes possunt, si ea praecesserint, quae Ser- 
vitutes constituunt, tuen enim placita inter contrahentes de- 
bent* 3). Während aber hier die Anerkennung der Servituten 
an Provinzialländereien doch noch einer eigenen Begründung 
(«tueri enim placita inter contrahentes debent^) bedarf, also 
noch gewissennassen entschuldigt wird, kann schon ülpian, ein 



*) n. 31. 

«) L. 1. D. VII. 4. 
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ZeitgenosBe Alexanders, den ususfructus in der Provinz dem 
römischen gleichstellen^). 

Dieselben nachbarlichen Verhältnisse, die eine solche Ver- 
änderung in Bezug auf die Realservituten hervorgerufen haben, 
bewirkten auch eine Aenderung des provinzialen Besitzschutzes. 
Die osucapio war an Provinzialgrundstücken ausgeschlossen^); 
dem wurde durch die longi temporis praescriptio abgeholfen, 
die aber bekanntlich erst seit Justinian ^) auch zur Vindication 
dienen konnte. Schon früher war man aber selbstverständlich 
bemilht, dem provinzialen Eechte Viudicationsmittel zu ver- 
schaffen ^); ob die Worte Frontins und Aggenus Urbicus^): 
„ et stipendiarios . . qui nexum non habent . . possidentur ta- 
rnen a privatis, vindicant tarnen inter se fines ex aequo, 
iic Bi privatorum agrorum^ auf unbekannten Bechtssätzen 
oder auf einer thatsächlichen Uebung beruhen «}, ist unbekannt 
und übrigens auch nebensächlich; die ganze Fassung aber 
spricht sehr stark für eine Ingerenz der römischen Behörden. 
Ferner können die Provinzialen laut fragm. Vatic. 312'^) das 
Interdictum ^unde vi** benützen und auch der Anwendung des 
Interdictura „uti possidetis** steht nichts entgegen, denn seine 
Formel % die wir Ulpian verdanken, enthält nichts, was den 
provinzialen Bodenverhältnissen widersprechen würde. 

Einen weiteren Fortschritt sehen wir in der Gewährung 



^) L. 1. pr. D. quib. modis ususfr. amitt. 

^) GaiuB IL 46. 

3) L. 8. Cod. VU. 39. 

*) Lenel: Ed. perpet. p. 148. 

^} Bei Lachmann p. 36. 

") Ueber Provinzialyindication s. £rmann: Beiträge zar Pabli- 
Diana (Zächrft. d. Sav.-Stft. f. R. G. Rom. Abtb. XL p. 273 f.). 

'*) linde aditus praeses provinciae, si de possessione te pulsum ani- 
madrertltT nee annus excesserit, ex interdicto »unde vi* restitui te cum 
eaa causa videbit. Die fragm. Vatic. haben bekanntlich fOr die Provinzen 
ganz besondere Bedeutung, s. Kariowa L c. L 972. 

») L. I. D. XLIU. 17. Uti eas aedes, quibus de agitor, nee vi, nee 
elam, nee precario alter ab altero possidetie, quo minus ita possideatis, 
rim fieri veto. 
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der Publiciana ^), was schon Paulus bezeugt >): «in vectiga- 
libuB et in aliis praediis, quae usucapi non possunt, pabliciana 
competit''; ob sich die Worte Gaius (L. 13 D. VI. 2.) auch 
darauf beziehen, ist schwer zu sagen^ namentlich angesichts 
der Gründe, die im § 1 der in der Anmerkung^) angeführten 
Stelle betont werden; denn, wenn diese Klage dem Precaristen 
nicht zusteht, dann könnte man sie auch dem Provinzialen 
yersagen und jedenfalls wäre ein genügender Grund yorhandeUf 
um ausdrücklich hervorzuheben, dass die Klage dem Provin- 
zialen zusteht; doch glauben wir, dass man aus Bücksicht auf 
die am Schlüsse angeführten Gründe (,illa sdlicet ratione*^ etc.) 
doch behaupten kann, der Precarist und der Pfandgläubiger 
bilden die einzigen Ausnahmen ^). Gkiius steht im allgemeinen 
bezüghch der Publiciana auf einem älteren Standpunkte; die 
Worte; «nam quia non potest eam ex jure quiritium suam esse 
intendere, fingitur rem usucepisse et ita quasi ex jure quiritium 
dominus factus esset, intendit hoc modo etc^)*, enthalten Be- 
dingungen, die seiner eigenen Anschauung nach^) in proyin- 
zialen Bodenrechtsyerhältnissen unmöglich sind. Wenn man 
also annehmen wollte, Gaius habe die Pabliciana den Proyin- 
zialgrundstücken nicht zuerkannt, so fallt die Entstehung der 



Ueber die diesbezügL MeinuDgsyerschiedenlieit zwischen Schulin 
und Lenel &. Ermann 1. c. p. 274. 

') L. 1^ § 2. D. YI. 2 ; die Stelle ist seinem Edictscommentare ent- 
lehnt; derselbe ist nach Fitting in der Zeit von 178—195, nach 
Mommsen erst zur Zeit Heliogabals (217— 222) oder Alexander Seyerus 
(222—235) entstanden. 

^ Quaeciimque sunt justae causae acquirendarum rerum, si ex his 
cansis nacti res amiserimus, dabitur nobis earum rerum persequendarum 
haec actio. § 1. Interdum quibusdam nee ex justis possessionibus com- 
petit publicianum Judicium; namque pignoraticiae et precariae posses- 
siones justae sunt, sed ex his non solet competere tale Judicium: illa 
sdlicet ratione, quia neque creditor, neque is, qui precario rogavit, eo 
animo nandscitur possessionem, ut credat se dominum esse. 

*) Denn diese Gründe treffen doch bei dem Proyinzialen nicht zu. 

») Qaius IV. 36. 

«) L c. U. 46. 
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provinzialeii Publiciana am die Wende des IL und HI. Jahr- 
handerts. Die thatsächliche Geltung und üebung der Publi- 
ciana in den Provinzen ist aber zweifelhaft, aus den yon Er- 
mann i) angeführten Gründen; denn es verdient in der That 
Beachtung, dass die für die Praxis bestimmten Bechtssamai- 
limgen der späteren Kaiserzeit ihrer nicht erwähnen. 

Sehr belehrend für die Erforschung dieses immerwähren- 
den Steigens des Provinzialeigenthums ist die Zusammenstellung 
der Ausdrücke, die sich, unter Benützung einer vollständig 
ciYÜrechtlichen Terminologie wahrscheinlich auf Provinzial- 
grundstücke beziehen 2). Zur Zeit Diocletians wird , dominium* 
und ^ dominus ** sowohl für italische, als auch für provinziale 
Grundstücke benützt 3), was desto mehr auffallen muss, weil 
dieselben fragm. Vaticana 313 in den Worten: «Donatio praedii 
quod mancipi est, inter non exceptas personas traditione atque 
mancipatione perficitur: ejus vero, quod nee mancipi est, tra- 
ditione sola*, altrömische Unterschiede anerkennen. Indem 
Diocletian den Provinziälgrundstücken die Vindication zuge- 
steht ^) und dadurch anerkenat, dass sie auch Eigenthumsobject 
sein können, erscheint der vormalige Unterschied von italischem 
und Provinzialeigen gegenstandslos. 

Das alles steht natürlich im engsten Zusammenhange 
mit den Grundsteuerreformen der Kaiserzeit. Wir wissen schon, 
dass zur Zeit Marc Aurels die frühere Bezeichnung für Provinzial- 
knd: »ager vectigalis* aufhört. Anstatt «vectigal* wird ,tribu- 
tum*^ gesagt und ,agri vectigales*^ sind nur noch die Grundstücke 
der Städte und Körperschaften, die in Pacht kommen. Darin 
zeigt sich die privatrechtliche Bedeutung des Wortes ,vectigal * 
und die öffentlich-rechtliche des Wortes »tributum*; die Be- 
mchnung der Proviuzialgruadstücke als »agri vectigales* be- 
ruhte daher auf einer noch regen Erinnerung an die von Gaius 



i) In Zschrft. d. Sav.-Stft. f. R. G.; Rom. Abth. XIH. p. 175. 

«) Bei Ermann 1. c. Zschrft. d. Sav.-Stft. XI. 271 f. 

3) Fragm. Vatic. 315 und 316. 

*) Matthias 1. c. p. 9 f.; s. auch oben p. 104. Anm. 6. . 
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tu A. vertretene Theorie^ der gemäss das römische Volk ein 
gewisses Obereigenthum au diesen Grundstücken hatte. Die 
Benützung der neueren Bezeichnung: ^agri tributarii* be- 
ziehungsweise „stipendiarii'^ spricht für ein Dahinschwinden 
dieser Theorie und für festere Ausbildung des öffentlich-recht- 
lichen Momentes, das nun in dem Verhältnisse des Staates zu 
den Provinzen in den Vordergrund tritt. Bom hört eben auf 
eine Gemeinde zu sein und betont immer mehr seinen Staats- 
charakter; die Provinzen hören auf Domänen zu sein, sie wer- 
den zu eigentlichen Theilen des Beiches. 

Die schon erwähnte Oleichstellung aller Grundstücke des 
Beiches bezüglich der Grundsteuer beschleunigte die Ausmer- 
zung der Unterschiede zwischen italischem und provinzialem 
Bodenrechte. Justinian^s Worte: „Itaque stipendiaria quoque 
et tributana praedia eodem modo alienantur: vocantur autem 
stipendiaria et tributaria praedia, quae in provinciis sunt, inter 
quae nee non et Italica praedia ex nostra consti- 
tutione nulla est differentia'' i), enthalten also eigent- 
lich keine Neuerung und bestätigen bloss dasjenige, was that- 
sächlich im Leben vollzogen wurde. Den Ausdruck „ex nostra 
constitutione' kann man vielleicht darauf beziehen, dass seit- 
her im Bechtsverkehre die Benützung von Auswegen, wie etwa 
die früher für den Servitutserwerb oder für die Yindication 
(ex aequo) benützten und vielleicht noch auf einzelnen Bechts- 
gebieten bestehenden, überflüssig ist. Im allgemeinen glauben 
wir, dass es dieses Justinianischen Ausspruches wenig bedurfte 
und dass schon früher, also auch in den Provinzen des ge- 
fallenen Westreiches, keine erheblichen Unterschiede zwischen 
römischem und provinzialem Bodenrechte bestanden. 

Dies sind mehr weniger die Mittel, mit denen die Bomani- 
sierung der gallischen Provinzen bewirkt wurde. Es ist klar, 
dass die Au&ählung keineswegs vollständig ist; sind doch oft 
ähnliche Mittel und mit grösserem Nachdrucke angewandt 
worden, ohne ein günstiges Ergebniss herbeizuführen; und so 



Instit. L. IL tit. 1. § 40. 
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bleibt es denn ewig ein Bäthsel, wodarcb eigentlich in so 
kurzer Zeit, ohne Anwendung von ausserordentlichen Mitteln 
eine Assimilierung erreicht wurde, die fast einzig dasteht. Sie 
ist zu vollkommen, um unbewusst gewesen zu sein; aber in 
den Quellen der Zeit begegnen wir „dem Sagen dessen, was 
verschwiegen zu werden verdiente und dem Verschweigen dessen, 
was nothwendig war zu sagen^^ ^). So muss man sich mit der 
Thatsache begnügen, dass, so weit wir sehen, die Provinzialen 
selbst die Annäherung an Bom anstrebten und jede Gelegen- 
heit gern benützten, die sie diesem Ziele zuführen konnte; 
solche Gelegenheiten aber bot die methodisch angewandte Gross- 
muth öfter als nöthig war und so gelang es einen Patriotismus 
in Gallien zu wecken, der schon Tacitus auffiel 2). 

Wohl ist zu bemerken, dass die äussere Anwendung des 
römischen Rechtes in allen Provinzen, ohne gehörige Berück- 
sichtigung vorhandener Verhältnisse, selbstverständlich auch 
seinen Inhalt abändern musste; manches musste im täglichen 
Leben den praktischen Bedürfnissen angepasst werden. Wir 
haben bemerkt 3), dass Bom keineswegs eine absolute Gen- 
tralisierung angestrebt hat und da es den Provinzen keine 
eigenen Gesetzgebungsorgane in wahrem Sinne gab, so musste 
es auch darauf gefasst sein, dass in vielen Fällen das römische 
Becht eine Abänderung werde erleiden müssen. Die römische 
Politik konnte sich aber mit dieser Thatsache gut abfinden, 
denn dasjenige, was man auf diese Weise an Centralisierung 
erreichte, war das höchste, was überhaupt ohne zwecklose Ver- 
gewaltigung erreicht werden konnte; auch ist es fraglich, ob 
bei der Macht, die schon im III. und IV. Jahrhundert die Pro- 
vinzen Bom gegenüber hatten, eine gewaltsame und rück- 
sichtslose Unterdrückung aller provinzialen Elemente möglich 
gewesen wäre. 

So Hess man denn die Provinzialen ruhig gewähren und 



Mo mm 8 an: Rom. Gesch. V. p. 4. 

2) Ann. XI. 24. Nee amore in hanc patriam nobis concedont. 

') Zu Anfang des 1. Capitels dieseis BuchsB. 
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gestattete, dass sie das römische Becht ihren Verhältnissen an- 
passten; die Präcision des Bechtes musste darunter leiden^), 
aber der Staatspatriotismus blieb erhalten und in Gallien ist 
die Verschmelzung der einheimischen Beyölkerung mit den 
Bömem so YoUkommen gewesen, dass die eindringenden Bar- 
baren ein homogenes Volk vor sich zu sehen wähnten; auch 
Schriftsteller gallischer Abkunft, z. B. Salvian, kennen über- 
haupt kein gallisches Volk und nennen sich Bömer. Und un- 
geachtet aller Fehler des zusammenbrechenden Staatsorganis- 
mus, ungeachtet der schwer lastenden Corruption und aller 
Mängel, die das sinkende römische Beich charakterisieren, blieb 
das römische Becht der gallischen Bevölkerung so sympathisch, 
dass sie auch nach der Eroberuug Galliens durch die Barbaren 
ihr möglichstes that, um das gallo-römische Becht auch femer 
zu erhalten. 

Die Bomanisierung, die wir bisher besprachen, bezieht sich 
eigentlich nur auf die Provinz in engerer Bedeutung; wir wissen 
aber, dass nicht ganz Gallien Provinz war und wir haben die- 
jenigen Theile Galliens, die eine andere Stellung einnahmen, 
angeführt 2). 

Die weitere Entwicklung dieser eximierten Gebiete ist uns 
unbekannt; es spricht manches dafür, dass die Massregeln von 
Augustus sich auch auf die Civitates foederatae bezogen s), wo- 
durch natürlich ihre Steuerfreiheit beeinträchtigt wurde; sonst 
wäre es schwer zu erklären, warum z. B. die Aeduer, die doch 
frei waren, schon zur Zeit Tacitus ^) Steuer zahlen &). Dire Titel 
aber behalten diese Civitates^), obwohl sie überhaupt sinken, 
so dass Trajan und Hadrian sich veranlasst sahen, ihnen kai- 



1) 8. im 7. Capitel dieses Buches. 

») 8. im vorigen Capitel. 

») 8. Viollet 1. c. I 82 f. 

*) Ann. m. 40. 

s) Mommsen: Staatsr. HI. 732 f. 

^) s. Fustel de Coulanges: Gaule rom. 232. 
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serliche Curatoren zu bestellen ^). Einem ähnlichen Schicksale 
yerfallen auch die civitates liberae, die nach und nach ihren 
Charakter einbüssen, in dieser Beziehung den civitates foede- 
ratae ähnlich werden und Born gegenüber mit ihnen eiae Classe 
bilden 2) ; die einzelnen Symptome ihres Verfalles ^) können wir 
hier nicht besprechen. Somit ist ihnen die Möglichkeit unbe- 
einträchtigter Entwicklung ihres Bodenrechtes auch benommen 
worden. 

Ein Blick auf die Karte genügt, um einzusehen, dass diese 
Oasen der Freiheit inmitten der römischen Provinz nicht lange 
frei bleiben konnten und wir werden wohl nicht irre gehen, 
wenn wir annehmen, dass die römischen Beamten der angren- 
zenden Provinzen ihre Macht in jeder Beziehung übten und 
missbrauchten ^). Die Notitia Galliarum kennt schon keine 
unterschiede ; sie nennt eine civitas Aeduorum, eine oivitas Lin- 
gonum u. A. ohne ihrer früheren Stellung zu gedenken. Ein- 
zelne dieser Civitates haben wohl freiwillig ^) auf ihre imaginäre 
Stellung verzichtet, wenn ihnen hiefür das römische Bürger- 
recht geboten wurde ; für die Massaliot^n und für die Lingones 
ist dies bezeugt*). 

Eine wichtige EoUe spielen bei der Eomanisierung sowohl 
der Provinzen, wie auch der eximierten Gebiete, die Colonieen 7), 
deren Anzahl steigt®). Verfassung und Privilegien der Colo- 
nieen lassen sie vielfach als Muster eines erwünschten Zustan- 
des erscheinen. — Bekauntlich waren nicht alle Einwohner der 
Ortschaft, in der man eine Colonie begründete, Mitglieder der- 
selben 9) ; mitunter verblieb auch ein grosser Theil der frühem 



Marquardt 1. c. I. 85, 228. 

^) Dejardins 1. 0. III. 57. 

8) Mittels 1. c. 114 ff. 

<) 8. Madvig 1. c. II. 85. 

*) Desjardins 1. c. II. 17. 

<*) Zumpt: Studia Romana p. 316. 

7) Ueber ihre politisclie Bedeutung s. Garsonuetl. c. 101, Des- 
jardins 1. c. II. 10. 

8) Jung: Boman. Lscbf. 208. 

^) 8. Mommsen in Hermes YII. 299 über die consistentes. 
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Bewohner in der Oolonia Diese Bewohner romanisierten sich 
natürlich sehr rasch, sie hildeten das Bindemittel zwischen den 
Golonisten und der umwohnenden gallischen Bevölkerung und 
vermittelten auf diese Weise die Bomanisierung der Gregend. 
Diese Art der Bomanisierung erklärt eine interessante That- 
sache, nämlich die mehrmals vorkommende Annahme des Go- 
lonienamens durch das umwohnende gallische Volk. Das Volk 
der AUohroger verschwindet und macht der Golonie Yienne 
Platz; an Stelle der Yolci Tectosi^ treten die Städte Toulouse, 
Narbonne, Carcassone und Beziers; die Yolci Arecomici bilden 
den Stadtbezirk Nimes ^). Die Notitia Galliarum ^) kennt die 
Civitas Equestrium Noviodunum, wo also auch der vormalige 
Yolksnamen dem umgebildeten Namen der Golonie Julia Eque- 
stris Noviodunum Platz macht; ebenso^) die Givitas Foroju- 
liensium. 

Angesichts der Bomanisierung ganz Galliens, d. i. nicht 
nur der Provinzen, sondern auch der Gebiete, die anfangs exi- 
miert waren, kann man überhaupt, ohne sich eine bedeutende 
Ungenauigkeit zu Schulden kommen zu lassen, das römische 
Gallien am Ende der Eaiserzeit als ein rechtlich einheitliches 
Gebiet behandeln. Die vorhandenen Yerschiedenheiten sind 
weniger durch den Grad der Bomanisierung, als durch spezielle 
Localverhältnisse zu erklären. 

Die Provinzialgruudstücke nahem sich den römischen, so 
dass sie auch die weiteren Schicksale des römischen Eigenthums 
und überhaupt der römischen Bodennutzung theilen, nament- 
lich wo diese Schicksale auch durch Eingriffe der Staatsgewalt 
und durch Anlehnung privatrechtlicher Institute an öffentlich 
rechtliche bewirkt werden. 

Mit den kaiserlichen Gütern, die in den Provinzen so zahl- 
reich waren *), haben wir uns hier eigentlich nicht zu beschäf- 

*) 8. Fustel: Gaule romaine p. 225. 
*) Rhein. Mus. f. Phüol. XXHl. 283. 
•) 1. c. 289. 

*) 8. Hirsch fei d: Unters, auf d. Geb. d. röm. Verwgesch. I. 24 
und das dort angeführte Material. 
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tigen^ für ans haben sie vor allem nur die Bedeutung, dass 
die Landstreeken , die dem Kaiser zufielen, keiner staaÜichen 
Organisation angehörten. 

Wir haben somit — soweit dies fär unsere Aufgabe noth- 
wendig schien — die wichtigsten Veränderungen zusammenge- 
stellt^ denen Gallien seit der Eroberung durch Bom bis zum 
Untergänge des Westreiches in bodenrechtlicher Hinsicht aus- 
gesetzt war, wir lernten dadurch beiläufig den äusseren Bahmen 
seiner wirthschaftlichen Entwicklung und die wichtigsten Grund- 
lagen der Gestaltung der bodenrechtlichen Verhältnisse kennen. 



5. Städte und Dörfer. 



Für jede Untersuchung von bodenrechtlichen Verhältnissen 
ist die Gruppierung des Besitzes, also das Bestehen und das 
gegenseitige Yerhältniss des kleinen und grossen Besitzes Yon 
schwerwiegendstem Interesse. Daneben ist es auch wichtig, 
die Beziehungen kennen zu lernen, in denen Stadt und Dorf 
zu einander stehen; die Gruppierung der Einwohner und der 
rechtliche Charakter der Ortschaften ist yon einleuchtender 
Bedeutung. Wir wenden uns vorerst dieser letzteren Frage zu. 

Wir hatten bereite Gelegenheit, im allgemeinen den Bau 
der gallischen Stadtverfassung zu erwähnen, nämlich insofern 
es sich um etwaige, durch die römische Occupation unmittelbar 
hervorgerufene Aenderungen handelte. Auf dieser Grundlage 
ist nun die weitere Entwicklung dieser Verhältnisse und speziell 
die Existenz der Dörfer zu besprechen. 

Bekanntlich strebte die antike Stadtverfassung eine voll- 
ständige Centralisierung in dieser Beziehung an; es handelte 
sich darum, in geeigneter Weise möglichst grosse Gebiete der 
nächstgelegenen Stadt einzuverleiben, die etwa vorhandene Selb- 
ständigkeit dieser Gebiete zu vernichten, oder doch wenigstens 
so weit als möglich zu schmälern und die umliegenden Ort- 
schaften im rechtlichen Sinne zu einfachen Theilen der Stadt 
herabzudrücken. Man beabsichtigte damit, den ganzen Boden 
Italiens und der Provinzen in eine Anzahl von möglichst gleich- 

Hall>aa Blume nstok, Immol>iliareigenthiuu I. 3 
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artigen Stadtgebieten zu zwängen und dadurch wenigstens 
änsserlieh die Yerwaltungseinheit anzubahnen. Die allgemeinen 
Begriffe, namentlich der Kaiserjuristen, werden ganz in diesem 
Sinne definiert i), ja ülpian's Ausspruch^) benimmt den Dörfern 
überhaupt jede juristische Bedeutung. Wir sehen da keine Spur 
irgend einer, wenn auch noch so geringen und noch so ge- 
rechten Berücksichtigung schon vorhandener oder im Entstehen 
begriffener Ortschaften ausserhalb der einzig anerkannten Stadt- 
gemeinden. Gierke^) betont ganz richtig, dass der Begriff 
der Gemeinde im Sinne eines organischen Zwischengliedes 
zwischen Individuum und Staat, den Eömern niemals aufgehen 
konnte. Die Stadtverfassung ist eine, durch den Zwang der 
Verhältnisse begründete Schaffung von Yerwaltungsinstanzen ; 
diese Städte haben Verwaltungsaufgaben zu erfüllen, die wegen 
der Ausdehnung des römischen Reiches in der Zeit, wo die 
Identität von Stadt und Staat schon unmöglich war, von Born 
aus nicht mehr erfüllt werden konnten. Die Stadtverfassung 
entspricht daher eigentlich einer Decentralisation der Verwaltung. 
Es wäre vielleicht gelungen, diese jedenfalls künstücbe 
Stadtverfässung durchzuführen und alle Ortsgemeinden, mit 
Ausnahme der anerkannten Städte jeder staatsrechtlichen Be- 
deutung zu berauben, wenn man nur das volle Bewusstsein 
der Lebensfähigkeit und organischen Existenzberechtigung dieser 
nicht mehr anerkannten Gemeinden gehabt und demnach den 
einen Zweck mit Consequenz verfolgt hätte. Denn obwohl 
diese Stadtverfassungstheorie mit wirthschaftlichen Momenten 
nicht rechnete, so lässt es sich doch nicht leugnen, dass man 
schon durch Bestellung eigener Gewalt für ein bestimmtes 
Territorium, durch die Concentration dieser Gewalt an einem 
bestimmten Orte, zugleich gewissermaassen eine Absperrung 
dieses Territoriums andern, wenn auch ebenso organisierten 



*) 1. 239. § 8. D. L. 16. Territorium est nniversitas agrorum intra 
fines cuiusque civitatis; 1. 30. D. L. 1. Qui ex vico ortus est, eam 
patriam intelligitur habere, cui reipublicae vicus ille respondet. 

«) 1. 30. D. L. 1. 
- ' ») Genossenscliaftsreclit III. 70, 
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Territorien gegenüber erreichte; dadurch kam nun nothwendiger- 
weise das üebergewicht dieses einen Ortes, an dem die Gewalt 
ihren Sitz hatte, über andere Ortschaften, zu einer noch mehr 
erhöhten Geltung, als dies in der Organisation an und für sich 
begründet war. Somit wäre bei fortgesetzter und ungestörter 
Wirkung dieses Druckes yom Gentrum aus, in Verbindung mit 
der Absperrung nach Aussen, der rechtliche und auch der 
wirthschaftliche Bestand der andern Ortschaften desselben Terri- 
toriums ein sehr schwerer, stellenweise unmöglicher gewesen. 

Die Bömer schwächten aber die Nachhaltigkeit dieses 
Druckes, indem sie vielfach bemüht waren, in den Provinzen 
eine Art Provinzialbürgerthum und Provinzialpatriotismus her- 
Torzumfen ^). Dies lag wohl im allgemeinen Staatsinteresse, 
musste aber nothwendigerweise der Entwicklung einer centra- 
listischen Stadtverfassung schädlich sein. Der Bürger wurde 
gewöhnt, sich auch ausserhalb seines Stadtgebietes heimisch zu 
fühlen, die Abschliessung des Stadtgebietes nach aussen fiel 
nach und nach weg, die städtische Gewalt war nicht die einzige, 
die der Bürger kannte. Immer häufiger spannen sich wichtige Fäden 
von einem Stadtgebiete in's andere hinüber, rechtlich unter- 
geordnete Ortschaften konnten durch weitgehende Verbindungen 
mit Ortschaften anderer Stadl^ebiete erhöhte Bedeutung er- 
langen, die natürlich auch ihre Stellung zu dem Centrum des- 
jenigen Stadtgebietes, dem sie angehörten, beeinflussen musste; 
das alles untergrub die Stadtverfassung. 

Daneben ist auch folgendes zu berücksichtigen : Die Stadt- 
verfassung, der die Bömer offenbar grossen Werth beilegten, 
war im Grunde genommen doch nicht selbständig, üeberden 
Stadtmagistraten steht der Statthalter, dessen Gewalt eigentlich 
unumschränkt ist und vielfach missbraucht wird. Eine Stadt- 
verfassung, die in so hohem Grade abhängig ist, kann in den 
Augen der betreffenden Einwohner keineswegs als Ausdruck 
ihrer Autonomie gelten, kann also nicht einmal denjenigen 
Grad moralischer Werthschätzung erreichen, den z. B. die frühere 
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gallische YolksyerfassuDg hatte; da aber selbst diese nationale 
Yolksverfassung nicht im Stande gewesen war, den Sitz der 
Volksgewalt rechtlich über andere Orte zu erheben, so konnte 
es der neuen Stadtverfassung aus den eben erwähnten Oründen 
noch viel weniger gelingen, diesen Zweck zu erreichen. Auch 
ist daran zu erinnern, dass durch fortwährende Verleihung des 
römischen Bürgerrechtes an angesehene Provinzialen die besten 
Elemente aus dem Verbände der Provinzialstädte ausschieden, 
die zurückbleibenden der Willkühr des Statthalters einen immer 
geringeren Widerstand leisten konnten und hiedarch das An- 
sehen der städtischen Behörden sinken liessen^). 

Hätte man also consequent die Durchführung der classi- 
schen Stadtverfassung in ihrer ganzen theoretischen Ausdehnung 
in den Provinzen erreichen wollen, dann hätte man mit allen 
den soeben besprochenen Factoren — und vielleicht auch noch 
mit anderen — rechnen müssen. Das thaten aber die Kömer 
nicht; die thatsächlichen Verhältnisse, die sie offenbar wenig 
kannten, haben sie nicht berücksichtigt, vor allem auch den 
Unterschied, der zwischen dem Vaterlande der Stadtverfassung 
(Italien und Griechenland) und den Provinzen bestand, nicht 
gehörig gewürdigt. 

Was Gallien anbelangt, so fällt hauptsächlich iu's Gewicht 
der Umstand, dass es hier vor der Eroberung grosse und selb- 
ständige Dörfer gab und dass dieselben den Städten in nichts 
nachstanden. Während also in Kom von Haus aus jedes Grund- 
stück, wenigstens in historischer Zeit und nach römischen Prin- 
cipien , der Stadt angehörte und Stadt und Staat in dieser 
Beziehung identisch waren 2), fehlt diese Identität in Gallien 
vollständig, denn Städte und Dörfer waren dem Staate gegen- 
über gleichberechtigt. Dieser Zustand brachte es mit sich, dass 
in den kleineren Ortschaften, die unter der römischen Herr- 



1) Zur Zeit, als CaracaDa das allgemeine Bürgerrecht verlieli, war 
dieser Process schon zam grossen Theile beendet. 

2) Die Aenderungen; die nach dem Bundesgenossenkriege nothwendig 
wurden, können wir hier nicht besprechen. 
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Schaft ihre rechtliche und wirthschaftliche Selbständigkeit ver- 
lieren sollten, eine Beihe von Verhältnissen entstand, an deren 
weiterem Bestehen viele Personen in höchstem Grade interessiert 
waren. Das Hinwegdecretieren dieser örtlichen Verbände war 
also nicht leicht ausführbar, denn für diese Provinz war die 
Stadtverfassung neu. Es konnte höchstens gelingen, die vor- 
handenen pagi, oppida und vici mit der octroyirten Stadtver- 
fassung äusserlich in Verbindung zu bringen; eine gewisse 
Selbständigkeit den städtischen Behörden gegenüber musste 
schon aus dem Grunde fortbestehen, da doch die städtischen 
Behörden durch ihre Abhängigkeit vom Statthalter gezwungen 
waren, diejenigen Interessen der untergeordneten Ortschaften, 
die rechtlich begründet waren, zu schützen. Daher also, trotz 
vorherrschender Einheitlichkeit in der von oben ausgehenden 
Stadtverfassung, die vielfachen Abweichungen in den einzelnen 
Stadtkörpem und die vielfachen Grade von thatsächUcher Au- 
tonomie der pagi und vici. 

Gänzliche Beseitigung vorhandener Verhältnisse in den 
Provinzen konnte höchstens bei Gründung einer «colonia de- 
ducta* eintreten; doch auch da nur für das von den Colonisten 
besetzte Gebiet; denn in den Fällen, wo die Colonie Mittel- 
punkt eines Stadtgebietes wurde, hatte sie ja in diesem Terri- 
torium — ebenso wie jede Ortschaft, die ein Centrum bildete — 
wiederum bestehende pagi und vici zu bekämpfen, beziehungs- 
weise zu berücksichtigen. 

Wenn man sich an die Bedeutung der vielfachen Collegia 
im römischen Eeiche erinnert, jener Collegia, die doch nur auf 
gewisser Interessengemeinschaft beruhten, deren Existenz nicht 
durch die staatliche Anerkennung allein begründet wurde, so 
kann man sich auch von der Widerstandskraft jener Ortschaften 
und Districte, die durch vorhandene Interessengemeinschaft bis- 
nun zusammengehalten, jetzt der neuen Stadtverfassung geopfert 
werden sollten, einen Begriff machen. 

Diese Umstände erklären auch den Fortbestand, beziehungs- 
weise die Neubildung von kleineren örtlichen Verbänden, die 
nicht immer und nicht in dem erwünschten Maasse zu Gunsten 
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der Stadtverfassung abdicierten ^). Dies sehen wir schon darin, 
dass bei Unterwerfung eines Landes die Zerstörung der Selb- 
ständigkeit sich vor allem auf das Volk, die Civitas bezog, die 
pagi aber hievon nicht betroflFen wurden 2). Einzelne pagi 
konnten vielleicht aus ihrem bisherigen Verbände herausgerissen 
und fremden Stadtgebieten attribuiert werden; doch konnte es 
andererseits auch vorkommen, dass ein pagus, wenn es in der 
Umgebung keine genügend entwickelte Stadt gab, keinem Stadt- 
gebiete unterworfen wurde und selbständig fortbestand 3). Auf 
viele Gebiete, die von der neuen Stadtverfassung ergriffen wur- 
den, dürfte Voigt's Bemerkung*) Anwendung finden, dass 
nämlich ein Staat den Uebergang von der Markverfassung zur 
Stadtverfassung bewerkstelligt, aber dabei die Mark selbst bei- 
behält, sei es, um derselben eine niedere und untergeordnete 
Function im Staatsleben noch zu belassen, sei es als Eintheilung, 
die lediglich den Interessen des bürgerlichen Lebens und Ver- 
kehres dient. Pagus, nämlich die durch Grenzfiieden verbun- 
dene Bauerschaft 5) kommt auch als Verwaltungsgebiet vor 6) 
und ist mitunter mit Selbstverwaltung ausgestattet '). Die 
häufige Erwähnung von Behörden eines pagus, namentlich ma- 
gistri pagi 8), spricht überzeugend für seine Bedeutung; die 
sacrale EoUe des pagus wird mehrfach hervorgehoben^), auch 



*) A. Schulten: De conventibus civium Bomanorum. p. 121 f. 

2) Rudorff: Grom. Instit. 411. 

8) Voigt: Drei epigraph. Constitutionen etc. 152 f. 

*) 1. c. 49. 

ö) Rudorff 1. c. 238. 

ö) z. B. L. 16. C. Th. VIII. 5. . . . memoratum cursum penitus am- 
putari oportere decemimus, quem mazime rustica plebs, id est pagi . . . 
tolerarunt. 

7) Agrimensores I. 146. 8. 

8) L. 1. C. Th. II. 30; L. 1. C. Th. VII. 4; L. 1. C. Th. VÜI. 15; 
L. 49 § 2. C. Th. XII. 1; L. 8. C. Th. XII. 6; L. 7. C. lust. VÜI. 17; 
Agrimensores I. 164. 28; 348. 23. S. auch Voigt I.e. 72-76, 153, 157, 
173—183. L. 49. § 2. C, Th. XII. 1. hindert die Beamten des pagus an 
dem Verlassen desselben. 

9) z. B. Agrimensores I. 309. 12. 
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ihre vermögensreclitliche Fälligkeit ist zu beachten i). Es ist 
also klar, dass der pagus gewissen wirthschaftliehen Bedürf- 
nissen entspricht und ihnen auch thatsächlich abhelfen kann. 
Wäre man aber dennoch geneigt, dem pagus, trotz seiner theil- 
weisen Selbisrtverwaltung 2), politische Bedeutung im eigentlichen 
Sinne abzusprechen 3), so muss man dagegen ein besonderes 
Augenmerk auf die vici richten. Eine Gleichstellung der pagi 
und vici, wie sie von Eudorff behauptet wird*), scheint uns 
nicht zutreffend ; aus einer so gearteten Zusammenstellung würde 
sich eine den Verhältnissen nicht entsprechende geringere Be- 
deutung des vicus ergeben. 

Yicus ist der kleinste politische Bezirk innerhalb des Stadt- 
gebietes^); er ist also selbst bei Leugnung seiner politischen 
Selbständigkeit dennoch als Theil des Stadtbezirkes, als kleinerer 



Ob. Mommsen: Staatsr. lU. 119, L. 1. C. Th. VIII. 15. gedenkt 
einer Bereicherung durch die Verwaltung des pagus. 

*) 8. Agrimeneores L 146. 8. 

») Mommsen 1. c; Kariowa 1. c. I. 302. 

*) 1. c. 239. Rndorff versteht unter pagus den Dorffrieden, den 
Landgemeindenverband einer ganzen Bauerschafb, was richtig, wenn auch 
nicht vollst&ndig ist; die Auffassung aber, wonach sich pagus zu vicus 
wie das Ganze zum Theil verhalten soll, scheint den thatsächlichen Ver- 
hältnissen nicht ganz Rechnung zu tragen. Auch kommt da eine gewisse 
Ungenauigkeit vor, denn während Rudorff anfangs unter vicus (olxo^) 
einen einzelnen Bauernhof und unter pagus eine ganze Bauerschaft 
versteht, übersetzt er einige Zeilen weiter pagus als Feldmark und 
vicus als Dorf. Nun können wohl im Gebiete eines pagus mehrere 
Bauernhöfe und mehrere Dörfer bestehen, daraus folgt aber nicht, dass 
sie Theile oder Unterabtheüungen des pagus waren: sie gehören ganz 
anderen Begriffskategorieen an. Wir wissen ja, dass auch später in 
Deutschland, im Gebiete einer Mark mehrere Ortschaften bestehen konnten. 
Wahr ist eben, dass die räumliche Ausdehnung des pagus und der Mark 
grösser war, als die des Bauernhofes und des Dorfes ; die wesentliche 
Verschiedenheit schliesst aber die Auffassung des gegenseitigen Verhält- 
nisses als Ganzes u. Theil aus. S. auch Mommsen: Staatsr. III. 120. Anm. 6. 

^) Kariowa 1. c. I. 302. — Die Zusammenstellung von pagi und 
vici in der römischen Gesetzgebung rührt daher, weil beide der Stadt- 
verfassung gegenüber dieselbe Stellung einnahmen, nämlich die Stellung 
von organisirten Interessengemeinschaften. 
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Stadtbezirk aufzufassen ^). Dieses kleine Gemeinwesen findet, 
wie Voigt ^) richtig bemerkt, einen räumlichen Mittel- und 
Stützpunkt in dem Complexe der angrenzenden Wohn- und 
Wirthschaftsgebäude der Genossen, einem Vereinigungspunkte 
der durch agrarische und pecuarische Interessen gefesselten Be- 
völkerung. Wenn wir seine Ausgestaltung betrachten, können 
wir die Ueberzeugung gewinnen, dass diese durch das Zusam- 
menwohnen begründeten Interessen sowohl vor Entstehuug der 
Stadtverfassung, wie auch nachher gewahrt werden mussten und 
durch irgend eine Organisation der vici gewahrt wurden. Den 
örtlichen Verhältnissen gemäss erlangten die vici eine verschie- 
den geartete Autonomie, die in vielen Fällen über die rein agra- 
rische Competenz hinausgieng und die politische Stellung des 
vicus der Stellung der Stadt näher brachte. Theoretisch wird 
der Begriff der Kaiserjuristen von der einheitlichen Stadtver- 
fassung und der Ausschliesslichkeit der städtischen Gewalt über 
das ganze Territorium richtig, wenn auch nicht durchführbar 
gewesen sein, denn thatsächlich bröckelten sich von dieser cen- 
tralisierten Gewalt beträchtliche Theile zu Gunsten der vici ab. 

,,Ex vicis partim habent rempublicam et jus dicitur" sagt 
Festiis* ^) und daraus folgt eine so weit gehende Autonomie, 
dass dabei für die Stadtverfassung eigentlich wenig Platz übrig 
bleibt; doch könnte man allenfalls — wie es Mommsen*) 
thut — hiebei an Verleihung des Stadtrechtes an einen vicus, 
ohne Wechsel seiner Benennung denken; in diesem Falle wäre 
an der Stadtverfassungstheorie nichts geändert, es wäre bloss 
die AusdelinuDg der bisherigen Stadtgebiete geschmälert worden ; 
auch hätten wir hier einen Beweis für die Möglichkeit des 
Fortbestandes früherer vici und sogar ihrer Entwicklung trotz 
eingetretener Centralisierung durch die Stadtverfassung. 

Wichtiger sind aber folgende Worte desselben Autor: »par- 
tim nihil eorum* (ebenfalls von vici die Kede) ,et tamen ibi 

>) Mommsen 1. c. 120. 

«) 1. c. 211. 

") fl. V. vicus. 

*) Staatsr. lU. 798 1 
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nundinae aguntur negotii gerendi causa et magistri vi'ci .... 
quotannis flaut.'' Diese Worte beziehen sich offenbar auf den 
Best der vici, also auf diejenigen, die keine .respublica* haben 
und in denen auch nicht ,,jus dicitur*. Dass in allen vici 
Märkte abgehalten worden wären, ist nicht vorauszusetzen; 
einen Markt kann man doch keineswegs als obligatorische Ein- 
richtung eines jeden Ortes auffassen; es ist nur anzunehmen, 
dass allen vici, selbst denjenigen, die keine «respublica*' und 
keine Jurisdiction hatten, dennoch die Möglichkeit geboten war, 
eine wirthschaftliche Selbständigkeit zu erringen und sich zum 
Centram mitunter wichtiger Handelsinteressen zu erheben, da- 
durch anderen, noch kleineren Orten, Einzelhöfen, oder selbst 
Sitzen grosser Herren gegenüber an Bedeutung und Ansehen 
zu gewinnen, was alles offenbar die vollständige Durchführung 
der Stadtverfassung erschwerte, namentlich wenn zum Schatze 
oberwähnter Interessen eine Organisation entstand, an deren 
Spitze der magister vici trat. 

Wenn also die Existenz solcher vici, die sich, der Annahme 
Mommsens gemäss, ohne Aenderung ihres Namens, zur Stel- 
lung von Stadtcommunen emporschwangen, zu der Theorie einer 
centralistischen Stadtverfassung in keinem directen Widerspruche 
steht, 80 mnss man dagegen der von Festus hervorgehobenen 
wirthschaftlichen Selbständigkeit einen weit grösseren Werth 
beimessen. Gewisse, schon vorhandene und berechtigte In- 
teressen konnten nicht ohne weiteres der Stadtverfassung unter- 
worfen werden, ja die Stadtverfassung konnte es nicht einmal 
hindern, dass sich selbst später auf ihrem Gebiete neue In- 
teressengemeinschaften bilden und zu selbständigem Ausdruck 
gelangen. Es können also durch Ertheilung von Marktprivile- 
gien 1) and aus anderen wirthschaftlichen Gründen neue Dörfer 
entstehen, wodurch auch die Begründung von Theilcompetenzen 
für dieselben nothwendig wurde. Die Stadtverfassung wird also 
durch die vici in zwei Bichtungen bekämpft; denn erstens wird 
ihre Unbeschränktheit dadurch erschwert, dass nicht alles unter 



») 8. C. I. L. VIII. 8280. 
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ihre ausschliessliche Botmässigkeit gelangt und zweitens sind 
selbst da, wo. sie anfangs ihren Zweck erreicht, dennoch spätere 
Breschen möglich. 

Dieser thatsächlichen Bedeutung der vici, wie sie wahr- 
scheinlich idt^), entspricht ihre Bechtsfahigkeit, die angesichts der 
Worte Qaius: ,vicis legata perinde licere capere, atque civita- 
tibus* 2) ausser Frage steht 3); doch ist nicht zu verkennen, 
dass oft von Gemeindefluren *) und Oemeindebesitz die Rede ist, 
wo dennoch nicht die Gemeinde als solche, sondern eine Ein- 
wohnergruppe als Subject aufzufassen ist ^). Die oberste Staats- 
gewalt rechnete auch thatsächlich mit der Existenz der vici, so 
z. B. übertrug Augustus die Leitung der „ludi compitalicii" den 
magistri vicorum^). 

Die Competenz der Dorfbehörden ist schwer zu bestinunen ; 
für uns hätte sie den mittelbaren Werth, dass wir dadurch einen 
genauen Begriff von der Ausdehnung der Dorfautonomie gewinnen 
würden und dann sagen könnten, wie weit sich die wirthschaftliche 
Selbständigkeit erstreckte. Denn das kann ja keinem Zweifel 
unterliegen, dass das Marktwesen überall auch eine gewisse Juris- 
diction mit sich brachte und ob nun diese Jurisdiction im Namen 
des vicus, oder im Namen der Stadtbehörde geübt wurde, so 
musste sie doch im vicus geübt werden, der für diesen Fall Sitz 
der Jurisdicton war. Auch ist es bemerkenswerth, dass wir zu 
wiederholten Malen von Dorfcurialen hören 7); in L. 6. §5. C. Th. 



8. Schulten 1. c. p. 68: namentlich p. 72: hie status, ut cives 
R. aratores vicum conciliabulumque habeant, quo receptaculo frugum 
utantur, ubique fuisse oportet in provinciis agrariis. 

2) L. 73. g 1. D. XXX. 1. 

8) B. Voigt I.e. 214, 219, 227; Glaseon 1. c. I. 328, Kariowa 
1. c. II. 60; Dareste in Joum. des sav. Fevrier 1890. 

*) 8. Zachariä v. Lingenthal in Zeitschr. d. Sav.-Stift. Rom. 
Abth. IX. 276. 

ö) 8. unten Cap. 7. 

«) 8. Madvig 1. c. II. 138. Anm. 

^) L. 6. § 5. C. Th. XL 24, Salvian; De gub. Dei V. § 18; über 
Dorfcurialen 8. Schulten 1. c. 116 und über den Mangel der Aedilität 
daselbst 117. 
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XI. 24. erscheinen den Dorfcurialen die acta provincialia vor- 
gesetzt; diese Dörfer müssen also direct der Provinzialbehörde 
unterstanden haben, waren also aus der Stadtverfassung ausge- 
schieden, oder doch nur ganz lose mit ihr verbunden ^). 

All dem entnehmen wir, dass man den vici keineswegs 
rechtliche Existenz absprechen kann. Der umstand, dass die 
agronomischen Schriftsteller Cato, Varro und Columella der 
Dorfer niemals gedenken ^), ist vollständig bedeutungslos ; theo- 
retisch agronomische Schriften und Tractate über zweckentspre- 
chende Bebauung grosser, eigener Ländereien haben sich mit 
der Frage nach der Gruppierung verschiedener Besitzthümer 
nicht zu beschäftigen. Die Staatsgewalt und ihre Tendenzen, 
die wir durch die Juristen kennen lernen, war den Dörfern 
wenig hold; der Umstand also, dass der Staat keine Dörfer 
gründete 3) muss als gegenstandslos betrachtet werden; denn 
wir sehen ja, dass der Staat sich andererseits für das Fortbestehen 
der vici interessiert^). Dass man aber bei Coloniegründungen 
die Stadtform wählte, ist ausserdem auch noch durch die spe- 
ciellen politischen Aufgaben, die einer Colonie zufielen, gerecht- 
fertigt. 

Zu bemerken ist ferner, dass die Bömer auch mit Land- 
sirecken rechnen, die keinem Stadigebiete einverleibt sind, die 
also überhaupt gegen die Stadtverfassung nicht anzukämpfen 
haben und in der Lage sind, alle ihre Interessen selbständig 
zu wahren und zu vertreten. 

Als solche erscheinen vor allem die „fundi excepti*S die 
aus irgend welchen Gründen von der an dem betreffenden Orte 



*) In L. 13. C. Th. VII. 18 erscheint das Dorf als Polizeiorgan, im 
Auftrage höherer Gewalt handelnd; doch ist es bekannt, dass Personen 
und Körperschaften, denen die Ausführung öffentlicher Aufträge überlassen 
wird, mit der Zeit auch eine gewisse Competenz erreichen, die ihnen ja 
schon behufs besserer und rascher Durchfahrung höherer Anordnungen 
zugestanden werden muss. 

*) Dies hebt Pustel de Coulanges hervor in Allen p. 39. 

•) 1. c. 40. 

*) Philipp i über die patroni vici (in Rhein. Mus. VIII. 522 f.) 
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vorgenümmenen Vertheilimg ausgenommen worden sind i), daher 
also der Gemeinde, die durch die mit der Vertheilung verbun- 
dene Änsiedlung entstanden ist, nicht angehörten, aus dem frü- 
heren Stadtverbande aber ofiFenbar mit den anderen Grund- 
stückeo, die zur Vertheilung gelangten, ausgeschieden waren. 
Am häufigsten wird dies bei Coloniegründungen^) statlgefimden 
h»beu. wo man doch nicht immer genau berechnen konnte, 
wie viel Land man der betreffenden Civitas wegnehmen müsse, 
um die zu gründende Colonie auszustatten; das überflüssige 
blieb Eigenthum des römischen Volkes und wurde keinem Ge- 
biete eiuYerleibt 3). 

Die Benennung fundi excepti war wohl bloss dieser Classe 
von Grundstücken eigenthümlich ; der Begriff aber und die da- 
mit VLrbundene Exemtion von der Stadtverfassung ist viel all- 
gemeiner. Dies gilt vor allem für die so mannigfaltigen, nicht 
immer leicht zu unterscheidenden Pachtungen und Besitzformen 
von Staatsländereien *) ; weder die censorischeu Locationen, noch 
die Erbpachtgrundstücke in allen Spielarten, können einem 
Stadtterritorium angehört haben. Aus demselben Grunde waren 
die Militärterritorien ^), sowie die Ländereien, die der Staat den 
einzelnen Corpora zuwies, der Stadtverfassung entzogen. Wir 
erwähnen diese Landstrecken deshalb, weil sie die agrarische 
Grundlage von Ansiedlungen bildeten, die mitunter sehr zahl- 
reich waren und daher eine eigene Organisation anstreben 
mufesten, die sich selbstverständlich schon wegen der äusseren 
Anlage dieser Ansiedlungen inhaltlich mehr an die Dorf- 
verfassimg anlehnte; die rechtliche Stellung solcher Ansied- 



^) B. Weber: Rom. Agrargesch. 59 f., 197. — Siculus Flaccus: 
»Inbcrlbuntur quaedam ezcepta, quae aut sibi reservavit auctör divisionis 
et ae^ignationis, aut alii concessit* (Agrimens. I. 157). 

-) Hjginus: »excepti sunt fundi bene meritomm, ut in totum pri- 
vat! itiria eaeent, nee ullam coloniae munificentiam deberent 
et eß«Gnt in solo populi Roman i. 

») Rudorff: Grom. Instit. 388. 

*) ti, Cap. 7. 

^) Mommsen (in Hermes 24 p. 200). 
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lungen war aber natürlich viel selbständiger, als die der übrigen 
Dörfer. 

Solche Ansiedlangen konnten sich insbesondere auch in 
der Umgebung von gewerblichen Mittelpunkten, z. B. von 
Bergwerken, bilden. Die Lex metalli Yipascensis ^) bietet hie- 
für ein interessantes Beispiel, an dem wir die Bildung einer 
solchen Ortschaft sehen können ; in einem andern Falle ^) wird 
eine ähnliche Ortschaft geradezu Territorium genannt, woraus 
ihre vollständige Unabhängigkeit hervorgeht. Auch Militär- 
lager bilden einen genügenden Orund zur Entstehung von An- 
siedlungen, die mit dem Lager in enge Verbindung treten, dem 
Stadtgebiete aber nicht einverleibt sind^). 

Wichtiger sind, schon wegen ihrer grossen Ausdehnung 
die „Saltus^S auf die, soweit wir sehen, zuerst v. Savigny*) 
aufmerksam machte. Unter „Saltus^^ versteht man ein Terri- 
torium, das ausserhalb eines Stadtbezirkes liegt, landwirthschaft- 
licher Nutzung dient und einem oder mehreren Grossgrundbe- 
sitzem gehört; thatsächlich bildet der Saltus entweder den Theil 
eines grösseren Complexes, namentlich kaiserlicher Güter, die 
in den einzelnen Provinzen juristisch homogene Gebiete bilden 
und einer einheitlichen Domänenverwaltung unterstehen, oder 
ein selbständiges Territorium, über das ein privater Grundherr 
verfugt. Die entschiedene Gegenüberstellung solcher Gebiete 
der Stadtverfassung geht hervor aus L. 18. C. Th. XIII. 1.^) und 
aus der Möglichkeit, eine controversia de territorio mit der Stadt 
durchzuführen 8). Die Einmischung der städtischen Magistrate 
war so gründlich ausgeschlossen, dass Sklaven ohne Furcht in 
einen Saltus flüchten konnten und es bedurfte eines eigenen 
Senatsbeschlusses 7), um die Verfolgung flüchtiger Sklaven in- 



<) Brune: Fontes, pars II, Cap. 1. 10. 

») Schulten 1. c. 67 u. 82. 

») L c. 82 ff. Für die Exemtion der Militärterritorien s. L. 1. C. Th. 1. 14. 

*) VIII.. 51. . 

^) Civitates werden hier von territoria unterschieden. 

8) Frontin (Lachmann 53. 3). 

^) L. 1. § 1. D. XI. 4. 
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nerhalb des Saltus zu ermöglichen uud die diesbezügliche Im- 
munität desselben zu durchbrechen ^) ; ebenso musste die Mög- 
lichkeit, die Bewohner einer kaiserlichen Domäne vor dem 
ordentlichen Strafrichter erscheinen zu lassen, ausdrücklich sta- 
tuirt werden 2). Auch bezüglich der Steuer war der Saltus 
selbständig 3), was sich übrigens später auf die Grossgrundbe- 
sitzer überhaupt bezog*). 

Diesen Umständen gemäss dient der Saltus vorwiegend 
zur Gründung höriger Dörfer s); die Bodennutzung wird hier 
durch verarmte Freie, wohl meistens durch Colonen ß) betrieben. 
Die Gesammtheit des Saltus als solche entbehrte also in solchen 
Fällen einer comunalen Organisation'), denn an der Spitze 
^tand der herrschaftliche, beziehungsweise kaiserliche Procurator, 
der auch nach aussen eine weitgehende, geradezu öfiFentlich- 
rechtliche Gewalt hat ^) ; die Stellung der herrschaftlichen oder 
kaiserlichen Pächter ^) ist natürlich keine obrigkeitliche, nimmt 
aber thatsächlich immer mehr diesen Charakter an lo) und zwar 
sowohl wegen der Indiiferenz der Procuratoren als auch wegen 
der häufigen Erneuerung der Pachtverträge, wodurch oftmals 
die Pachtung geradezu erblich wird. Ueber dem Procurator 
des kaiserlichen Saltus steht die kaiserliche Domäaenverwaltung, 
über dem herrschaftlichen Procurator die Provinzialbehörde. 

Die Begründung von Dörfern innerhalb eines Saltus ist 



1) L. 1. § 2 ibid. 

2) L. 3. C. Th. X. 4. 

8) L. 52 (53) pr. D. XIX. 1. 
*) 8. im nächsten Capitel. 

^) Frontin (Lachmann 53. 7). Habent autem in saltibus privati non 
exiguum populum plebeium et vicos circa villam. 

6) Es mein: M^langes d'hist. du droit 1886. p. 293 ff. 

7) Mommsen: Dekret d. Commodus für den Saltus Barunitanus 
(Hermes XV. p. 393 S.) 

8) L. 3. pr. § 1. D. I. 19. 
») Mommsen 1. c. 404. 

*o) 8. den oberwähnten Artikel von Es mein und dessen: Quelques 
renseignements sur V origine des jurisdictions priv^es (in M^langes d' ar- 
ch^ol. et d'hist. VI.) 
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dem EigenthOmer anheimgestellt i); sie gehören sodann 
zum Gutsbezirke und theilen auch seine Unabhängigkeit ge- 
genüber der Stadtverfassung 8) ; die Errichtung von Markt- 
plätzen 3) innerhalb des Saltus ist ebenfalls Sache des Herrn, 
der sich darum bewirbt und der überhaupt die wirthschaftliche 
Entwicklung des Gebietes zu fördern hat. Die Existenz höriger 
Dörfer ist also unzweifelhaft und in dieser Beziehung ist den 
Ausführungen Fustels de Coulanges*) beizupflichten; nur 
hätte er auch alle Belege, die für die Existenz freier Dörfer 
sprechen s), nicht übersehen und geringschätzend verschweigen 
sollen. 

Die Abhängigkeit der Dörfer, die im Gebiete des Saltus 
lagen, konnte verschieden geartet sein; allenfalls dürften auch 
freie Ansiedlungen nicht ganz ausgeschlossen gewesen sein ; die 
von Voigt 6) angeführte Inschrift (Henzen 5248) erwähnt 
ein Decret „ordinis saltus Sumelocennensis^S was doch mit 
Hörigkeit kaum verträglich wäre ; möglich ist es, dass ehemals 
hörige Dörfer sich später emancipieren '). 

Merkwürdig ist es, dass zuweilen die Function eines ma- 
gister pagi dem redemptor zufallt ^) und zwar in Bezug auf die 
Regelung der Wege; dies dürfte vielleicht darauf hindeuten, 
dass die Saltus wegen ihrer Ausdehnung in die Lage kamen, 
ähnliche Aufgaben zu erfüllen, wie die pagi. Auch ist es gut 
möglich, dass ein Saltus aus wirthschaftlichen Gründen zu den 



i) C. I. L. VIII. 8280. 

*) L. 77. § 33. D. XXXI. 1. 

') 8. Anm. 1. 

*) in AUeu. 88 ff. 

6) z. B. L. 6. § 6. C. Th. XI. 24; L. 12. C. Th. I. 16; L. 33. C. Th. 
XVI. 2; L. 1. § 7. Nov. Th. II. tit. 27 u. A. Diiekte Unterscheidung 
von , Villa' und ,vicus« in L. 35, C. Th. VUI. 5. L. 33. C. Th. XVI. 2. 

^) Drei epigraph. Constit. 228. 

') Solche Emancipationen sind an und fQr sich möglich; d^r Um- 
stand, dass »casa*, die früher einen Gegensatz zum Hofe bildete (s. Ru- 
dorff: Ghrom. Inst. 235), später einen Hof bedeutet, beweist das Frei- 
werden vormals höriger Ansiedlungen. 

^) Agrimensores (Lachmann 348. 23). 
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umliegenden Dörfern in nachbarliehe Berührung trat und da- 
dmch auch unmittelbar zu dem pagas Beziehungen anknüpfte. 

Aus dem allen — und wir haben uns begreiflicherweise 
auf die wichtigsten und häufigsten Classen eximierter Land- 
strecken beschränkt — geht zur Genüge hervor, dass die rö- 
mische Stadtverfassungstheorie lange nicht so absolut war, wie 
sie äusserlich erscheint und dass es ihr nicht gelungen ist, den 
ganzen Boden des römischen Staates zu gewinnen. Dass in 
d^r Praxis auch nicht immer die nöthige Energie und Gonse- 
quenz diesbezüglich angewendet wurde, dafür sprechen die 
Streitigkeiten, die zwischen einzelnen Städten und den ihnen 
zugewiesenen Ortschaften ausbrachen i) ; befremden muss es uns, 
dass da überhaupt Zweifel möglich waren ^); offenbar machte 
mau die Oberherrschaft der Stadt nicht gehörig geltend und 
Hess dadurch das Verhältniss selbst fraglich werden. So wird 
die Erstreckung des Begriffes „civitas^^ auf das ganze Gebiet 
immer problematischer und der Begriff bezieht sich, thatsäch- 
lichen Verhältnissen gemäss, immer mehr auf die Stadt selbst. 

Wie die meisten römischen Bechtsbildungen hatte auch die 
Stadtverfassung die nöthige Elasticität, die bei äusserer Anpas- 
sung an die allgemein statuirte Form, dennoch eine Entwick- 
lung particulärer Verschiedenheiten möglich machte. 

Wir haben erwähnt, was im ersten Anpralle, nämlich so- 
fort nach der Eroberung Galliens durch die Bömer geschehen 
ist^); im allgemeinen bleibt der geschilderte Zustand fast un- 
verändert. Doch sind vor allem locale Verschiedenheiten zu 
beachten. 

Die civitates foederatae, die auch bezüglich des Boden- 
rechtes eine eigene Stellung eiunahmen, sind vorerst, was ihre 



1) Frontin (AgrimensoreB I. 52. 17). Inter res pubKcas autem 
üoiitroversiae eius generis moventur, ut quaedam sui territorii juris esse 
dix^aat. 

*) 8. z. B. M m m B 6 n : Edikt d. Kaisers Claudius über das römische 
Bürgerrecht der Anauner (Hermes IV.); ebenso Epistula Severi et Cara- 
callae ad Tyranos (Bruns: Fontes; pars I. Cap. 7, 9). 

*) 8. Cap. 3. 
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Verfassung anbelangt, von den eintretenden Aenderungen un- 
berührt geblieben. In dankenswerther Weise führt uns Hirseh- 
feld^) in die Organisation solcher Civitates ein; dieselbe ist, 
obgleich die ciritates der Provinz nicht angehören, von höch- 
stem Interesse, denn der jedenfalls vorauszusetzende Einfluss des 
römischen Staatsrechtes, verbindet sich hier mit der alten gal- 
lischen Organisation und da sehen wir, ob und bis zu welchem 
Grade das Nebeneinanderwirken beider Elemente möglich ist. 
Die Leichtigkeit, mit der ein gewisser römisch-rechtlicher An- 
strich über celtische Institute gezogen wird, die unverhoflFte 
Verträglichkeit so grundverschiedener Anschauungen, zwingt 
uns bei jeder gallo-römischen Erscheiuung, unter den römischen 
Benennungen Fremdartiges zu suchen. Die Existenz solcher 
Zwitterbildungen aber musste — auch wenn sie zunächst nur 
in foederirtem Gebiete vorkamen — die Durchführung der 
strengen Stadtverfassung erschweren ; denn eine solche Zwitter- 
bildung bietet eine fertige Lösung für die gewiss nicht ganz 
sympathisch begrüsste und oberflächlich durchgeführte Umbildung 
der gallischen civitates in römischem Sinne. 

Am besten gelang es natürlich die civitates der Gallia nar- 
bonensis der römischen Stadtverfassung entsprechend zu ge- 
stalten 2). Für diesen Theil Galliens dürfte die Behauptung 
Kuhns 8), dass hier die Städte immer an die Stelle von 
Völkern oder selbständigen Volkstheüen traten, richtig sein. 
Die römischen Colonieen, die hier mehr verbreitet sind, als im 
übrigen Gallien^ haben das ihrige dazu beigetragen ; bei Colonie- 
gründungen wurde oftmals ein Gebietstheil einer vormaligen 
civitas attribuirt und dadurch die Grundlage echter Stadtver- 
fassung geschaffen. Doch auch hier sind Ausnahmen nachweis- 
bar ; Genava ist lange Zeit hindurch ein vicus der civitas Vien- 
nensis; im V. Jahrhundert erscheint dieser. vicus als selbstän- 
dige civitas^). Die strenge Stadtverfassung konnte also ein 



1) Gallische Studien. 

«) s. Mommsen: Rom. Gesch. V, 78 ff. 
») Stadt, u. bürgl. Verf. IL 412. 
*) Jung: Rom. Lschffc. 207. 
Halban Blnmenstok, Immobiliareigenthnm I. 
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thatsächliches Aufblühen und die darauf folgende Emancipation 
nicht ganz hindern^). 

Ganz anders aber yerhält es sich mit dem übrigen Gallien. 
Hier ist die Einführung der Stadtyerfassung beabsichtigt ge- 
wesen — nicht so, wie in den civitates foederatae — und den- 
noch nicht so gelungen, wie in der Gallia narbonensis. Wir 
haben bereits die Umstände erwogen, die in den Provinzen 
überhaupt die Stadtyerfassung hinderten. Das Zusammenwirken 
dieser Umstände hatte den Erfolg, dass die zum Centrum des 
vormaligen Volkes (der nunmehrigen civitas) gewählten Vororte 
ihrer Aufgabe nicht genügend entsprechen konnten. So hat man 
nicht einmal den äusseren Erfolg behaupten können, den man 
wahrscheinlich bei der Einrichtung der Provinz erreicht hatte. 
Die neue civitas wird, so wie einst vor Galliens Eroberung mit 
dem Namen des betreffenden Volkes bezeichnet. Dies geht so 
weit, dass sogar der Namen des zum Centrum gewählten Vor- 
ortes nicht benützt wird und mitunter verschwindet 2) und man 
diesen Vorort nicht mehr mit dem ihm eigenen, ja vielleicht 
seit gallischer Zeit gebräuchlichen Namen bezeichnet, sondern 
ihn einfach die »Urbs* des betreffenden Volkes nennt*). Das 
ist wohl der beste Beweis des Fortbestandes der civitas im alten 
Sinne, nafiürlich mit Ausnahme der politischen Unabhängigkeit 
Das Volk ist weit davon entfernt, in der Stadt au&ugehen, 
nicht das Volk gehört der Stadt, sondern letztere ist Stadt des 
betreffenden Volkes^). Diese Anschauung überträgt sich auch 
auf die mit^der Zeit hie und da selbständig werdenden Theile 
von Völkern. 

Und dem entspricht es, dass die aus Gallien stammenden 



*) Kuhn 1. c. I. 407 S. 

*) 8. Marquardt 1.C.L269; Desjardins I.e. 111.475 f.; Kuhn 
1. c. II. 419 f. 

8) Interessant ist das von Kuhn 1. c. 420 angeführte Beispiel: 
Revessio Yellavorum heisst später Yellaymn und im IX. Jh. St. Paulien 
en Velay. 

^) Es fand aber theilweise auch eine entgegengesetzte Entwicklung 
statt; wir erwähnten ihrer im vorigen Capitel S. 111. 
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Soldaten sich als Angehörige eines Volkes, nicht einer Stadt 
betrachten ^) ; die Inschriften erwähnen die Herkunft; z.B. domo 
Bitnrix etc. ; handelt es sich um einen aus Italien stammenden 
Soldaten, dann folgt auf das Wort »domo* die Nennung des 
betreffenden Stadtnamens ; handelt es sich aber um einen Oallier 
oder Germanen, dann wird das betreffende Yolksgebiet ge- 
nannt^). Daraus folgt also, dass bei Galliern und Germanen 
die Beziehungen zwischen dem Individuum und dem Volke 
ähnlich waren jenen Beziehungen, die in Italien zwischen In- 
dividuum und Stadt bestanden, dass also in Gallien das Volks- 
gebiet die engere Heimath bildet und hiemit die Bolle über- 
nimmt, die in Italien der Stadt zufallt. Und dieses Verhältniss 
zwischen Volksgemeinde und Individuum, sowie das darin kennt- 
liche Verhältniss zwischen Volksgemeinde und den einzelnen 
Ortschaften, wird auch dann nicht entsprechend geändert, wenn 
einzelnen Ortschaften, oder dem ganzen Volke römisches Bür- 
gerrecht verliehen, oder wenn eine Colonie gegründet ») wird; 
denn auch dann sehen wir noch, — wie z. B. bei den Helve^ 
tiem nach Entstehung der Colonie Aventicum — dass die Ge- 
meinde nicht centralisiert wird, sondern auch fernerhin das 
ganze Volk umfasst^). 

Die Stadtverfassung hat somit in Gallien nicht einmal theo- 
retisch diese geradezu überwältigende Bedeutung erlangt, der 
sie sich in Italien und Griechenland erfreute. Sie hindert nicht 
die freie Entwicklung untergeordneter Ortschaften und saugt 
die Lebenssäfte des ganzen Volkes niemals in dem Maasse auf, 
wie die classische Metropole. Juristisch ist die gallische Stadt- 
verfassung schwer zu definieren und wir glauben uns da am 
besten mit dem Ergebnisse von Schulten^) zufrieden stellen 



^) Mommsen: Rom. Conscriptionsordnuiig (in Hermes XIX. 1.) 
Kuhn 1. c. II. 418. 

«) 1. c. 28. 

') Mommsen: Schweizer NacliBt. (in Hermes XYI. 479). Kuhn: 
Entsteh, d. St. 444. 

*) Mommsen: Rom. Conscriptionsordn. 67. 

*) De conventibus 62. 

9* 
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zu sollen, wonach « haec forma reipublicae media est inter f or- 
mam civitatis et municipalem.* 

Der Fortbestand uüd die eventuelle Entstehung neuer 
Dörfer ist also in Oallien gesichert und zwar in weit höherem 
Grade als in den andern Theilen des römischen Beiches. Denn 
hier brauchen die Dörfer keinen Kampf um ihre Existenz aus- 
zufechten, hier bedarf es keines fortgesetzten Bingens mit der 
Stadtverfassung, die freie Entwicklung des wirthschaffclichen 
Lebens ist ungehindert und wichtig ist es auch, dass hier das 
Aufsaugen der besten und stärksten Elemente durch die Stadt 
nicht so häufig vorkommen kann, dass also auch die errungenen 
wirthschaffclichen Yortheile nicht so vollständig den städtischen 
Interessen geopfert werden können. 

Der Fortbestand der gallischen pagi steht ausser Zweifel i). 
Selbst wenn die civitas einer andern zugetheilt wird und ihr 
Namen untergeht, bestehen die pagi weiter fort 2). Die Pagi 
haben ihre eigenen Behörden, nämlich praefecti ^) und aediles ^), 
bilden auch den Mittelpunkt sacraler Interessen ^). Seine Haupt- 
bedeutung hat aber der pagus wohl als Nachbarverband «) und 
als solcher kommt er in die Lage materielle Interessen zu ver- 
treten; dieselben sind nicht unbedeutend, wenn diesbezügliche 
Streitigkeiten sogar vor den Kaiser gelangen 7) ; der pagus wird 
als Mark^) auch über Grundstücke verfügt haben und es ist 
ein Fall bekannt, wo durch ein decretum pagi ein Grundstück 
zur Errichtung des Dianatempels überwiesen wurde»). 

Auch kommt es vor, dass pagi geradezu als Grundlage 
einer provinzialen Verfassung dienen und zwar entweder in der 



*) B. oben Cap. 2. 

«) Deloche L c. 362. 

«) C. I. L. XIL 1307, 1371, 1376, 1529, 1708, 2558, 2561 etc. 

*) Daaelbst 1377, 1564, l7ll. 

^) Daselbst 2, 256 ; s. auch Deloche 1. c. 377 über den genius pagi. 

8) C. I. L. XII. 4155. 

7) 1. c. 594. 

®) Voigt: Drei epigr. Const. 155, d'Arboie 1. c. 9. 

») Deloche 1. c. 379. 



^ 133 — 

Art, >da88 die alten pagi direct hiefftr benützt werden *), oder 
aber, dass ein Provinzialgebiet aus Zweckmässigkeitsrücksichten^ 
in pagi eingetheilt wird 2), wodurch die unmittelbare Verbin- 
dung aller Theile des Gebietes und ihre Unterordnung unter 
die Stadtgewalt nicht aufgehoben werden sollte; eine Erschüt- 
terung musste sie aber dennoch erlitten haben. Ob aber der 
einmal vorkommende Ausdruck „respublica pagi' ^) solchen 
Verhältnissen, oder überhaupt den Markverhältnissen als Aus- 
druck dienen soll, ist unbekannt 

Für die Lebensfähigkeit der pagi spricht unter anderem 
auch der umstand, dass sogar neubegründete Ansiedlungen, die 
innerhalb des pagus entstehenden Städte, nach dem pagus be- 
nannt werden*). 

Im pagus begegnen uns Dorfer und kleinere Ansiedlungen, 
die keinem rechtlich anerkannten Orte angehören; schon in 
gallischer Zeit gab es ja „aedificia''^), die keinem Dorfe und 
auch keiner Stadt angehörten; wir können uns des Eindruckes 
nicht erwehren, dass die Worte „rus** oder „locus"«), die oft 
ohne nähere Bezeichnung vorkommen, Höfe oder Häusergruppen 
bilden, die keinem benannten und organisierten Orte einver- 
leibt sind und vielleicht nur mit dem pagus als höherer wirth- 
schaftlicher Einheit in loser Verbindung stehen. Solche Acker- 
baustätten sind entweder durch Bodungen im pagus entstanden 
und noch zu klein, um ein eigenes Dorf zu bilden, von an- 
dern Dörfern aber zu weit entfernt, um geradezu als Theile 



Voigt 1. c. 153 über diesbezügliche Verhältnisse in Aquitanien. 
Hierauf bezieht sich auch die Inschrift von Hasparren ; and. Mein. D e s- 
j ardin 8 1. c. II. 360. — Zu bemerken femer der Stadtnamen: decem- 
pagi, s. Deloche l. c. 373. 

>) Eine solche Eintheilung des Yiennensischen Territoriums be- 
sprochen von Hirschfeld in 0. L L. XH. p. 219, 306. 

^) Orelli-Henzen: Inscr. select. III. 5215. 

^) So z. B. die Tei&li (Tiffauges) s. Chanen: Les marches sepa- 
rantes d' Anjou u. s. w. (in Noüv. Rev. bist, de droit fr. et etr. 1892 p. 21). 

«) s. Cap. 2. 

^) Flach 1. c. U. 38. Auch saltus kommen vor und zwar organi- 
sierte; decurio saltus Nicerius in C. I. L. XII. 2604. 
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derselben zu gelten. Sie treten, wo dies wirthschÄfklich noth- 
wendig ist, mit den Nachbarn und mit den Nachbardörfern in 
ßerOhning, natürlich durch Vermittlung des pagus, der in dieser 
Beziehung das einzige Bindemittel bildet; man begegnet sich 
also auf dem wirthschaftlichen Boden der paganen Verhältnisse. 
Diese Ackerbaustätten können sich später zu Dörfern entwickeln 
und zwar je nach den Verhältnissen zu freien oder zu hörigen 
Dörferu, die ihrem ganzen Wesen nach den Interessen des 
Herrenbofes (villa) unterthan sind, — oder sie können auch 
einer schon bestehenden Ortschaft ganz einverleibt werden; die 
Entwicklung zum hörigen Dorfe ist wohl bei solchen Ansied- 
lungen, wo die üebermacht des Unternehmers und seiner Rechts- 
nachfolge durch nichts gerügelt wird, die Begel; damit ist das 
häufige Vorkommen von herrschaftlichen villae zu erklären* 
Der Grossgrundbesitz i) bildet unzweifelhaft in Gallien einen 
wichtigen Factor der Stadtverfassung, der Organisation der pagi 
und dem Bestände der vici gegenüber. 

D^Arbois Ansicht zufolge^) zerfällt der gallische pagus 
nach der Eroberung in „fundi^^ Dies ist insofern anzunehmen, 
als thatsächlich der Stadtverfassungstheorie gemäss die Dörfer 
keiner Beachtung gewürdigt wurden und daher nur die civitas, 
der pagus (als Localeintheilung derselben) und der Einzelbesitz 
juristisch relevant war ^) ; im allgemeinen würde dies doch bloss 
für die Steuerverfassung gegolten und zur Uebung des Indivi- 
dualeigens beigetragen haben. 

Die officielle Eintheilung in „fundi*' widerstreitet also gar 
nicht dem Fortbestande der aus gallischer Zeit stammenden 
Dörfer, bildet auch kein Hinderniss für die Entstehung neuer. 

Fustel de Coulanges*) giebt dies auch, obwohl in 
einem zu geringen Maasse zu. Sein Hauptargument besteht 
darin, dass Inschriften und später Urkunden selten der vici ge- 
denken und die Einzelhöfe, die villae, eine viel grössere Bolle 

ij 8. folg. Cap. 

«) 1. c. 9. 

^) HiefQr spricht die forma censualis L. 4. D. L. 15. 

*) L' allen p. 41. 
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spielen. Bezüglich der Inschriften ist dies nicht zutreffend, ein 
Blick in die Indices des XII. Bandes der Inschriftensammlung 
genügt, um sich hievon zu überzeugen; bezüglich der Urkun- 
den aber ist es natürlich, dass ein freies Dorf nicht Yerkehrs- 
object sein konnte, auch ist es natürlich, dass die kleinen Grund- 
besitzer nicht so oft in die Lage kommen konnten Bechtsge- 
schäfte einzugehen, die von eben so grosser Tragweite gewesen 
wären, wie die Rechtsgeschäfte der Grossgrundbesitzer; nur 
selten also giebt es genügende Veranlassung zur Erwähnung 
eines Dorfes ^). 

Professor Flach stellt in seinem Werke alles was für die 
Existenz der gallischen Dörfer spricht, in dankenswerther Weise 
zusammen; neben einer Anzahl von Dorfiiamen führt er auch 
die Beyölkemngsclassen der Dörfer an. Den ersten Platz nehmen 
(nach Einweglassung der Grossgrundbesitzer) die Possessores 
ein; es sind dies die Besitzer kleiner Grundstücke. Neben ihnen 
erscheinen seit dem III. Jahrhundert Stadtbewohner, die ,,eYi- 
taudomm maiorum onerum gratia ad colonos praediorum se 
transtulerunt, ut minoribus subiiciantur'^. Endlich finden wir 
hier die Pächter und Emphyteuten des Grossgrundbesitzer, oder 
Tielleicht auch kleinerer Besitzthümer. All die Bewohnes bilden 
das Dorf und erfüllen gewisse Pflichten, nämlich die soeben 
erwähnten munera minora. Aemter gallischer Dorfgemeinden 
werden vielfach erwähnt'); die Yicani erscheinen als Bechts- 
subject»), sie verfügen über Grundstücke*); ihre sacrale Be- 
deutung ist unbestritten^). Die aufkommende Eirchenverfas- 
sung beruft sie ebenfalls zu einer, wenn auch geringen Thätig- 



Flach ü. 32. Comme rhamble travailleur qui Thabite, le 
village est un acteur anonyme de l'histoire. 11 faut des conjuctures 
exceptionnelles, d* henreuses rencontres, une transformation impr^vue, un 
rdle inopinö k jouer, pour qu*il sorte de Tombre, pour qu'il prenne 
fignre. 

») C. I. L. XII. 2461 decem lecti eines Dorfes; 2611 Dorfödilen; 
1005 curator peculii eines Dorfes. 

B) C. I. L. XIL 2493, 2494, 2496, 2461. 

*) LocQs datos decreto vicanormn 1. c 1815, 2449. 

») z. B. 1. c. 5894. 
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keit; sie werden oft zum Sitze von Kirchen gewählt i). Die 
Attribuirung von Dörfern ist nicht überall vollzogen 2) und dann 
bleiben die Dörfer selbständig. Durch diese Eolle der vici ge- 
langt die ganze Bevölkerung zu einem gewissen Antheil an 
dem öflFentlichen Leben; dies fördert die Eomanisierung und 
auch die politische und juristische Durchbildung des Landes in 
einer für spätere Zeiten folgenreichen Weise. 

Dem gegenüber kann man d'Arbois' Behauptung 3), die 
Mehrzahl der französischen Dörfer sei aus vormaligen römischen 
fundi entstanden, nicht beipflichten. Es ist möglich und sogar 
wahrscheinlich, dass mancher fandus zum Mittelpunkte von 
kleineren Besitzungen wurde und dass diese Besitzungen einen 
Ort bildeten, der den Namen dieses fundus annahm und fort- 
führte. Die Generalisierung erscheint uns aber schon aus dem 
Grunde falsch, weil ja erstens nicht gesagt wird, was mit den 
erwiesenermassen vor der Eroberung bestandenen gallischen vici 
geschehen ist und zweitens d^Arbois selbst zugiebt, dass diese 
fundi bei weitem nicht die ganze Fläche des Landes bedecken, 
sondern stellenweise ganz fehlen, stellenweise selten sind *). 

Als im IV. und V. Jahrhundert die reglementäre Einheit 
der städtischen Verfassung dem Verfalle anheimfallt, als schon 
die Massregeln, mit denen man so oft die Bevölkerung der 
Städte zum Verbleiben zwingen wollte, nichts mehr wirkten, 
da legte auch die Gesetzgebung ein höheres Gewicht auf die 
vici, die ohnehin durch diese Umstände an Bedeutung gewinnen 
mussten. Man beschränkt sich jetzt nicht mehr auf eine ein- 
fache Anerkennung der bisher geduldeten Dörfer, soudern man 
schützt ihren Bestand mit ähnlichen Zwangsgesetzen ^), mit 



1) L. 33. C. Th. XVI. .2. 

2) Schulten 1. c. 121 Anm. 3. 

•) p. 10. d' Arbois stützt sich auf Namen ; dagegen s. F 1 a c h IL 50. 

*) Bei allßllligen Folgerungen aus dem Namen eines Dorfes auf 
seine rechtsbistorisclie Vergangenheit ist vor allein dasjenige genau zu 
erwägen, worauf Mommsei^ (D. ital. Bodenth. in Hermes XIX. p. 393) 
aufmerksam macht. 

6) Flach II. 39, 40. 
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welchen man vorher die Durchführung und Aufrechterhaltung 
der Stadtverfassung zum Kachtheile der Dörfer bezweckte. 

So wie die früher der Stadtverfassung gewogene Gesetzge- 
bung die Existenz und Neubildung örtlich berechtigter Ver- 
bände wohl lähmen und erschweren, aber keineswegs hindern 
konnte, so gelang es auch jetzt diesem verspäteten und zumeist 
durch Rücksichten auf Steuereinnahme begründeten Wohlwollen 
der Staatsgewalt nicht, den Dörfern zu einer Stellung zu ver- 
helfen, in der sie die Aufgaben, denen die Jahrhunderte lang 
bevorzugte Stadtverfassung nicht gewachsen war, hätten lösen 
können. 



/-^glJWi« 



6. Der kleine und der grosse Grundbesitz. 



,,Latifandia perdidere Italiam iam vero et provincias*' *) 
ist eines jener geflügelten Worte, die ein Urtheil von der denkbar 
grössten Tragweite in kurzer und fasslieher Form, leicht zu 
merken und leicht zu wiederholen, für Jahrhunderte zu einer 
fast unumstösslichen Wahrheit machen, den Geschichtsforscher 
blenden und jedes weitere Studium als überflüssig erscheinen 
lassen. 

Wer sich aber mit der Geschichte der Völkerwanderungen 
besehäftigb und speciell die Ansiedlungen mancher germanischen 
Völker im römischen Eeiche in's Auge fasst, kann sich dies- 
bezüglich gewisser Zweifel nicht enthalten. Wenn man nämlich 
von der sogenannten divisio hört, von der Theilung zwischen 
römischen Besitzern und den einrückenden Barbaren, so kann 
man doch schwerlich an die ausschliessliche oder doch über- 
wiegende Existenz von Latifundien glauben. Es ist demnach 
noth wendig, die Existenz des kleinen Grundbesitzes im römi- 
schen Beiehe zu besprechen. 

Nicht uninteressant ist es, festzustellen, dass die Bömer 
dem Kleinbesitze überhaupt nicht abgeneigt waren. Columella^) 
preUt vielfach die Lichtseiten des bäuerlichen Besitzes und 



i) Plinius, hißt. nat. XVIII. 6. 35. 
*} l 2, § 8—13; L 3; X. v. 308. 
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warnt vor dem Ueberwuchem der Latifundien, Tacitus^) lobt 
die Verringerung grossen Besitzes und will darin sogar ein 
Merkmal der Weisheit seiner Zeit erblicken; Plinius' Satz, auf 
den man sich so häufig beruft, verliert sehr viel an Bedeutung, 
wenn man dem „perdidere Italiam^^ dasjenige gegenüberstellt, 
was er selbst ^) über den ökonomischen Zustand Italiens sagte. 

Von der „densitas possessorum" Italiens spricht Hygin»), 
der Fortbestand kleinen Besitzes wird in der Gegend von Bene- 
vent noch zur Zeit Trajans bezeugt*). Die kleinen Grund- 
besitzer haben auch einen gewissen Selbsterhaltungstrieb, sie 
trachten Creditquellen zu schaflFen oder wenigstens schon vor- 
handene Einrichtungen, wie z. B. die Alimentenstifbungen zu 
Creditzwecken zu benützen ^). Es ist auch zu Ende der römi- 
schen Kaiserzeit die Hochschätzung des Bauernstandes gestiegen. 
Mit Recht bemerkt Jung«), dass, als die Städte abgewirth- 
schaftet hatten, die unteren Schichten emporkamen. Die Ein- 
richtung der späteren ostgothischen Grundsteuer in Italien bildet 
auch einen wichtigen Beweis für die Existenz vieler kleiner 
Besitzer. Dahn?) weist ja nach, dass die Ostgothen Grund- 
steuer zahlen ^) und zwar höchst wahrscheinlich den römischen 
Einrichtungen gemäss. Die Ostgothen aber siedelten sich in 
Italien bekanntlich nach dem sogenannten Einquartierungs- 
systeme an; sie erhielten Vs einer jeden römischen Besitzung 
und wenn sie nun auch die entsprechende Grundsteuer über- 
nahmen, so beweist dies, dass sie in die Bechte und Pflichten 
der vormaligea Eigenthümer traten, dass also diejenigen Grund- 
stücke, deren Vs sie bekamen, nicht ewa Pachtungen, sondern 



1) Ann. III. 55. 

.«) Hist. nat. III. 5. 41. 

»} Bei Lachmann 56. 19. 

*) Mommsen: Ital. Bodentheil. 402. 

5) Hirschfeld; R. Verw.-Gesch. I. 114. 115. 

«) In Wiener Studien I. 196. 

^) Kön. d. Germ. III. 141. 

^) DeBgleichen Brunner I. 67. 
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Eigenthum waren; ihre Anzahl aber spricht zweifellos dafür, 
dass dies keine Latifiindien gewesen. 

Nächst Italien ist es die Provinz Afrika, die man als die 
Heimath des Ghrossgnindbesitzes betrachtet. Doch ist hier im 
dritten Jahrhundert eine grosse Menge freier, kleiner Besitzer 
vorhanden gewesen; Jung^) macht darauf aufinerksam, dass 
die im Jahre 238 stattgefundene Demonstration ohne Antheil 
der kleinen Besitzer nicht hatte zu Stande kommen können. 
Auch für diese Zustände ist die Geschichte der Völkerwanderung 
von Bedeutung. Prokop^) bespricht zuerst die Confiscierung 
der Latifundien und sagt dann: »Agros ceteris ademit Afris''; 
diese Worte bilden einen entschiedenen Gegensatz zu den vor- 
hergesagten und wir müssen daher unter „ceteri'^ die kleineren 
Grundbesitzer verstehen. Diese Nachricht wird durch Victor 
Vitensia») vervollständigt; wenn wir ihm entnehmen, dass 
die Vandalen den Bomanen in Afrika die Grundstücke entzogen, 
ihnen aber gestatteten, dieselben unter harten Bedingungen zu 
bebauen, und wenn wir hören, dass diese Bedingungen ange- 
nommen wurden, so kann sich dies nur auf kleine Besitzer 
beziehen ; das Verbleiben von römischen Optimaten unter solchen 
Verhältnissen und ihr Eintreten in vandalische Hörigkeit ist 
doch nicht vorauszusetzen; bei Bischöfen und anderen geist- 
lichen Würdenträgem wäre das Verbleiben durch ihre hierar- 
chischen Pflichten erklärt, für weltliche Beiche und Würden- 
trager wüssten wir keinen Grund. — L. 12. C. Th. XI. 7. 
unterscheidet ausdrücklich die potentiores, die curiales und die 
minores possessores und nur auf die letzteren kann dasjenige 
bezogen werden, was Sicculus Flaccus*) über die Instand- 
lialtung von Strassen spricht; die vielen possessores innerhalb 



'} In ffiat. Zeitschr. XLU. 55. 

«) De bello Vand. L 5. 

') TV. 5; L 4. 

*) Bei Lachmann 146. 8; vicinales autem idae, de publids, qnae 
devertu ntiir in agros et saepe ipsae ad alteras publicas perveniunt, aliter 
muninntiir, per pagos, id est per magistros pagorum, qui operas a pos- 
Besaoribiu ad eas tuendas exigere soliti sunt. 
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eines pagus können keine Latifdndienbesitzer sein. Viele Ge- 
setzesstellen rechnen mit dem Bestände kleinen Besitzes; so 
z. B. L. 14. C. Th. XI. 1, wo yon deni kleinen Grundbesitzer 
als Steuerträger die Bede ist; L. 4. C. Th. XI. 24. wendet sich 
gegen diejenigen, di^ dem kleinen Manne Schntz verleihen und 
dadurch das Ansehen der Staatsgewalt schädigen; die Strafe 
aber wird pro Grundstück auferlegt; die in L. 5. C. Th. XI. 24. 
erwähnten Landleute, sowie die in L. 6. § 2 desselben Titels 
sind Eigenthümer kleiner Grundstücke, ebenso wie diejenigen, 
die offenbar, um der Steuerlast zu entgehen, ihr Dorf verlassen 
und sich in ein anderes Dorf oder zu einem Herrn begeben i); 
da kann man selbstverständlich nicht an das Verlassen grosser 
Besitzthümer , sondern ganz kleiner und nicht einträglicher 
Ackerpareellen denken; die Sammelbezeichnung ,Convicani''^) 
ist auch charakteristiscL 

Die öffentliche Gewalt rechnet auch in ihren Anordnungen 
mit dem Bestände des kleinen Besitzes; sie zieht ihn in den 
Bereich politischer Thätigkeit, denn jeder Besitzer von mehr als 
25 jngera ist den Curialpflichten verfallen^), andererseits aber 
lässt sie ihn nicht ohne Schutz, begnügt sich nicht mit einer 
allgemeinen Anerkennung ihrer diesbezüglichen Pflichten*), son- 
dern sie thut ihr möglichstes, um — wenn auch ohne Erfolg 
— die Unabhängigkeit des Bauernstandes zu wahren^) und 
schwingt sich sogar, was doch angesichts der polypenhaffcen 
Schlingkraft der kaiserlichen Steuerverfassung bemerkenswerth 
ist, zur Abgabenfreiheit der Dorffuhren ß) und zur Steuer- 
freiheit eigener Producte^) auf. Im Interesse des kleinen Be- 




1) L. 6. § 3. C. Th. XL 24. 

«) L. 6. § 1. ibidem. 

») L. 33. C. Th. XII. 1. 

*) L. 5. C. Th. I. 29: quieta rusticitas peculiaris patrocinii bene- 
ficio fraatur. 

<^) Daher die Gesetze gegen die patrocinia. 

•) L. 3. C. Th. IV. 12. Charakteristisch das Fehlen dieser Bestim- 
mung in der Lex rom. Yisig. 

') LI. 10, 12 C. Th. XIIL 1. 
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Sitzes wurde auch die Function des defensor civitatis begründet, 
obgleich wir nicht behaupten wollen, dass nicht auch die Beichen 
bei ihm Schutz gesucht und gelinden hätten. Der Kleinbesitz 
erweist sich so zähe, dass selbst in denjenigen Fällen, wo ganze 
Dörfer durch kaiserliches Privileg an Einzelne übergehen i) und 
dadurch allerlei Gewaltthaten möglich werden, dennoch die 
Mitglieder des verliehenen Dorfes ihr Grrundeigenthum nicht 
verlieren 2). 

Dem allen entspricht auch die sociale Gliederung; den 
sogenannten possessores wird consequent der Bang nach den 
Decurionen (und selbstverständlich nach allen höheren Ständen) 
und vor den Colonen sowie anderen niedrigeren Ständen an- 
gewiesen 3). Wenn also, worauf Kar Iowa*) aufmerksam macht, 
an einer anderen Stelle s) nach dem Decurio der Plebejus vor- 
kommt und der possessor gar nicht genannt wird, und wenn 
sogar vielfach^) decuriones und plebei, sowie decuriones und 
reliqui possessores nebeneinander parallell vorkommen, so müssen 
wir Karlowa's^) Annahme, die possessores hätten den Haupt- 
bestandtheil der plebei gebildet, billigen"). Damit stimmt im 
Wesentlichen auch Herzog überein?). 

Noch wichtiger ist in dieser Beziehung ein Detail der 
spätrömischen Steuerverfassung; 1. 12. C. Th. XII. 7. führt eine 
genaue Scheidung der Grossgrundbesitzer und der kleineren 



1) L. 6. C. Th. XI. 24. 

2) Zachariä v. Lingenthal: Gesch. d. griech.-röm. R. 227. 
8) L. 6. C. Th. IX. 27. 

*) 1. 0. I. 902. 

ß) L. 7. § 2. C. Th. VII. 13. 

«) LI. 53, 133. C. Th. XII. 1 ; L. 2. C. Th. XI. 22; L. 5. C. Th. XIII. 5. 

^) 1. c. 

8) Aehnlich Viollet 1. c. I. 125. 

•) Galia narbonensis 194: iam vero ubi ordinis instar (possessores) 
a reliqnis distinguuntur, opponuntur primum ut potiores inferioribus, 
sive iis, qui nunc itai' ^i^o^-riv dicuntnr plebei, opponuntur deinde et plebeis 
et decurionibus eo sensu, ut potiores quidem sint plebe capitis tantum 
tributo adstricta, inferiores ordine decurionum, in quem ob modestioTem 
agrorum possessionem non perveniebant. 
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Besitzer in Bezug auf Steuerorgane durch; damit musste auch 
eine Aenderung des Katasters vorgenommen werden; zur Zeit 
Oonstantin des Grossen schieden die grosseren Besitzungen aus 
dem gemeinsamen Kataster aus ^) ; der Unterschied zwischen 
grossem und kleinem Grundbesitze war also praktisch anerkannt 
und die kleinen Besitzer (possessores) konnten daher einen 
eigenen Stand bilden^). 

Der ganze Inhalt des Titels „de patroeiniis vicorum" be- 
weist die grosse Bedeutung der kleinen Grundbesitzer; sie bieten 
den Stadtbehörden Trotz und ihr Beispiel wirkt sogar auf ab- 
hängige Colonen ^) ; das alles macht doch entschieden nicht den 
Eindruck verfallenden Kleinbesitzes, so dass man etwa sagen 
könnte, die Germanen hätten in den römischen Provinzen nur 
Latiftindien gefunden. Wenn auch unstreitbar die mangelnde 
Bechtssicherheit und überhaupt die misslichen Zustände des 
sinkenden römischen Beiches dem schutzlosen Bauern die Exi- 
stenz erschwerten und ihn trotz aller Verbote zwangen, das 
gefahrliche Patronat eines Mächtigen zu erbitten, womit auch 
sein Eigenthumsrecht fraglich werden konnte, so ist anderer- 
seits zu bemerken, dass — wie wir im nächsten Capitel dar- 
thnn werden — der Grossgrundbesitz in derselben Zeit und 
unter denselben Verhältnissen Schaden litt. Die Lafcifundien- 
wirthschaft war nicht einträglich, sie konnte nicht immer die 
hohe Steuer erschwingen ; deshalb wurden oft ganze Landstriche 
verlassen ; durch die erlaubte Occupation verlassener Grundstücke 
aber konnte auch Kleinbesitz entstehen, denn derselbe trägt 
bekanntlich immer mehr als der Grossgrundbesitz. Diejenigen 
Grossgrundbesitzer, die dennoch an das Verlassen ihrer Län- 
dereien nicht denken wollten, verpachteten einzelne Theile der- 
selben auf eine Weise, die der Aufrechterhaltung ihres Eigen- 



Zachariä v. Lingenthal in Zeitschr. d. Sav.-Stift. rom. Abth. 
IX. 273. 

>) Bagagen ohne genügende Gründe Fnstel de Coulanges: 
L* inva«ion 42, Anm. 2, der hartnäckig in den possessores nur Gross- 
gnmdbesitzer sehen will. 

») 8. Jung in Hist. Zeitschr. XLII. 73. 
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timinsrechtes wenig zuträglich war i). Das Schwinden des 
kleinen Besitzes, das in manchen Gegenden durch den Druck 
der Mächtigen hervorgerufen wurde, wird also vielfach auf dem 
erwähnten Wege wieder gut gemacht Dem Interesse des Acker- 
baues wird auch zum Theil der Begriff des früher untheilbaren 
Fundus geopfert; L. 12. D. X. 1. rechnet nicht mehr mit der 
Integrität der fundi; sie können ihre Grenzen ändern, daher 
auch verkleinert und getheilt werden; somit entfallen Fustel's 
künstliche Deutungen der portio^). Die Verwandlung ländlicher 
Arbeiter in Bauern ist, wie Weber 3) richtig bemerkt, eine 
der wichtigsten und zweifellosesten Thatsachen der Geschichte 
der späteren Eaiserzeit. 

Dies alles bezieht sich sowohl auf private, wie auf Staats- 
ländereien; wenn also der Besitz von a. quaestorii und censorii, 
sowie der Besitz anderer öffentlicher Ländereien, zur Entwicklung 
dea Grossgrundbesitzes führt, so bewirken doch die oberwähnten 
Ursachen wieder eine Neuentstehung von Kleinbesitz. 

Wir haben keinen Grund, für Gallien eine Ausnahme von 
diesen, hier nur ganz allgemein besprochenen Zuständen anzu- 
nehmen. Wir haben bereits unsere Vermuthung über die Ein- 
wirkung der römischen Eroberung auf die Entwicklung, be- 
ziehungsweise Feststellung des Bodeneigenthums — zunächst 
eines provinzialen — in Gallien ausgesprochen. Damit hängt 
es zusammen, dass selbst in der Gallia Narbonensis, die ja am 
meisten der römischen Bodenspeculation zugänglich war, der 
Klein besitz nicht verschwindet. Worauf Herzog*) seine Be- 

8. folg. Cap. 

^) Alleu 239. 

3) Rom. Agrargesch. 276. 

*) 1. c. 184. In Narbonensi vero ipsa multitudine oppidorum a primis 
imperatoribus per omnem provinciam institutorum, cautum est, ne solum 
proviuciale pro praeda esset paucorum possessorum , atque etiamsi 
familjae senatoriae hie quoque latihindia possidebant, tarnen a Julio 
Caesare, priuequam ezhausta eeset indigenorum frequentia, optime est 
proviemn, ut Gallorum multitudo per omnem provinciam aeque distributa 
ad agriculturam verteret, bocque modo major provinciae pars 
posaessoribuB mediae iortunae aervaretur. Unde ÜEUstum est, 
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hauptung über eine diesbezügliche Thätigkeit Gäsars gründet, 
ist uns nabekannt; wir wären eher geneigt, diesen Erfolg den 
Katasterarbeiten des ersten Kaisers zuzuschreiben; wie dem 
auch immer sei, Thatsache ist es, dass Strabo hier deu Ein- 
druck eines von vielen Freien gut bebauten Landes empfieog. 
Und alles spricht für den Fortbestand dieser Verhältnisse, 
Aus dem, was wir im vierten Capitel über die Entwicklung der 
gallischen Production sagten, sowie aus den Nachrichten über 
das überraschende Anwachsen der Bevölkerungszahl, ist zu fol- 
gern, dass Gallien, sowie es heute das Land des Kleinbesitses 
ist, auch schon zur römischen Zeit den Kleinbesitz gekannt 
haben muss i). Nirgends finden wir Nachrichten, ja nicht ein- 
mal Andeutungen über eine Landnoth in Gallien. Die Quellen, 
die eine so reiche Fundgrube für die Kenntniss aller socialen 
Mängel bilden und dem kleinen Manne mit Sympathie begeg- 
nen, schweigen darüber. Es wird nur immer von der Be- 
drückung gesprochen, der die Armen seitens der Grossen 
ausgesetzt sind, es wird aber niemals der Mangel von Grund- 
stücken erwähnt und wenn die Armen das Patronat der Grossen 
aufsuchen, so geschieht es nicht, um Land zu erwerben, son- 
dern um das schon früher besessene zu schützen. Dabei ist 
zu berücksichtigen, dass GeweJrbe in Gallien spärlich vertreten 
waren 2), so dass hier der freie Mann noch weniger als anderswo 
nach Verlust seines Grundstückes ein Auskommen finden konnte; 
er musste also, so wie im Mittelalter, sein möglichstes thun, 
um nur im Besitze seines Grundstückes zu bleiben. Doch sind 
die Verhältnisse des sinkenden römischen Eeiches für den Groas- 
grundbesitz wegen der hohen Steuer und wegen mangelnder 
Arbeitskräfte ungünstigere, als die des Mittelalters ; der capita- 
listische Zug der Zeit Hess den Grossgrundbesitz nicht jene 
politische Stellung einnehmen, die ihm im Mittelalter noth- 



ut Straboni Narbonensis provincia speciem offerret regionis a nnmeroao 
populo libero optima cultae. 

Jung in Wiener Studien I. 208 f. 

2) Blümner in Preisschriffcen d. fiirstl. JablonowsVi'schen Stiftuiif^ 
Bd. XV. p. 142 ff. 

Halb an Blumen stok , Immobiliaieigenfhom I. |0 
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wendig eingeranmt werden musste. Das Streben nach Oross- 
grnndbesitz ist also ein geringeres, als im Mittelalter, das Be- 
streben des kleinen Mannes, sein Grandstück zn erhalten, ist 
aber ebenso stark; hieraus ergiebt sich eine günstigere Lage 
der kleinen Besitzer und ihre bodenrechtlichen Erfolge. Dazu 
gesellt sich noch ein umstand, nämlich die Thatsache, dass 
die gallischen Grossgrundbesitzer nur selten zusammenhängende 
Complexe ihr Eigen nannten; viel häufiger besassen sie Domä- 
nen in verschiedenen Theilen der Provinz i); die Macht eines 
solchen Grossgrundbesitzes war also getheilt; 

Mit richtigem Yerständniss macht uns d'Arbois^) darauf 
aufmerksam, dass, während Ariovist den Sequani ein Drittel 
ihres Gebietes entziehen wollte, die Burgunder ein Drittel 
aller Besitzungen nehmen. Daraus folgt, dass zu jener 
Zeit das Volk der Sequani als ganzes von dieser Massregel 
betroflfen werden sollte, während in dieser Zeit die Eroberer 
es mit jedem einzelnen Besitzer zu thun haben; daher ist es 
„gekommen, dass die Germanen der Begel nach nicht zusam- 
menhängende Stücke der Provinzen zur Verfcheilung unter sich 
brachten, sondern sich eiuzelu und zerstreut, überall unter die 
Römer vermischt, auf den Grundstücken derselben niederliessen''^). 
Die leges barbarorum derjenigen Länder, in denen eine Thei- 
lung zwischen Bömem und Germanen erfolgte, lassen uns 
deutlich die Verbreitung des Kleinbesitzes erkennen. Die ganze 
Art und Weise, in der die Theilung durchgeführt wird, spricht 
dafür, dass die betreffenden Bechtssätze der Westgothen und 
Burgunder in der Regel einen ziemlich gleichartigen Kleinbesitz 
in^s Auge fassen; die Theilung vorkommender grösserer Land- 
strecken wird wohl durch jeweilig entsprechende Anordnungen 



>) Fustel de Coulanges; Alleu 36 f. und Invasion 197; ebenso 
Si ekel in Mitth. d. Inst. f. Ost. Geschf. Ergbd. n. 200. 

•) l c. 21. 

') Gaupp: Ansiedlungen und Landtheilimgen 201, erklärt dies 
nicht genügend. — Mit der gäniliohen Leugnung einer Landtheilung 
(Fustel de Coulanges: Nouvelles recherches 280 ff.) haben wir uns 
hier nooh nicht zu beschäftigen. 
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politischen CSiarakters YoUzogen worden sein; für das Yolks- 
recht bildete der Kleinbesitz die Grandlage gesetzlicher Be- 
stimmungen. Die ganze Ansiedlung der Gerrranen setzt eben 
noth wendigerweise die Existenz von kleinem Besitz voraus; es 
ist dies nicht nur eine logische Nothwendigkeit, da man doch 
mit Latifandiendritttheilen wenige Germanen hätte befiriedigen 
können, sondern auch quellenmässig nachweisbar. Es bilden 
sich gemischte Dörfer i), es erfolgt eine vollständige Vermischung 
römischen und germanischen Elementes, wie sie eben nur durch 
die Häufigkeit dieser Theilungen zwischen Bomanen und Ger- 
manen möglich war. Der romanus possessor, dem man ein 
Wergeid von 100 Schillingen zugesteht, kann auch kein römi- 
scher Optimat gewesen sein. 

Somit wäre nahegelegt, dass es in Gallien, wie überhaupt 
im römischen Beiche, noch zur ZeitMes Eindringens der Ger- 
manen kleinen Grundbesitz gegeben hat^). Dies verbunden 
mit der vorher besprochenen Dorfverfassung giebt uns schon 
einen wichtigen Theil jener Grundlage, auf der sich sodann die 
fränkischen Bodenverhältnisse entwickeln sollten. 

Wir wenden uns jetzt der Besprechung verschiedener Be- 
sitzformen zu, die das bisher erörterte juristisch illustrieren 
und den Verfall des römischen EigenthumsbegriflFes überhaupt, 
in allen seinen Anwendungsformen veranschaulichen, s) 



1) Flach L a II. 55 fi. 

*) Der ganzen Anlage dieser Arbeit gemäss, lassen wir die aus 
fränkischer Zeit stammenden Beweise der Existenz freier tmd besitzender 
Dorfbewohner, hier noch fort. 

8) Mit demjenigen, was iür den Bestand des Grossgrundbesitzes 
spricht, haben wir uns natürlich nicht zu beschäftigen, da er doch nicht 
bezweifelt wird. 
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7. Der Verfall de$ römischen EigenthumsbegrifTes. 



in der Einleitung haben wir Gelegenheit gehabt, zu be- 
merken, dass das römische Recht allen Halbheiten, die sich im 
praktischen Verkehre ausserhalb der durch das Bechtssystem 
angenonmienen Formen bilden mussten, abgeneigt war, sie wohl 
einerseits im Entstehen und Bestehen nicht hinderte, ihnen 
aber andererseits auch nicht die nöthige Gestaltung geben 
wollte ; deshalb sind im Bereiche des römischen Bechtes spätere, 
vielfach ganz praktische und thatsächlich sehryerbreitete Bechts- 
institute, gegenüber den schon früher ausgebildeten, offiziell 
zurückgeblieben. Ob wir dies mit dem hohen Entwicklungs- 
grade des späteren römischen Bechtes in Zusammenhang brin- 
gen, der allgemeine Begrifle schuf und in ihnen spezielle Ver- 
hältnisse aufgehen liess, oder ob wir darin umgekehrt einen 
Beweis des Absterbens seiner schöpferischen Kraft sehen wollen» 
— die Thatsache selbst ist unbestritten und auch ihre wirth- 
schaftlichen Grundlagen haben wir in der Einleitung berührt. 
Auf die Verhältnisse des italischen ager publicus und der da- 
rauf entwickelten possessiones gehen wir hier nicht ein; denn 
wir haben uns nur mit jener Abschwächung des strengen Eigen- 
thumsbegrifTes und mit jener Verstärkung der thatsächlichen 
Bedeutung von Pachtverträgen, sowie mit Erscheinungen ge- 
meinsamen Eigenthums zu beschäftigen, die sich auf das ganze 
Beich beziehen. 
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Oeffentliche und staatsrechtliche Erwägungen yeraalaßsten 
eine Trübung privatrechtlicher. Formen in den bodenrechtlichen 
Verhältnissen der Colonieen i) und in noch höherem Grade 
bezüglich der Frage des Eigenthums der agri quaeatorii^ ; ihnen 
ist auch die Zweideutigkeit des »veneunt locanturque'' der agri 
censorii ^) zu verdanken. Die directe Beeinflussung der privat- 
rechtlichen Begriffe von Kauf und Miethe durch öffentlich- 
rechtliche Anklänge ist festgestellt*). Diese Beeinflussung war 
sehr nachhaltig 5), denn die emtio - venditio war eine Zeitlang 
der einzig klagbare Consensualvertrag und der geschäftliche 
Verkehr sah sich gezwungen, zum Schutze seiner Interessen 
den Eahmen dieses Rechtsinstituts möglichst zu erweitem, um 
darin auch die Veräusserung der fructus oder des usus und die 
Verdingung der Arbeit unterbringen zu können ^) ; selbst nach- 
dem Kauf und Miethe schon im Privatrechte auseinandergegangeD 
waren und sich diesbezüglich ein privatrechtlicher Gegensatz 
gebildet hatte, ist diese Verquickung beider Begriffe im Staats- 
und Verwaltungsrechte aufrecht erhalten worden, so dass in 
dieser Hinsicht zwei gesonderte Bechtssysteme neben einander 
bestanden und dasjenige, was in dem einen locatio - conductio 
war, im anderen als emtio - venditio behandelt wurde ^); dass 
dadurch auch die Präcision der entsprechenden privatrechtlichen 
Begriffe Schaden leiden musste, ist wohl selbstverständlich ^), 

Die Hauptfolge war die, dass man in vielen Fällen vor 
die Frage gestellt wurde, ob man durch das betreffende Rechts- 
geschäft das Eigenthum der Sache oder bloss eine Servitut oder 



1) 8. oben S. 79 f. 

«) 8. oben S. 84 f. 

») 8. oben S. 86 f. und Weber 1. c. 135 ff. 

*) Mommsen: D. röm. Anf. v. Kauf u. Miethe (in Zschr, d. Sav.- 
Stft. VI) und Voigt: Röm. R.-G. I. 631 ff. 

^) Und sie erklärt auch den auffallenden Umstand, daea die fünf- 
jährige Pachtperiode des öffentHchen Rechtes, im Privatrecht« vorkommt 
(Esmein: Melanges d'hist. du droit 221). 

6) Voigt 1. c. 634 f. S. auch lex col. Genetivae LXXXIl 

') Mommsen 1. c, 267. 

8) z. B. Silva caedua in quinquennium venierat (1. 80 § 2 D. XVlil 1.) 
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ein Mietbare cht erworben hatte; wenn man die vielfach auch 
beim Kauf hinzukommenden Nebenyerträge berücksichtigt und 
ihre jeweiligen Polgen erwägt, kann man sich beiläufig eine 
Yorstellung von der Verwirrung machen, die in vielen Fallen 
in Bezug auf das Theoretische des eingegangenen Bechtsge- 
Schaftes herrschte; practisch war es wohl weniger von Belang. 
Sehr belehrend ist in dieser Beziehung der 24. Titel des III. Buches 
der Inatitutioiien von Justinian. 

Die Verwandtschaft zwischen Kauf und Miethe erhalt sich 
trotz aller theoretischen Unterschiede lebendig und äussert sich 
auch in dem bekannten Ausspruche von Gaius (HE. 145); der 
materiell auf Veräusserung gerichtete Inhalt einer formell abge- 
achlosseuen Location musste zu vielen Zweifeln Anlass geben i). 
So sah man sich denn gezwungen auch dem Pächter, obgleich 
man sich dessen bewusst war, dass er keine sachenrechtlichen 
BefugnisBe habe, die utilis in rem actio zu ertheilen^); dies 
bezog sich sogar auf Zeitpächter ^j. 

Auch da, wo über die Natur des übertragenen, beziehungs- 
weise erworbenen Bechtes keine solchen Zweifel vorherrschten, 
konnte doch das mächtige Eingreifen wirthschaftlicher Momente 
die erwünschte Genauigkeit schwankend machen. So z. B. be- 
züglich des ösusfructus. Formell ist der Ususfructus bloss eine 
Belastung des Eigenthums, verändert also nicht sein Wesen; 
ökonomiach aber hat der Eigenthümer einer mit Ususfructus 
belasteten Sache eigentlich gar keine Vortheile ; neben der Be- 
hauptung, dass Ususfructus keine pars dominii sei, also keine 
Abbröckelung des Eigenthums bilde, wird doch andererseits 
zugestanden^), dass er pars dominii ist, und dass also dieser 
umstand ein Hauptmoment seiner Charakteristik bildet &). Eine 



■) A. Schmidt: Das Recht d. superficies (in Zschr. d. Sav.-Stfbg. 
XL 130), 

>3 L. L § 1. D. VI. 3. 

*) L. 3 iWd, 

*) li. 4, B, VII. 1. 

^) Earlowa 1. c U. 536. 
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solche Auffassung nähert sich doch bedeutend der Annahme 
getheilten Eigenthums. 

Innerhalb des Obligationenrechtes fehlt es auch nicht an 
solchen Unklarheiten ; wir erinnern nur an den , partiarius " ^), 
der dodi einerseit in der locatio^conductio, andererseits in der 
societas seinen Platz findet und bei dem man femer ungewiss 
ist, ob seine Belohnung als gewöhnliche merces oder als Gemein- 
schaftsantheil, oder yielleicht als sachenrechtlicher Antheil an 
der bearbeiteten Sache aufzufassen ist. 

Innerhalb des reinen Eigenthumsrechtes vollzieht sich auch 
— abgesehen von jener historischen Entwicklung, die neben 
das alte ,,ex jure Quiritium meum essC ein nacktes „meum 
esse'' treten Hess 2) — eine eigenartige Trübung, die durch 
das Einwirken von öffentlich rechtlichen Factoren und zwar 
hauptsächlich durch neue Bigenthumserwerbsarten, die der Staats- 
gewalt ihre Entstehung verdankten, bewirkt wurde. 

Fälle der Expropriation waren nicht unbekannt; man gieng 
aber auf diesem Wege wohl zu weit, wenn man schon unter 
Marc Aurel ») dem Miteigenthümer, der das gemeinsame Ge- 
bäude reparieren liess, den Antheil des Genossen zu Eigenthum 
gab, wenn derselbe seinen Kostenbeitrag binnen vier Monaten 
nicht erlegte; sowohl die kurze Frist, als auch vor allem dieses 
Vergeben fremden Eigenthums ist entschieden der Integrität 
und Heiligkeit des römischen Eigenthumsbegriffes abträglich. 
Noch despotischer verfahren Valentinian, Theodosius und Ar- 
cadius, da sie *) verlassene Grundstücke, deren Eigenthümer den 
au sie ei^angenen Edictalaufforderungen zur Bückkehr keine 
Folge leisteten, jedem zu Eigen geben ^), der sie bebauen und 
die Steuer zahlen will; und wenn der Eigenthümer der viel- 
leicht verhindert war zurückzukehren, oder von den Edicten 



1) B e k k e r : üeber die legea locationis (in Zschr. f. R.-G. III.) und 
Pernice: Amoenitates iuris (in Zschr. d. Sav.-Stft. VII. 99). 
«) Voigt 1. c. 383 ff. 
») L. 52. § 10. D. XVn. 2. 
*) L. 11. C. Th. V. 15. 
'^) De jure domini et perpetuitate securus. 
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keine Eenntniss hatte, innerhalb von zwei Jahren nicht heim- 
kehrt, dann verföUt sein Kecht für immer ^). Veteranen aber 
erlaabte man Grundstücke unbekannter und abwesender Eigen- 
thümer zu occupieren, ohne dass selbst die erwähnten Cautionen 
beachtet wurden 2). Auf eine nicht näher bekannte Occupations- 
art bezieht sich die von Mispoulet^) besprochene Inschrift. 

Wir stimmen vollkommen mit Oertmann*) überein, dass 
eine solche Gesetzgebung der römischen Jurisprudenz nicht 
entsprach; die Thatsache aber, dass sie möglich war, spricht 
für bedeutende Abschwächung der vormaligen Klarheit des 
Eigenthumsbegriffes, der natürlich durch die praktische Aus- 
übung solcher Eechtssätze nur noch mehr leiden musste, Nor 
eine Folge dieses neuen Eigenthumsbegriffes und dieses unge- 
heuerlichen Eigenthumserwerbes war es, das die neuen, Eigen- 
thüüier, denen man dreijährigen Steuemachlass gewährte ^), sich 
verpflichten mussten, die auf diese Weise erworbenen Grund- 
stücke auch zu behalten. 

Auch die Dereliction der Besitzthümer wurde eingeschränkt ; 
nicht mehr schien es möglich, den • Eigenthümer von einem 
Rechte, das ihm doch theoretisch die römischen Juristen als 
aelbatverständhch zugestehen mussten, nämlich vom Becht<ß sein 
Eigenthum aufgeben zu dürfen, Gebrauch machen zu lassen. 
So guckte man denn vor allem die Lasten des Grundstückes, 
das der Besitzer verlassen wollte, auf seine anderen Besitzungen 
zu überwälzen ß) und erst wenn dies nicht möglich war, konnte 
er ungehindert die Dereliction vornehmen. Die Curialen durften 
überhaupt ihr Grundeigenthum nicht schmälern 7); denn man 
befürchtete die Verringerung der Anzahl der zu den Guriallasten 
Verpäichteten ; hierin lag also auch eine grosse Eigenthums- 
bescba'änkung. 



L. 12. C. Th. V. 15. 

2) L. 11. C. th. VII. 20. 

ß) Nouv. Rev. bist, de dr. fr. et etr. 1892, Hett 2. 

*] 1. c. 58. 

5) L. 8. C. Th. V. 15. 

«) L. 15. C. Th. Xin. 11; ähnlich 1. 13 ibid. 

^) L. 1. C. Th. Xn. 3. 
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Nicht genng an dem aber, dass man fremde Grimdatücke 
aus so ungenügenden Bechtsgründen occupieren liess und über 
noch nicht erloschenes Eigenthum derart verfügte, man that 
noch einen weiteren Schritt, indem man sogar zur Occupation 
zwang; dies war die Aufgabe der Epibole, einer fiscaliatihen 
Mas3regel, die im Interesse des Staatssäckels schonungslos über 
Privatrechte hinweggeht, dieselben einerseits erlöschen lässt, 
um sie anderen Personen aufzuzwinigen. 

Gonstantin d. Or. scheint sie zuerst angewendet zu haben i) 
und das Mittel erschien so probat, dass es den Bestand des 
Westreiches überdauerte und noch in der justinianischen Gesetz- 
gebung reichfaltige Entwicklung fand ^), Um einen Schein der 
Gerechtigkeit in dieses, allen Principien des römischen Recht» 
widersprechende Verfahren zu -bringen, wurde sogar bestimmt, 
dass „qui fandos fertiles occuparunt, cum quaestuosis uberibus- 
que pro rata portione suscipiant infecundos" ^), 

Dies alles bezieht sich aber nicht nur auf das Eigenthum, 
sondern auch auf die Emphyteusen), Die Steuerinteressen ge- 
winnen also die Bedeutung von rechtsbildenden Factoren ira 
Gebiete des Privatrechtes ; ganz abgesehen von der Beeinträch- 
tigung des bekannt gegebenen Vertragswillens der Parteien und 
der ohne gehörige Mitwirkung der interessierten Parteien er- 
folgenden Aenderung ihrer Vermögensverhältnisse, muss doch 
eine solche Gleichartigkeit in der Behandlung des Eigenthums, 
der Emphyteuse und des Vectigalrechtes, zu Gunsten des Aerars, 
überall da, .wo die Grenzen ohnehin nicht zu scharf waren, zu 



») L. 1. C. Just. XI. 58 (59). 

*) Zachariä v. Lingenthal: Gesch. d. griech.-röm. R. (2, Aufl.) 
201 ff. und H. Monnier: Etudes de droit byzantin (Rev. iuÄt. d. dr. 
fr. et ^tr. 1892 p. 338 ff., 343, 497 ff.). 

«) L. 9. C. Th. Xm. 11. 

*) L. 4. C. Th. X. 3. ut quisque conductor fuerit inventus poBseesor 
fundi, qui ex publico vel templorum jure descendit, huic cum augmento 
oblato ager jungatur inutilior. Quod si contra id reluctandum esi&ti- 
maverit, alius possessor sub eadem praestatione quaeratur. S. auch L 4. 
C. Th. XI. 3. 
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einer Verwischnug aller theoretischen Bechtsunterschiede viel 
beigetragen haben. 

Zu erwähnen ist auch, dass nicht nur Steuerrücksichten 
die Macht hatten, die Grundprincipien des Privatrechtes zu 
durchbrechen; auch im Interesse des Bauernstandes wurde viel 
gethan, wodurch sowohl der Gutsherr, als auch der Bauer, be- 
züglich der ihm gehörigen Sachen, in ihrer Verfügungsgewalt 
sehr beschränkt wurden. 

Ea entwickelte sich daraus der Grundsatz, dass der Acker- 
bauer, einerlei ob frei oder hörig, an seinen Beruf gekettet, 
diigegen aber auch in dem Besitze geschützt wurde ^) ; dasjenige, 
,,quod ad culturam agri pertinet^S haben schon Honorius und 
Theodosius von der Pfändung ausgenommen 2), worin natürlich 
ebenfalls eine Beschränkung der Verfügungsgewalt und des 
Verkehres zu sehen ist. 

Somit sehen wir, dass wirthschaftliche Umstände, allerdings 
[zunächst solche, die wenigstens mittelbar mit der Steuerkraft 
des Landes zusammenhängen, im Privatrechte zur Geltung 
kommen und zwar nicht zum Vortheil seiner Gonsequenz und 
seiner präcisen Absonderung einzelner Begrifife und Institute. 
Das alles hat Pustel de Coulanges») übersehen, als er die 
Behauptung aufstellte, die römische Staatsgewalt habe nichts 
gethan, um die alte Herrlichkeit des römischen Eigenthums zu 
untergraben, ja sie habe sogar die Kräftigung desselben an- 
gestrebi 

Die Erschütterung, die durch diese öffentlichrechtlichen 
Eingriffe in der Auffassung des Eigenthums eintreten musste, 
hatte zur Folge, dass auch im Gebiete des Privatrechtes die 
Schranke, die sich aus dem theoretischen Begriffe ergab, nach 
und nach, namentlich aber unter dem Drucke praktischer Noth- 
wendigkeit oder Nützlichkeit weichen musste und die wirth- 
acbaftlichen Bedürfuisse über diese Schranke hinweg, von Fall 



^) Zachariä v. Lingenthal 1. c. 225. 
s) L. 8. C. Just. VUL 16 (17). 
9J Allen 11 f. 
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zu Fall, Verhältnisse schafeu, in denen Elemente mehrerer 
Bechtsinstitute in einer theoretisch unrichtigen Weise neben 
einander gestellt wurden. Im priyatrechtlicheiil Vertrage machten 
sich ebenso wie in den vorher besprochenen öffentlichrechtlichen 
Satzungen die thatsächlichen Bedürfnisse geltend, und wenn 
auch naturgemass die äussere Form dieser privatrechtlichen 
Neuerungen weniger gegen die theoretische Auffassung sündigen 
durfte, als dies bei den Eingriffen der öffentlichen Gewalt der 
Fall war, so waren doch diese Neuerungen, wegen der ihnen 
zu Grunde liegenden praktischen Motive, von desto grösserer 
Dauerhaftigkeit und sie leisteten den Beweis, dass das offiziell 
anerkannte Hecht den ganzen Inhalt der im Leben und Ver- 
kehre sich bethätigenden Bedürfnisse nicht erschöpfe und viel- 
ükßh eine Abhilfe durch private Vereinbarungen nothwendig 
mache. An solchen Beweisen fehlt es überhaupt auch in der 
älteren römischen Bechtsgeschichte nicht; bekanntlich konnte 
das quiritische Eigenthum nur da entstehen, wo commercium 
loci, also die nothwendige Bechtsfähigkeit des Bodens, mit 
commercium agrorum, der entsprechenden Fähigkeit des Indi- 
viduums, zusammentrafen und ausserdem ein öffentlich- oder 
privatrechtlicher Erwerbstitel vorhanden war i). Nun kamen 
aber die Bömer zu oft in die Lage einzusehen, dass es ausser- 
halb dieses Eigenthumsinstitutes Verhältnisse giebt, die mangels 
der erwähnten Voraussetzungen, theoretisch nicht unter den 
Begriff des quiritischen Eigenthums fallen, wii-thschaftlich aber 
denselben Bedürfhissen entsprechen. Die Theorie befasste sich 
mit ihnen sehr wenig, der Bömer lernte sie nur im Verkehre 
kennen; das musste aber hinreichen, um ihm zu beweisen, dass 
das römische Eigenthum bei weitem nicht genüge, um dem 
diesbezüglichen ökonomischen Verhältnisse als Ausdruck zu dienen. 
Dies wird auch die Klarheit des Eigenthumsbegriffes, die Sta- 
bilität seiner Grenzen anderen Bechtsinstituten gegenüber be- 
einträchtigt haben. 

Der erwähnten, namentlich durch öffentlichrechtliche Bück- 



») Voigt 1. c. 1. 370. 



.'^^^ 



— 156 — 

sichten heryorgerufeuen Abschwächung des materiellen Inhaltes 
de^ EigenthumSf steht eine reiche Zunahme der ans anderen, 
juristisch weniger vollkommenen, aber praktisch wichtigen Bechts- 
rerhältni^gen hervorgehenden Berechtigungen entgegen. Sie 
stützt sich wohl hauptsächlich auf die öffentlichrechtlichen Pacht- 
verträge, die, wie wir wissen, mit dem Verkaufe, also mit der 
Eigenthumsübertragung so nahe verwandt sind, dass in einzel- 
neu Fallen der Unterschied nicht aufzufinden ist. Zunächst 
wird die Fachtdauer verlängert ^) und dadurch das Becht des 
Pächters, welches ohnehin seinem Inhalte nach weitgehend ist, 
geradezu perpetuiert. Ganz abgesehen von den Gomplicationen, 
die sich in solchen Fällen theoretisch bezüglich der Frage er- 
geben, ob wir es mit Sachen- oder obligationenrechtlichen Ver- 
hältnissen zu thun haben, die also auch zur Trübung der Be- 
griffe beitragen^ entwickelt sich aus der langjährigen Pacht 
eine Bet^itzform, der gegenüber das Eigenthum an dem betref- 
fenden Grundstücke fast untergeht; bei den öffentlichrechtlichen 
Verleihungen tritt noch der nach und nach vorkommende Fort- 
fall der ursprünglichen Beschränkungen^) hinzu. 

Unter den Verleihungen, die zur Entstehung solcher Besitz- 
formen führen tind sowohl den Begriff des Eigenthums, als 
auch den des reinen Pachtvertrages untergraben, ist zuerst das 
Vectigalrecht zu erwähnen. Das Verhältniss der agri vedd- 
gales ist kein politisches, wie das des Coloniallandes, es ist also 
einer allgemeinen juristischen, wenn auch nicht rein privat- 
rechtlichen Ausgestaltung fähig. Ein Begriff des Vectigalrechtes 
ist wohl vorhanden, das Becht als solches wird dem Eigen- 
thume gegenüber gestellt 3). Aber die Nothwendigkeit einer 
solchen Gegenüberstellung spricht für eine naheliegende Gefe^ir 
der Verwechslung, die offenbar auf dem Schwinden des Unter- 



<) Garaonnet 1. c. 74 ff. 

^ L. c. 105. Bezüglicli des Fortfalles des Veräusserungsverbotes 
ein praktidcbea fieiBpiel bei Hygin (bei Lachmann 131 f.) 

■) L. 71, § 6. D. XXX. 1. Sed etsi alii fundum vectigalem 

legaveritr non videri proprietatem rei legatam, sed id jus, quod in vecti- 
galibuB fundifi habe mos. — S. auch Voigt: 1. c. I. 378. 
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schiedes zwischen Eigenthmn und Vectigalrecht beruht; eine 
Bestätigung dieser Ansicht finden wir in L. 71 § 5. D- XXX, L, wo 
der Jurist ein Legat, das einen städtischen Vectigalacker zum 
Gegenstande hat, mühsam interpretiert Auch kann das Eigen- 
thum an dem Yectigalacker «si municipes non caTerinf^ durch 
langjährigen Besitz erworben werden ^). 

Die Pflicht des Besitzers besteht in der Leistung des Vecti- 
gal, das verschieden bestimmt ist ^), je nach der Güte, die vor- 
her festgestellt wird s). Dagegen hat er das Recht, das Grund- 
stück zu besitzen und zwar je nach den Bedingungen 5 oder 
100 Jahre, oft aber filr immer und dies scheint mit der Zeit 
die Kegel geworden zu sein^); daran knüpft sieh- die noth- 
wendige Folge, dass ihm die in rem actio zusteht, obgleich er 
nicht Eigenthümer ist und zwar nicht nur gegen jeden Dritten, 
sondern sogar gegen die Municipes, von denen er das Grund- 
stück pachtete ^) ; als Gonsequenz davon erscheint die actio com- 
muni dividundo *). 

Dieser Besitz, der also dem aus dem Pachtvertrage flies^euden 
Rechte wenig ähnlich sieht, ist überdies veräusserUch ^), kann 
also selbstredend auch zur Bestellung des TJsusfructus benützt 
werden ^). Die Auffassung, wonach es dem Eigenthümer, d, L 
dem verpachtenden Staate oder der Commune prinzipiell frei- 
gestanden habe, den Pächter zu vertreiben, scheint doch nur 
theoretisch richtig zu sein, denn eine Schmälerung der Rechte 



J) L. 15. § 27. D. XXXIX. 2. 

*) Hygin 205. 9. Agri autem vectigales multas habent ccnatitu- 
tionee. In quibusdam provinciis fructus partem praestBjat certam, alü 
quintas, alii septimas, alii pecuniam et hoc per soli aestimationain. 

^) z. B. daselbst: certa enim pretia agris constituta suot, ut in 
Pannonia arvi primi, arvi secundi, prati, silvae glandiferae, iikae, yial- 
garas, pascuae. 

*) L. 1. D. VI. 3. vectigales vocantur, qni in perpetuam locantur. 

6) L. 1. § 1. D. VI. 3. 

«) L. 7. D. X. 3. 

*) L. 1. D. VI. 3.: neque ipsis, qui conduzerint etc. und L. 13. C, 
Just. V. 71. 

8) L. 1. D. vn. 4. 
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des Eigenthümers geht schon daraas hervor, dass dem Pächter 
auch gegeu ihn Schutz gewährt wurde. Daher ist die von 
Gaius (III. 145) erwähnte Streitfrage von geringer Bedeutung 
auch wenn sich — offenbar im Einklänge damit — hieraus 
die Folge ergeben musste, dass man dem Pächter eines Yectigal- 
ackers wegen Missernte Nachlass zu gewähren habe *). Die 
Verwischung aller unterschiede zwischen den vormaligen staat- 
lichen Vectigaläckern, bei deren Behandlung, wie mehrmals 
erwähnt, öffentlichrechtliche Momente obsiegten und den bis 
in die späteste Zeit bestehenden Vectigaläckern der Communen, 
musste an und für sich auf die Stellung der Pächter der letz- 
teren günstig wirken 2) ; und wenn noch dazu diese Pächter so 
gestellt wurden, wie wir es soeben gesehen, dann muss der 
Unterschied zwischen Eigenthum und einer solchen Pachtung 
ein verschwindender gewesen sein. Das Vectigal war sehr 
niedrig 3) und wir sehen immer die Juristen mit dem Schutze 
der Pächter beschäftigt, denen man offenbar manchmal die 
Grundstücke entziehen wollte, um sie unter günstigeren Ver- 
hältnissen zu verpachten; praktisch wird das Vectigal ohne 
Bedeutung gewesen sein und dem entspricht es, dass sogar die 
Möglichkeit einer Ersitzung ins Auge gefasst wird ; der Vectigal- 
aeker kann Gegenstand eines Legates an dieselbe - Gemeinde 
werden, die das Eigenthum an ihm hat. 

Ein Versuch, das Vectigalrecht irgend einer festen Bechts- 
kategorie einzureihen, scheint uns überflüssig; uns ist es wichtig 
zu seh«n, dass hier die Pachtung rechtlich anerkannte Folgen her- 
vorbringt, die wirthschaftlich vom Eigenthume kaum zu unter- 
scheiden sind *) und neben dem bestehenden und von der Theorie 
voll entwickelten Eigenthume Fuss fassen. 



1) 1. 15. § 4. D. XIX. 2. 

^) Damit hängt u. E. zusammen, dass Vectigaläcker mitunter Ge- 
genstand eines vollen Eigenthumsrechtes waren (Husclike: Avitum et 
patritum 192—197). 

s) Plinius: Ep. 7, 18: et ager ipse propter id, quod vectigali 
large supercurrit, semper dominum, a quo exerceatur, inveniet. 

*} Madvig 1. c. II. 369; Voigt 1. c. I. 374. 



^^ijJiti^ 



— 159 — 

Au die Yectigaläcker schliesseu sich die Alimenten- 
grundstückie 1) iusoferue eng au, als sie ja thatsächlich mit 
einer Abgabenleistung belastet sind. Wie nun diese Verpflich- 
tung entsteht, wie weit sie sich erstreckt, was die Folgen einer 
etwaigen Nichtzahlung sind u. s. w., ist fär unsern Zweck nicht 
zu untersuchen^). 

Wahrscheinlich sind diese Grundstücke durch ihre Eigen- 
thümer der betreffenden Corporation übergeben und sodann mit 
dem Vectigal belastet zurückempfangen worden ; dass diese Cor- 
poration dafür eine anderweitige Entschädigung bot, ändert 
nichts au der Sachlage; aus welchen Gründen auch die ganze 
Handlung vorgenommen wurde, sie führte immerhin zu einem 
Vectigalverhältnisse, in dem der betreffenden Stadt das Ober- 
eigenthum zuzuschreiben wäre ^) ; über die Ausdehnung der 
Besitzrechte des zur Zahlung Verpflichteten sind wir nicht 
unterrichtet. Der umstand, dass an diesem Verhältnisse die 
betreffende Stadt stärk betheiligt war, lässt vermuthen, dass 
hier das Obereigenthum bei weitem nicht so illusorisch werden 
konnte, wie bei dem Vectigalverhältnisse, wo die verpachteten 
Grundstücke einen so geringen Zins zahlten; diejenigen, die 
aus den hier zu gewärtigenden Beuten Unterstützungen zu em- 
pfangen hatten, werden diesem Obereigenthume die uöthige 
Vitalität erhalten haben. Die Existenz von Alimentarstiftungen 
in den Provinzen ist nicht bezeugt, somit haben sie für unsere 
Aufgabe keine unmittelbare Bedeutung; nur als interessante, 
und den hergebrachten Eechtsbegriffen nicht ganz entsprechende 
Besitzform schienen sie erwähnenswerth , hauptsächlich auch 
deshalb, weil wir an diesem Beispiele sehen, dass unter Ver- 
hältnissen, die sich juristisch so ähnlich sehen, durch Ein- 
vnrkung thatsächlicher Verschiedenheiten verschiedene Resultate 
entstehen. 



1) Mommsen:; Die ital. Bodentheil. und die Alimentartafeln (in 
Hermes XIX. 393). 

«) S. darüber Pernice: Parerga (in Zschr. d. Sav.-Stft. V. 77 ff.). 
») l C ÖO. 
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Während aber die Pachtung nach Yectigalrecht anfangs 
auf Staateländereien, später auf Grundstücke von Communen, 
ausnahmsweise auch auf die der PriestercoUegien i), Anwendung 
fand und überhaupt im sinkenden römischen Beiche ausser 
Gebrauch kam^ machte sich auch auf anderen Gebieten des 
privatrechtlichen Verkehres, namentlich der Grossgrundbesitzer, 
das Bedürfniss ähnlicher Pachtungen geltend. Es entstanden 
Verhältnisse, die dem Vectigalrechte ähnlich waren, anfangs 
aber keinen eigenen technischen Namen hatten. Auch um ihre 
theoretische Zuweisung hat man sich nicht gekümmert. Die 
Institutionen erzählen von eigenen Pachtverträgen, die, solange 
der Pächter den Zina (pensio sive reditus) bezahlt, aufrecht er- 
halten bleiben, auch wenn das gepachtete Grundstück veräussert 
wird ^) ; und dieser Beschreibung nach, die vollständig auf die 
Yectigaläcker pasat, ist es schwer, irgend einen Unterschied 
zwischen dem Inhalte dieses Vertrages und dem Vectigalrechte 
zu finden ; dass aber hier nicht von dem vielleicht schon ausser 
Gebrauch gekommenen Vectigalrechte die Rede ist, beweist die 
Fortseteung, in der es heisst, Kaiser Zeno habe den Zweifeln 
bezüglich der Natur dieser Verträge ein Ende gemacht, indem 
er sie als Emphyteuse bezeichnete, die Frage also, ob es 
Pacht oder Verkiiuf sei, ungelöst liess, dem Verhältnisse selbst 
aber innerhalb des Privatrechtes zu einer ihm entsprechenden, 
eigenen Endgeataltung verhalf. 

Zeno's Constitution war in Gallien nicht bekannt geworden, 
die Emphyteuse seibat also konnte hier in der Form, in der 
sie zuletzt als privatrechtliches Institut ausgebildet wurde, nicht 
bestanden haben. Daraus folgt aber noch nicht, dass thatsäch- 
Uehe Verhältnisse dieser Art dort unbekannt gewesen wären s). 
Entnehmen wir ja doch der soeben erwähnten Institutionen- 
stelle, dass schon vor Zeno ähnliche Verträge abgeschlossen 
wurden und nur die Benennung dafür, sowie die juristische 



^) Hygin 117. 5. 

s} Lnatit. lU, tit, 24, g 3, 

8) Brunn er: R-ü, L 200. 
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Klarheit darüber fehlte. Es giebt ein der Emphyteuse ver- 
wandtes, ja sogar als identisch i) aufgefasstes Yerhältniss, das 
älter ist und das in seiner Entwicklung und äusseren Gestal- 
tung Spuren seines Ursprunges aus den langjährigen Pacht- 
verträgen zeigt. Es ist dies das jus perpetuarium^). Seine 
juristische Natur wird geaau der des Pachtvertrages nachge- 
bildet; jus perpetuarium kommt erst dann zustande, wenn bei 
einer Licitation ein Pachtschilling geboten wird, der mit aller 
Wahrscheinlichkeit als das höchstmögliche betrachtet werden 
muss^); dann erst sollen die Grundstücke einem perpetuarius 
conductor verpachtet werden; „conductor" und „locare" kenu- 
zeichnen das Bechtsgeschäft; Eigenthümer ist der Pächter nicht, 
aber gegen jedwede Besitzentziehuncr ist er geschützt^) und 
ebenso seine Bechtsnachfolger ; an der Erlangung des Eigen- 
thums hindert ihn die Pflicht, eine pensio zu entrichten, denn 
sowie diese pensio erlassen wird, wird er Eigenthümer &). Nun 
giebt es aber eioen Umstand, der mit der ganzen juristischen 
Natur dieses Bechtsverhältnisses nicht gut übereinstimmt; das 
ist die persönliche Haftung für die pensio; derjenige, der ein 
jure perpetuo besessenes Grundstück einem anderen abtritt, 
haftet für die rechtzeitige Leistung des Pachtschillings ^), ebenso 
wie der gewöhnliche Pächter, der seine Pachtung einem Unter- 
pächter abgegeben hat. Wiewohl dies der Natur des Pacht- 
vertrs^es entspricht, so sind doch die praktischen Consequenzen 
in diesem Falle angesichts der Perpetuität und der Unentzieh- 
barkeit schwer durchführbar. Der Rechtsnachfolger des ur- 
sprünglichen perpetuarius konnte nicht gezwungen werden, die 



1) L. 1. (2). C. Just. I. 34. ex a. 398: totius perpetuarii hoc est em- 
phyteuticarii juris exactio. 

») Garsonnet 1. c. 150. 

«) L. 3. C. Just. XI. .70. 

*) L. 5. C. Just XI. 70. Aperte enim definimus hoc edioto, ut a 
perpetuario nunquam possessio transferatur .... perpetuarius securas sit. 

^) 1. liberalita», quae possidentem jure perpetuo dominum 

vult vocari. 

«) L. 3. C. Just. XI. 65. 

Halban Blnmenstok, Immobiliareigenthnm !• H 
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pensio zu zahlen und konnte dennoch seinen Besitz fortsetzen, 
war also wohl seinem Rechtsvorgänger, der für ihn zahlen 
musste, zum Schadenersatze verpflichtet, übte aber doch Befug- 
nisse aus, die in jeder Beziehung dem Eigenthume entsprachen. 
Das jus perpetuarium musste daher früher oder später das 
Schwinden des Eigenthums an den diesbesüglichen Grundstücken 
bewirken, nachdem es schon früher die wirthschaftlichen Vor- 
theile des Eigenthums dem Pächter ausgeliefert hatte. Für die 
grosse VerbreituDg des jus perpetaarium spricht L. 4. C. Th. 
y. 14; fär die unpünktliche Leistung des Zinses L. 6. daselbst; 
die Gefahr, die das jus perpetuarium auch schon wegen seines 
Namens für das Eigenthum barg, erkannten Theodosius und 
Yalentinian und suchten daher dieses Rechtsverhältniss gänzlich 
abzuschaffen i). 

Die Auffassung der Emphyteuse, wie sie im Cod. Theodo- 
sianus vorkommt^), spricht für Identität mit dem vormaligen 
Vectigalrecht, denn sie bezieht sich auf Grundstücke, die ge- 
wöhnlich Gegenstand des Vectigalpachtes waren; eine directe 
Uebertragung der Emphyteuse in den gewöhnlichen privatrecht- 
lichen Verkehr ist, so weit wir sehen, im Cod. Theodosianus 
nicht bezeugt 3) und jedenfalls ist es auffallend, dass hier Ge- 
genstände des Yectigalrechtes, neben kaiserlichen Gütern, ohne 
weiteres als emphyteutische Grundstücke auftreten , da man 
doch schon zur Zeit Diocletians Emphyteuse und Vectigalrecht 
unterschied*). Die eigentliche Emphyteuse im engsten Sinne 
des Wortes wird sich wohl ausschliesslich auf die noch unbe- 
bauten Grundstücke bezogen haben, bezeichnet also weniger 
den juristischen Character dieser Bodennutzung, als vielmehr 
den Gegenstand derselben; und deshalb darf man unter den 



L. 2. Nov. Theod. II. tit. 5. Daraus ersehen wir, dass Garsonnet'a 
Behauptung 1. c. 1 50, das jus perpetuarium komme seit Constantin nicht 
mehr vor, unrichtig ist. Ein spezielles jus perpetuarium zu Gunsten der 
Veteranen erwähnt L. 1. C. Th. IL 23. 

«) Tit. III. d. X. Buches. 

«) Emphyteuse auf kaiserlichen Gütern L. 7. C. Th. X. 3. ex a. 417. 

*) 1. 13. C. Just. V. 71. 
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Begriff der Emphjtense auch die Yerleihung von Grründstübkeü 
aufnehmen, die an Veteranen zur Bebauung erfolgte 4. Was 
den juristischen Charakter der Emphyteuse anbelangt, so-'n&h^rt 
er sich am meisten dexn Begriffe des Yectigalreehtes, indem 
man den üblichen Bedingungen der Yectigalpacht noch die 
Bedingung thatsächlichen Bebauens hinzufügt ^) ; die Nothwen-^ 
digkeit dieser Bedingung erklärt auch, warum es keine emphy- 
teutischen Häuser giebt, da man doch aedes yectigales kannte^). 
Es ist dies eine im römischen Rechte ganz merkwürdige An- 
passung eines bestimmten Immobiliarrechtsyerhältnisses an be- 
stimmte Immobilien; wenn wir bedenken, welch geringe Bolle 
der Unterschied von Mobilien und Immobilien im römischen 
Bechte spielt, dann müssen wir die hier yorliegende Differen* 
zierung hoch anschlagen. 

Die ünentziehbarkeit der emphyteutischai Grundstücke 
wird zur BegeH), so dass eine Neuyerleihung nach 6ioer ge-^ 
wissen Zeit durch die Gesetzgebung erschwert wird und geradezu"^ 
als Ausnahme gilt ^), obwohl man sich gleichzeitig yeranlassi 
sieht, den Ausschreitungen der emphyteutischen Besitzer ent- 
gegenzutreten «). Wo es sich aber um Befreiung von Lasten 
(namentlich von munera sordida) handelt, da erinnern sich diet 
Emphyteuten der kaiserlichen Güter des Ursprunges ihres Be* 
Sitzes und erhalten auch für die von ihnen besessenen Grund- 
stücke diejenigen Freiheiten, die allen kaiserlichen Gütern zu^ 
kamen '). . ' •'' 

In yiel höherem Grade wird ein. anderes Institut des Öffei^öicji* 
rechtlichen Verkehres, nämlich die superficies») im Privat- 



>) L. 3. C. Th. VIL 20: L. 8. ibid.; s. Gar sonn et 1. c. 152; 
«) Garaonnet 1. c. 154. '^ i 

8) 1. c. : '- ' 

*) L. 15. C. Th. V. 13. ;■ ' ' 

6) L. 16. ibid.; L. 18. ibid. : - 

«) L. 19. ibid. 

») z. B. L. 2. C. Th. XI. 16; L. 9 ibid. 

^) Ueber ihren öffentlich-rechtlichen Ursprung e. Perni ce^ Parerga 
(in Zschr. d. Sav.-Stft. V. 90 ff.) 

11* 
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rechte recipiert^). Ihrem Wesen nach dem Yectigalrechte nahe 
verwandt^), beruht sie ebenfalls auf einer administrativen Ver- 
fügung, durch die es einem jeden erlaubt wird, bestimmte 
staatliche Grundstücke gegen Leistung eines Bodenzinses zu 
benutzen, und zwar zu dem speziellen Zwecke einer Au£Fiihrung 
von Gebäuden. 

Dieses Verhältniss muss also von vorneherein dem Civil- 
reehte widersprechen. Denn wenn es wenigstens theoretisch 
möglich schien, dass sich Vectigalrecht und Emphyteuse mit 
dem Eigenthumsrechte des Vergebenden vertragen, so ist es 
hier selbst theoretisch schwer denkbar, dass irgend jemand als 
civilrechtlicher Pächter auf die Gefahr hin, eines Tages vom 
Eigenthümer vertrieben zu werden, ein kostspieliges Gebäude 
errichte. Schon diese Erwägung spricht dafür, dass sich der 
Superficiarius mit einem vorübergehenden und vom Eigenthümer 
abhängigen Sechte nicht begnügen konnte ; wir müssen daher 
vermuthen, dass die superficies ein in den wahren Inhalt des 
römischen Eigenthums tief einschneidendes Bechtsinstitut ist, 
und es kann uns nicht wundern, dass der Superficiarius aus 
wirthschaftlichen Gründen eines weitgehenden Schutzes geniesst 
und fast vollständig in die Bechte des Eigenthümers tritt; als 
Kriterium scheut man sich nicht, den umstand hinzustellen, ob 
die superficies für längere oder nur für kurze Zeit zu gelten 
habe^); dies entspricht den wirthschaftlichen Verhältnissen, 
denn derjenige, der sich mit einer superficies auf kurze Zeit 
begnügt, beabsichtigt offenbar keine kostspieligen Gebäude auf- 



lieber diese Recepiion s. Schmidt: D. Recht d. superficies (in 
Zschr. d. Sav.-Stft. XI. 140). 

.>) B. Pernice 1. a 90. und Schmidt L c. 132; letzterer sieht 
in der superficies eine Weiterausbildnng des Vectigalrechtes bezüglich 
eines speciellen Gegenstandes, nämlich der praedia urbana ; wäre dies der 
Fall, dann müsste man in diesem Umstände eine ebenso wichtige Diffe- 
renzierung erblicken, wie wir sie oben ftir die Emphyteuse feststellten. 

^) L. 1. § 3. D. XLUI. 18 si ad tempus quis superficiem condoxerit, 
negetur ei in rem actio. Et sane causa cognita ei, qui non ad modicum 
tempus conduzit superficiem, in rem actio competet — Ausf&hrlioh da- 
rüber Schmidt 1. c. 161 t 
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zuführen, bedarf also keiner so weitgehender Bechte. In dieser 
Beziehung lehnt sich die priyatrechtliche superficies an die 
Classe der bonitarischen Verhältnisse an, deren wirtht^ehafUiche 
Verwandtschaft mit dem Eigenthume auch von ülpian gewürdigt 
wird 1). 

Ein ganz anderes Bild bietet anfangs das Precariam; 
dasselbe ist zweifellos ein priyatrechtUches Institut, oder viel- 
mehr eine Sitte, die wenig geeignet war, Verwechslungen her- 
beizuführen, die dem Eigenthume Eintrag thun konnten. Die 
Gesetzgebung und die Juristen schränken es möglichst ein und 
bemühen sich, die üeberzeugnng hervorzurufen, dass Precarium 
überhaupt kein rechtliches Institut sei; die Zusammenstellung 
des Besitzes vi, clam et precario musste auch dem Precarium 
nicht besonders forderlich sein. 

Auch die Herleitung des Precariums von preces giebt ihm 
eine juristisch sehr niedrige Stellung; denn die Bitte ist doch 
den andern Willensäusserungen nicht ebenbürtig und der Bitt- 
steller ist kein Contrahent im wahren Sinne des Wortes und 
so musste auch der Inhalt des Precariums kein eigentlich recht- 
licher sein; der Eigenthümer erlitt keine Einbusse, da er doch 
die Sache immer zurückfordern konnte, ohne dabei die Interessen 
des precario accipientis zu berücksichtigen; der precario acci- 
piens erfuhr keine Bereicherung, da seinem Genüsse durch eine 
einfache Willensändernng des anderen Theiles, ohne dass er es 
aufhalten könnte, ein Ende bereitet wird. 

Doch hat der Precarist einen bedeutenden Vortheil, der 
zur Grundlage einer factischen Ausbildung des Instituts werden 
konnte; er ist Besitzer und wird in diesem Besitze einem jeden 
dritten gegenüber geschützt; es hat also niemand ein Becht, 
zu fragen, was diesem Besitze zu Grunde lieg^; mit Ausnahme 
des Eigenthümers hat jeder diesen Besitz zu achten; dem Eigen- 
thümer gegenüber rechtlos, nimmt der Precarist dennoch in 



^) L. 49. D. L. 16: In bonis nostris computari sciendum €tot non 
solum quae dominii nostri sunt, sed etsi bona fide a nobis posrideantur 
vel Buperficiaria sunt. 
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der Au8sen.welt eine Beehtsstellnng ein, die an Festi^eit und 
Schatz nichts zu wünschen übrig lässt. 

Djazu gesellt sich noch ein Umstand, nämlich eine gewisse 
Gombination zwischen precarium und Pacht i), die uns nicht 
näher bekannt ist, die aber daf&r spricht, dass man nach Mitteln 
suchte, um das precario modo besessene Grundstück so lange 
als möglich zu behalten und sich diesen Besitz dadurdi zu 
sichern, dass man dafür Enl^elt leistete; hiedurch wird das 
precarium zu einem Pachtvertrage; es bestehen aber dennocli 
Zweifel über die eigentliche Beschaffenheit dieses Bechtes und 
mitunter wird der Enl^elt nur eine kleinere Bedeutung gehabt 
halben, als die precaristische Gewährung^). Pacht und preca- 
rium erscheinen oft neben einander 3). 

Merkwürdig ist es, dass man sich mit der rechtlichen 
Natur der Verlängerung der Dauer des Precariums befasst*); 
diese Verlängerung oder Erneuerung ist doch juristisch ebenso 
belanglos, wie precaristische Oewähruug überhaupt. Die Miss* 
brauche aber, mit denen uns ein Gesetz Valentinians und Va- 
lens^) bekannt mächt, erklären diese Sorgfalt. Wir sehen da, 
dasä das Precarium, wenn es länger währte, dem Eigenthurae 
schädlich werden konnte und es geradezu gegenstandslos machte. 
Es istjilso von hohem Interesse zu sehen, wie sehr ein lang- 
jähErigisr Besitz, durch Annahme immer festerer Formen, dein 
Sigßlithame gefährlich werden konnte; dass sogar im Precarium, 
welches so wenig juristische Elemente enthielt, den Eigen- 
thQmisr keiiaer.Bechte betäubte, dem Besitzer eigentlich keine 
iße^t^, fdja:tgumte, dennoch Gefahren für das Eigenthum vor- 
hc^^e« W.ären, beweist den mächtigen Einäuss, den die Lang- 
j§,][|figkeiteiaes Verhältnisses auf seinen rechtlichen Inhalt übte. 
Di^; Bftoht^steüuiig, die der Precarist dritten Personen gegen- 
über ;^atte ^nd/eine gewisse Nachlässigkeit der Eigenthümer 



«) L. 10. D. XLI. 2. 

«) L. 10. § 2. ibid. 

»IL../L D. XIX. 2; L. 33. C. Just, IV. 65; L. 10. C. Just. VIR 4. 

«) L. 2. C. Just. VII. 39 ex a. 365. 
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bezüglich der Entziehung des Besitzes, haben genügt, um die 
Bittsteller zu Angreifem des Eigenthums zu machen. 

Das Frecarium war sehr stark verbreitet in Formen, denen 
wir hier nicht nachgehen können i). Die Dienstleistungen, die 
der Eigenthümer von den Frecaristen forderte, oder später als 
selbstverständlich erwartete und entgegennahm, haben ihre 
Hauptbedeutung im Oebiete des öffentlichen Bechtes und unter- 
graben die Staatsgewalt. Die fränkischen Auswüchse des rö- 
mischen Precariums werden wir im III. Buche eingehend 
besprechen; hier handelt es sich nur darum, dass in dem 
Gesainmtbilde jener Ursachen, die den klaren Begriff des römi- 
schen Eigenthums trübten und die Grenzen zwischen den ein- 
zelnen Arten der Nutzung fremden oder eigenen Bodens ver- 
wischten, die Erwähnung des Frecariums nicht fehle. 

Von einer weit grösseren Bedeutung für den privatrecht- 
lichen Verkehr ist der Colonat^), der an Verbreitung alle 
andern Besitz- und Fachtformen überflügelt hat und trotz 
mehrerer, dem römischen Frivatrechte ganz offenbar wider- 
sprechender Merkmale zu einer der wichtigsten Formen der 
Bodennutzung namentlich in den Frovinzen geworden ist. Der 
Colonat unterscheidet sich von den andern langjährigen Besitz- 
und Fachtverhältnissen namentlich durch den Zwang, dem die 
Colonen unterliegen und der auch ihre rechtliche Stellung im 
allgemeinen so stark untergräbt. Gegen diesen Zwang an und 
für sich wäre eigentlich nichts einzuwenden ; denn es ist schwer 
einzusehen, warum die langjährigen Besitz- und Fachtverhält- 
nisse immer zu Gunsten der Besitzer und zu Ungunsten der 
Eigenthümer geändert werden sollten; bei sehr ausgedehnten 



*) Weber 1. c. 178 glaubt die Erwäbnung der nicbt vectigalen 
Aecker in L. 1. D. VI. 3 auf precaristiscbe Concessionen an kleine Besitzer 
bezieben zu sollen. 

^ 8. darüber Kar Iowa 1. c. I. 918 und die daaelbst 923 verzeicb- 
nete Literatur ; biezunocb: Garsonnet I.e. 159; Herzog 1. C.IL948; 
M o m m 8 e n : Dekr. d. Commodus f. d. Saltus Burunitanus (in Hermes XV); 
Esmein in M61. d'bist. d. droit 293 flf.; d'Arbois 1. c. 12; Fustel 
de Coulanges; Recbercbes; Weber 1. c. 234 ff. . ^ 
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Domänen, bei den vorher besprochenen Verleihungsformen, die 
fast immer auf staatsrechtlichen Grundprincipien beruhten, oder 
doch wenigstens ihren öffentlichrechtlichen Ursprung nicht ver- 
leugneten, gab es hiefur spezielle Gründe; in andern Fällen 
waren es meistens widerrechtliche Uebergriffe der Besitzer und 
Piichter, die jede Trübung klarer ßechtsbegriffe zu eigenem 
Vortheil benützten ; wenn man aber, wie Weber i) sehr richtig 
hervorhebt, den Colonat als die Art und Weise betrachtet, in 
welcher der Eigenthümer sein Gut bewirthschaf- 
tet, dann ist es selbstverständlich, dass er alles thut, was seinem 
Vortheil entspricht und gewiss weit entfernt ist, die destructive 
Wirksamkeit der Langjährigkeit des Verhältnisses ruhig hinzu- 
nehmen; gewährt er also Langjährigkeit, dann fordert er sie 
ebenfalls und der Sicherstellung, die den Colonen bezüglich der 
Uiientziebarkeit des Grundstückes zukommt, entspricht eine eben- 
äolcbe Sicherstellung seiner Arbeit und seiner Leistungen au 
den Gutsherrn. 

Der Druck, dem die Colonen der spätesten Zeit ausgesetzt 
ivttren, ist als Anomalie zu betrachten und verdankt seinen 
Ursprung einer ganzen, hier nicht zu erörternden Eeihe von 
socialen und staatsrechtlichen Gründen^). Es erfolgte dadurch 
eine Trübung des ursprünglichen Verhältnisses und es bildet 
ihr hier ganz anormal gewordene Pachtvertrag ein Gegenstück 
KU der vorher besprochenen Gruppe anormal gewordener Eigen- 
thumsverhältnisse. 

Eine eigenartige Stellung nehmen die Agrilimitanei 
ein. Während in den Veteranencolonieen, ihrer Bestimmung 
gemäss, das Bodenrecht sehi- verschieden gestaltet wurde 3), das 
Eigenthum aber in römischem Sinne überwiegend war, haben 
wix' ea hier mit einer eigenartigen Bodennutzung zu thun, mit 
einer staatsrechtlichen Verleihung, die hauptsächlich den Zweck 



1. c. 234. 

») Ebenso etwaige Auflehnungen der Colonen ; s. Jung: Z. Würdi- 
gung agrar. Verh. i. d. röm. Kaiserzeit (in SybeTs Hist. Zschr. N. F. 
VL 74). 

3) S. oben S. 79 £ 
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berücksichtigt, dem sie dient, und gegenüber diesem Zwecke 
alle privatrechtlichen Momente ausschliesst. 

Alexander Severus scheint der erste gewesen zu sein, der 
zwischen dem Bhein und dem Taunus Grenzcastelle en-ichtete, 
deren Besatzung neben ihrer militärischen Beschäftigung auch 
Ackerbau betreiben sollte ^). Ganz abgesehen yon ihrer militärischen 
Bedeutung und der auf diese Weise erfolgten Neuordnung der 
Verpflegung des Qrenzheeres, ist diese Einrichtung insofern in- 
teressant, als den zur Besatzung gehörigen Soldaten steuer- 
freie 2) Ländereien zugetheilt werden, „ut eorum essent, si he- 
redes eorum militarent, nee umquam ad privatos pertinerent <*. 
Dieses Bechtsyerhältniss ist nicht ganz klar; denn wenn wir 
auch die Schwierigkeit beseitigen, die Fustel de Coulanges 
in echt unjuristischer Weise 3) darin findet, dass der Kaiser die 
Grundstücke geschenkt hat ,,donaYit^^ und daher volles Eigen- 
thum der Beschenkten annimmt^), ohne zu berücksichtigen, 
dass durch Schenkung alle möglichen Vermögensvortheile, nicht 
bloss Eigenthum^) übertragen werden können, so bleibt den- 
noch eine andere Schwierigkeit aufrecht. Dem Texte nach wäre 
die Militärdienstpflicht in diesem Falle nicht als Beallast auf- 
zufassen, denn die Worte „nee umquam ad privatos pertinerent** 
bedeuten, dass diese Grundstücke ausschliesslich in Soldaten- 
händen bleiben dürfen, im Falle also ein Soldat kinderlos stirbt, 
oder sein Erbe nicht in der Lage ist, den Dienst zu leisten, 
an die Abtheilung als Gesammtheit zurückfallen^). Dagegen 
sehen wir, dass in einem einzelnen Falle 7), der sich auf die 
afrikanischen Grenzverhältnisse bezieht, diejenigen, die auf ir- 



*) Mommsen: D. röm. Militärwesen in Hermes XXIV, 200 Anm. 2 
und Garsonnet 1. c. 165. 

«) 1. 3. C. Just. XI. 59. 

') Origines du Systeme föodal 6. 

*) II s*agit d*ane donation pleine et entiäre. 

*) L. 9, D. XXXEX. 5; L. 23 ibid. etc. 

«) L. 1. C. Th. V. 4; über diesen BegriflF der Gesammtheit s. oben 
S. 124. 

^) L. 1. C. Th. VII. 15. ex a. 409. 
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gend eine Weise in den Besitz von Grenzgrundatücken gelangt 
aiud, aucli verhalten werden, den üblichen Dienst zn leisten i) ; 
hier nitmnt also der Dienst ^den Charakter einer Keallast an, 
die von dem jeweiligen Besitzer anerkannt werden muss. 

Privatrechtlich lässt sich da ein ein Widerspruch nicht 
leugnen; praktisch werden sich die Verhältnisse wohl so ent- 
wickelt haben, dass die Abtheilimgen durch Aussterben der 
aiifaüg^s Retheilten, von denen wahrscheinlich sehr viele un- 
verehelitht waren und keine Erben hinterliessen, sodann durch 
Aus\>'aiiderung und andere Grönde in den Besitz so ausge- 
dehuter Ländereien kamen, dass sie weder Möglichkeit noch 
Lust Ihitten, dieselben zu bewirthschaften und daher nicht das 
Jföthige thaten, um diese Grundstücke vor unrechtmässiger 
Besit?.ergreifung durch fremde Elemente zu schützen; da sah 
««ich die Staatsgewalt veranlasst, ohne auch nur auf die 
Frage de« Bestehens oder Nichtbestehens einer Keallast einzu- 
gehen, den Usurpationen ein Ende zu machen und die unrecht- 
mässigen Besitzer zu denselben Diensten zu verhalten. In einem 
anderen Falle dagegen 2) wurde wiederum die unbedingte 
Entreissung so unrechtmässig occupierter Grundstücke und die 
Wiedergabe derselben an die Militärabtheilnngen angeordnet. 

Wie dem nun auch sei, thatsächlich haben wir es hier 
mit einer auf speziellen Voraussetzungen beruhenden Boden- 
nutzung zu thun; die Verfügungsgewalt ist beschränkt und nur 
Personen, welche dienen, sind fähig diese Aecker zu besitzen; 
wo diese Bedingung nicht erfüllt werden kann, da tritt nicht 
einmal eine beschränkte Erbfolge ein, sondern die Besitzergrei- 
funjjr iliirch die Abtheilung, die also hier vollständig die EoUe 
einer Miiitärmarkgemeinde spielt ^). Eine juristische Construction, 
die in ditsem Falle ebenso schwer ist, wie überhaupt jede Construc- 



Circa curam fossati tuitionemque limitis studio vel labore no- 
verint serviendum, ut illi, quos hinc operi antiquitas de- 
p u t a r a t. 

•') L. 3. C. Just. XL 59 ex a. 443. 

^) iJharakteristiscli die Worte: >agros limitaneos univenos cum 
^aiudibu^ et omni jure* in L. 3. C. Just. XL 59. 
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tion jener Yerhälhiisse, in denen öffentlichrechtliche Bücksichten 
überwiegen und der privatrechtliche Inhalt nicht Yollständig 
ausgebildet wurde, erscheint überdies wegen des wahrschein- 
lichen Particularismüs in der Ordnung dieser Verhältuisse 
in einzelnen Provinzen ganz unmöglich. Aber für unsere 
Aufgabe ist die Thatsache selbst bedeutend: das Bestehen von 
Besitzformen, die einem öflFentlichen Zwecke untergeordnet sind 
und das Ausüben von vermögensrechtlichen Befugnissen unter 
fortwälireuder Berücksichtigung und Einwirkung rein öflfent- 
lichrechtlicher Interessen ; die Bedeutung dieser Thatsache wird 
gesteigert, wenn wir berücksichtigen, dass sich dies alles an der 
Grenze abspielt, wo sich die beiden Culturelemente fortwährend 
begegnen und auf diese Weise römische Militärmarkgemeinden 
und germanische Yolksmarkgemeiuden räumlich einander näher 
rücken. 

Den Verhältnissen deragrilimitanei analog gestaltet sich 
das ßodenrecht der laetischen Grundstücke, die zur Ver- 
sorgung jener fremden Völker bestimmt waren, die den Römern 
Dienste geleistet hatten und dafür auf römischem Gebiete sesshaft 
werden durften ^). Die Laeten, deren Ursprung überhaupt zu 
vielfachen Meinungsverschiedenheiten Anlass gab 2), sind zu erb- 
lichem Militärdienste bestimmt 3) und dem entspricht auch die 
Erblichkeit ihres Besitzes*). Der Hauptunterschied zwischen 
den Laeten und den oben erwähnten Militärgemeinden be- 
steht darin, dass die terrae laeticae nur Quasi-Territorien ^) 
bilden und daher an wirkliche, d. h. staatsrechtlich organisierte 
Territorien attribuiert werden. 80 sind die gallischen«) Laeti, 
die Sämmtlich germanischen Ursprungs waren, an civitates attri- 
buiert; bezeugt ist dies nur für die den Batavi, Nervii und 

») L. 10. C. Th. Xm. 11. 

*) B. Böcking: Notitia dignitatum II. 1071 sqq. 

8) L. 12. C. Th. VII. 20, wo offenbar »luctus« in ,laetus« zu ver- 
bessern ist. 

*) Böcking 1. c. 11. 1064. 

^) Mommsen 1. c. 252. 

«) Böcking 1. c. 11. 119 sqq., Seeck; Notitia dignitatum 216; 
Gu^rard: Polypi I. 260 f. ( 
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Lingones zugetheilten Laeti ^); Yon jenen, die ihren ursprünglichen 
germanischen Volksnamen fortführen 2) und den der vorgesetzten 
civitivi nicht annehmen, kann dies nicht behauptet werden. Das 
Verhältniss dieser Laeti zu den civitates ist nicht genau be- 
kannt; sie scheinen ünterthanen der betreffenden Territorien 
gewesen zu sein und die Grundsteuer nicht an den Staat, son- 
i]eru un die civitas geleistet zu haben; auch zu anderen städti- 
schen Abgaben waren sie wohl verpflichtet 3). 

An die laetischen Grundstücke schliessen sich die terrae 
gf^ntilium sehr enge an; sie kommen etwas später vor^) 
uüfl die Notitia dignitatum unterscheidet manchmal Laeten und 
Oeiitilen^); auffällig ist es, dass Laeten nur in Gallien, die 
Gedtilen dagegen im ganzen Beiche vorkommen, daher offenbar 
ein Unterschied bestanden haben muss; ob sich dieser Unter- 
schied auch auf das Bodenrecht bezogt), kann nicht nachge- 
wiesen werden, da auch hier wahrscheinlich örtliche Unter- 
schiede vorkamen und überdies eine ausdrückliche Bestimmung 
bezüglich der terrae gentilium fehlt '^). Dass sie ähnlichen 
Zwecken dienten, wie die laetischen und die Grenzgrundstücke, 
gelii aus den Worten hervor: „haec spatia vel ad gentiles, si 
pütnerint inveniri, vel certe ad veteranos .... esse trans- 
lereuda", wo also die Gentilen bezüglich ihrer Verwendung und 
der ilatnit zusammenhängenden bodenrechtlichen Ansprüche den 
VeU^ranen gleichgestellt werden. Die Vertheidigung der Grenzen 
und die Entlohnung durch Bodennutzung ist allen diesen Ver- 
leih imgen in gleichem Grade eigenthümlich. Ob die Gentilen 
Oeiiieiuden bildeten mit eigener Markverfassung u. s. w., ist 
ullUckannt. Gleiche Verleihungen kommen im römischen Beiche 
auch au anderen Zwecken vor; es giebt Grundstücke, die den 



1) Mommsen 1. c. 252, Anm. 2. 

*) 1. c 251, Anm. 5. 

^) h <x 252, Anm. 3. 

•1 Böcking l c IL 1085, Garsonnet l c 171. 

^) Böcking 1. <x II. 119—122. 

*| 60 Brunner: R.-a I. 36. 

■) L. 1. C. Th. VIL 15, 
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Eörperscbaften der navicularii, der pistores, der viasii vicani, 
oder der suarii gehören und deren Benützung ebenfalls an die 
Ausübung des betreffenden Gewerbes geknüpft ist i). 

Alle diese Besitzformen — und ihre Gesammtanzahl ist 
durch das, was wir hier erwähnten, lange nicht erschöpft — 
lassen langjährige Pacht- und Besitzverhältnisse in einem theo- 
retisch ganz falschen Lichte erscheinen; denn der Theorie ist 
doch eine Anschauung, wonach dem alten Pächter geradezu 
ein ßechtsanspruch auf Verlängerung der Pacht zustehen sollte '^), 
ganz fremd. Wenn wir sehen, dass man mit widerrechtlichen 
Occupationen, zu deren Eechtfertigung gar kein Titel angeführt 
werden könnte, dennoch rechnen musste und diesbezüglich 
rechtsförmliche Controversen durchführte 3), wenn wir femer 
sehen, wie stark die Tendenz zur Erbpacht sich entwickelt, 
trotzdem man die üblen Folgen dieser Einrichtung bereits ge- 
nügend kannte^), so darf es uns nicht wundem, dass zu wie- 
derholten Malen viele verpachtete Grundstücke den Charakter 
von Verkaufken und nur noch mit einer Beallast beschwerten 
Eigenthumsobjecten annahmen. Dazu trug eine dem späteren 
römischen Eechte eigenthümliche Veräusserungsform sehr viel bei. 
Das jus privatum salvo canone ist volles Eigenthum und 
es entsteht durch eine eigenthümliche Festsetzung des Kauf- 
preises, welcher hier die Form einer Beute annimmt 5). Diese 
Eigenthumsübertragungsform sieht scheinbar den Pachtverträgen 



») C. Th. XUI. tit. 6; XIV. tit. 3; XIV. tit. 4. L. 5; s. auch Kar- 
Iowa L c. I. 914 ff. Weber 1. c. 144; Voigt 1. c. I. 381. 

>) L. 3. C. Th. X. 3. ex a. 380: Becundum legem divi Valentiniani 
quae semel conduetas possessiones nulla ad alios constituit ratione trans- 
ferri, nullum prioiem conductorem a aecundo patiaris excludi : sed penes 
eoB jugem permanere jubeas possessionem, quos priore conductionis jure 
eandem meruisse coustiterit. 

s) Controversiae de locis publicis in Agrimenaores 20. 7; de 8u\>- 
sieivis daselbst 53. 22. 

*) Brunner: Die Erbpacht der Formelsammlungen von Angers 
und Tours in Zschr. d. Sav.-Stft. germ. Abth. V. 79 ö. . . 

ö) Garsonnet 1. c. 149 f. . 
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älinlicli; den Missverstäudnissen, die sich daraus nur zu leicht 
ergeben konnten, sollte L. 9. C. Just. XI. 61. abhelfen. Für 
die Klarheit der Begriffe und ihre gegenseitige Abgrenzung 
sind aber solche Eigenthumsübertragungen schädlich, da man 
auf dicbcr Bahn sich bewegend nur zu leicht momentanen 
Bücksichten zuliebe und um den praktischen Bedürfiiissen za 
dienen immer neue üebergangsformen und Spielarten erzeugt, 
deren Glassificierung ganz unmöglich wird i). Vollends uuklar 
werden die Verhältnisse dort, wo nicht einmal die mit dem lang- 
jährigen Pachtvertrage verbundenen Lasten eingehoben werden ; 
dass man sich da dieser Lasten nicht gerne erinnerte, ja viel- 
mehr alles that, um dieselben vergessen zu machen, ist natürlich. 
Infolge dieser wirthschaftlich dem Eigenthume verwandten 
Parallellbildungen 2) entstand im IV. und V. Jahrhundert eine 
grenzenlose, fast unbeschreibliche Verwirrung, in der man alles 
mögliche versuchte, um die Bechtsverhältnisse der verpachteten, 
beziehungsweise verkauften Grundstücke zu erkennen, eine Ver- 
wirrung, in der einerseits selbst wohl erworbene Berechtigungen 
unterzugehen drohten»), andererseits aber auch die letzten 
Spuren jener Vorbehalte, unter denen kaiserliche, municipale 
und Staatsländereien vergeben wurden, vertheidigt werden 
mussten"^). Neben den Massregeln, die eine Einziehung der 
vormals zur Verleihung gelangten Grundstücke bezweckten s), 
was wohl nur dann verfügt werden konnte, wenn das Bechts- 



i) S. z. B. L. 30. C. Th. V. 13. 

2) Voigt 1. c. I. 381; über ihre Einführung und Verbreitung im 
Privatrechte s. Gar sonn et 1. c. 177 ff. Columella I. 7. hält einen 
oftmaligen Wechsel der Pächter für ungünstig. 

^) L. 6. C. Th. X. 10 ex a. 342: donationes a divo genitore nostro 
ex privatis rebus facta«, valere praecipimus; ähnlich L. 1. § 3 Nov. Theod. 
IL tit. 5; s. auch L. 4. C. Just. XI. 69 (70). 

*) Bezüglich municipaler Ländereien s. L. 1. C. Th. X. 3; LL. 2, 5. 
ibid.; auf kaiserliche und Staatsländereien beziehen sich: L. 5. C. Th. 
X.3 ; L. 6. ibid.; L. 8. C. Th. X. 1; LL. 15, 16. ibid.; L. 3. C. Th. V. 14; 
L. 7. ibid.; L. 2. Nov. Theod. U. tit. 5; L. 3. § -1. ibid.; L. 1. C. Just. 
XI. 69 (70) u. A. 

ö) z. B. L. 1. C. Th. X. 3; L. 7. C. Th. V. 14 u. A. 
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verhältniss noch gut erkennbar war — wogegen man mitunter 
auch mit einer theilweisen Kückgabe Vorlieb nehmen musste^) — 
kommen Verschärfungen vor, durch die einzelne Personen, bei 
denen die Gefahr einer Aneignung der betreffenden Grund- 
stücke am meisten zu befürchten war, von jeder Pacht ausge- 
schlossen werden 2) und daneben eine ganze Reihe von Geboten 
bezüglich der Zinszahlung ^). In eiuzeluen Fällen mussten 
Occupationeu toleriert und nachträglich durch Auferlegung 
eines Zinses in Kechtsform gekleidet werden^), wogegen in 
anderen Fällen eine vollständige Neuordnung ^) der unklar ge- 
wordenen Verhältnisse versucht wird. Da ist es nnx zu natür- 
lich, wenn Teodosius und Valentinian im J. 439 das jus per- 
petuarium und das jus privatum salvo canone aufheben ®) ; ob 
ihnen dies gelungen, bleibe dahingestellt; jedenfalls aber sind 
schon mittlerweile viele Grundstücke durch das jus perpetuarium, 
die Emphyteuse und andere Formen ihren Eigenthümern ab- 
handen gekommen. 

Denn es muss hier noch bemerkt werden, dass die räum- 
liche Ausdehnung der staatsrechtlichen possessiones, die in den 
erwähnten Verleihungsformen vorkommen, bedeutend grösser 
war, als die der alten Heredien 7). Die Worte possessio und 
possessor bezeichneten den Grundbesitzer im allgemeinen, 
während sie doch eigentlich nur auf diejenigen Verhältnisse 
ganz passten, wo der possessor nicht dominus war; diese ter- 
minologischen Veränderungen entsprechen eben , namentlich 
wenn man die bonitarischen Verhältnisse berücksichtigt »), den 



') L. 7. C. Th. V. 14: quidquid praedioram ex tempore, quo cle- 
mentiae nostrae pater jam humanam in coelestem aeternitatem mutavit, 
de re privata nostra vel douatum jure directo pervenire monstratur 
ad quameunque personam auferendum serenitas nostra decernit. 

«) L. 2. C. Th. X. 3; L. 1. C. Just. XF. 72. (73). 

») z. B. 1. 5. C. Just. XI. 69. (70). 

4) z. B. L. 1. ibid. 

ö) LL. 4, 5. C. Th. XI. 20. 

6) L. 2. Nov. Theod. II. tit. 5. 

7) Voigt 1. c. I. 425. 

8) Ermann in Zschr. d. Sav.-Stffc. XI 263 und Vo.igt 1. c. I. 425. 
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wii-thaehaftlichen Thatsachen; der Abstand, der theoretisct 
zwischea Eigenthum und Besitz bestand, wurde in der späteren 
Eüiserzeit stark vermindert. Dies giebt sogar Fustel de Cou- 
laiigea i) zu ; unbegreiflich ist es daher , wieso er an einer 
auder^n Stelle 2) sagen konnte, das Eigenthum sei während der 
Kaiserzeit ebenso klar, ja sogar noch fester bestimmt worden, 
wie in früheren Zeiten ; ein Einblick in die thatsächlichen Ver- 
hüUnisse lässt uns auch hier einen Abstand zwischen der 
'J'ht^orie der classischen Juristen und der Praxis der römischen 
Stuatsgewalt, so wie der thatsächlichen üebung römischer Gross- 
grundbcsit^er, an ihrer Spitze des Kaisers selbst, erkennen. 

Noch in einer andern Hinsicht erfolgen Trübungen des 
römischen Privatrechtes. Wir wenden uns damit einem sehr 
wichtigen, wenn auch wenig beachteten Theile des römischen 
Bodeorechtes zu, nämlich den Fällen gemeinsamer Bechte an 
Imniübilien. 

Im Principe kann niemand gezwungen werden, in einer 
Gemeinschaft zu verbleiben 3), kann also dieselbe zu jeder Zeit 
verlassen und seine Absehichtung fordern. Thatsächlich aber 
trifft dtis nur dann zu, wenn es sich um rein privatrechliche 
Verhältnisse handelt und wenn die Gemeinschaft selbst, ihrer 
Anlage und ihrem Zwecke gemäss, eine solche Theilung zulässt, 
odur doch wenigstens nicht ausschliesst; höheren wirthschaft- 
lichen Bücksichten zufolge erscheint es in einzelnen Fällen 
unmöglich, eine Absehichtung zu gewähren, sei es, weil die- 
selbe dem betreffenden Bechtsverhältnisse selbst widerspricht, 
sei es, weil durch eine eigenartige bodenrechtliche Combination 
iler betreifende Besitz- und Nutzungsantheil an ein bestimmtes 
(iruEiisiück geknüpft ist. 

äolche Gemeinschaftsverhältnisse entstehen entweder durch 
öffeotlichrechtliche Anordnung, oder durch privatrechtliches 
TJebereinkommen. 



M Orig. d. Syst. feod. 66 f. 

^) Invasion 80. 

") L. 5. C. Just. III. 37. 
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Bei Coloniegriindungen ist dauernde Gemeinschaft der 
Angesiedelten beabsichtigt i) ; dies entspricht dem politischen 
Zwecke der Colonie, bei der jede Schwächung des culturellen 
und nationalen Bewusstseins yerhütet werden musste. Diegen 
Grundsätzen entspricht es, wenn man sich bei der Kartierung 
mit der Angabe der äusseren Grenzen der Feldflur und der 
Anzahl der auf jede Centurie entfallenden Jugera begnügte, die 
Einzelbesitzungen aber nicht aufzeichnete 2) ; so wie die Colo- 
nisten, erscheinen auch die Aecker von vorneherein mit ein- 
ander verbunden. 

In noch höherem Grade bezieht sich das auf den a. per 
extremitatem mensura comprehensus •'^), namentlich wenn das 
betreflende Gebiet als ganzes einer abhängigen Gemeinde gegen 
entsprechende Leistung überlassen wird. Solche Gebiete treten 
nach aussen einheitlich auf*) und so müssen sich denn hier, 
sowie in den Colonieen, infolge dieser Absperrung, auf Grund 
wirthschaftlicher Bedürfnisse, gewisse Gemeinschaften bilden, 
denen allerdings die immer stärkere Gestaltung der unmittel- 
baren Beziehungen zwischen Staat und Individuum entgegen- 
wirkte ; von diesem Gesichtspunkte aus wäre vielleicht die spätere 
Haftung der Gemeinden für die Steuern der Einwohner zu be- 
betrachten, welche Haftung doch jedenfalls den Ausdruck einer 
gewissen Gemeinschaft bildet, namentlich wenn wir die Solidar- 
pflicht der Curialen betrachten. 

Sowohl bei Colonieen, wie auch bei anderen Ortschaften 
kommt es vor, dass ihnen Grundstücke zugetheilt werden, die 
sich zur Ausbildung von privatrechtlich schwer fassbaren Nutzunga- 
verhältnissen ganz besonders eignen. Die Einrichtung der Co- 
lonieen, sowie der eroberten Gebiete in den Provinzen brachte 
es mit sich, dass man nach beendigter Arbeit Grundstücke 
übrig hatte, die eigentlich schwer verwendbar waren ; subsiciva. 



«) Mommsen: Staatsr. III. 793. 
2) Weber 1. c. 25 ff. 
») 1. c. 43 ff. 

*) z. B. die Gebiete der Patulcenser und Galilenaer in dem ftrenz* 
streite C. I. L. X. 7852. 

Halban Blumonstok, Iraraobiliarelgenthum I. ^ 1^ 
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loca relicta, a^ extraelusus, a. arcifinius Yectigalis^), sind Gegeo^ 
stand yi elf jacher Verftigungen^); sie können entweder Eigenthum 
des TÖmigchen Volkes bleiben, in welchem Falle Occupafcionen 
an ihnen möglich sind, oder der nächailiegenden Colonie oder 
Gemeinde überwiesen werden und zwar entweder, damit die- 
selbe durch Verpachtungen davon Nutzen ziehe, oder den Acker 
den Einwohnern zur Benützung überlasse; diese Benützung 
durch die Einwohner konnte wiederum auf die Weise erfolgen, 
dasa die betreS'enden Ländereien als pascua publica (beziehungs- 
weise silvae publ.) allen zur Verfügung standen, oder bloss 
bestimmten Grundbesitzern als a. compascuns. 

Es entsprach dem wirthschafthchen Bedürfnisse, dass man 
diese Ländereien, auf die eigentlich niemand Anspruch erhob, 
meistens zu Nutzungen bestimmte, die natu r gemäss auf rein 
priratem Acker schwer möglich waren, nämhch zur Weide und 
eventuell ala Wald ; der Staat gieng mit seinem Beispiele voran ^) 
und die Städte thaten ein Gleiches. 

Während aber die eigentlichen p, publica nor noch aus- 
nahmsweise erhalten blieben ^)^ hat der a. compascuus durch 
seine Verbreitung eine grosse Bedeutung erlangt. ^Compascuns 
ager appellatur, qui a divisoribus agrorum relictus est ad pas- 
cendum comm uniter vieinis* ^); es ist dies ako diejenige Ge- 
meintrift, auf welcher einer Weidegenossenschaft die Hutungs- 
gerechügkeit zusteht , womit auch die eventuell vorhandene 
Holznutzung verbunden ist ^). Die Mitgliedschaft iat immer an 
den Besitz eines Grundstückes geknüpft ^^ so dass sie eigentlich 



^) Ueber dieäen s. Mommaen: Z. r5m. Bodenr. {in Hermea XXYIL 

>) Weber l o, 56 l 

*) Budorff: D, AckergßB. d, Sporiaa Thoriua (Zichr. f, geadhu R,- 

*) Voigt: Uek die ei^tater. poss. imd d. a. compaic. (Abbdl. d, 
phi].*hjöt. Cl d, kgl säcba, Ges. d. Wie^. X, 327). 
^) laidor etjm. 11, 23. 
«) Voigt l c. 229, 
^) l c 231. 
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— 179 — 

die äussere Form einer Fraedialserritot annimmt^); doch ist 
dies nicht wohl zuzugeben; denn abgeäehe]^ davon, dass die 
Vicinität nicht allgemein gefordert^) und somit gegen eine 
wichtige Voraussetzung der Servituten hier Verstössen wird, ist 
zu beachten, dass die Feldmesser jede Geltendmachung der 
Weidegerechtigkeit der Genossen als controversia de proprietate 
behandeln 3); diese Berechtigung wird also geradezu als Theil 
des betreffenden Grundstückes, mit dem sie verbunden ist, be- 
trachtet, spielt daher eine ganz andere RoUe^ aU die Servituten, 
S.0 dass also hier eine Abschichtung dem römischen Rechte 
gemäss möglich gewesen wäre; dass sie trotzdem unzulässig 
war, bildet ein eigenthümliches Merkmal dieses Yerhältnissea. 

Die juristische Construction ist h'er schwer, ja im Bereiche 
des römischen Rechtes sogar unmöglich; denn vorerst ist die 
Eigenthumsfrage selbst theoretisch unklar; es ist möglieb, dass 
die üeberweisung der betreffenden Ländereien an die Ortschaft 
zum Zwecke der Nutzung durch einen Theil der Einwohner, 
die man dann als Realgemeinde auffassen miisste, erfolgt ist, 
wobei höchstwahrscheinlich die Lösung der Eigenthumslrage 
unterblieb; doch konnte eine solche üeberweisung auch direkt 
an die Nutzungsberechtigten erfolgen, ebenfalls ohne Lösung 
der Eigenthimisfrage; gegen einfaches Miteigenthum der Ge- 
nossen spricht der Umstand, dass die freie, jederzeitige TheÜimg 
nach der Regel der actio communi diridundo hier unmöglich 
ist^) ; die Agrimensoren bezeichnen dieses YerhaltniBB als ein pro 
indiviso ^), 

Auch im Gebiete des reinen Privstrechtes können solche 
Verhältnisse entstehen; eine Anzahl von Personen kann sich 
verbinden, um Weideflächen anzukaufen und sodann die Weide- 
berechtigung an die Aecker der Genossen knüpfen^); in diesem 



*) 1. 0. 233. 

^ z. B. Agrimensores 15. 

') Darauf macht aufmerksam Weber L c. 121. 

*hWeber 1. c. 124. 

*^) Bei Lachmann 15. 7: quibusdam provinciie pro indiTÖao, 

6) L. 20. § 1. D. vin. 5. 
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Falle ist es wohl nicht möglich, von einer Praedialservitut zu 
sprechen^ denn hier sind die Genossen zugleich Eigenthümer 
der durch sie angekauften Flächen. 

Abgesehen davon, dass es uns schwer fallt, den a. com- 
paseuus einem bestimmten Kechtsbegriffe zu unterordnen, ist es 
erwäbnenswerth, dass sich die römischen Juristen damit wenig 
beschäftigeji; für den äusseren Verkehr genügte offenbar die 
Voraxisaetznrig der Untheilbarkeit und der gemeinsamen Nutzung; 
diesbezügliche Zweifel scheitien nicht vorgekommen zu sein, 
und so fand man keinen Anlass, die Frage näher zu unter- 
suchen. 

Diese Gemeinschaftsverhältnisse sind lange nicht die ein- 
zigen, denen wir im römischen Beiche begegnen ; im Gegentheil 
könnte man behaupten, dass sie weniger klar und charakteri- 
stisch find als die andern, und zwar deswegen, weil die rechts- 
historiache Yergangenheit der Ortschaften, in denen die er- 
wähnten Verhältnisse ihren Sitz hatt-en, meistens nicht genügend 
bekannt ist und die vielfach sich widersprechenden, jedenfalls 
aber complicierten Eechtsverhältnisse einer alten Ansiedlung zu 
localen Verschiedenheiten Anlass gaben, die nicht immer erklärt 
werden können. Belehrender sind daher in dieser Beziehung 
Gemeinschaftsverhältnisse, deren Entstehung und Inhalt weniger 
verwickelter Natur sind. Wir meinen hier vor allem die dies- 
bezüglichen Verhältnisse der exponierten Truppenkörper. Schon 
Tacitus 1) erwähnt Grundstücke, die bestimmt sind, als Weide 
für daa den Truppen gehörige Vieh zu dienen. Als aber die 
f, Uraitanei^ die wir oben besprochen haben, aufkamen, da war 
es selbatveratändlich, dass zur Ermöglichung geordneter Land- 
wirthBchaft auch Weideflächen dem betreffenden Gastelle ange- 
wiesen wurden ; darauf beziehen sich die Worte : „ cum paludi- 
bna et omni jure " ^) und die ganze Einrichtung dieser Militär- 
terxitorien spricht mit grösster Entschiedenheit für eine sehr 
starke und unter allen Verhältnissen unlösbare Gemeinschaft; 



') Ann, XIU. 55. 

w) U 3, C. Just. XI. 59. (60). 
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und nicht nninteressant ist es, zu sehen, dass Fustel de 
Coalanges, sonst ein heftiger Gegner aller gemeinsamen 
Bechte, sich hier nicht scheut, Collectivbesitz zuzugeben i). 

An diese wirthschaftlich berechtigten Gemeinachaftsverbält- 
nisse, gegen die wohl vom römisch-privatrechtlichen Standpunkte 
manches eingewendet werden könnte, die aber doch den In- 
teressen der Landwirthschafb entsprachen^ reihen sich mehr 
oder weniger künstlich geschaffene und vorwiegend dem Staats- 
interesse dienende Gemeinschaften. Da ist beBonders das Näber- 
recht hervorzuheben*); dasselbe ist für das römische Recht 
bezeugt durch L. 6. C. Th. IIL 1. und scheint aus der Zeit 
Constantin d. Gr. zu stammen. Den gelehrten» aber doch nicht 
zutreffenden Ausführungen Gothofreds^) gegenüber, dem iiar 
bezüglich der Entstehungszeit beizupflichten ist, hat Zaehariä 
V. Lingenthal mit Richtigkeit den Zusammenhang des Näher- 
rechtesmit der Epibole hervorgehoben; und in derThat ist es nur 
richtig, dass derjenige, der die Pflicht hatte, eventuell das ver- 
lassene Grundstück anzunehmen und die Steuer daftir zu be- 
zahlen, auch das Recht habe, etwaigen, durch leichtsinnige 
Veräusserung u. s. w. begründeten Gefahren vorzubeugen; im 
allgemeinen wurde das Näherrecht aufgehoben, speciell für die 
zusammen censierten Fluren aber aufrechterhalten*). Wenn- 
gleich anzunehmen ist, dass diese Yeräusseningsbeschränkungen 
und die damit zusammenhängende Gemeinschaft künstlich ent- 
standen sind und eigentlich bloss der Steuervertasauiig zugute 
kam, so ist doch, angesichts des ümstandes, dass die betreifen- 
den Einrichtungen so lange in Kraft blieben, ihre Bedeutung 
nicht zu unterschätzen. 

Wir haben somit im Gebiete des römischen Rechtes eine 
ganze Reihe von bodenrechtlichen Verhältnissen, die trotz er- 
wiesener Verbreitung keinem der reinen Hechtsbegriffe unter- 



*) Origines du syst. f^od. 8 f. 

«) Zaehariä v. Lingenthal: GriecK-röm. R. (ä, Aufl.) 211 f. 

») Paratitla Bd. I. 286. 

*) L. 6. § 1. C. Th. XL 24 und L. un. C, Jufit. XL 55, (56). 
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ordnet werden können, die also theoretisch nicht ausgebildet 
sind, die aber im Vereine mit den vorher besprochenen Besitz- 
und Pachtformen und namentlich im Vereine mit den Formen 
gebandenen Besitzes, den Begriff, den man gewöhnlich vom 
römischen Sachenrechte hat, stark ändern müssen. Zu bemerken 
ist auch, dass alle diese anormalen Verhältnisse trotz der ganz 
ausgesprochenen Gegnerschaft massgebender Kreise bestehen ^). 

Der im vierten Capitel dargestellten Entwicklung gemäss 
kann und muss das alles auch auf Gallien bezogen werden; 
die wenigen und praktisch ganz unerheblichen Spuren des 
theoretisch gewordenen Staatseigenthums am Provinziallande 
konnten nach vollständiger Komanisierung der Einwohner und 
ihrer Rechtsbegriffe nicht hindern, dass auch in diesem Lande 
der Grundbesitz ähnlichen Schwankungen unterliege und dass 
auch bfer auf diese Weise mit der Tendenz zur Bildung von 
Grrosagrandbesitz eine Zertrümmerung und Minderung desselben 
durch allerhand Verträge erwähnter Art parallell laufe. 

Auch aind speziell gallische Pacht- und Besitzformen be- 
zeugt; und anfangs beabsichtigten wir dieselben, namentlich 
die von Brunner 2) und Esmein^) behandelten Erbpacht- 
verträge von Angers und Tours, femer die von Brunner*) 
erwähnte Stelle der Lex ßomana Curiensis (IIL 1. 2.), sowie 
die bisher nicht gehörig beachtete Stelle bei Gregor von Tours 
(X. c. 7.)^} hier zu besprechen; es war aber zu bedenken, dass 
die angeführten Quellen sämmtlich einer spätem Zeit angehören, 
und obgleich wir überzeugt sind, dass die betreffenden Ver- 
hältnisse von germanischem Einflüsse frei und ihrem Lihalte 
nach unzweifelhaft zu den Erscheinungen des spätrömischen 
Provinzialrechtes zu zählen sind, so musste doch der ganzen 



<) Nov. Theod. IL tit. 22. c. 2. § 2. ex a. 443. 
^) Die Erbpacht der FormelBammlungen von Augers und Tours (in 
Zachr, d. Sav.-Stft. Germ. Abth. V). 

^ lo Melanges d'biat. du dr. 1886. 
*) PL-G. n. 237. Anm. 23. 
^) a. hiezu Bruus: >Concilia* I. 209. 



— 183 — 

Anlage dieses Baches gemäss eine Yermischung von Quellen 
der römischen Zeit mit denen der folgenden Periode unter- 
bleiben; in der Untersuchung über das Nebeneinanderbestehen 
römischen undgermanischenBechtes finden sie ihren richtigenPlatz. 

Social und bodenrechtlich muss die Schwächuug des rö- 
mischen Eigeuthumsbegriffes für Gallien von wichtigen Folgen 
gewesen sein. Wir wissen, dass die römische Eroberung die 
Ebnung der socialen Verhältnisse überhaupt erleichtert hat; 
die mächtigsten Optimatengeschlechter hat der Krieg beseitigt, 
oder doch wenigstei^s von ihrer Höhe gestürzt, die Unmittel- 
barkeit des Verhältnisses von Staat und Individuum, die Kräf- 
tigung der Individualrechte an Grund und Boden haben den 
Aufschwung des alten und die Bildung eines neuen Hochadels 
erschwert und die günstigen Wirthschaftsverhältnisse ermög- 
lichten, wenigstens zum grossen Theile, den Fortbestand des 
unter römischer Herrschaft erst eigentlich begründeten Klein- 
besitzes. Ohne dass letzterer verschwand, musste es aber doch 
gelingen, auf den mehrmals erwähnten Staats-, Stadt- und 
Tempeldomänen und auf den kaiserlichen Gütern durch weit- 
gehende Erbpachten und andere Verträge ausgedehnten Besitz 
in einer Hand zu sammeln und oft erfolgte die Bildung des 
Grossgrundbesitzes auch auf Kosten des kleinen Mannes; da- 
gegen wirkten wiederum Erbpachtungen, die der Grossgrund- 
bezitzer mit verarmten Freien eingieng und durch welche der 
Grossgrundbesitz mehrfach illusorisch wurde. 

Diese Umstände, die ein gewisses Gleichgewicht ermög- 
lichten, hielten auch den echt römischen Individualismus auf- 
recht, denn auch diese weitgehenden Verträge, die dem römi- 
schen Beehte eigentlich hätten fremd bleiben müssen, stehen 
mit diesem Individualismus in gewissem Zusammenhange; ge- 
theiltem Kechte nicht gewogen, neigte der Eömer immer einer 
Lösung der Frage zu und dies erleichterte dem langjährigen 
Pächter oder Besitzer die Uebergriffe, denen schliesslich — und 
zwar schneller, als bei ähnlichen Verhältnissen im Mittelalter — 
das Eigenthum erlag; nur die gemeinsamen, untheilbaren Boden- 
nutzungen bilden hievon eine Ausnahme. 
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Als Besultat der Entwicklung in der Eaiserzeit erscheint, 
namentlich in den Provinzen, ein Bodenrecht, das sich vor 
allem den praktischen Bedürfnissen und den thatsächlichen 
Verhältnissen anpasst, mit theoretischen BegrifiFen wenig rechnet, 
über theoretische Schwierigkeiten aber immer zur Tagesordnung 
übergeht. Ein solches Bodenrecht, dessen Spuren wir in der 
Folge eingehender besprechen und dessen gutnachbarliches 
Nebeneinanderbestehen mit dem germanischen wir beobachten 
werden, passt sich natürlicherweise auch den socialen um- 
ständen an und so beginnen die bodenrechtlichen Elemente ein 
Seitenstück d^ socialen und staatsrechtlichen zu bilden und 
zwar in der Weise, dass nun, wie einst in dem vorrömischen 
Gallien die bodenrechtlichen Befugnisse mit der staatsrechÜichen 
und socialen Stellung des Individuums zusaiomenhängen. Der 
Unterächiede, die zwischen einem solchen Zusammenhange im 
vorrömisehen und im spätrömischen Gallien bestehen, sind wir 
una nur zu gut bewusst; dort war er durch die Volksorgani- 
aatioü begründet, aus der alle Eechte des Individuums herge- 
leitet wurden, so dass sie gemäss ihrem gemeinsamen Ursprünge 
auch einem gemeinsamen Schicksale unterlagen; hier in der 
HpätrÖmischen Zeit entspringen dieselben Folgen und ein ähn- 
licher Zusammenhang einer Beihe ganz heterogener Ursachen; 
und deswegen kann uns der Vergleich unpassend erscheinen^ 
obgleich er den thatsächlichen Verhältnissen entspricht; hier 
bandelte es sich darum, die Sachlage so darzustellen, wie sie 
den eindringenden Barbaren erscheinen musste und dasjenige 
hervorzuheben, was ihnen am meisten auffallen und sich in 
ihren Augen zu einer friedlichen Ifeuordnung der Verhältnisse 
am besten eignen musste. 



8. Schlussbemerkungen. 



Die Einfalle der Barbaren und die wenn auch nur theil- 
weise besprochene innere Zersetzung des römischen Eeiches, 
rufen eine Decadenz des Eechtes hervor, erniedrigen sein Niveau 
und ermöglichen eine immer weitergehende Ausbildung vulgar- 
rechtlicher Absonderheiten, die auch im Immobiliarrechte, z. B. 
in Bezug auf die Eigenthumsübertragung i) wichtige Aenderungen 
bewirken; diese Aenderungen sind aber, eben so wie die im 
vorigen Capitel besprochenen Trübungen einzelner Eechtsbe- 
griffe, theoretisch imme9 niedriger, bestehen immer mehr in 
juristisch unbegründeten Anpassungen an thatsächliche Ver- 
hältnisse; die betreflfenden Eechtsinstitute entfernen sich dadurch 
immer mehr von ihren Grundlagen, werden immer selbständiger 
und erscheinen durch diese Kückbildung wie geschaffen, wenig 
entwickelten Völkern als annehmbares Beispiel zu dienen. 

Doch soll man auch in dieser Beziehung nicht zu weit 
gehen ; die gallo-römische Bevölkerung ist noch nicht ganz dem 
Verfalle preisgegeben, nicht alle guten und culturell wichtigen 
Momente sind verschwunden; es fehlt ihr durchaus nicht an 
Tugenden, die anerkannt zu werden verdienen, und dass sie 
überhaupt im Stande gewesen, wenigstens in mancher Hinsicht, 
so z. B. in kirchlicher, die Leitung der Barbaren zu über- 



^) Brunner: Z. Rechtsgesch. d. röm. u. germ. Urk. 113 f. 
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Guhrnen nnd auf diesem Gebiete so eminente Besultate zu er- 
reichen, spricht schon genügend für ein Vorhandensein morali- 
scher Kraft, Nur ist zu bemerken, dass diese Kraft nur den 
Häuptern innewohnte und dass die dadurch begründeten im- 
meuBen Gegensätze ethischer und cultureller Art zwischen 
Bomanen und Germanen nur da zu Tage traten, wo sich gallo- 
röniische Optimaten und germanische Schaaren gegenüber- 
standen; für die Masse existierten diese Gegensätze in weit 
geringerem Grade, ja vielleicht mitunter gar nicht i) ; der Ge- 
sichtskreis des gallo-römischen Bauern wird wohl nicht viel 
grösser gewesen sein, als der des germanischen; sein Christen- 
thum bildete den Haaptunterschied ; in Bezug auf juristisches 
Denkvermögen konute der freie tmd an allen Volksuntemeh- 
muBgen theilnehmende Germane dem Eomanen sogar voraus 
seiDf denn letzterem fehlte die Gelegenheit zur entsprechenden 
Ausbildung seiner — wenn auch an und für sich höheren — 
Rechtsideen ; in der Cultur des Landes selbst, in den Arteü des 
rechtlichen Verkehres gab es wohl sehr weitgehende Unter- 
schiede, aber auch sie erscheinen minder aufiFallend, wenn man 
deiikt^ in wie hohem Grade sie sich nach und nach rein that- 
sächlichen Umständen anpassten. 

Wenn sich also dem Germanisten die Frage aufdrängt 2), 
wie weit und wie lange sich das altgermanische Wesen auch 
nach der Wanderungs- und Heldenzeit, dem Christenthum, der 
geistigen Bildung, fremder Cultur und den veränderten staat- 
lichen Verhältnissen gegenüber behauptet, dann ist vor allem 
der Grad der hier vorausgesetzten Gegensätze zu prüfen und 
auf das richtige Maaas zu reducieren. Um dies für unsere Frage 
zu ermöglichen» haben wir sowohl die rechtliche Degenerierung 
des römischen Eigenthums, wie auch die Gruppierung des Grund- 
besitzes in den Dörfern und den Bestand des kleinen und 
grossen Grundbesitzes besprochen und in den diesbezüglichen 
— wenn auch fragmentarischen Ausführungen — besonders das- 



1) Jung in Bist Zschr. XLII. 69. 

^ Müllenboff; Deutsche Alterthumskunde I.. p. VIL 
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jenige beachtet, worauf wir in den weiteren Untersuchungen 
zurückkommen werden und was fiir das Nebeneinanderbestehen 
beider Elemente und für die Neuordnung der Verhältnisse 
wichtig ist 

Hier ist nur noch hinzuzufügen, dass die von Mommsen ^) 
festgestellte Aehnlichkeit gallischer und germanischer Auffassung 
der Gemeindeverhältnisse nicht ohne Bedeutung für die Zu- 
kunft war; diese gallischen Begriffe sind ja nie ganz unter- 
l^en und wir wissen, dass die gallischen Dörfer der römischen 
Stadtyerfassung vielfach Stand hielteo. Auch das hofirechtliche 
Element, das schon in den gallischen aedificia zu Tage tritt 
und sodann in den Provinzialverhältnissen naher ausgebildet 
wird, ist, namentlich da es meistentheils den thatsächlichen 
Verhältnissen gut entspricht, für jede spätere Ansiedlung von 
Wichtigkeit. Im allgemeinen hat ja das spätere römische Recht, 
und zwar nicht zu seinem Vortheile, die Beziehungen des Men- 
schen zum Boden nach Abstreifung aller theoretischen Bück- 
sichten praktis.ch gestaltet, so dass von allen römisch-recht- 
lichen Elementen dieses am ehesten zum Ausgangspunkte einer 
Neuordnung der betreffenden Verhältnisse gewählt werden 
konnte^). Auch war es geeignet, eine Entwicklung germani- 
scher Bodenrechtsbegriffe anzubahnen, namentlich wenn diese 
Entwicklung nicht zu hastig in's Werk gesetzt wurde. 

Wir wollen hier nicht entscheiden, inwiefeme es wahr ist, 
dass die Germanen die bestehenden Verhältnisse acceptierten ^) ; 
merkwürdig ist es, dass z. B. die Franken die Namen ihrer 
Ansiedlungen auf diese Weise bilden, dass sie dem fränkischen 
Eigennamen das lateinische mons, yaUis u. s. w. hinzufügen; 
dies deutet darauf hin, dass sie in den meisten Fällen in schon 
vorhandene Ansiedlungen traten und in dieser Beziehung gallo- 



*) Schweizer Nachstud. 487. 

«) Weber 1. c. 278. 

') 8. Dahn: Gesellsch. u. Staat in d. germ. Reichen d. Völkerwand. 
(Hist. Taschenb. V. Folge III. Jahig. 1873) p. 243; auch Garsonnet 
1. c. 185 tf. 
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römische Verhältnisse zu den ihrigen machten ^). Dies ist aber 
sehr wichtig, denn bekanntlich 2) ist ein Theil des nördlichen 
Galliens den Eomanen gänzlich entzogen worden, so dass dort 
auch das Christenthum untergieng; wir werden also in der 
Folge zu untersuchen haben, ob und welche Unterschiede zwi- 
schen diesem Theile Galliens, in dem die Franken selbst wirth- 
schafketen und jenem, wo sie mit der Coexistenz des roöiani- 
sehen Elementes rechnen mussten, bestehen; namentlich aber 
wird es wichtig sein zu untersuchen, ob das romanische Ele- 
ment im römischen Gallien nicht dennoch einen gewissen Ein- 
fluss ausübt, und in dieser Beziehung wird die Namenbildung 
der Ortschaften wichtig sein. 

Im ersten Capitel^) haben wir gesagt, dass eventuell er- 
reichbare Nachrichten über das nördliche Gallien in römischer 
Zeit das Ergebniss dieser Untersuchungen nur bestätigen, nicht 
aber entkräften könnten. Diese Behauptung halten wir auf- 
recht; denn Besitzformen, die dem strengen römischen Sechte 
fremd waren, müssen im nördlichen Gallien noch viel häufiger 
gewesen sein als in den übrigen Theilen dieses Landes; die 
Ueberbrückung der Kluft, die zwischen dem eigentlichen röipi- 
schen Sechte und den altgermanischen Auffassungen bestand, 
muss also hier noch leichter gewesen sein. Dazu trugen neben 
den schon besprochenen Grenzcastellen und laetischem Besitze 
auch die Districte bei , dejen barbarische Bewohner ihrer Stamm- 
verfassung gemäss lebten und nur auf Grund eines Bündnisses 
dem römischen Eeiche angehörten*). 

Es ist schwer zu sagen, ob und unter welchen Umständen 
die Bevölkerung dieser Territorien die terrae gentilium, und die 
terrae laeticae besetzte, oder in das Verhältniss des Colonats 
trai Uns interessieren diese Districte hauptsächlich deswegen, 



8. d*Arboi8 1. c. IX. 
2) 8. Brunner: R.-G. I. 194. 
8) S. 32. 

*) Mommsen: Ostgoth. Studien (Neues Arch. XIV); Staatsr. IIL 
653; D. röm. Militärwesen (Hermes XXIV, 216). 
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weil sie über das fast homogen gestaltete römisclie Staatsgebiet 
hinausgehend, wie geschaffen waren, um dieaie grosse Culturarbeit, 
die in der Annäherung römischer und germanischer Begriffe be- 
stand, zu erleichtem. Die immerwährenden Beziehungen solcher 
foederati,. die an den gallischen Grrenzen nothwendig germani- 
schen Stämmen angehört haben müssen, zu den Provinzialen, 
trugen zu einer langsamen, aber nachhaltigen gegenseitigen 
Infiltration bei, die sich nicht nur an den Germanen, sondern 
auch am römischen Staatswesen feststellen lässt^). 

Bezüglich der ebenfalls aufgestellten Behauptung^), dass 
die Untersuchung der partikulären Bechtsverhältnisse aller jener 
Provinzen, in die überhaupt Germanen eindrangen, überflüssig 
ist, weisen wir theilweise auf die bisherigen Ergebnisse hin; 
es handelte sich hauptsächlich darum, eine Anschauung der 
Vielartigkeit römischer Bodenverhältnisse zu gewinnen ; ob wir 
nun etwa im Stande wären, aus mehreren Provinzen noch 
einige Spielarten anzuführen, oder nicht, ist für das allgemeine 
Eesultat gleichgültig. In der späteren Untersuchung über die 
Coexistenz romanischen und germanischen Bechtes werden wir 
übrigens auf solche, im Bereiche germanischer Ansiedlungen 
vorkommende bodenrechtliche Particularismen Rücksicht nehmen. 

Jetzt wenden wir uns dem weiteren Thßile unserer Auf- 
gabe zu. Nachdem wir bemüht gewesen, uns einen Begriff 
zu bilden von dem, was die Germanen und speziell die 
Franken auf dem Gebiete ihrer zukünftigen Thätigkeit vorfinden 
konnten, müssen wir trachten, die Anforderungen der Ankömm- 
linge, also die Summe dessen, was sie erwarten und verlangen, 
beziehungsweise auch das Minimum, mit dem sie sich begnügen 
konnten, kennen zu lernen; und so wie wir in diesem Buche 
immer die thatsächlichen Umstände hervorzuheben trachteten, 
so werden wir auch im folgenden versuchen, das thatsächliche 
bodenrechtliche Bedürfhiss kennen zu lernen; denn nur so kann 




») Brunner: R.-G. I. § 7. 
«) Oben S. 32. 
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die uns beschäftigende Frage gelöst werden; nicht theoretische 
Begriffe, sondern praktische Bedürfnisse spielen in der Neuord- 
nnng der Immobiliarverhältnisse die Hauptrolle; auf praktischem 
Boden begegnen sich die beiden Elemente und dieser bildet den 
AuagangBpunkt der Keform der Begriffe beider Theile. 



n. Buch. 

Die ältesten salMnkischen Bodenrechts- 
verhältnisse. 



1 



I. Vorbemerkung. 



Als Grundlage unserer Aufgabe haben wir i) die Prüfung 
der Elemente des beiderseitigen, nämlich des gallo-römischen und 
und des germanischen Immobiliareigenthums bezeichnet und 
auch hervorgehoben 2), dass die auf die Germanen bezüglichen 
Nachrichten classischer Schriftsteller, die eine unschätzbare Fund- 
grube germanischer Forschung bilden, zum Ausgangspunkte einer 
Untersuchung, wie sie hier vorgenommen wird, nicht geeignet 
erscheinen. Wir haben sodann ^) die Abgrenzung des Forschungs- 
gebietes, dem wir uns in diesem Buche zuzuwenden haben, 
ausfuhrlich motiviert und schliesslich*) die Hauptquellen ge- 
nannt. Diese Quellen und namentlich die Lex Salica eignen 
sich am besten zur Erreichung des Zweckes, der uns vorschwebt, 
und sind darin den andern germanischen Bechtsquellen über- 
legen. 

Bechtsquelleu, die absolut reines germanisches Recht ent- 
halten und von jedwedem römischen und christlichen Einflüsse 
frei sind, giebt es überhaupt nicht; wir haben also nur die 
Wahl zwischen mehr oder weniger beeinflussten, und zu den 
letzteren gehören vor allem die altfränkischen, denn man kann 



1) 8. oben S. 9. 
«) Auf S. 12. 
8) Auf S. 16 ff. 
*) Auf S. 19. 

Halban Blnmenstok, Tnunobiliareigenthum I. 
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seibat bei einem sehr weitgehenden Skepticismus doch nicht 
lengnen, dasa die Lex Salica in ihrer ältesten uns bekannten 
Gestalt Spuren altgermanischer Bechtsauffassung enthält, wie 
sie flonst selten Bind, Sie ist auch das einzige Bechtsbuch, das 
uns wenigstens gewisse Einblicke in das Bechtsleben eines ger- 
manifichen Volkes, das schon entwickelt, aber von römischen 
Einflüssen noch frei ist, gewahrt; in vieler Beziehung ist sie 
deshalb wichtiger, als das Gothenrecht, obgleich letzteres noch 
älteren Ursprunges ist. 

Historische Umstände haben dies hervorgerufen. Die Franken 
siedelten sich auf batavischem Gebiete in dichten Massen an 
und vertrieben die einheimische Bevölkerung; lange Zeit hin- 
durch waren sie die einzigen Bewohner des von ihnen besetzten 
Landes ; sie konnten daher ihren Bechtsbegriflfen gemäss leben 
und dieselben entwickeln. Dasselbe bezieht sich auf den An- 
fang ihrer weiteren Eroberungen; bis zur Somme giengen die 
Frauken in geschlossenen Massen vor; auch da hatten sie also 
unssweifelhaft das Uebergewicht, und die unbehinderte Verbin- 
dung mit den rein fränkischen Hinterlanden erleichterte die 
Aufrechterhaltung des Stammrechtes. Erst das Eindringen in 
die centralen und sodann auch in die südlichen Theile Galliens 
muBste eine Aenderung fränkischer Bechtsbegriffe hervorrufen. 

Aber auch wenn wir das alles ausser Acht lassen würden 
und nicht geneigt wären, dem salfränkischen Bechte eine grös- 
sere Bedeutung als dem gothischen zuzugestehen, müsste doch 
der Umstand schwer in's Gewicht fallen, dass das fränkische Becht 
eine der Hauptgrundlagen des deutschen Bechtes im Mittelalter 
bildet und man wohl sagen kann, dass diejenigen Ideen, die 
die Franken dem gallo-römischen Bechte gegenüber zur Geltung 
gebracht haben, und dasjenige, was sich als Besultat des jahr- 
bundertelaDgen Nebeneinanderbestehens des verfallenden gallo- 
romischen und des aufstrebenden fränkischen Bechtes ergeben 
hat^ die Grundlage des deutschen Immobiliarrechtes bildet. 
Die weiteren Untersuchungen sollen es darthun. 

Nachdem wir in diesem Buche eine von der bisherigen 
etwas verschiedene Ausbeutung der Quellen vornehmen wollen 
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und überdies unserem Plane gemäss die Lex Salica toh den 
andern Quellen absondern müssen, erscheint eine rein formelle 
Eintheilung nach den einzelnen Bechtsquellen geboten ; die Zu- 
sammenstellung der Ergebnisse bildet ein eigenes Gapitel ^). 



1) Wir geben im folgenden mit gewissen Veränderungen zum gröitteu 
Theile den Inhalt der polnisch erschienenen und oben S. 20 erwähnten 
Abhandlung wieder. 



A' 
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2. Das Bodenrecht der Lex Salica. 



Dem soeben Angedeuteten gemäss hatten wir ursprünglich 
nicht die Absicht, die Bedeutung und die Entstehungszeit der 
Lex Salica zum Gegenstande einer besonderen Besprechung zu 
machen ; dies sollte durchaus keinen Bestandtheil dieser Unter- 
suchung bilden. Wenn betreffs irgend einer Frage, so ist es 
betreffs dieser schwer, angesichts der riesigen Verschiedenheit 
der h^rachendeü Ansichten, von denen man fast jede bis zu 
einem gewissen Grade vertreten könnte, ein selbständiges Ur- 
tfaeil zu bilden und dabei allseitig dasjenige zu berücksichtigen, 
was von Einfluss sein könnte. Wir werden jedoch bei der Ver- 
werthung der einzelnen Stellen, die in der Folge unsere Haupt- 
aufgabe bilden wird, oftmals eine weitgehende Verschieden- 
artigkeit bemerken^ gewissen für uns interessanten und mit 
dem ganzen nicht immer übereinstimmenden Nachrichten be- 
gegnen, deren Herkunft und Verhältniss zum ganzen und zu den 
einzelnen speziellen Tlieilen aufgeklärt werden muss. Wir glauben 
demnach, dms es besser ist, dies wenigstens der Hauptsache 
nach schon jetzt zu thun, um diese, wenn auch an und für 
sich fragmentarische Textkritik, nicht in eine Eeihe isolierter 
Bemerkungen zu verwandeln, denen es an innerem Zusammen- 
hange und an Begründung mangelt. „In der Literatur über das 
Alter der Lex werden die Frage nach der Entstehungs^eit der 
ältesten überlieferten Textform und die Frage, wann die älteste 
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Satzung der Lex Salica stattgefanden, hat, nicht immer genü- 
gend unterschieden" ^). Uns interessiert hier vor allem die 
erste dieser Fragen; ob die Lex Salica in der Gestalt, in der 
wir sie kennen, eine Complication älterer, heute unbekannter 
Denkmäler bildet, oder ein originelles Werk ist, darf uns vor- 
läufig gleichgiltig erscheinen. Für uns ist es wichtig, dass die 
Lex Salica in der Fassung, in der wir sie kennen, in einem 
bestimmten Zeiträume Bechtskraft gehabt, dass sie demnach die 
ökonomischen und Bechtsverhältnisse ihrer Zeit berücksichtigt. 
Es ist uns demnach nur darum zu thun, zu erforschen, wann 
und unter welchen Umständen und Einflüssen der älteste der 
uns bekannten Texte entstanden, denn die Erkenntnis? dieser 
Thatsachen ist unbedingt nothwendig, um die Texte selbst mit 
Erfolg zu benützen. Erst nachher werden wir zu erwägen 
haben, was man bei der Abfassung des Textes, der für uns die 
grösste Bedeutung hat, benützte. 

Bekanntlich kann man nicht mehr daran zweifeln^), dass 
sogar dieser Text, den man allgemein für den ältesten aner- 
kannt hat, dennoch nicht einheitlich und auch nicht von spä- 
teren Zusätzen &ei ist, deren fränkische Abstammung man 
jedoch nicht leugnen kann. Doch hat diese textkritisch so 
wichtige Thatsache für unseren Hauptzweck eigentlich keine 
hervorragende Bedeutung. Die Einschaltung von Abschnitten 
fremder Abstammung beweist doch jedenfalls, dass die betref- 
fende Bechtsvorschriffc bei den Pranken angewendet wurde ; für 
die Geschichte der Entwicklung der einzelnen Institutionen ist 
es wichtig, zu erforschen, warum und unter welchen Umständen 
die Einschaltung von Abschnitten fremder Herkunft unbedingt 
nothwendig geworden; das Bild, welches sich im gegebenen 
Momente unserem Auge darstellt, wird durch die Thatsache, 
dass die Stelle, der wir eine gewisse Information verdanken, 
später entstanden ist, nicht geändert. 



1) Brunner; R.-G. I. 297. 

2) Waitz: D. alte R. 171; Hartmann in Forsch, z. dtsch. Gesch. 
XVI. 614; Brunner 1. c. I. 295. 
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um j^docli die einzelnen Erscheinungen kritisch zusammen- 
züötellea, um ihre Bedeutung und ihr gegenseitiges Verhältniss 
zu erkennen, ist es wichtig, diesen Theil der Frage in's Auge 
zu fassen, denn nur auf diese Weise kann man die innere Kraft 
einer bestimmten, manchmal sehr wichtigen Thatsache und der 
betreffenden rechtabildenden Factoren feststellen. 

Was demnach die Zeit anbelangt, welcher der älteste Text 
der Lex Salica (in 65 Titeln) am wahrscheinlichsten entstammt, 
so erkennen wir zwar alle Beweise an, die Waitz^), und in 
noch höherem Masse Fahlbeck 2) zur Stütze ihrer Ansicht 
be>:üglich der Entstehung der Lex zur Zeit Chlogio's anfuhren, 
wollen jedoch die wichtig« Bedeutung der Ergebnisse der numis- 
matischen Forschungen Soetbeer's^) nicht bezweifeln und 
glanbeu, daas der scheinbare Widerspruch, der zwischen diesen 
beiden Ergebnissen besteht, beseitigt werden kann, wenn wir 
annehmen, dass nach der Beform des Münzwesens die AbfiEMSuiig 
einer neuen Bedaction nothwendig erschien, welche aber das 
materielle Recht gewiss unberührt gelassen und an seiner frü- 
heren Fassung festgehalten hat. 

Wir zweifeln nicht, dass in dem altfränkischen Gebiete 
bis zur zweiten Hälfte des VT. Jhd. eine sichere, ziemlieb 
frische und genaue Tradition dieser im Y. Jhd. zu Stande ge- 
kommenen Codificierung erhalten blieb; diese Tradition stützte 
sich vielleicht auf geschriebene Quellen; jene 4 Dörfer, die in 
den Prologen^) erwähnt werden, hat man in Belgien s) aufeu- 
finden vermocht; diese Erwähnung, sowie der Charakter der 
Nachrichten, die in den Prologen über die Codificierung ent- 
halten sind, macht einen glaubwürdigen Eindruck^), so dass 
man dem Eechte, auf das sich die Prologe beziehen, den Cha- 



') 1. 0, 

»} La rojÄutö et le droit royal chez las Francs 250 Anm. 
') In Foracb. z. dtsch. Gesch. I. 

^) Dieselben ßtammen bekanntlich aus der zweiten Hälfte des VI, Jh. 
*j Wautetfl: Hist. des environs de Bruxelles I. 203 (citiert bei 
Waitz). 

fl) Mit Ausnahme desjenigen, was über das Christenthum berichtet wird. 
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rakter eines Volks- und Gewohnheitsrechtes nicht absprechen 
kann. Dieses Merkmal der Lex Salica, das von allen aner- 
kannt wird, trägt hauptsächlich zu ihrer so grossen Bedeutung 
bei und lässt uns in ihr eine Quelle allerersten Banges er- 
blicken. 

Den Zeitpunkt aber, in dem diese neue Bedaction des alten 
salischen Bechts zu Stande gekommen, kann man nicht mit 
Sicherheit bestimmen; denn auf die Nachrichten, die in den 
Prologen enthalten sind, kann man sich nicht stützen und die 
im Epiloge erwähnte Thätigkeit Chlodwig's und anderer Konige, 
klingt wegen jener Zusammenstellung des ersteren mit den 
beiden anderen sehr räthselhaft; es ist schwer zu entscheiden, 
ob man Chlodwig nur eine eben solche Thätigkeit, wie jenen 
zwei Königen, d. b. die HinzufQgung einiger neuer Vorschriften, 
oder aber die Bevision der ganzen Lex zuzuschreiben hat ^). 

Fassen wir den Zeitpunkt ins Auge, in welchem dies hat 
geschehen können. Chlodwig organisiert seinen Staat auf gallo- 
romanischem Boden. Die BechtsYerhältnisse der Bömer ändert 
er anfangs nicht, denn theilweise braucht er sie nicht zu ändern 
und theilweise wäre die Aenderung mit Schwierigkeiten ver- 
bunden gewesen. An der Beibehaltung der nationalen Eigenart 
durch die Frauken, die mit ihm hieher gekommen und deren 
Anzahl in dem neuen Staate in fortwährendem Steigen be- 
griffen ist, muss ihm wohl gelegen sein; deutet ja sein ganzes 
Vorgehen, das so verschieden gewesen von dem der Gothen 
und Burgunder, darauf hin, dass er allein die Gefahren, die 
mit einer plötzlichen Bomanisierung der dazu nicht genü- 
gend vorbereiteten Germanen verbunden gewesen, gehörig er- 
kannte und die Vortheile zu schätzen wusste, die man von der 
Hintanhaltung plötzlicher Aenderungen zu erwarten hatte. In- 
dem Chlodwig seine Franken in grösseren Gruppen ansiedelte 
und sie nicht, — wie es die gothischen und burgundischen 
Könige mit ihren ünterthanen thaten, — im Lande zer- 
streute, bildete er geschlossene germanische Ansiedelungen, 



1) Fahlbeck 1. c. 263 u. 266. 
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die hier auch fernerhin in Bechtsverhältnissen leben sollten, 
ähnlich denjenigen, an die sie im Yaterlande gewöhnt gewesen. 
Man kann es also nicht bezweifeln, dass Chlodwig bei der 
Organisation seines neuen Beiches das alte fränkische Recht 
angewendet hat und, indem er zugleich die Betrs^e der Buss- 
gelder der in jener Zeit durchgeführten Beform des Münzwesens 
gemäss änderte, hat er die Anwendung dieses Bechts auch fär 
die Zukunft ermöglicht; dadurch hat er dem fränkischen Stamme 
die Möglichkeit selbständiger Entwicklung und Unabhängigkeit 
von den römischen Verhältnissen gesichert, eine Unabhängig- 
keit, die die erste Bedingung der Herrschaft, sowie auch der 
Ausgangspunkt unschädlicher Bomanisierung gewesen. Eine 
gesunde Entwicklung war dadurch angebahnt; den in der Pro- 
vinz so reichhaltig vorhandenen destructiven Elementen des 
gefallenen Westreiches, die der ganzen Organisation des ger- 
manischen Staates gefahrlich werden konnten, erschwerte man 
die unmittelbare Einwirkung auf die Volksgenossen ; die wahrhaft 
in Bezug auf Eecht und Wirthschaft belebenden Elemente schloss 
/ man dadurch doch nicht aus; nur langsamer sollten die dies- 
•^^ (\,' bezüglichen. Aenderungen eintreten und bei Gelegenheit wirk- 
licher Fortschritte im Bechtsleben, nicht auch zugleich der 
keimende Staatsörganismus untergraben werden. — Damit war 
jedoch nicht alles gethan; manche Aenderung ist gewiss er- 
/ wünscht geworden, denn das Wesen des neuen Staates und die 
^' ^- ' Zjinahme der königlichen Macht haben dies gefordert; es konn- 
ten sich hier auch gewisse neue Verhältnisse bilden', oder 
wenigstens in stärkerem Grade auftreten, als im früheren Vater- 
lande ; ferner kann man auch eine Entwickelung der ökonomi- 
schen Verhältnisse und einen diesbezüglichen Fortschritt seit 
der Zeit der Abfassung der Lex unter Chlogio bis zum Zeitpunkte, 
von dem wir sprechen, nicht ausschliessen. Sehen wir doch auch 
heute oft, dass, obwohl die Technik der Gesetzgebung eine 
andere geworden und eine bedeutend grössere Genauigkeit in 
dieser Einsicht beobachtet wird, das geschriebene Becht hinter 
der Entwicklung der thatsächlichen Verhältnisse zurückbleibt, 
denn diese Entwicklung ist naturgemäss beständig,- während 
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das geschriebene Recht ihr nur in gewissen kleineren oder 
grösseren Zeitabschnitten nachfolgen kann. Alle diese um- 
stände machen es wahrscheinlich, dass Chlodwig sich auf die 
einfache Umwandlung der älteren Bussätze in neuere nicht 
beschränkt, sondern, dass er — wahrscheinlich unter Mitwir- 
kung der Volksversammlung — einzelne Veränderungen im 
Texte selbst durchgeführt hat. Sehr bedeutend sind sie wohl 
nicht gewesen; die Franken, eben erst in Gallien angelangt, 
waren von den nationalen Bräuchen noch vollständig durch- 
drungen; die Verhältnisse, die sich auf diesem neuen Boden 
nach einer gewissen Zeit bilden konnten, haben sie nicht ver- 
muihet. Ein bewusstes Streben nach Erhaltung ihrer Eigenart 
und nach Bewahrung des nationalen Bechts dürfte wohl nicht 
vorausgesetzt werden. Die Erwägungen, von denen man sich 
bei Abfassung eines Volksrechtes leiten Hess, sind schwer zu 
errathen; es ist dies vielleicht der dunkelste Punkt der deutschen 
Bechtsquellengeschichte; wir bemühen uns wohl, im folgenden ein 
Streiflicht zu werfen, können aber, der Anlage dieser Arbeit 
gemäss, keineswegs näher darauf eingehen. Vielleicht wäre anzu- 
nehmen, dass die Germanen bei Abfassung ihrer Leges vor allem 
dasjenige ins Auge fassten, was in der Provinz von ihren Ideen 
am meisten abstach ^) ; da fühlten sie sich unwillkürlich berufen, 
ihren diesbezüglichen Eechtsbrauch aufzuzeichnen; so viel wir 
wissen, ist eine Quellenuntersuchung unter Voraussetzung einer 
solchen Möglichkeit nicht geführt worden; zu beachten wäre 
dieselbe doch jedenfalls. — Was darüber hinausgieng, war mo- 
mentan gegenstandslos; sollte sich in der Zukunft ein Bedürf- 
niss nach weit gehenden Aenderungen geltend machen, so kam 



>^) 6 r u n n 6 r 1. c. I. 291 weist allgemein darauf hin, dass die Volks- 
recbte nur dasjenige aufnehmen, was aus irgend welchen besonderen 
Gründen fixiert werden musste; Opet (Erbrechtl. Stell, d. Weiber 1.) 
glaubt hingegen, dass nur dasjenige Gegenstand einer Aufzeichnung 
wurde, was wegen der engen Berührung mit den römischen Provinzialen 
ungewiss zu werden drohte. — Diese Annahme würde ein bewusstes 
Streben nach Erhaltung der Eigenart voraussetzen, was uns nicht zu- 
trefiend erscheint. 



W5^^^ 
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doch dem König das Becht zu, üapitularien zu erlassen und 
die Beehtsbegriffe zu regeln, oder ihre Ausbildung zu lenken. 
Dadurch läest sich auch der Umstand erklären, dass in der 
Lex Salica der königlichen Gewalt weniger gedacht wird i), als 
man erwarten sollte, und das Christenthum, dessen Einfluss 
man höchstens in der Beseitigung der etwa in älteren Auf- 
zeichnungen yorgekommenen Nachrichten über das Heidenihum 
finden könnte^ gar nicht erwähnt wird. 

Wichtiger als diese Vermuthungen gewisser Aenderungen, 
die wahrscheinlich bei Gelegenheit einer späteren Bevision ein- 
getreten atud^ ist der Umstand, den Brunner 2) hervorgehoben, 
dass manche Abschnitte der L. Sal. in ihrer Ausdrucksweise eine 
üebereinstimmong mit der Lex Visig. und Burgund. aufweisen ; 
diese Uebereinstimmung muss, da sie sich auf beide genannten 
Legea bezieht, in der Benützung einer gemeinsamen Quelle ihren 
Grund haben; diese gemeinsame Quelle aber können nur die 
Leges Eurici gewesen sein. Eine genaue Kennzeichnung des 
Verhältnisses ist heute bei dem Stai^de der Nachrichten über 
das Hecht der Westgothen unmöglich. In hohem Grade wahr- 
scheinlich ist jedoch die Annahme Brunners, der gemäss 
man bei der Vervollständigung der Lex Salica die Gesetze 
Eurichs als nüfceliche Anregung und Informationsquelle benützte 
und auf dieser Grundlage diejenigen Gewohnheiten der Pranken 
aufeeichnete, die sich schon gebildet hatten und die in der 
älteren Bedaction noch nicht enthalten waren 3). 



") Ohne die bekannten AusfQhrungen v. Sybel's, Fahlbeck*B u. A. 
au -wiederholen, wollen wir unsererseits einen Umstand hervorheben, 
der die GeaDMchte der königliehen Rechte einigermassen beleuchtet. 
Tit. LVI {De eum qui ad malum venire contempserit) wird das Nicht- 
eracheinen beim Volksgerichte nicht bestraft und nur die Ladung vor das 
Köuigsgerieht an geordnet; dies föllt desto mehr auf, als ja schon Tit. L 
diese Angelegenheit behandelt und daselbst das Nichtei-scheinen bestraft 
wird; der aUgemeinen Ansicht gemäss ist in Tit. I. trotz der Worte 
»legibus dominicis* Volksgericht zu verstehen; dem gegenüber würde 
Tit. LVL eine Geringschätzung des Yolksgerichtes bedeuten. 

^J) l c. L 300, 

^) Eine wichtige Bestätigung erfährt Brunner' s Ansicht in er- 
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Wir gelangen auf diese Weise zu der Ueber4seugung, dass 
die Lex Salica, die wir besitzen, überaus interessante Schicksale 
durchgemacht hat, deren Spuren wir an vielen Abschnitten be- 
merken i). Besonders wichtig ist die Annahme Brunner' s; 
ohne sie demnach aus dem Auge zu verlieren, wollen wir jetzt 
die für uns wichtigen Abschnitte des ältesten Textes durch- 
nehmen, denselben den späteren fortwährend gegenüberstellend 
und die Fortschritte, die wir bei diesem Vergleiche bemerken 
werden, erwägend ^). 

Lex Salica VI »De furtis canum«, § 1 nähert sich der 
Lex Burg. XGVIL; andere Eundegattungen dagegen, die die 
Lex Burg, kennt, werden nicht erwähnt, vielleicht deswegen, 
weil in den Leges Eurici ihrer noch keine Erwähnung ge- 
schehen, wahrscheinlich aber deshalb, weil sie bei den Franken 
gar nicht vorkamen, denn erst in den Texten C. 2, und in 
noch höherem Grade in den Texten der IL Gruppe 3) treten 
die entsprechenden Ergänzungen auf und deuten einen Fort- 
schritt in dieser Hinsicht an. 

Auch die §§ 1 und 2 Lex Salica VII „De furtis avium* 
weisen, wenngleich eine geringere Aehnlichkeit mit Lex Bur- 
gund. XCVIII. auf. Auch hier muss man wiederum einen 



wünscliter Weise, denn auf Grund ganz anderer Forschungen, durch die 
Ergebnisse, zu denen Ficker (Erbenfolge I. § 66) gelangte. Ficker be- 
weist, dass von allen ostgermanischen Hechten das gothische dem deutschen 
Urrechte am nächsten steht; von den westgermanischen trifPt dies bei 
bei dem üränkischen zu; daher die mehrfache Aehnhchkeit des gothi- 
sehen und fränkischen Rechts. — Zu berücksichtigen auch die hoch- 
interessanten Ausfahrungen in § 96 (daselbst); dem aber, was Ficker in 
§ 98 sagt, wagen wir doch nicht zu folgen. 

1) Schröder: D. Franken und ihr Recht 39 behauptet, »convenit 
obseryare« kennzeichne einen späteren Zusatz ; dies erscheint annehmbar, 
doch wüssten wir nicht, wie man das »convenit observare« in Tit. XXVII. 
§ 14 erklären könnte. Die Stelle bezieht sich auf Getreide, das doch zu 
denjenigen Gegenständen gehört, die am frühesten Rechtsschutz erlangten. , 

*) Wir citierten die L. Sal. nach Hess eis, die L. Burg, nach der 
neuen Ausgabe in den M. G. H. LL., die L. Wisig. nach Walter. 

s) Wir &8sen die Gruppen in dem von Brunner 1. c. L 293 fest- 
gestellten Sinne auf. 
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Unterschied zwischen der I. und IL Textgruppe constatieren ; 
die erste kennt nur Falken und Gänse, die zweite fügt (§§ 4 — 7) 
noch vier andere Vogelgattungen hinzu. Auch dieser Titel war 
demnach, sowie die vorhergehenden und sehr viele andere bis 
zu einem gewissen Grade ein offener, in den man im Laufe 
der Zeit und je nach Bedürfniss fortwährend neue Zusätze ein- 
geschaltet hat Charakteristisch ist jene Hinzufägung der §§11 
und 12 sowie 13, die absolut nicht hiehergehören; daher hat 
man auch in den späteren Texten aus den §§11 und 12 einen 
besonderen Titel: „De furtis arborum* gebildet und den § 13 
in den Titel XXVIL § 25 versetzt. In der Lex Salica VIII. „De 
furtis apium « ist die Analogie mit L, Wisig VIII. VI. § 3 sehr 
schwach ; wichtig ist jedoch der Vergleich des Inhalts der Ab- 
schnitte, wobei wir zur üeberzeugung kommen, dass die Lex 
Salica nur den Diebstahl von solchen Bienen als Vergehen an- 
erkennt, die jemand schon in sein Haus gebracht hat; sie er- 
wähnt dagegen nicht die Occupation von wilden Bienen durch 
einfache Bezeichnung des Baumstammes im Walde und erklärt 
dieselbe nicht für strafbar (wie es L. Wisig. VIII. VI. § 1 
thut) ^) ; ofiPenbar hatte demnach bei den Franken niemand das 
Becht, wilde Bienen ausschliesslich für sich zu occupieren und 
konnte deswegen den entsprechenden Kechtsschutz für sich nicht 
in Anspruch nehmen. Vom Tit. IX. „De damno in messe vel 
qualibet clausura inlatum* ist nur § 1 der L. Wisig. VIII. III. 
§ 14 ähnlich^); auch hier ist das Ergebniss des Vergleichs, 
auf den wir später zurückkommen werden, überaus interessant 
und verleiht der L. Wisig. im Vergleiche mit der L. SaL das 
Merkmal eiuer bedeutend höheren Gesetzgebung. — L. Sal XVI 
„ De incendiis ^ kann sich nicht auf Städte beziehen, denn man 
hat den Fall der Anzündung eines Hauses durch den Brand 
eines anderen nicht vorausgesetzt, oder man hat es vielmehr 



*) Diese Stelle gehört wolil nicht zur Antiqua, wir erwfthnen ae 
aber, weil sie den Inhalt des betreffenden Titels der Lex Salica beleuchtet. 

<) S. auch L. Burg. XXUL 3 ; ferner die Analogieen zwischen L. Sal. 
(Cod. 2.) IX. § 8 und L. Wisig. VÜI. 3. 10, sowie L. Burg. XXVU. 4. 
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nicht für nöthig erachtet, einen solchen Fall zu berücksichtigen. 
(L. Wisig. thut es) i). — Indem wir die unbedeutenderen Ana- 
logien und die Ergebnisse von Vergleichen, die wir später er- 
wägen wollen, vorläufig übergehen, wenden wir uns dem Tit. 
XXVII. zu, welcher für uns einer der wichtigsten und hinsicht- 
lich der inneren Fassung einer der interessantesten ist Die §§ 1 
und 2 entsprechen der L. Wisig. VII. II. § 11; heiTorzuheben 
ist hier (sowie in Tit. IX. § 4) eine Unterscheidung des Borsten- 
viehs von dem anderen Viehe. Im § 3 (der IL Gruppe) über- 
rascht die Anwendung des germanischen Wortes „schilla'^ 
(Schelle) zur Bezeichnung eines Glöckchens, umsomehr, als man 
in den §§ 1 und 2 bei »tintinnum** geblieben ist; man bemerkt 
demnach sofort, dass die §§ 1 und 2 (der I. und II. Gruppe) 
einer anderen Herkunft sind, als § 3 (der II. Gruppe). Ferner 
ist § 3 (der ersten Gruppe) ähnlich der Stelle in L. Burg, 
tit. lY. § 6) und man muss berücksichtigen, dass die L. Burg. 
IV §§ 5 und 6 »tintinnum caballi*, das im § 3 (der 11. Gruppe) 
erwähnt wird, kennt So lassen demnach die §§ 1 und 2 ein 
Vorbild vermuthen, das der L. Wisig. VII. II. § 11 nahe kommt; 
§ 3 (der ersten Gruppe) hingegen ein Vorbild, das der L. Burg. 
IV. § 5 näher steht, was alles bei der gemeinsamen Grundlage 
dieser beiden Leges (nämlich Leges Eurici) natürlich wäre 2). 
Dieses alte Vorbild enthielt jedoch aller Wahrscheinlichkeit 
nach auch dasjenige, was in der L. Burg. IV. § 5 vorkommt; 
L. SaL hätte dies nuu nicht absichtlich ausgelassen, sondern 
sie that es deswegen, weil diese Stelle für sie gegenstandslos 
war. — Erst später, als das Bedürfniss eintrat, haben die 
Franken selbst eine ähnliche Verfügung eingeschaltet und 
hiebei ein germanisches Wort benützt. § 6 (Cod. 1) erinnert 
an L. Wisig. VIII. III. § 2, § 12 (Cod. 1), dagegen an L. 
Burgund. XXVII. §§ 7 und 9, sowie CIII. § 1, während die 

1) Die betreffende Stelle (VIII. II. § 1.) gehört auch nicht zur An- 
tiqua, wir erwähnen ihrer aber aus demselben Grunde, wie der in der 
vorletzten Anm. 

*) Ausserdem Analogieen zwischen : L. Sal. XXVII. § 4 und L. Wisig. 
Vm. IV. 1 ; L, Sal. XXVII. § 5 und L. Wisig. III. 10. 
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Analogie zwischen dem § 15 (Cod. 1) und L. Burg. XXVlll. 
eine sehr schwache ist. 

Die besondere Bedeutung des Titels XXVII besteht darin^ 
dasa man ihn sehr lange für einen offenen Titel angesehen 
und in denselben alles aufgenommen hat, was nur immer auf 
irgend eine Weise in den Begriff des Diebstahls hineingezwängt 
werden konnte; er ist deshalb am reichhaltigsten an Zusätzen; 
dies ist nun um so interessanter, als sich diese Zusätze oftmals 
auf Gegenstände beziehen, von denen die Lex SaL (Cod. 1) 
sonst nirgends spricht. Solche Zusätze kommen besonders in 
der U. Gruppe der Handschriften in nicht geringer Anzahl vor 
(§§ 3, 8, 9, 10, 11, 15, 18, 31, 32); wir sind jedoch über- 
zeugt, daas auch in Cod. 1 dieselben nicht fehlen. Obwohl es 
für una^ wie schon früher erklärt worden, vorläufig ziemlich 
gleichgiltig ist, ob ein Abschnitt, namentlich in Cod. 1, als Zu- 
satz imznaehen sei, der bei der letzten Bedaction hinzugekom- 
men, oder aber dem ältesten fränkischen Bechte entspricht, 
werden wir solche Stellen dennoch mit einer gewissen Vorsicht 
benutzen, nmsomehr, wenn Analogieen mit fremden Quellen 
sichtbar sincl. Wir haben es hier ohne Zweifel mit Abschnitten 
zu thon, mit deren Gegenstande sich das alte salische Becht 
nicht befasst hat und deren HinzufÜgung nach der Beichs- 
gründung nothwendig geworden war. Betreffs der wichtigeren 
Unterschiede zwischen den Handschriften der I. und 11. Gruppe 
wollen wir noch auf Titel XXXL hindeuten, wo wir in den 
Sandsehrifben der IL Gruppe den § 3 ^Si via quod ad fari- 
nario vadit etc. antreffen und auf Titel XXXVIII., wo die 
n. Gruppe die §§ 3, 4, 11, 12 und 13 enthält; in beiden Fällen 
haben wir es mit der Entwicklung älterer Verhältnisse zu 
thun. Hinsiehtlich der Anordnung wollen wir noch auf den 
Tit. XXXIV. „De sepibus furatis** hinweisen, wo eigentlich nur der 
§ 1 der Aufschrift entspricht, der § 4 jedoch schon auf keinen 
Fall für entsprechend eingereiht angesehen werden kann und 
zwar auch dann nicht, wenn wir die Bestimmung dieses Titels 
möglichst weit ausdehnen. 

Alle diese Umstände (wir haben nur diejenigen hervor- 
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gehoben, die für uns von Bedeutung sind), bestärken uns in 
der üeberzeugnng, die heute übrigens eine allgemeiBe ist, 
dass wir einen einheitlichen Text der L. Sal. nicht besitzen, 
dass wir mit einem Worte ihre officielle Form, die doch exi- 
stiert haben muss, nicht kennen. In der verhältnissmäsaig 
besten Handschrift (Cod. 1) kommt manches vor, was man 
mit einer ofßciellen Redaction nicht in Einklang bringen kaan^ 
denn eine solche Redaction hätte wenigstens hinsichtlich der 
inneren Fassung innerhalb der einzelnen Titel eine gewisBe 
Anordnung beobachten müssen. Die L. Sal. stellt uns dem- 
nach, von diesem Standpunkte aus betrachtet, die frankiscfae 
Oesetzgebung im Flusse und nicht in vollendeter Qestalt dar; 
diese Entwicklung, die wir vermittelst der Handschriften, die 
von He SS eis gruppiert worden, erforschen können, ist sehr 
lehrreich und oft werden wir sie berücksichtigen müssen. Eine 
spezielle Zusammeu Stellung der L. Sal. mit der L. Wisig. uud 
L. Burg., deren gemeinsame Grundlage auch bei der letzten 
Bedaction Chlodwigs angewendet worden, wird von grossem 
Gewicht sein, denn durch den Vergleich der L. Sal. mit jenen 
Leges und durch die Schlussfolgerungen, die uns dieser Ver- 
gleich an die Hand geben wird, werden wir in die Möglichkeit 
versetzt, das Wesen gewisser Begriffe und Institutionen bei den 
saUschen Franken ge^auer; als man vermuthen könnte, zu 
erfassen. 

Die L. Sal. stellt uns das Leben der Franken in Belgien 
nicht in der Reinheit dar, wie sie es in ihrer ursprünglichen 
Gestalt unzweifelhaft gethan, sondern vielmehr das Recht der 
belgischen Franken, das nach Gallien übertragen und den neuen 
Verhältnissen gemäss in einigen Funkten ergänzt wurde; dies 
geschah theils so, wie es die Entwicklung forderte^ die sich 
unabhängig von der Gründung des Staates schon vorher in 
dieser Richtung vollzogen und es noch nicht zu einer Auf*- 
Zeichnung gebracht hatte, theils auch der umstand mit sich 
brachte, dass die Franken hier sofort gewissen neuen Ersehei- 
nungen beg^neten und es als unbedingt nothwendig erachteten, 
dieselben zum Gegenstande ihrer gesetzgeberischen Wirksamkeit 
zu machen, indem sie hiebei zur Information Eurich's Gesetze 
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verwendeten^ die dazu thatsächlich geeignet waren. Denn auch 
sie sind in einem ähnlichen Zeitpunkte entstanden, nämlich 
bei der Organisation der Verhältnisse des neuen Staates; auch 
sind sie erschöpfender gewesen, denn sie mussten eine bedeu- 
teud schwierigere, in Folge der Theilungen sogar geradezu 
verwickelte Situation berücksichtigen. Ob unter den Verän- 
derungen imd Zusätzen die erste oder zweite der hier erwähnten 
Gattungen überwog, ist schwer anzugeben und unmöglich, genau 
zu bezeichnen; wir sind jedoch der Ansicht, dass die erste 
Gattung das Uebergewicht erlangte, denn die Veränderungen, 
die durch die neuen, den Franken noch nicht bekannten Ver- 
hältnigse veranlasst wurden und die anfangs bei der geschlos- 
senen^ you den Gallo-Eömem entfernten Ansiedlung nicht klar 
hervortreten konnten, waren sicherlich sehr wenig zahlreich; 
man kannte dies nur von gewissen höheren Gattungen der 
Bodencultur behaupten (besonders von dem Weinbaue), die den 
belgischen Franken nicht bekannt waren und hier in Gallien 
sofort bemerkt wurden. Das Privatrecht jedoch entwickelt sich 
naturgemäss langsamer und behält unter wichtigen, sogar po- 
litischen Umwälzungen seine frühere Gestalt bei. 

Die Veränderungen, die durch die neuen Verhältnisse ver- 
anlasBt worden, mussten sich vor allem auf das öffentliche 
Recht bezogen haben ; in dieser Hinsicht unterscheidet sich die 
L. Sal. (indem sie vielleicht die Abschnitte, die mit der Macht- 
atellnüg Chlodwigs unvereinbar waren, hinw^eglässt) wahrscheinlich 
bedeuteud von dem älteren Vorbilde. 

AuB diesen Gründen können wir in der L. Sal. eine Quelle 
erblicken, die für unsere Ziele classisch ist, und zwar nicht 
nur dort, wo sie etwas unmittelbar bezeugt, sondern beinahe 
in gleichem Grade auch dort, wo sie schweigt, besonders wenn 
man das Wesen dieses Schweigens kennen lernt- und seine 
Ursache ergründet. Zu diesem Zwecke muss man die Art und 
Weise erwägen, in welcher die Lex Sal. das damals geltende 
Kecht ihres Volkes umfasste, dann auch den Zweck dieser Co- 
diflcienmg. 
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Eine Gesetzgebung, wie die, mit der wir es hier zu thun 
haben, hat sich nur um einen Schritt von der Rechtssprechung 
und Entscheidung in einzelnen Angelegenheiten entfernt. 
Jhr ist die Sitte ebenso wichtig, wie das Secht selbst; und 
zwar nicht nur jene Sitte, die als Ausgangspunkt einer Eechts- 
entwicklung gelten kann, sondern auch diejenige, der eine 
solche Bolle nicht beschieden war, die im Gegentheil in naher 
Zukunft einer anders gearteten Bechtsentwicklung weichen muss, 
daher auch schon jetzt allenfalls nur einen Theil der allge- 
meinen Auffassui^ repräsentiert. In einer solchen Gesetzgebung 
ist es also nicht unmöglich, dass in einzelnen Fällen die eine, 
in andern die entgegengesetzte Ansicht das Uebergewicht er- 
langt, dass also für Fälle, die gemeinsam einer Kategorie an- 
gehören, verschiedene Bestimmungen zur Geltung kommen i). 
Nur selten, beinahe ausnahmsweise ist sie imstande, sich auf 
den höheren Standpunkt zu erheben, von dem aus sie den In- 
begriff gewisser Angelegenheiten mit einem male umfassen und 
allgemeine Verordnungen erlassen könnte. Nehmen wir z. B. 
den Diebstahl; wenn die L. Sal. eine bestimmte Strafe für den 
Diebstahl eines Gegenstandes von bestimmtem Werthe festge- 
setzt hätte, hätte sie nicht alle Gegenstände aufzuzählen ge- 
braucht, die man nicht stehlen darf, und die späteren Bedactionen 
hätten dieses Verzeichniss durch neue, zur Zeit der früheren 
Bedaction unbekannte oder nicht in Gebrauch stehende Gegen- 
stände nicht ergänzen müssen. 

Wenn demnach diese Gesetzgebung schon in dieser Bich- 
tung eine unvollständige ist und sehr bedeutende Mängel auf-« 
weist, so kann man umsoweniger erwarten, dass sie ihre Thä- 
tigkeit auch auf andere Gebiete ausdehnen, dass sie sich auf 
Gegenstände erstrecken werde, die der Strafgewalt nicht unter- 
worfen waren und die zu dieser Gewalt überhaupt in keiner 
Beziehuug standen. 

In der ganzen L. Sal. finden wir nur 5 Titel, in denen 




1) 8. Picker 1. c. L §§ 204 und 211, II. § 388; Post: D. Grund- 
lagen d. Rechts 18 ff. 

Halban Blumenstok, Immobiliareigentbum I. X4 
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von einer Strafe (compobitio) keiue Rede ist ; bei einem jeden 
derselben können wir jedoch mit Leichtigkeit die Ursache an- 
geben , weshalb er eingefügt worden. Titel XL VI. ^de hac 
famirem' betrifft die Wirksamkeit der Volksversammlung, Tit. 
XL VII. ^de filtortis* die prozessualen Handlungen, die in einer 
solchen Versammlung vorgenommen werden, Tit. LVIII. ,de 
clirenecruda* enthält die Abschliessung des Executionsverfah- 
rens, bei dem es sich um das Leben eines Menschen handelt, 
Tit, LIX „de alodis* enthält im § 5 Bestimmungen über den 
Beaitz von Grund und Boden, mit dem wichtige politische 
Pflichten verbunden sind; übrigens spricht mancher Umstand 
dafür, dass dieser Titel (§§ 1—4) eine Novelle ist; Tit. LX. 
,de eum, qui se de parentilla tollere vult* betrifft Verände- 
rungen in der famlienrechtlichen Stellung eines Individuums, 
Veränderungen, die sowohl in prozessualer Hinsicht (iuramentum), 
als auch hinsichtlich des Wergeides wichtig sind. Die L. Sal. 
enthält demnach (mit einer einzigen Ausnahme, nämlich des 
Tit. LIX.) nur dasjenige, was das Volk als solches angeht. 

Die salische Gesetzgebung ist nur dann thätig, wenn es 
sich um einen solchen Theil des Rechtslebens handelt, in 
welchem das Volk in ein unmittelbares Verhältniss zum Indi- 
viduum tritt, etweder um es zu bestrafen, oder um es zu 
schützen und ihm bei der Geltendmachung seiner Rechte be- 
hilflich 2u sein; in dem letzteren Falle bestimmt es selbst das 
diesbezügliche Vorgehen. 

Diese^ Grenzen überschreitet das Recht, das übrigens auch 
nicht alle auf diesem Gebiete liegenden Pflichten erfüllt, in 
jener Zeit gar nicht. Es nimmt sich demnach vor allem nicht 
der Privatverhältnisse an, insoferne dieselben nicht in die 
Äuöseiiwelt treten und insoferne sie innerhalb des Hauses 
ihren Sitz haben und am Familienherde erledigt werden sollen. 
Auf viele Angelegenheiten, die schon einige Jahrzehnte später 
Gegenstand des öffentlichen Rechtes gewesen, nimmt die Gesetz- 
gebung dieser Zeit noch keine Rücksicht. 

Die L. SaL beschäftigt sich nicht mit dem Eherechte, das 
Verhältniss zwischen Eltern und Kindern wird nicht erwähnt, 
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und niemals wird ex professo die Existenz irgend welcher 
näherer oder weiterer Verbände besprochen. Nur denjenigen, dem 
man die Frau geraubt (Tit. XV.), nimmt die L. Sal. in Schutz, 
bestraft den Uebelthäter und beweist dadurch, dass sie das 
Eherecht achtet; oder wenn ein Mitglied eines gewissen Ver- 
bandes sein Recht gegen einen Fremden geltend machen will 
(Tit. XLV.), verleiht sie ihm ihre Hilfe, indem sie ebendadurch 
den Bestand und die Anerkennung dieses Verbandes yerräth. 

Diese Erscheinungen wiederholen sich überall; anfangs 
herrscht das Geschlecht mit unumschränkter Gewalt über das 
Individuum, richtet nach eigenem Eechte, dem das Individuum 
unterthan sein muss, denn ausserhalb des Geschlechts könnte 
es nicht existieren; jene höhere Organisation (der Keim des 
späteren Staates), der man anfangs nur gewisse gemeinsame 
Interessen anvertraut hat, erweitert dann, indem sie an Grösse 
und Macht zunimmt und die ihr auferlegten Verpflichtungen 
gut erfüllt, den Bereich ihrer Wirksamkeit und benimmt dem 
Geschlechte gewisse Rechte über das Individuum. 

Es entsteht demnach ein neuer Wirkungskreis dieses höheren 
Verbandes, der sich immer mehr dem Staate nähert, und es 
entstehen Organe, denen er die Ausübung seiner Rechte, sowie 
die Erfüllung seiner Pflichten anvertraut. Sobald diese Organi- 
sation fest geworden, entsteht das Bedürfniss nach Aufzeichnung 
des Rechtes, d. h. der Art und Weise, in welcher die Staats- 
gewalt auf dem gewonnenen Gebiete vorgehen soll; der Inhalt 
eines solchen Rechtsbuches ist nun eben mehr oder weniger 
ein getreues Abbild der Verhältnisse ; denn aus der Normierung 
eines bestimmten Institutes oder aus der vollständigen Hinweg- 
lassung desselben kann man ersehen, wie weit in jener Zeit 
der Bereich der Staatsgewalt reichte, was dagegen noch andern 
Organen anvertraut gewesen. 

Indem wir das Buch des salischen Rechts in dieser Weise 
durchforschen, werden wir in vielen Fällen bemerken, dass sein 
Schweigen von Bedeutung ist. 

Wir brauchen kaum hinzuzufügen, dass man, wenn man 
sich auch nach dieser Erscheinung richtet, dennoch vorsichtig 

14* 
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vorgehen soll, damit man etwa das Verschweigen von Verhält- 
uisgien, die gar nicht existierten, nicht dahin deute, dass diese 
Angelegenheiten die Volksorgane nichts angiengen; in dieser 
Beziehung ist jedoch sehr oft eine ControUe an der Hand da 
und dort zerstreuter Erwähnungen möglich. Eingehend können 
wir diese Frage hier nicht behandeln, wir möchten jedoch in 
dieser Weise unsere Stellung der Lex Sal. gegenüber angeben, 
gleichsam constatieren, was wir von ihr erwarten können, 
welche Informationen sie uns darbieten wird, und wie wir über 
dar!, was wir in ihr nicht finden werden, denken sollen. Wir 
sind zu der üeberzeugung gelangt, dass der Umstand, ob und 
in welcher Weise die L. Sal. gewisse Erscheinungen erwähnt, 
vor allem davon abhängt, ob und inwiefern die Institutionen, 
mit denen jene Erscheinungen verbunden sind, der höheren Ge- 
walt, nämlich der Volksgewalt anheimgestellt sind und über den 
Wirkungskreis anderer Verbindungen hinausgehen, mit deren 
Organisation sich die L. Sal. nicht befasst, deren Gewalt sie 
aber nicht angreift. Es ist dies wahrlich — wir fühlen es nur 
zu sehr und in den Einzelheiten wird dies empfindlich sein — bis 
zu einem gewissen Grade eine Gleichung mit zwei Unbekannten. 

Nachdem wir — soweit es möglich und unseren Zwecken 
entsprechend — die Natur, sowie die Geschichte der Entstehung 
dieser wichtigsten und classischen Kechtsquelle erwähnt haben, 
treten wir jetzt an deren Ausbeutung heran, an die Zusammen- 
äiellung aller für uns wichtigen Einzelnheiten, die uns die 
L. Sal. bietet. 

Diese Aufgabe ist nicht leicht; eine riesige Literatur, eine 
stattliche Anzahl widersprechendster Ansichten, die sich im 
Laufe der Zeit und zufolge des Fortschrittes der Wissenschaft 
fast um einen jeden wichtigeren Abschnitt unseres Eechtsdenk- 
mals gruppiert haben, erschweren schon die einfachste Orien- 
tierung und machen die Bildung eines selbständigen und un- 
abhängigen Urtheils fast unmöglich. Eine jede dieser wider- 
aprechenden Ansichten ändert nämlich, indem sie einem be- 
stimmten Abschnitte eine andere Bedeutung zuschreibt und das 
Institut, dessen Begründung in dem betreffenden Abschnitte 
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zu sehen ist, in ein anderes Licht stellt, die ganze Fassung 
und das ganze innere System des altfränkischen Bechts und 
bringt zugleich die anderen wissenschaftlichen Systeme in Ver- 
wirrung. 

Diese Umstände schon machen es unmöglich, eine belie- 
bige Gruppe von Kechtsverhältnissen auf Grund der L, Sal. 
bündig und doch vollständig, sowie zugleich klar darzustellen, 
denn, wenn wir alle verschiedenen Ansichten berücksichtigen 
wollten, die man wegen ihrer oftmals grossen wissenschaft- 
lichen Bedeutung unbedingt berücksichtigen muss, wären wir 
fortwährend der Gefahr ausgesetzt, den Leitfaden zu ver- 
lieren; mit fortwährender Polemik, sowie einer referierenden 
Besprechung der mannigfaltigen Theorieen beschäftigt, wären 
wir nicht imstande, eine Einheit zu erzielen, die durchaus 
nothwendig ist, besonders dort, wo wir uns in weiterer Fort- 
setzung auf diese Grundlage zu stützen und auf die hier an- 
gegebenen Einzelnheiten zu berufen bemüssigt sein werden. 

Daher werden wir die Ausbeutung des salischen Bechts 
in einer von den bisherigen etwas verschiedenen Weise durch- 
führen. 

Wir werden nämlich vor allem dasjenige, was die L. Sal. 
über die Ansiedlung und die bodenrechtlichen Beziehungen 
des IndividuTims angiebt, nach bestimmten Kategorieen, die sich 
dazu besonders eignen, darstellen. Dabei werden wir in einer 
möglichst genauen und vorsichtigen Weise die Geschichte des 
Textes, die Geschichte der einzelnen Abschnitte, sowie ihr gegen- 
seitiges Verhältniss berücksichtigen. Wir werden uns jedoch 
auf diese vielleicht zu trockene Zusammenstellung beschränken 
und, indem wir alle für uns interessanten Abschnitte und Er- 
wähnungen der Eeihe nach in Gruppen, die am meisten der 
Natur der Sache entsprechen, durchgehen, uns bemühen, einzig 
und allein ihre wörtliche Bedeutung kennen zu lernen, diese 
Bedeutung nämlich, die wir aus dem Texte der Lex selbst 
entnehmen können, ohne dass wir zu weiteren Hypothesen und 
Vermuthungen unsere Zuflucht nehmen oder andere Hilfsquellen 
anwenden. 
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Wir werden auf diese Weise ein sehr wichtiges Resultat 
erzielen, nämlich eine ganze Reihe von sicheren, unzweifelhaf- 
ten Thatsachen kennen lernen, auf deren Unterscheidung von 
anderen weniger sicheren, die erst mittelbar erkannt werden, 
beständig und unaufhörlich Nachdruck gelegt werden soll; die 
in dieser Weise unterschiedenen sicheren Thatsachen werden 
eine desto stärkere und desto untrüglichere Grundlage der wei- 
teren Forschungen bilden, wobei wir die Gefahr, uns von allzu 
kühnen Annahmen lenken zu lassen, vermeiden werden, eine 
Gefahr, die um so drohender ist, als wir erwiesenermassen an 
die Lösung einer jeden interessanten Frage gewöhnlich mit 
einem schon von vornherein gefassten und selten richtigen Vor- 
urtheile treten. Dieses Resultat wird jedoch zugleich sehr dürf- 
tig und unvollständig sein; auf viele wichtige Fragen werden 
wir durchaus^keine Antwort erhalten, auf andere eine unzuläng- 
liche, die man nur bei Benützung verwandter Quellen mit 
Leichtigkeit ergänzen könnte; wir thun es jedoch nicht, um 
die Einheit des Gegenstandes nicht zu verletzen und um dieses 
Material ohne Beimischung zusammenzustellen. Erst, nachdem 
wir uns in dieser Weise sichergestellt haben, wollen wir an 
die Construction der bodenrechtlichen Verhältnisse des Indi- 
viduums herantreten, insofern sich dieselben in den angeführ- 
ten und gruppierten Abschnitten der L. Sal. offenbaren; dabei 
werden wir uns selbstverständlich, um gewisse Nachrichten zu 
verbinden, um den Rechtszustand herzustellen, dem diese zerstreu- 
ten Worte und Erwähnungen unwillkürlich zum Ausdruck die- 
nen, gewisser Combinationen bedienen und die ganze Literatur 
dieses Gegenstandes, insofern sie uns zugänglich gewesen, be- 
rücksichtigen müssen. 

Doch auch hier werden wir uns nur ausnahmsweise an- 
derer Quellen bedienen; denn wir sind, wie in der Einleitung 
schon mehrmals erwähnt, bemüht, das Bild der Rechtsverhält- 
nisse des Individuums an Grund und Boden ausschliesslich auf 
die ältesten vorhandenen Nachrichten zu stützen und soweit als 
muglich zu vermeiden, dass in diesem Bilde spätere Zusätze 
vorkommen, die dem gallo-romanischen Boden ihren Ursprung 
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verdanken ; daher halten wir dafür, dass wir üher die Lex Sal. 
nur dort hinausgehen dürfen, wo wir es mit einer Quelle zu 
ihun haben, die man in der ganzen Bedeutung des Wortes zur 
Interpretation der L. Sal. anwenden kann; alle anderen Quellen 
dagegen, seien es die rein germanischen (jedoch nicht fränki- 
schen), oder die merowingisehen, schliessen wir vorläufig ent- 
schieden aus, wenn in denselben auch eine sogar bedeutende 
Analogie der Verhältnisse auftreten würde, denn Analogie ist 
nicht Identität und kann bei Anwendung auf die Gegenstände, 
mit deren Erforschung wir uns gerade befassen, gefahrlich wer- 
den, da sie ihrerseits selten von petitio principii frei ist 

In meisterhafter Weise hat Lamprecht ^) eine ganze 
Eeihe von Einzelnheiten, die die Wirthschaft und das ökono- 
mische Leben der salischen Franken betreffen, verwerthet; er 
ist auch neben Brunner *), der jedoch der Anlage seines 
Werkes gemäss nur einige Worte diesem Oegegenstande wid- 
men konnte, vielleicht der einzige unter den vielen Schrift- 
stellern, die sich mit dieser Frage mehr oder weniger flüchtig 
befassten, der die Vermischung salischer und analoger Erschei- 
nungen bei anderen germanischen Völkern, vor allem auch die 
beliebte Verbindung jener Zeiten mit den ältesten und mit be- 
deutend späteren zu vermeiden vermochte. Diese Einzelnheiten 
gehen uns nicht alle und nicht in gleichem Orade an. Uns 
ist vor allem darum zu thun, zu erforschen, wie sich die Franken 
ansiedelten, d. h. wie sie jene Beziehungen zu Grund und Bo- 
den, deren Inhalt und Wesen wir später im besonderen unter- 
suchen, angeknüpft und ausgestaltet haben. Nachdem wir die 
Art und Weise der Ansiedlung kennen gelernt, werden wir vor 
die Frage gestellt, was denn die L. Sal. über die materielle 
Art und Weise der Ausnützung des durch die Ansiedlung ent- 
standenen Verhältnisses, d. h. über die Ausbeutung des Bodens, 
demnach über den Anbau und andere Nutzniessungen angiebt. 
Nachher werden wir dasjenige zusammenzustellen haben, was 



1) Deutsche Wirthschaftsgesch. I. Cap. 
•) K-G. 1.. 194 ff. 
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sich auf das ausbeutende Subjeet bezieht, also auf die Frage, 
wer dieses bodenrechtliche Verhältniss eingeht, und endhch 
dasjenige besprechen, was wir als juristische Merkmale dieses 
Verhältnisses anzusehen haben. 

Wir wollen also die L. Sal. in vierfacher Richtung be- 
nützen : 

1. zur Erkenntniss der Natur der Ansiedlung, 2. zur 
Erkenntniss der Art und Weise, in welcher dieser Boden aus- 
gebeutet wird, 3. zur Erkenntniss des Subjects der bodenrecht- 
lichen Verhältnisse, 4. zur juristischen Erforschung der Er- 
scheinungen der Thätigkeit dieses Subjects, Erscheinungen, die 
ein sehr klares Licht auf die BeschaflFenheit der dem Subjecte 
zustehenden Rechte werfen. 

Bei dieser Uebersicht werden wir immer von dem Indi- 
viduum und dessen nächsten Verhältnissen ausgehen. 

Sowohl die Stylisierung, als auch die Beschaffenheit des 
salischen Rechtsbuches und die Sicherheit der Untersuchung 
selbst fordern ein solches Vorgehen ; für letztere kann die Aus- 
schliessung aller räthselhaften Elemente nicht ohne Nutzen 
bleiben. Erst wenn wir über die Stellung des Individuums 
klar und deutlich informiert sind, wenn wir die Lücken des 
diese Stellung betreffenden Rechts genau bezeichnen können, 
wollen wir uns der Frage zuwenden, wie man diese Lücken 
ausfüllen könnte und wo man die fehlenden Bestandtheile 
des ganzen Organismus zu suchen hat. 



A. Die Ansiedlung. 

Als Benennung menschlicher Sitze benützt die L. Sal. im 
allgemeinen folgende: „casa*, „domus% „curtis* und ,villa" *). 



*) Obwohl sich die Quellen lateinischer Ausdrücke bedienen, so ist 
dennoch eine Uebereinstimmung germanischer Begrifie mit den lateini- 
schen Bezeichnungen nicht ausgeschlossen (s. F ick er I.e. I. § 34). 
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Die zwei ersten Bezeichnungen sind von gleicher Bedeu- 
tung und nichts verräth bei der Anwendung der einen oder 
der anderen einen Unterschied. Beide dienen einfach zur Be- 
zeichnung eines Hauses in technischem Sinne, d. h. desjenigen 
Ortes, wo man wohnt, ohne Eücksicht auf irgend eine recht- 
liche Bedeutung oder rechtliche Verbindung desselben mit dem 
Grundstücke, auf dem es steht. Daraus jedoch, dass das Haus 
geschlossen werden kann, dass von Diebstählen gesprochen 
wird, die von Fremden innerhalb eines Hauses verübt werden i), 
dass ein Einbruchsdiebstahl ^) für ein grösseres Verbrechen gilt 
und eine empfindlichere Strafe zur Folge hat, als ein gewöhn- 
licher Diebstahl, geht hervor, dass das Haus schon eines weit- 
gehenden Bechtsschutzes geniesst; einen weiteren Beweis für 
die hohe Bedeutung des Hauses bildet der Umstand, dass das 
Individuum in demselben wichtige Bechtsacte^) vornimmt, dass 
das Haus demnach nicht allein physisch seinen Sitz bildet, 
sondern dass es zugleich der Centralpunkt seines Handelns ist. 
Die Construction des Hauses an und für sich geht uns hier 
nicht näher an; wir wollen jedoch einen überaus interessanten 
Abschnitt, nämlich Tit. XXVII. § 32 anführen, der den älteren 
Texten unbekannt ist und auf die bewegliche Natur des fränkischen 
Hauses ein Licht wirft. 

Was die »curtis* anbelangt, machen wir vor allem darauf 
aufmerksam, dass in dem ältesten, für uns demnach wichtigsten 
Texte dieser Ausdruck nur einmal vorkommt und zwar in dem 
Tit. XXXIV. § 4; diese Stelle ist jedoch schon wegen ihres 
mangelhaften Zusanmienhanges mit den vorhergehenden dieses 
Titels, obwohl sie von allen anderen Eedactionen in derselben 
oder in ähnlicher Weise aufgenommen wurde — bis zu einem 
gewissen Grade verdächtig. Ausser diesem Falle finden wir 
den Ausdruck „curtis* in dem Tit. VII. § 11 (Cod. 5.), wo von 
„pomarium de intus curte^^ die Bede ist und in der Lex Emen- 



*) z. B. in Tit. XL 
») XI. § 6. 
») Tit. Lvm. 
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dato VI. § 3, wo ein Hund, der die „domus sive curtis" hütet, 
erwähnt wird. Wir wissen schon, wie man die Zusätze der späteren 
Codificationen aufisufassen hat, besonders insofern dieselben G^en- 
stände betreffen, welche als Symptome einer höheren und fort- 
schreitenden Cultur gelten müssen. 

Der Umstaud, dass wir die „curtis" zweimal in Verbindung 
mit solchen Gegenständen antreffen, die den älteren Texten 
unbekannt gewesen, einmal dagegen in einem Abschnitte, der 
wiederum aus anderen Gründen ein gewisses Bedenken erregt, 
lässt den Gedanken aufkommen, dass „curtis^^ später als „domus^^ 
Bechtsschutz erlangte, dass sich das Gemeinwesen ihrer später 
ald des Hauses zu Gunsten des Individuums annahm. 

Die Bedeutung der „curtis" ist ohne Schwierigkeiten fest- 
zustellen. Wenn „domus^^ und „casa^^ das Wohnungsgebäude 
bezeichnen, so ist die „curtis", welche, wie wir aus Tit. VII. § 11 
(Cod. 5.) ersehen, Obstbäume einschliessen kann, die ferner von 
einem Hunde, der jedenfalls hinter dem Hause untergebracht ist, 
bewacht wird, etwas umfangreicher. Zu derselben gehören un- 
zweifelhaft auch die Wirthschaftsgebäude, von denen die L. Säl. 
oftmals spricht; sie bedeutet demnach eine Wirthschaft, das- 
jenige, was wir ein Gehöfte nennen. 

Im Laufe der Zeit gewinnt die „curtis" zufolge der Fort- 
schritte der wirthschaftlichen Entwicklung eine immer grössere 
Bedeutung; das Haus bleibt jedoch das Centrum des ganzen 
Lebens, der Sitz des Individuums und der Familie in rechtlicher 
Bedeutung. Die „curtis^^ dagegen hat für uns di^ Bedeutung 
der ersten Grundfläche hinter dem Hause, mit der der Mensch 
unmittelbar und fortwährend in Berührung kommt, zu der er 
immer engere Beziehungen eingeht, die nächste Fläche, welcher 
die Person, ebenso wie dem Hause — doch jedenfalls später — 
durch fortwährenden Gebrauch einen individuellen Charakter 
verleiht. Dieser Charakter erhält eine Rechtssanction, da ein 
Verbrechen innerhalb der „curtis" auf gleiche Stufe gestellt 
ist mit einem Verbrechen, das im Hause begangen *), wo- 

») Tit. XXXIV. § 4. 
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durch die „curtis^^ ebenso unantastbar wird, wie alle anderen 
Sachen. Dass jedoch diese allgemeine Bedeutung zur Zeit der 
Bedaction des ersten Textes erst zu keimen begann, beweist 
der Umstand, dass sich die Lex Salica besonders mit den 
Diebstählen befasst, die im Hause begangen werden und davon 
die Verletzung der „curtis" unterscheidet, und was noch wich- 
tiger, besonders die Verletzung von Gegenständen hervorhebt, 
die doch im Umkreise der „curtis" gelegen waren i), auf die 
sich daher der der „curtis^^ zukommende Bechtsschutz hat aus- 
dehnen müssen. Indem wir gewissen ökonomischen Gründen, 
die eine besondere Berücksichtigung der einzelnen innerhalb 
einer und derselben Wirthschaft gelegenen Gebäude erfordern 
würden, vollständig Bechnung tragen, können wir uns dennoch 
der Ansicht nicht verschliessen, dass hier die Fläche, die zwischen 
dem Hause und der Vorrathskammer oder dem Stalle gelegen 
ist, nicht berücksichtigt wird, dass man sich also nur mit den 
Gebäuden allein befasst und dass erst später der Begriff „curtis^^ 
in der Bedeutung einer Wirthschaft, die eine gewisse Fläche 
umfasst, entsteht^). 

„Casa'S „domus" und „curtis" haben vor allem eine Be- 
deutung nach innen, für das Individuum, für seine Familie und 
seine ökonomische Existenz; nach aussen wissen wir nur, dass 
sie für Fremde abgeschlossen sind und dass ihre Verletzung 
strafbar ist. Ueber die Bechtsverhältnisse der einzelnen Häuser 
und ihrer Einwohner erfahren wir aus diesen Quellen gar nichts. 
Wichtig ist in dieser Hinsicht erst das Wort „villa", namentlich 
in einer seiner Bedeutungen. 

Denn man muss sofort einsehen, dass dieses Wort nicht 
immer dasselbe bedeutet, „Villa" kommt in dem ältesten Texte 
viermal vor und zwar: 1. in Tit. III. § 5, 2. in Tit. XIV. § 6, 
3. in Tit. XLII. § 5, 4. in Tit. XLV. § 1. Ausserdem in Cod. 2 
in Tit. XXXIX. § 4, in den Texten der zweiten Gruppe (CC. 5 



1) Tit. XVI. §§ 2 und 3. 

*) Die Behandlung dieses Gegenstandes in den übrigen Leges werden 
yfiv seinersseit besprechen. 
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und 6), in Tit. XL V. § 3, endlich im Capitulare Chlodwig's, inTit, 
LXXm (1). Der Unterschied in der Bedeutung des Wortes „villa'^ 
in den sub 2 und 3 angeführten Stellen einerseits und in der 
sub 4 angeführten andererseits ist ofiFenbar. 

Wenn wir in den zwei ersten in nichts den Beweis einer 
grossen Ansiedlung erblicken können, dürfen wir dagegen in 
dem letzteren keineswegs eine kleine, abgesonderte Wirthschaft 
(Hof) vermuthen. Wir wollen demnach die Auseinandersetzung 
mit dieser Stelle (XLV. § 1) als der wichtigsten beginnen ; wir 
werden hernach sehen, ob und inwiefern man das hier gewon- 
nene Ergebniss auf andere Fälle beziehen kann. 

Was diesen Titel anbelangt, kommen alle Gelehrten mit 
Ausnahme Seel^ohms^), der hier eine königliche Villa ge- 
funden zu haben glaubte, sowie FusteTs de Coulanges 
einstimmig darin überein, dass hier „villa* eine grössere An- 
siedluD g bedeute. Sogar v.Inama-Sternegg, der sonst ^) über- 
haupt der Ansicht, dass die salischen Franken Dorfansiedlun- 
gen gekannt, abgeneigt ist, giebt es in diesem Falle zu. Eine 
grössere Anzahl von Einwohnern, die Rechtshandlungen ^) vor- 
nehmen dürfen und die ein Territorium bewohnen, welches mit 
diesem einen Worte bezeichnet wird, kann man nicht anders 
auffassen. Die Frage, welche Verhältnisse unter den in einer 
Ortschaft angesiedelten Einwohnern bestehen und welche die 
Ursachen dieser Verhältnisse sind, geht uns vorläufig nichts an ; 
wir constatieren nur, dass in dem Abschnitte, der zu den origi- 
nellsten des salischen Rechts gehört, von einer Ortschaft die 
Rede ist, die von zahlreichen Ackerbauern bewohnt wird. Von 
der Interpretation FusteTs werden wir noch später sprechen; 
hier wollen wir nur erwähnt haben, dass sie jeder Stütze ent- 
behrt, und dass sie auf vollständig falschen Grundlagen und 
Vorurtheilen beruht. 



*) The Englisli village communities p. 260. 
«) Wirthschaftsgesch. I. 42—44. 

«) Denn die Ausübung des Widerspruchsreclites ist doch jedenfalls 
eine Rechtshandlung. 
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Nicht so klar liegt die Sache betreflTs der anderen Ab- 
schnitte. Die Bedeutung des Wortes villa, die wir im Tii XLV. 
gesehen, darf man nicht unbedingt auch auf andere Abschnitte 
übertragen. Ausser der unzweifelhaft gleichen Bedeutung in 
§ 3 desselben Titels, kann man nur in Tit. XXKIX. § 4, (Cod. 2), 
sowie in Tit. LXXIII (1) mit aller Wahrscheinlichkeit in , villa* 
eine Dorfansiedlung sehen. Was die anderen Stellen anbe- 
langt, fehlt es an Sicherheit oder Wahrscheinlichkeit, wir haben 
^ber auch kein Becht zu behaupten, dass ihr Inhalt im Wider- 
spruche 1) stehe mit der Bedeutung, die die „villa" in Tit. XLV. 
aufweist. In den sub 2 und 3 angeführten Abschnitten spricht 
das Wort „aliena" bei „villa*' gesetzt, durchaus nicht für die 
Behauptung v. Inama's; „alienus" bedeutet, wie wir es noch 
werden bestätigen können, nur so viel, dass der Eindringling 
auf diese Villa kein Becht hatte, dass diese villa für ihn eine 
fremde gewesen, es beweist jedoch durchaus nicht, dass in dieser 
„villa" nur eine einzige Person, beziehungsweise Familie wohnte, 
und dass diese „villa" ein selbständiger Hof gewesen. 

Es fehlt vielleicht auch nicht an einem positiven Grunde 2), 
der dafür spricht, dass „villa" in dem sub 2 angeführten Ab- 
schnitte nicht die Bedeutung eines Hofes habe. Den Grund 
bildet der Um&tand, dass Tit. XIV. § 6 schon für den Ueber- 
fall einer „villa alterius", sogar dann, wenn kein Schaden ver- 
ursacht worden ist, eine Strafe von 63 Solidi festsetzt, d. h. 
dieselbe Strafe, die im Tit. XVI. § 1 für die Verbrennung eines 
Hauses bei Nacht, wobei das Leben der Einwohner einer Ge- 
fahr ausgesetzt ist, angedroht wird. Diese Uebereinstimmung 
zwischen der Strafe* für den Ueberfall auf eine „villa" und der 
für die Verbrennung eines Hauses ist überraschend ») ; eine 



>) Dies nimmt v. I n a m a 1. c. an ; zu weit geht in entgegengesetzter 
Richtung Schröder (D. Franken u. ihr Recht 49), der überhaupt nur 
eine Bedeutung des Wortes villa zugeben will ; dies lässt sich doch schwer 
begründen. 

*) Zu beachten auch die Glosse »thurp phaldeo* (Dorfüberfall). 

s) 8. auch Tit. XXVII. § 32 (IL Textgruppe), wo die Wegnahme 
des Hauses (trahere) mit einer Busse von nur 30 Schill, bestraft wird. 



fremde „villa^^ erfreut sich daher eines höheren Schatzes, als 
die „casa"; schon dies allein spricht dafür, dass jene „villa" 
kein abgesonderter Aufenthaltsort einer Familie ist und macht 
die Annahme wahrscheinlich, dass wir es hier mit einem Ueber- 
falle einer fremden Dorfansiedlung zu thun haben, welcher 
Ueberfall strenger bestraft wird, als der Ueberfall der Häuser, 
die innerhalb der Ansiedlung gelegen sind, zu der der Thäter 
selbst gehört Was den Abschnitt, den wir sub 3 angefahrt 
haben, anbelangt, so spricht im Gegentheil schon die Glosse 
vielmehr dafür, dass es ein Einzelhof gewesen. 

Bezüglich des Abschnittes sub 1 können wir, obwohl wir 
die Unklarheit der Sache anerkennen, dennoch die in dieser 
Hinsicht entschiedene Erklärung v.Inama's^) nicht billigen, der 
hier durchaus Hofansiedlungen sehen will, indem er die Bemer- 
kung macht, dass ein einziger Stier für Kühe von 3 Dörfern 
nicht hinreichend gewesen wäre. Wir lassen uns auf die Be- 
urtheilung der Frage nicht ein, ob ein jedes dieser Dörfer je 
12 Kühe, also eine ganze Heerde hat haben müssen, wie es 
Inama annimmt, machen jedoch nur darauf aufmerksam, dass 
der Annahme, jener gestohlene Stier sei einer von den drei 
Dörfern gemeinsamen Stieren gewesen, nichts widerspricht. 
Wenn man annehmen kann, dass drei Höfe einen gemein- 
samen Stier gehabt, ist es umsomehr gestattet, dafürzuhalten, 
dass etliche benachbarte Dorfansiedlungen, die, wie wir es 
später oftmals sehen werden, eine gemeinsame Weidefläche be- 
nützten, einige gemeinsame Stiere haben konnten. 

Was den Tit. LXXIII. (I) anbelangt, haben wir schon vor- 
her gesagt, dass aller Wahrscheinlichkeit nach auch hier von 
einer grösseren Dorfansiedlung die Rede sei. Man hat ein Ver- 
brechen begangen „iuxta villa, aut inter duas villas proximas 
sibi vicinas." „Vicini illi in quorum campo vel exitum*' ein 
Leichnam aufgefunden wurde, schaffen Tragbahren herbei. Der 
Kichter spricht: „homo iste in vestro agro vel in vestibulum 
est occisus.^^ Nachher ist die Bede von dem Beinigungseide der 

«) 1. c 43. 



„vicini" und zwar in der Weise, dass die „meliores** mit 65, 
die „minofiedi^' dagegen mit 15 EidesheUern den Eid ablegen. 
Man ist von der Annahme ausgegangen, das der Mord ent- 
weder „iuxta villa", oder „inter duas villas*' begangen worden 
und diese beiden Fälle werden deutlich unterschieden ; es spricht 
jedoch nichts dafür, dass in dem einen Falle von einem Einzel- 
hofe die Bede sei, im andern dagegen von einer Dorfansied- 
lung; dieser Annahme widerspricht die Thatsache, dass in der 
Fortsetzung nur von Eventualitäten einer und derselben Kate- 
gorie die Bede ist. Die Sätze „yicini illi in quorum campo vel 
exitum", sowie „homo iste in vestro agro vel in vestibulum est 
occisus^^ beziehen sich auf einen und denselben Gegenstand. 
Inama betont hier den Ausdruck „vestibulum" i), der augen- 
scheinlich entschieden dafür zu sprechen scheint, dass hier bloss 
von einer Einzelansiedlung die Bede sein kann. Wenden wir 
jedoch unsere Aufmerksamkeit der parallellen Stellung der Aus- 
drücke : „campo vel exitum" und „agro vel in vestibulum" zu 2) ; 
es wird niemand leugnen, dass „campus" und „ager" hier in 
gleicher Bedeutung angewendet sind, und weil wir der ganzen 
Gonstruction dieses Abschnittes entnehmen, dass beide Sätze 
dasselbe bezeichnen, da sich ja der Bichter in seinem „Homo 
iste" u. s. w. ausdrücklich auf den Sachverhalt beruft, den man 
uns im ersten Satze geschildert, müssen wir „exitum" unzwei- 
felhaft ala gleichbedeutend mit „yestibulum" ansehen. Nicht ohne 
Bedeutung ist auch der Umstand, dass Cod. 2 einmal „strada" 
für „villa" setzt s). Den Mord hat man demnach „in campo" 
verübt, oder auf dem Wege, und zwar, wie wir es aus dem 
ersteren Satze ersehen, auf einem Wege, der neben einer „villa" 
führte, oder zwei „villae" mit einander verband. Zur Verant- 
wortung ist eine sehr zahlreiche Bevölkerung berufen, eine ver- 
schiedenartige Bevölkerung („meliores" und „minofledi"), die 
jedoch frei ist, denn sie schwört mit Eideshelfern. Eine so 



In Cod. 2 lesen wir »iuxta strada«. 

2) Darauf hat mich Prof. Thövenin aufmerksam gemacht. 

8) Dies hebt Lamprecht 1. c. 13. Anm. 3 hervor. 



emgerichtete Einzelansiedlung kann man sich nicht vorstellen. 
Nachher müssen wir bedenken, dass immerwährend von „vicini" 
gesprochen wird, d. h. von benachbarten Ackerbauern; und doch 
wird ein „iuxta viilam'' oder „iuxta strada'' verübter Mord von 
demjenigen, der zwischen zwei viilae begangen wurde, unter- 
schieden, 

Wexm „villa" eine Einzelansiedlung bezeichnen würde, wie 
köunten da im Falle eines Mordes „iuxta villam" ,.vicini" auf- 
treten? Ausserdem stehen sich diese „vicini^^ nicht vollständig 
fremd gegenüber, denn wir begegnen dem Ausdrucke „in agro 
veatro'S den man durchaus nicht verstehen könnte, wenn wir 
hier nur mit Hofeigenthümern zu thun hätten, die, von ein- 
ander unabhängig, nur zufällig benachbart wären i). 

Wir sehen demnach, dass „villa" in der L. Sal. überwie- 
gend eine grössere Ansiedlung bedeutet, die aus einer gewissen 
Anzahl von Gehöften zusammengesetzt ist, dass sie jedoch 
nebenbei, besonders in. dem sub 3 angeführten Abschnitte und 
vielleicht auch in dem sub 1 eine Einzelansiedlung bezeichnet. 
Jedenfalls geht daraus hervor, dass bei dem Volke, mit dessen 
Cultur uns die L. Sal. bekannt macht, grössere Dorfansiedlun- 
gen vorkamen, deren Bestandtheile jene „casae", „domus" und 
„cui-tes'* bildeten 2). Man hat jedoch die Thatsache des Bestan- 
des von grösseren Ansiedlungen und Einzelhöfen (Dorf, Hof) 
nebeneinander nicht immer und nicht gehörig von der Frage 
bezüglich der Bechtsordnung der Dor%emeinden unterschieden; 
allzu oft hat man sich zur Lösung der diesbezüglichen Frage 
unbekannter Elemente bedient. Wäre dies nicht der Fall, so 
hätte Inama^) betreffs des zuletzt besprochenen Abschnittes 



') Zu demselben Ergebnisse gelangt, wenn auch auf andere Weise 
Schröder (D. Fr, u. ihr R. 58 f.). 

=j Dies wird auch allgemein angenommen. S. Waitz: D. alte R. 
124, Vert,-G. II. I. 90; Schröder 1. c. 49, Lehrb. 12; Lamprecht 
L c. I. 7; Brunn er 1. c. I. 59. Die Ansicht Inama*8 (p. 42—44) haben 
wir besprochen. 

*) L c. 44: »Auch die Erwähnung von »viilae« in einem Capitolar 
ChiodovQchs kann für die dörfliche Ansiedelung der Salier auf ihrem 



ohne Zweifel nicht jene allgemeine, und hier auch unpas-^ 
sende Bemerkung machen können, dass „campus^' und „ager^^ 
als Ackerland Privateigenthum seien, sondern er hätte vielmehr 
bemerkt, dass die Bedeutung dieser beiden Worte eine sehr all- 
gemeine ist. Die Verbindung dieser beiden Fragen — nämlich, 
der Frage bezüglich des gemeinschaftlichen oder Individual^ 
eigens und der Frage nach der Art und Weise der Ansiedlung 
— die man, insofern man hier auf eine bestimmte Fragestel- 
lung überhaupt eingehen kann — • unbedingt abgesondert be- 
handeln soll, hat bewirkt, dass v. Inama ohne gehörige Grund- 
lage zur «Verschärfung des Gegensates zwischen der einen und 
der anderen Form, nämlich zwischen Dorf- und Einzelansied- 
lungen beigetragen hat. 

Bei der Auseinanderhaltung dieser beiden Fragen ist die 
Wissenschaft zu Besultaten gelangt, mit denen man dasjenige, 
was wir in der L. Sal. gefunden, sehr gut in Einklang bringen 
kann. Einen solchen Gegensatz hat es nicht gegeben; man 
kann keinem germanischen Volke die ausschliessliche Neigung 
zu Dorf- oder Einzelansiedlungen zuschreiben. Die Ueberhand- 
nahme der einen über die andere Form hat sich hie und da 
mit Bücksicht auf die Ortsyerhältnisse und das Terrain ^) er- 
geben^ oder auch deswegen, weil die Bevölkerung, die in diesem 
Lande vorher gelebt, sich in dieser Weise ansiedelte und ihre 
Nachfolger schon bis zu einem gewissen Grade fertige Ansied- 
lungen übernahmen 2). 

Noch weiter als v. Inama, und unter Anwendung ganz an- 
derer, weit weniger kritischer Mittel ist Fustel de Co u lan- 
ges gegangen, den wir deshalb schon hier erwähnen müssen, 
da auch er, ähnlich wie Inama, jedoch mit einer Leidenischaft, 
die dem letzteren Gelehrten fremd gewesen, theilweise unter 
dem Einflüsse der Abneigung gegen alle Formen des früheren 



heimisclieii Gebiete nichts beweisen, sowenig als für das Dasein 
einer Feldgemeinde der Markgenossenschaft. 

1) Hanssen: Agrarhist. Abhdl. 27; Schröder: Lehrb. 50. 

2) Lamprecht: Die alt. Nachr. üb. Hof- u. Dorfsystem (Zschr. d. 
Bergischen Gesch.-Vereins. XVI. 198). S. auch oben S. 133. 

Ha^lban Blnmenstok, Immobiliareigentham I. 15 



Ei^enÜiuinsrechts, vorgegangen ist und, indem er den Bestand 
Yon ADsiedlungen, deren Einwohner in vielen Beziehungen durch 
rechtliche Bande verbunden sein konnten, bekämpfte, hat er zu- 
gleich schon von vornherein jede Vermuthung bezüglichi der 
Beschaffenheit dieser Bande verworfen; theilweise that er es 
auch deshalb, um, wie immer, den germanischen Einfluss auf 
den Bechtszustand der merowingischen Periode zu leugnen, 
einen Einfluss, der bei Annahme von Dorfansiedlungen, die von 
freien Germanen gegründet und bewohnt gewesen wären, an 
Bedeutung gewinnen müsste. Im Zusammenhange mit seiner 
schon früher i) besprochenen Behauptung, wonach es im römi- 
schen Gallien nur ganz ausnahmsweise Dörfer gegeben hätte, 
glaubt er auch nach dem Eindringen der Franken die Existenz 
von rechtlich bedeutenden Dorfansiedlungen geradezu leugnen 
zu müssen. 

„Man hat nicht recht beachtet, dass die L. Sal. niemals 
Dörfer erwähnt 2). Dem Worte „vicus" begegnen wir niemals 
in derselben. Einige Gelehrte, die sich von dem vorgefassten 
(precon^ue) Gedanken leiten lassen, nach welchem ein freies Dorf 
die Grundlage der fränkischen Gesellschaft gewesen sein müsse, 
wollten, dass das Wort „villa", welches nirgends ein Dorf be- 
zeichnet, in der L. Sal. ausnahmsweise diese Bedeutung habe. 
Diese Ansicht ist jedoch unbegründet. Wir haben kein Recht, 
die Bedeutung des Wortes zu ändern, um darauf ein System 
aufzubauen. Die L. Sal. ist in keinem willkürlichen 
Latein geschrieben, wie es diejenigen behaupten, 
die sie wenig kennen, im Gegentheil verdient es- beachtet 
zu werden, dass die lateinischen Stammwörter, die sie anwen- 
det, immer diejenige Bedeutung haben, die ihnen die lateinische 
Sprache verlieh.*' Es scheint, dass der Vorwurf des Vorurtheils 
vielmehr denjenigen treffen sollte, der schon von vornherein 
auf Grund der Bedeutung des Wortes „villa" im classischen 
Latein und auf Grund einer ganz falschen Ansicht über das 



1) S. oben S. 134 f. 
3) Allen 201. . 
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salische Latein ein so entschiedenes und weitgehendes ürtheil 
ausspricht. Noch interessanter und noch weniger kritisch ist 
die Art und Weise, in der Fustel den Tit. XLV. Legis SaL, 
in dem „villa" absolut nur ein Dorf bedeuten kann, behandelt, 
üeber diesen Titel hat er schon früher eine besondere Abhand- 
lung verfasst ^), in der er auf Grund der Emendata zu beweisen 
strebte, dass es sich hier einzig und allein um einen üeber&ll 
auf einen fi*emden Besitz (villa) handle. Die Echtheit der Bu- 
brik, die an der Spitze dieses Titels in der L. Ementata ange- 
geben ist, nämlich „De eo qui yillam alterius occupaverit^S ver- 
theidigt er standhaft, indem er den Umstand heryorhebt, 
dass die Mehrzahl der Handschriften, nämlich 49, diesen Text 
aufweise und nur 14 die Bubrik „de migrantibus^^ haben. Er^t 
in der Anmerkung erkennt er an, dass fast alle besseren Hand- 
schrifiien gerade der letzteren Lesart folgen und wirft auf diese 
Weise selbst das Besultat dieser interessanten und in der Wissen- 
schaft bisher unbekannten Abstimmung der Texte über den 
Haufen; zugleich jedoch bezeichnet er, ohne einen Beweis oder 
auch nur eine Andeutung anzuführen, die Eintheilung der Texte, 
die sich auf die eingehendsten Forschungen stützt und von einer 
ganzen Beihe gewissenhaftester Gelehrten anerkannt worden 
ist, bei der es gelungen, die älteren Bedactionen von den neue- 
ren zu unterscheiden, geradezu als willkürlich 3); seine Be- 
hauptung stützt er wiederum einzig und allein darauf, dass alle 
Handschriften der Lex Sal. mehr oder weniger aus derselben 
Zeit stammen ! Es ist schwer, einen ungeheuerlicheren Fehler zu 
begehen; es ist nicht leicht, ihn zu verstehen, zu rechtfertigen 
aber unmöglich. 

Auf Grund von Denkmälern der merowingischen Praxis, 
die viel von Bechtsgeschäften über „villae" und verschiedenen 
Schicksalen, welche die „villae durchgemacht, sprechen, gelangt 
Fustel zu der Ueberzeugung, dass „villa^^ fast ausschliesslich 



1) Etüde 8ur le titre XLV de la Loi Salique »De migräntibus* 
(jetzt in Nouvelles Rechercheß). 
«) AUeu 302. Anm. 2. 

16 • 
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eine Einzelansiedlung bezeichne und nur ausnahmsweise ein 
Dorf, welches von freien Ackerbauern bewohnt wird. Er kam 
auch hier, ebenso wie bezüglich der gallischen Dörfer *) nicht 
auf den Gedanken, daaa doch von ßechtsgeschäften bezüglich 
eines von einer bestimmten Anzahl freier uuA in rechtlicher 
Hinsieht niemandem unterworfener Bauern bewohnten Dorfes 
keine Eede sein könne und dass daher die Urkunden und For- 
meln, wenn sie vom Verkaufe einet Vüla, ihrer Theilung, 
Schenkung u, e. w. sprechen, eine Einzelanaiedlung meinen* 

Man konnte jedoch nicht alle Freien ignorieren, deun sie 
konnten doch nicht alle Grossgrundbesitzer, d» h. Besitzer von 
Einzelansiedlongen gewesen sein; man konnte sie auch nicht 
alle diesen Anaiedlungen ?!utheilen, denn dort würden aie offen- 
bar fremden Boden bebauen, während die L, SaL Sehaaren von 
Bauern und Besitzern kleiner Grundstücke kennt, die demnach 
frei und auf eigenem Grund und Boden ansässig sind» 

Fustel hat also die ExisteuÄ von Dörfern, die von Freien 
bewohnt geweaen, anerkannt ^)j hat jedoch ihre Anzahl sowie 
ihre Bedeutung in hohem Masse reduciert. Was die Anzahl 
anbelangt, erklärt er wiederum auf Grund der Urkunden und 
Formeln^ dass er solcher Dörfer nicht mehr ak 50 gefunden, 
während sich der Ausdruck ^^vüla" in der Bedeutung einer Ein- 
zelansiedlnng mehr als 1200 mal wiederhole, ,,Elq derartiges ist, 
wie es eeheint, auch das Verhältniss zwischen den Dorfansied- 
lungen und Eerrengütem gewesen/* 

Was aber ihre Bedeutnug anbelangt, ao sieht er die Dörfer, 
da er in jenen Quellen keine näheren Andeutungen über ihre 
BestandiheUe, Umfang u. s. w, gefunden, eher als Wohnunga- 
und Indufltriemittelpunkte, denn als wirthsehaftUehe Auaied- 
lungen an^ 

Wir haben die Ansichten dieses sehr bekannten Schrift- 
atellerSi insofern sie uns hier angehen, in einer etwas umfas- 
senderen Weise umsomehr erwähnen müssen, als dieaelLen bis- 



<) B, oben 134 f, 
«) AUeu 219* 
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her nirgends gehörig widerlegt worden sind. Ausaer der Ab- 
leugnung der Bedeutung des Tit. XLV. gelangt Pu«tel in die- 
seni Falle zu einem Resultate, das man aucli bei v, Inama theil- 
weise finden kann, nämlich zu der Annahme^ daas die An£ahl 
der Domänen bei den Franken überwogen habe, und trachtet 
sogar — freilich erst bei den schon ständig und lange (100 
oder mehr Jahre) auf gallo-romanisehem Boden angesiedelten 
Franken, also in einem Zeitpunkte, der uns hier nichts angeht 
— das Zahlenverhältniss der Dörfer zu den Einzelanaiedlungen 
anzugeben und stellt es wie 50 : 1200 dar* 

Was dieses Verhältniss anbelangt, das, besonders ftir den 
uns hier vor allem interessierenden Zeitpunkt, niemand in 
Ziffern aufzustellen vermag, sind die Meinungsverschiedenheiten 
nicht gering, v. Inama^), der, den Eesultaten einer ausgezeich- 
neten Arbeit Arnolds 2) entsprechend, zugiebt, dass die End- 
silben der Ortsnamen auf „dorf^^ und „statt** den Aufenthalt 
der Franken auf alemannischem Gebiete bezeugen, dasa demnach 
die Ansiedlung in grösseren Gruppen eine Sitte der Franken 
gewesen, trachtet dennoch andererseits, wie wir schon gesehen^ 
das Wort „villa" soweit als möglich überall als Bezeichnung 
für Einzelansiedlung zu deuten. Inama's Ansicht ist jedoch, 
ausser durch die eben angegebenen Eücksichten, vielleicht auch 
durch die falschen Informationen über den späteren Zustand der 
Ansiedlung in Belgien und Nordfrankreich beeinflusst; denn in 
der dort augeblich überwiegenden Anzahl von EinzelanBiedlungea 
glaubte man die Spuren der ältesten Verhältnisse zu erblicken. 
Diese Nachricht hat, insoferne sie Nord - Frankreich betraf, 
Lamprecht 3) widerlegt, betreffs Belgiens wiederum Schrö- 
der*), der neben ausführlichen Nachrichten auch die interes- 
santen Erklärungen von Prof. Vanderkin der e angiebt^) und 



1. c. 32 f. 

*) Ansiedelungen und Wanderungen deutscher Stämme. 

•) Franz. Wirthschaftsgeschiclite passim. 

*) D. Franken u. ihr. R. 49. 

*) 1. c. 51, 
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zugleich gegen die Behauptung Inama^s^), wonach die in den 
frä&kiecheo Ortsnamen oft vorkommende Endsibe ,heim*'^) ab- 
geeonderte Ansiedlung beweisen sollte, auftritt, indem er mit 
Recht auf ,Bojohaemum* hinweist, welches trotz dieser End- 
silbe ein ganzes Land bedeutet; zugleich hat er den Umstand 
her?orgehoben, dass die Endsilbe »vik*, die immer ein Dorf 
bezeichnet, vielen Ortsnamen des altfränkischen Gebietes eigen sei. 
Im ZuBammenhange damit ist ein wichtiges Ergebniss, zu dem 
li* mprecht^) gelangte, zu beachten ; er hat in überzeugender 
Weise dargethan, dass die Einzelansiedlungen oft in Ländern 
auftreten, die früher von celtischen Völkern bewohnt gewesen. 
Die germaniBche Bevölkerung führte, indem sie an die Stelle 
dar verdrängten Gelten trat, die Wirthschaft in derselben Weise, 
die gewiss mit den damaligen ökonomischen Bedürfnissen und 
Ortaverhältnissen am besten übereinstimmte, weiter fort Wir 
betonten auch oben^), dass die altgallischen aedificia die Bömer* 
zeit überdauerten, worin ebenfalls ein Beweis ihrer wirthschaft- 
Uchen Existenzberechtigung zu sehen ist. Man kann auch nicht 
bezweifeln, daas die ältesten (einzelnen oder dorfmässigen) An- 
Eiedlnngen, die zu einer Zeit entstanden, wo es noch an Grund 
und Boden nicht mangelte, allen wirthschaftlichen Anforde- 
rungen und Bedürfnissen in einem weit höheren Grade Rech- 
nung tragen konnten, als solche, die in späterer Zeit angelegt 
worden, wo die dichtere Bevölkerung sowie der ökonomische 
Fortachritt, den Werth der Grundstücke hebend, der freien An- 
siedlimg und Auswahl des Ortes immer grössere Hindernisse 
entgegenzustellen begannen^). 

1} t c, 42 f 

=*) Nach G r a f 1 : Sprachscliatz IV. 946 bedeutet »Heim« ursprünglicli 
>Haufl*, S, auch d'Arboiß 1. c. VL u. IX. 

H) B. die oben angeftilirte Abhdl. in der Zschr. d. Berg'sclien Gesch.- 
Yereina. 

*) S, 1S3, 

^) Inama hebt 1. c. 33 hervor, dass von den Sltesten Ortschaften, 
die sicher bezeugt sind, nur wenige später untergehen, während von den 
später angelegten sehr viele, wahrscheinlich ungünstiger Yerbflltniss^ 
wegen, Yerftch^^illden, 
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Wir gelangen daher znm Schlüsse, dass man den Gedanken 
an einen ausdrücklichen Widersphich der beiden Ansiedlungs- 
systeme aufgeben und den entscheidenden Einfluss in dieser 
Hinsicht grundsätzlich den Ortsbedingangen zuschreiben müsse ; 
was aber den Zeitpunkt anbelangt, der uns angeht, begnügen 
wir uns mit der Gonstatierung der Thatsache, dass grössere 
Ansiedlungen bestanden haben, dass man aber auch den Be- 
stand von abgesonderten nicht leugnen könne ; das Verhältniss, 
in dem diese beiden Formen der Ansiedlung zu einander ge- 
standen, anzugeben, darf man sich nicht zutrauen ^). 

In der Folge werden wir bei der Beurtheilung der Bechts- 
Stellung und Zusammensetzung der Dorf- und Einzelansiedlungen 
Gelegenheit haben, auf ihre Aehnlichkeit hinzuweisen und wir 
werden uns überzeugen, dass die Erörterung dieser Frage auf 
<jrundlage der Nachrichten, die sich auf die Begriffe des Eigen- 
thumsreehts an Gtund und Boden beziehen, oder in Verbindung 
mit denselben, unbegründet ist. 



B. Die Ansnfltzung des Bodens. 



Als Bezeichnung für Grund und Boden in der allgemeinsten 
Bedeutung finden wir die Worte: , terra*, »ager* und „campus". 

„Terra" ist die allgemeinste; sie bezeichnet den Boden nur 
materiell, ohne Bücksicht auf alle Bechtsverhältnisse und auf 
die Art und Weise des Anbaues 2). Eine scheinbare Ausnahme 
bildet LIX, § 5*), wo man in Verbindung mit anderen Nach- 



*) Tit. XLV. beweist, dass zur Zeit die Aosiedlung bereits fast voll- 
zogen ist und dass die Bevölkerung einen gewissen Pichtigkeitsgrad er- 
reicht hat ; nur damit ist zu erklären, dass schon bestehende Ansiedlungen 
durch Einwanderung verstärkt werden sollen und dieser Verstärkung mit 
Unruhe entgegensehen. In dem Umstände aber, dass der Fremdling 
durchaus ein schon bestehendes Dorf zu seiner Ansiedlung wählt und es 
nicht vorzieht, sich auf ödem Lande niederzulassen, dürfte man eine 
ausgesprochene Neigung zur Dorf ansiedlung erblicken. 

«) XVn. § 5, LV. § 1, LVm. u. s. w. 

s) De terra vero^nuUfi in muUere hereditas. 
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richten aus dem Bereiche des Familien- und Erbrechts eine 
besondere Bedeutung, namentlich Ackerland finden könnte. 
Wenn wir jedoch erwägen, dass die Franken, was bekannt ist und 
wovon wir uns noch überzeugen werden, nicht allein Ackerland, 
sondern aach Wiesen und Wälder u. s. w. kannten, gelangen 
wir zu der Deberzeugung, dass auch dieser , terra« keine spe- 
zielle Bedeutung zukomme. 

Von dem Ausdrucke »ager* war schon in dem vorher- 
gehenden Abschnitte die Kede. Wie von der einen Seite nichts 
dafür spricht, dass »ager*^ in dem Capitulare Chlodovechs etwas 
anderes bedeute, als eine gewöhnliche Fläche, so beweist anderer- 
seits die ganze Construction des § 3 Tit. XLIIL unbedingt, 
dass i,ager" ein allgemeiner Ausdruck ist und sich auf keine 
besondere Art des Anbaues ausschliesslich bezieht; das Wich- 
tigste ist dabei der Umstand, dass weder „ager" noch „terra" 
jemals in Verbindung mit einer näheren Erklärung auftreten, 
die die Art und Weise, wie man dieselben benützte, erklären 
würde. 

Eine Mittelstellung nimmt „Campus"^) ein. In Tit II. § 2 
(C. 2,) hat er keine ausgesprochene Bedeutung, woflir der Um- 
stand apricht^ dass er in den CC. 1, 5, 6 und ff. gar nicht 
vorkommt, in dem Capitulare Chlodovechs dagegen dasselbe, was 
„ager", bedeutet. In zwei Fällen jedoch kommt „campus" mit 
einer näheren Bezeichnung vor, einmal als ein mit Hanf be- 
sätes Feld (XXVH. § 8.), das zweitemal als Ackerland (id. § 23). 
„Campus" bedeutet demnach an und für sich nichts anderes, 
als ein Grandstiick im allgemeinen; die L. Sal. wendet jedoch 
diesen Ausdruck zweimal zur Bezeichnung verschiedener Arten 
des Anbaues an. 

Die allgemeinste Benennung einer bebauten Fläche ^t 
„laboT*'; „laborare" finden wir schon in dem ältesten Texte 
(XLT,) in der Bedeutung des Anbauens, einer Bedeutung, die 
sich derjenigen nähert, die in der L. Emendata XXIX. § 20 
die Worte: „laborem suum perdat^^ haben. In den späteren 



*) IL I 3 [Cod. 2.) XXVn. §§ 8 und 23, LXXÜI (I), 
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Texten finden wir neben „laborare", welches eine Thätigkeit 
bezeichnet, „labor" als Benennung desjenigen Ortes, d* K des 
Grundstücks, auf dem man die entsprechenden Arbeiten vor- 
genommen. So namentlich in Tit. IX. § 8 (Cod. 2), in Titp 
XXXIV § 1 (Cod. 3) und in Tit. IX. (X.) § 6 (Cod. 10). 

Am wichtigsten ist jedoch der Ausdruck „measis^', der ein 
Ackerland unter besonderer Berücksichtigung des Arbeitsergeb- 
nisses bezeichnet. Am häufigsten bedeutet „mes&iä^ Getreide i) 
ohne Bücksicht darauf, in welchem Stadium der Eeife dasselbe 
sich befindet 

Die Tendenz der Abschnitte, in d^nen wir dieses Wort 
finden, dann der Umstand, dass zur Bezeichnung einer ganzen 
Eeihe höherer Bodenculturen die Lex Sal. andere Ausdrücke 
kennt, beweisen, dass „messis" sich bloss auf den Anbau par 
excellence, d. h. auf den Getreideanbau bezieht 

„Hortus" („ortus") kommt in dem ältesten Texte nur ein- 
mal vor und zwar in dem Tit. XXVII. § 6^). Dem gegenüber 
können wir nicht zweifeln, c(ass die Franken in dem Zeitpunkte 
der Entstehung des Tit. XXVII. in der Form, in der er über- 
liefert ist, Gärten schon gekannt haben; ob sie dieselben in 
ihrem früheren Vaterlande kannten, können wir ebenso wenig 
angeben, wie wir auch durchaus nicht wissen, von welcher Art 
diese Gärten gewesen sein mochten, und ob man in denselben 
edle Gemüse und Obstarten gepflegt. Mit Eück sieht auf den 
Styl der L. Sal. sollte man in diesem Falle, wo es sich doch 
um eine neue Bestimmung, um einen neuen Gegenstand handelt, 
eine gewisse Spezialisierung erwarten; wir wissen ja^ dasa in 
der L. Sal. zunächst spezielle^) Vorschriften verzeichnet werden, 
und dann erst die allgemeinen. Hier indessen verhält sich die 
Sache umgekehrt; in Cod. 1 ist nur im allgemeinen von „hör- 
tus" die Eede, in den Codd. der zweiten Gruppe dagegen treifeu 



1) IX. §§ 1, 2, 4; XXVII. §§ 5, 14; XXXIV. §§ 2, 3. 
«) Ausaerdem in Codd. 5 u. 6. in Tit. VII. § 12 und XXVIL § 9. 
8) So z. B. bezüglich des Gemüsea XXVU. § 7. 
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wir neben „hortus" auch „pomarium" ^) und „perarium" ^) an, 
also Obstbäume, die der älteste Text gar nicht kennt. Dies 
beweist, dass jene ursprünglichen Gärten sehr verschieden von 
den späteren gewesen, und dass sich erst später eine geregeltere 
Gärtnerei ausgebildet 3) ; um so sonderbarer erscheint der Um- 
8taud, daas für einen im Garten angerichteten Schaden ohne 
Kücksicht darauf, was in demselben gepflanzt wurde, eine und 
dieselbe Strafe festgesetzt war (nicht alle Texte erwähnen „ca- 
pitale'* und „dilatura"); es führt dies auf den Gedanken, dass 
der Garten ursprünglich wegen seiner Lage in der Nähe des 
Hauses eine spezielle Bedeutung gehabt*); jedenfalls verdient 
die Strafe von 15 Solidi beachtet zu werden, die zu hoch an- 
geschlagen ist im Vergleiche mit der Strafe für die Beschädi- 
gung der Gemüsefelder (3 Sol.) ^), zu hoch auch im Vergleiche 
mit der Strafe für die Verletzung eines Ackerfeldes. 

AVir müssen noch einen Umstand erwägen. Die Texte der 
zweiten Gruppe haben unter der Rubrik „de furtis avium" ihre 
Bestimm UBg über „pomarium^' eingeschaltet. Daraus wäre zu 
folgern, dass in dem Tit. XXVII. jener Eedaction, auf die sich 
die zweite Gruppe in^ dieser Hinsicht vielleicht gestützt hat, 
kein Abschnitt über den Garten vorkam. Hätte es einen solchen 
gegeben, so wäre es entsprechender gewesen, die Bestimmung 
über das „pomarium" diesem, als dem Titel „de furtis avium" 
anzufügen. Erst später hat man offenbar bemerkt, dass in dem 
allgemeinen Tit. XXVII. diese Bestimmung fehle und hat die- 
selbe dort wiederholt, ohne sie aus dem Tit. VII. zu entfernen. 
Auf die Analogie zwischem dem § 6 (Cod. 1) und L. Wisig. 
VIII. IIL § 2 haben wir schon vorher hingewiesen. 



') In Codd. 5 u. 6. Tit. Vü. § 11; XXVII. §§ 8, 10. 

») Codd. 5 u. 6. Tit. XXVII. § 10. 

■) Dafür spricht auch die Unterscheidung von Obstbäumen, die im 
Hofe wachaen imd solcher, die im Garten gepflegt werden. (S. Codd. 5 
u. e. Tit. VIT, §§ 11, 12; XXVII. §§ 7-11). 

*) Da^ alao die Lage von grösserer Bedeutung war, als der Werth 
dei aikgebaiiten. 

^) xxvn. § 7, 
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Ausser dem Getreide und den Gartenanlagen, die nur ur- 
sprünglich etwas problematisch gewesen, kennen die Franken 
in dieser Zeit Flachs i), Linsen und andere höhere Gattungen 
des Anbaus, die im § 7 Tit. XXVII. erwähnt werden. Auch 
sie kommen nur in diesem Titel vor, es spricht jedoch nichts 
dafiir, nichts deutet wenigstens ausdrücklich darauf hin, dass 
sie Zusätze wären. 

Eine besondere Beachtung verdient der Weinbau. Be- 
kannt ist die Kolle, die die Weinberge in den Hypothesen über 
die Entstehungszeit der Lex spielen. In dem altfränkischen 
Gebiete existierten sie unzweifelhaft nicht, im IV. Jh. jedoch 
sind sie in römischem Gebiete, nämlich in Nord- und Mittel- 
Gallien^) bekannt; die betreffenden Bestimmungen konnten 
demnach in dem alten Texte nicht vorkommen, sondern sie 
bilden einen Zusatz und stammen materiell aus der Zeit, wo 
die Franken Gallien schon besetzt hatten. Hier ist ferner zu 
constatieren, dass Cod. 1 nur in den §§ 12 und is des Tit. XXYIL 
von Beschädigung der Weinberge spricht, wahrend dieselben 
unter den Arten des Ackerbaues im allgemeinen nicht vor- 
kommen^). 

Ausserdem finden wir in Tit. XXXV. § 6*) (des ältesten 
Cod.) Weinbergsarbeiter erwähnt und zwar unter den anderen 
höher qualifizierten, wie Goldarbeitem und Schmieden. Wenn 
wir einen solchen Abschnitt schon naturgemäss als einen spä- 
teren ansehen müssen^ als den Hauptbestandtheil des Inhalts, 
der L. Sal., können wir doch nicht umhin, auch darauf hinzu- 
deuten, dass manche Texte „venator"*) schreiben oder dieses 



i) xxvn. § 8. 

*) Schröder: D. Fr. u. ihr R. 37; seine Schrift über ^Die Aus- 
breitung des Weinbaues in Gallien* ist uns leider unbekannt. 

8) s. in Cod. 2. Tit. IX. § 8 und in Codd. 7—9 Tit. VÜL § 2, welche 
Stelle ofiTenbar dem § 12 Tit. VII. der zweiten Textgruppe ent- 
sprechen soll. 

*) Bei H e 8 8 e 1 s als vorletzter § des Tit. X, 

5) Codd, 3, 5, 6, 7, 8 und 9» 
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Wort ganz auslassen i), zufolge dessen diese Erwähnung an 
Bedeutung und Glaubwürdigkeit verliert. Es bleiben demnach 
die §§ 12^) und 13 des XXVII. Tit. als einzig glaubwürdige 
Bestimmungen über die Weinberge und wir müssen uns mit 
der Thatsache zufrieden stellen, dass wir zu unserer Informa- 
tion über alle höheren Culturgattungen bei den salischen Franken 
nur diesen Titel besitzen, der hinsichtlich der Redaction der 
allgemeinste ist und Dinge enthält, die andere Abschnitte 
nicht erwähnen. Die Analogieen in L. Wisig. und Burg., von 
denen wir in dem vorhergehenden gesprochen, bekräftigen die 
Annahme, dass wir es hier mit einem späteren Zusätze zu thun 
haben, der mit dem üebrigen nicht übereinstimmt. 

Wenn wir betreffs der Gärten annehmen können, dass man 
hier einen Gegenstand zum ersten Male gesetzgeberisch beachtet 
hat, der jedoch vielleicht schon in dem altfränkischen Reiche 
existierte, dessen Bestand aber dem geschriebenen Rechte noch 
nicht beachtungHWürdig erschien, so können wir dies auf die 
Weinberge nicht beziehen, denn dieser Annahme steht eine rein 
physische Unmöglichkeit entgegen; die Abschnitte, die den 
Wein betreffen, müssen wir als nach der Reichsgründung ent- 
standene betrachten; Gegenstand der Codification ist hier ein 
Object geworden, das den Franken bisher unbekannt gewesen, 
das ihnen jedoch sofort nach der Ansiedlung in dem neuen 
Lande auffallen musste, und das natürlicherweise nicht einen 
Augenblick ohne Strafbestimmung bleiben konnte. 

Dadurch erklärt sich auch die Aufnahme der §§ 12 und 13 
in die ältesten der uns bekannten Texte, dadurch auch der 
Umstand, dass man diese Gattung der Bodencultur, die sich 
von den übrigen, die den Franken schon gut bekannt waren, 
so vollständig unterschied, ursprünglich unter andere nicht 
eingetragen » noch auch anfangs auf gleiche Stufe mit den 



*) Varianten in Codd. 2, 3 und 4. 

s) Die Analogie mit der Lex Burgund. XXVII. §§ 7 und 8 haben 
wir schon erw&hut 
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anderen gestellt, sie vielmehr abgeöondert Ijeliandelt hat; eine 
(Gleichstellung konnte erst später erfolgen i). 

Natürlich erwähnt die L. Sal. neben Ackerland und durch 
ü^enschenhand ausgebeutetem Boden auch unbebaute Flächen, 
(^ie man als Wiese und Wald benützte. Wie überaus wichtig 
<^ie Weidewirthschaft bei den Franken gewesen, beweist die L. 
ßal., die in etlichen Abschnitten und mit einer ungewöhnlichen 
Spezialisierung verschiedene Yiehgattungen aufzählt. Zwar über- 
wiegt das Borstenvieh, zu dessen Ernährung der Wald aus- 
reicht, die Franken kennen jedoch auch Ochsen, Kühe und 
Schafe, denen die Weide unbedingt nothwendig ist; auch von 
weidenden Pferden wird uns berichtet. Dies alles erscheint 
um so sonderbarer, als der älteste der uns bekannten Texte 
nur einmal (und zwar in dem Tit XXVII, § 10) Wiesen er- 
wähnt. 

Wir haben schon mehrmals hervorgehoben, wie sehr man 
berechtigt ist, dem Titel XXVII. gegenüber gewisse Bedenken 
zu hegen, da er oft Gegenstände bespricht^ deren sonst die L. 
Sal. niemals Erwähnung thut. In unserem Falle machen wir 
ausserdem auf die Worte in § 10 Tit. XXVIL aufmerksam ; 
,Si quis prato alieno secaverit, opera sua perdat*; die L. Sal 
setzt demnach keine Strafe für eine einfache Verletzung einer 
fremden Wiese fest; die Strafe erfolgt er&t, wenn jemand das 
Heu mitnimmt. Wenn schon diese Thatsache beachtet zu wer- 
den verdient, so kann man nicht umhin, hervorzuheben, dass 
die L. SaL dort, wo sie gegen den durch das Vieh angerich- 
teten Schaden auftritt, nur die „messia^S d. h, das Getreide^) 
schützt und erst später den Schutz erweitert^), jedoch auch 
dann nur die bebauten Grundstücke vor Schadeu sichert; wir 
begegnen nirgends einem Verbote, daa man auf das Weiden 
auf fremder Wiese beziehen könnte. Wie interessant ist ferner 
dieser dem Getreide vor dem Vieh zugesprochene Schutz ! Ver- 



^)\ IX. § 8 (in Cod. 2). 

«) IX. §§ 1, 2, 4; XXVU. § 5. 

8) IX. § 8 (Cod. 2). 



gleiclieii wir den Tit. IX. der L. Sal. z. ß. mit L. Wisig. VlII. 
in. §§ 13—17. Wälireiid hier in den §§ 13— lö hauptsäch- 
lich auf die Schuld des Eigenthümers des schädigenden Viehes 
Nachdruck gelegt wird, und erst § 17 sich mit dem Falle be- 
t'aast, wo dm Vieh von dem Bauern, der es auf seinem Grund- 
stücke ergriffen, beschädigt wird, berücksichtigt L. Sal. IX. 
§§ 1 — 3 im Gegentheil YQr allem und bevor sie noch etwas 
anderes bespricht, die Möglichkeit der Beschädigung der Thiere, 
die sich derjenige zu Schulden kommen lassen könnte, der die- 
selben auf seinem Felde ergriffen hat i) ; erst in dem § 4 be- 
straft sie die Beschädigung des Getreides durch fremdes Vieh^), 
und zwar nur dann, wenn der Eigenthümer geleugnet hat, so 
dass man, nachdem man den Tit. IX. gelesen, anfangs nicht 
weiss, was erfolgt wäre, wenn der im § 4 erwähnte Vieheigen- 
thümer seine Schuld bekannt hätte; in einem solchen Falle zahlt 
er oflFanbar kein Lösegeld von 15 Sol., sondern ersetzt höch- 
stens den Schaden. Lex Sal befasst sich nirgends ex professo 
mit den Bechten des Bauern, obwohl sie ihm stillschweigend 
das Kecht zuerkennt, das Vieh, welches er im Getreide ange- 
troffen, zu ergreifen und nur die Beschädigung dieses hinweg- 
gefiihrten Yieh's bestraft. Ein entschiedenes Verbot treffen wir 
erst in dem § 8 (Cod. 2) an»), jedoch auch hier nichij direct, 
sondern in Verbindung mit der Beschädigung eines Zaunes, so 
dass der Sachverhalt den Eindruck eines qualificierten Ver- 
gehens macht. Das einzige direct gegen das Weiden des Vieh's 
auf einem fremden, bebauten Grundstücke gerichtßte Verbot 
finden wir wiederum in Tit. XXVIL § 5 (Cod. 1); im Falle 



GeheimTath Prof. Brunner machte mich darauf aufmerksam, 
daeB djeee Sorgfalt mit der Befürchtung zusammenhängt, es könnte etwa 
das alte Racherecbt geltend gemacht werden; auch diese Befürchtung 
\xüd dieser Zusammenhang mit einem alten Racherechte würden jedenfialLB 
fiiT die ßeriick^icktigung alter Bechtsbegriffe sprechen ; wir müssten also 
auch auB dieHen Gründen hier älteres Bechtsmaterial vermuthen, als in 
U Wißig, VIII. m. §§ 13-17. 

1«) B. U Burg. XXIU. § 3. 

3) a, L, Uurg, XXVIL § 4. 
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man das Yieh absicliJ^lich auf das zu beschädigexide Grund- 
stück gehen liess, beträgt die Strafe 15 SoL; dieser Abschnitt 
ist in yieler Beziehuug analog dem § 8 Tit. IX. (Cod. 2) und 
dem gegenüber ist es nicht ohne Bedeutung, dass § 8 für dieses 
Vergehen eine Strafe von 30 Sol. festsetzt i). 

Es ist demnach festzustellen, dass die L. Sal., indem sie 
deu Schutz bebauter Felder vor einem Schaden zu behandeln 
beabsichtigt ^), in der ältesten Bedaction, in dem Titel, in wel- 
chem sie sich mit diesem Gegenstande ex professo befasät, kein 
einziges Mal ein reines und einfaches Verbot erlässt, das Vieh 
in fremdem Getreide zu weiden, indem sie femer dem Bauern 
das Recht der Pfändung zuerkennt, nimmt sie sich zugleich 
des Schicksals des gepfändeten Vieh's an, berücksichtigt also 
das Interesse des Vieheigenthümers , wobei sie eine bedeu- 
tend grössere Sorgfalt, als bei der Beschützung der Bechte 
des Bauern zeigt. Die Bestimmung des § 5 Tit. XXVIl. ist, 
auch wenn wir sie, trotzdem sie im Tit. XXVIL vorkommt, 
für ursprünglich ansehen würden, nicht genügend, denn sie be- 
zieht sich nur auf absichtliche Verletzung bebauter Fel- 
der; überdies weist sie eine geringere Strafsanction auf, als 
§ 8 des Tit. IX. (Cod. 2), woraus zu ersehen, dass die Be- 
schützung der Bechte des Bauern in der L. Sal. fortschreitet. 

Der Schutz des Getreides den Missbräucheu des Weide- 
rechts gegenüber muss entschieden für durchaus schwach er- 
klärt werden; die Beihenfolge der Abschnitte in Tit. IX., die 
querst von den Bechten des Vieheigenthümers und sodann von 
denen de^ Bauern handeln, ist beredt genug, und das Fiehlen 
des Verbots, auf fremder Wiese zu weiden, wird uns dem gegen- 
über weniger wundem. 

Ergebniss dieser Auseinandersetzung ist demnach, dass in 
der ältesten der bekannten Bedactionen der L. Sal., mit Aus- 



Diese Straferhöhung (gegenüber den 15 Sol. in XXVIL § 5.) steht 
jedenfalls mit dem Ausbrechen des Zaunes, vielleicht aber auch mit dem 
Fortschritte der wirthschaftlichen Entwicklung im Zusammenhang. 

2) Dies beweist die Rubrik des IX. Tit. 



nähme (les § 10, Tit. XXVII. die Beschädigung von Wiesen 
nicht erwähnt wird, dass ferner nirgends ein Verbot vorkommt, 
auf irgend welchen Wiesen, umsoweniger auf anderen Grund- 
stücken, z. B. auf zeitweilig unbebauten, Vieh zu weiden; denn 
alle Verbote, deren interessante Tendenz, namentlich bezüglich 
des Schutzes, der den ergriffenen Thieren gewährt wird, wir her- 
vorgehoben, beziehen sich einzig und allein auf das Weiden 
im Getreide, beziehungsweise auf das Wegnehmen des Grases 
von der Wiese. Dass die L. Sal. (mit Ausnahme des Tit. XXVII.), 
der Wiesen gar nicht gedenkt, beweist keineswegs^ dass Wiesen 
den Franken unbekannt gewesfen; in Kücksicht darauf, was wir 
in der Einleitung gesagt, ist dies nur ein Beweis dafür, dass 
die Verhältnisse, die die Wiesen betreffen, vorläufig nicht im 
Bereiche der Interessen des Volksrechts liegen, dass sie dem- 
nach entweder in die Sphäre eines anderen Bechtssystemes ge- 
hören, oder von der Bechtsordnung überhaupt ausgeschlossen sind. 

Indem wir uns vorläufig der Eechtsfolgerungen enthalten, 
die man auf diese Thatsache stützen könnte, wollen wir nur 
andeuten, dass diese Erscheinungen einen Beweis dafür bilden, 
dass in der L. Sal. das üeberhandnehmen des Ackerbaues über 
die Weidewirthschafk, obwohl schon scharf angezeigt, noch 
nicht entschieden beendet ist, und dass noch in der Gesetz- 
gebuDg, die in Bezug auf den Ackerbau von den besten Ab- 
sichten belebt ist, eine starke Tradition der älteren Verhält- 
nisse besteht, dass die Weidewirthschaft mit einem Worte noch 
sehr populär ist ; der erste Schritt zur Beschützung der Wiesen, 
jedoch auch nur in einer Beziehung, nämlich, insofern dies 
das Fortführen des Grases betrifft, geschieht im § 10 Tit. XXVII. 

Wir stehen hier also zwei verschiedenen ßechtsanschauun- 
gen gegenüber; aus der Fortdauer abgestorbener, aus dem Em- 
porkommen werdender Einrichtungen erklären sich solche Gegen- 
sätze: die noch ungebrochene Macht der Hirten, der Feinde 
jeder definitiven und festen Ansiedlung i) und jeder Individuali- 
sierung von Bodenrechten — und die aufstrebende Macht der 



') Weber: Rom. Agrargesch. 126. 
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Landwirthe ; beide fast gleich stark, so dass ea momentan 
schwer fallt, zu sagen, welche Auffassung diejenige dm Volkes 
ist. Die ofßcielle Anerkennung der landwirthschaftlichen Inter- 
essen macht den Eindruck eines mühsam abgerungenöu Sieges ; 
officiell konnte man diesen Interessen eine gebührende Berück- 
sichtigung nicht versj^en; ob sich aber in dieser Berücksich- 
tigung auch eine innere Kechtsüberzeugung kund giebt, ist 
schwer zu sagen ^). Zu den wichtigsten rechtshistorischeu Mo- 
menten gehören diejenigen, wo sich inmitten socialer und wirth- 
schafblicher Erscheinungen die juristische Auffassung Bahn 
bricht 2). Betrachtet man aber die Art und Weise, in der diese 
aufkeimende juristische Auffassung zum Durchbrueh gelangt, 
so ist es wichtig, zu sehen, ob eine abschliessende Definition 
erreicht wird, so dass die weitere Entwicklung der diesbezüg- 
lichen Verhältnisse ausschliesslich durch das Becht bestimmt 
wird, oder aber ob die Bestimmung dem B^riffe einer De- 
finition nicht entspricht, also vag bleibt, so dass die weitere 
Entwicklung dieser Verhältnisse nicht durch das Becht alleiti, 
sondern auch durch jene wirthschaftlichen Triebfedern, denen 
dte officielle Anerkennung versagt blieb, bestimmt werden kann. 
Diesen Eindruck machen die eben besprochenen Bestimmungen 
und die hier hervorgehobenen Zweifel werden nicht l}eseitigt. 
Vom Walde und den Nutzungen des Waldes ]i an dein die 
§§ 15—18 in Tit. XXVII, also wieder nur Tit. XXVIL Be- 
sonders erwähnen die §§ 15 und 16 der Waldwirthschaft etli- 
cher Personen in einem und demselben Walde ; die Lex nimmt 
den Fall in Aussicht, dass jemand fremdes »materium' be- 
schädigt oder wegnimmt Auf welcher Eechtsgrundlage diese 
Wirthschaft mehrerer Personen beruht, darüber spricht sich die 
Lex nicht aus. Die Gemeinschaftlichkeit der Berechtigungen 
und das Schweigen unserer Quelle befremden umsomehr, als so- 
fort in dem folgenden § von Beschädigung eines fremden Wal- 
des und von Fortführen von Holz aus demselben die Rede ist; 



1) 8. auch Post: Grundlagen d. Hechts 303^ 
- «) Vinogradoff: ViUainage in England 127* 
Halban Blnmenstok, Immobiliareigentlinm I. Jü 
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dieses H0I2 und diesen Wald bezeichnet die Lex als fremd. 
Wir sehen demnach, dass nicht allein diese beiden Uebertre- 
tungen, sondern auch beide Fälle überhaupt vollständig ver- 
schieden sind; in dem ersteren handelt es sich darum, dass 
man jemanden bei einer Waldarbeit^ zu der er oflPenbar das 
vollkommenste Eecht hat, nicht störe, in dem anderen darf 
man einen gewissen Wald, der als fremder gilt, überhaupt gar 
nicht beschädigen. Wichtig ist endlich der § 17, aus dem man 
folgern mnss, dass es gewissen Personen gestattet war, im 
Walde Bäume zu bezeichnen und auf diese Weise ein aus- 
ßchliessliches Kecht zu erlangen, welches jedoch erlosch, wenn 
es innerhalb eines Jahres nicht ausgeübt wurde. Diese That- 
sachen können wir hier nur andeuten, indem wir uns die Be- 
prechung derselben für später vorbehalten. Dies ist alles, 
was wir ans der L. Sal. über den Wald und das Heiz erfahren. 
Wichtig ist vor allem der Umstand, dass die Lex erst in dem 
Tit. XXYII. gewisse Waldrechte in Schutz nimmt; die Wälder 
haben demnach ebenso wie die Wiesen, später als das Acker- 
land Eechtsschutz erlangt und nur in einem Falle (§ 17) hat 
man direct und allgemein Beschädigungen verboten. Alle an- 
deren Bestimmungen entziehen den Individuen nicht die Nutzungs- 
rechte, sondern sie regeln bloss dieselben; die §§ 15 und 16 
befassen sich mit Ausschreitungen, die mit der Benützung des 
Waldes eigentlich nicht zusammenhängen; nur § 17 nimmt 
eine Stellung ein, die wir uns bei der Tendenz der Lex. Sal. kaum 
erklären können. Wir haben unsere Vermuthung geäussert, dass 
die L. Sal. sich ausschliesslich mit Gegenständen befasse, die der 
Gewalt der Volkaorgane unterliegen; im §17 mischt sich jedoch die 
Gesetzgebung in eine Angelegenheit ein, die nur diejenigen an- 
geht^ die das Recht haben, aus dem Walde Nutzungen zu ziehen. 
Der einzige Grund, den man hier etwa anführen könnte, ist 
die Annahme^ dass die Bestimmung über die Berechtigung, 
Bäume zu bezeichnen, um ein ausschliessliches Recht an ihnen 
au erlangen, eine Neuheit sei und dass bei Gelegenheit der Ein- 
führung und Eintragung anderer Veränderungen und neuer Be- 
stimmungen auch dieser Abschnitt in das Volksrecht aufge- 
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nommen wurde. Wenn wir dies zugeben, könnten wir auch 
die Gestalt und Stylisierung dieses Abschnittes erklären; an- 
statt sich, wie es die L. Sal. gewöhnlich thut, derart auszu- 
drücken, dass derjenige, der binnen einem Jahre Holz hinweg- 
führt, das von einem anderen bezeichnet worden, diese oder 
jene Strafe bezahle, lesen wir, dass, wer bezeichnetes Holz nach 
einem Jahre wegnimmt, nicht strafbar sei. Die Hinweglassung 
der Strafsanction muss man beachten ; es bedeutet dies durchaus 
nicht, dass die Hinwegnahme innerhalb eines Jahres erlaubt sei, 
sondern dass die Strafe nicht von den Organen der höheren, 
nämlich der Volksgewalt, wohl aber von jemand anderem be- 
stimmt werde. Derjenige, dem man das .materium** weg- 
genommen, konnte das Volksgericht anrufen, auch denjenigen, 
der ,ligna aliena in silva aliena '* davongeführt, konnte man vor 
das Volksgericht laden, denjenigen jedoch, der vor Ablauf eines 
Jahres von anderen bereits bezeichnetes Holz weggenommen, nicht. 

Die Bestimmung des § 17 enthält die einzige Bewilli- 
gung einer ausschliesslichen und länger andauernden (jedoch 
nicht für unmittelbaren Gebrauch bestimmten) Occupation der 
Waldproducte; erinnern wir uns in dieser Hinsicht an das- 
jenige, was wir oben bei Gelegenheit des Vergleiches von Lex 
Sal. Tit. VIIL mit L. Wisig. VIII. VI. § 3 sagten. Nicht gleich- 
giltig ist auch der Umstand, dass die Abschnitte des Tit. XXVII., 
die sich auf den Wald, sowie diejenigen, die sich auf die Gärten 
und Wiesen beziehen, in den ältesten Handschriften mit der 
Malberg'schen Glosse nicht versehen sind, obwohl man dort, 
wo es sich um eine so gewöhnliche Strafe, wie 3 oder 15 Sol. 
handelte, im ersten Falle die Glosse „ drace *, im anderen „ leo- 
dardi* öfters angewendet hat. 

Nicht das Holz allein machte den Wald den Pranken 
wichtig. Die Jagd war bei ihnen sehr ausgebildet; es mag 
hinreichen, darauf hinzuweisen, was die Tit. VII. und XXXHI. 
in dieser Hinsicht anführen. Mit der Viehzucht ist immer die 
Jagd in Verbindung. Um so sonderbarer ist es, dass die Lex 
das Jagdrecht nicht erwähnt, and sich einzig und allein mit dem 
Diebstahle von Thieren befasst, die bei der Jagd verwendet wer- 

16* 



den, oder die erjagt worden sind ^). Um diesen Abschnitt rich- 
tig zu yerstehen, müssen wir uns wiederum darauf berufen, 
was wir Über den Charakter der Lex schon mehrmals gesagt; 
im Fehlen der Abschnitte über die Beschränkung des Jagd- 
rechts sehen wir keinen Beweis dafür, dass es dem Individuum 
gegenüber keine solchen Beschränkungen gegeben^), sondern 
nur dafür, dass diese Angelegenheit der Competenz der Volks- 
organe nicht angehörte. 

Bezüglich der Benützung der Wege fehlt es an Klarheit; 
die Lex Sal. erwähnt Wege, enthält jedoch nur einmal und 
zwar erst in den Texten der zweiten Gruppe eine Bestimmung, 
die für uns von Interesse sein kann; wir meinen hier den § 3 
Tit. XXXI. (IL Gruppe) über die Absperrung eines Weges, der 
zum ^farinarium* führte. Die Absperrung des Weges ist ver- 
boten, wir erfahren jedoch nicht, ob hier von einem Wege die 
Bede ist, den man auch in anderen Fällen, d. h. wenn er nicht 
2um , farinarium*' führen würde, absperren dürfte, oder aber 
von einem einfachen, völlig unbegründeten Missbrauche, der 
auch in anderen Fällen unerlaubt gewesen wäre und der in 
dem gegebenen Falle nur strenger bestraft wird. 

Ausser den Bodenproducten verdienen noch die Wasser- 
producte beachtet zu werden, die hier deshalb erwähnt werden 
müssen, weil das Wasserrecht einen integrierenden Bestandtheil 
des Sachenrechts und zwar des Bechtes an Immobilien bildet. 
In dieser Hinsicht sind unsere Informationen nicht genauer. 



i) XXXIII. § 1. 

-) Wichtig ist, was G 1 a s s o n : Lee communaux et le domaine mral 
a Tepoque franque 106 anführt, nämlich der Umstand, dass die Emen- 
data ('fit. XXXV) das Erlegen eines von fremden Hunden gestellten 
Hirsches straft und dabei auch den Grundbesitzer nicht berücksichtigt; 
BOmlt nimmt sie offenbar die Jagd in Schutz (s. auch Tit. XXXIII. §§ 4 
u. 5. in der zweiten Textgrappe). Diese Erscheinung würde dem ent- 
sprechen, was wir bezüglich des Verhaltens der Lex. Sal. gegenüber den 
Aueschreitungen der Hirten sagten; und von diesem Standpunkte aus 
ist es charakteristisch, dass das Recht des Landwirthes den Ausschrei- 
tungen des Hirten schon zum Theile gewachsen war, dem Jägei aber 
nicht beikommen konnte. 
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als betreffs der Jagd; auch den Fischfang beschrankt die L. 
Sal. nicht und spricht nur Yon dem Diebstahl der dazu die- 
nenden Werkzeuge ^) und der gefangenen Fische 2) ; das, was 
wir über die Jagd gesagt, kann man Yollstandig auf den Fisch- 
fang beziehen. Der umstand, dass die L. Sal. oftmals die 
Früchte der Arbeit und überhaupt die Nutzungen des Bodens 
von dem Grund und Boden selbst unterscheidet, ist uns fttr 
den Augenblick gleichgiltig, wird jedoch an passender Stelle 
zur Erkenntniss der Bolle dienen, die dem Einzelnen in dem 
wirthschaftlichen Bechtsleben zufallt. 

Nachdem wir auf diese Weise alle Arten der Bodennutzung, 
von denen die L. Sal. spricht, behandelt, wollen wir, sowie es 
schon im Anfang dieses Abschnittes gesagt worden, nur deut- 
lich hervorheben, dass uns hier nicht die Fragen, die den Bo- 
den selbst betreffen, sondern einzig diejenigen in Anspruch ge- 
nommen, die sich auf den Anbau beziehen. Erst in der Fort- 
setzung werden wir Gelegenheit haben, den Zusammenhang 
dieser beiden Fragen zu erwägen und die hier zusammenge- 
stellten Informationen zu verwerthen. 

Wir gehen jetzt zur Auseinandersetzung der Frage über, 
was die L. Sal. über die bodenrechtlichen Verhältnisse des In- 
dividuums enthält, und zwar namentlich darüber, wer in diesen 
Verhältnissen Bechtssubject ist. 



C. Das Subject der bodenrechtUchen YerhSltnlsse. 

Die Lex Sal. setzt das Verhältniss des Individuums zum 
Grund und Boden nirgends ex professo^ auseinander und deutet 
es nicht einmal an; es war dies nicht ihre Aufgabe; indem sie 
jedoch verschiedene andere Gegenstände bespricht, giebt sie un- 
willkürlich gewisse Andeutungen. So ist es wichtig, die Art und 
Weise kennen zu lernen, in der die L. SaL das Verhältniss 
der ImmobiKen zum Individuum bezeichnet. Gewisse Gegen- 

») XXVII. §§ 19 und 20. 

«) xxxnr. § 1. 
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stände uetmt sie im Verhältnisse zum Menschen ^res sua* ^) 
und umgekehrt „aliena'*^)^ oder ^alterius" s). 

Von dem Berechtigten wiederum spricht sie, als von dem- 
jenigen, „cuius est**), oder nennt ihn direct „dominus"^). 

Es sind dies unzweifelhaft überaus wichtige Worte, die zu- 
gleich viel zu denken geben ; sie drücken das weitgehende und 
wirksame Eecht desjenigen aus, den die L. SaL andern gegen- 
über, denen hinsichtlich der betreffenden Sache keine Bechte 
zukommen, schützt. Nur darf man in diesen Worten keine 
Rechtsdefinitionen suchen und nicht vergessen, dass es sich hier 
um den Schutz der ökonomischen Interessen handle, die das 
Kecht vertreten muss, ohne Bücksicht darauf, ob sich dieselben 
auf einen Eigenthümer, Pächter, oder auf irgend jemanden be- 
ziehen, der berechtigter Weise Ackerbau treibt. Dies hat 
V, I n am a ^) übersehen, indem er auf Grund dieser Ausdrücke er- 
klärte, dass die salischen Franken über Haus, Gehege, Garten, 
Feld und die Ernte, ja sogar über Wiesen und Wälder nicht 
ala Nutzniesser, sondern vielmehr als Eigenthümer verfügten. 
Dem gegenüber sehen wir in den erwähnten Ausdrücken weder 
eine Bezeichnung für den Begriff des Eigenthumsrechtes, noch 
eine gleichartige Verfügung über verschiedene Gattungen von 
Grnudstnckeu. Es ist auch auffallend, dass Inama, da er eine so 
entschiedene und eo allgemeine Ansicht ausspricht, zugleich selbst 
einen freilich nur formellen und jedenfalls unwillkürlichen 



<) IX. gg I li. 2. »Siquis in messe sua«; XXVII. § 13 »Ad domum 

^) IX. M *in messe^aliena« (ebenso XXVII. § 5 u. XXXIV. § 2.); 
XIV, i 6 .villa ahena« (ebenso XLII. § 5.); XVI. § 5 »sepem ahenum*; 
XXVIL ^ lU »prato alieno* ; XXVII. § 6 »orto alieno* ; XXVII. § 8 , campe 
alieno* (ebenso ^ 23); XXVII. § 12 ,vinea aliena*; XXVII. § 17 »süva 
aliona« (a. Schröder in Forsch. XIX. 145. Anm. 8). 

*) XXXIV. ^ 4 »curte alterius*. 

*) rX. § 8 (Uod. 2.) »cuius labor est«. 

*) XXVII. S 23 »campo aUeno extra consilium domini«; XXXFV. 
§ 4 jin curte aut in casa . . . nesciente domino*. 

**) l m l 
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Widerspruch nicht zu vermeiden vermag, indem er alle Gat- 
tungen von Grundstücken, von denen hier die Bede, in einer 
mit der angeblichen Gleichheit der rechtlichen Verfügungen 
über dieselben unvereinbaren Weise gruppiert. Es offenbart 
sich darin der unwillkürliche Eindruck, dass zwischen den ein- 
zelnen Gattungen von Grundstücken dennoch ein gewisser Un- 
terschied bestehe, der das dem Einzelnen zukommende Ver- 
fügungsrecht betrifft. 

Mit noch grösserer Entschiedenheit ist Fustel de Cou- 
langes 1) aufgetreten. „Alienus** übersetzt er einfach und ohne 
Gründe anzugeben in allen Fällen mit „d'un autre", gründet 
darauf seine Behauptung, dass die L. Sal/ nur individuelles 
Eigenthumsrecht kenne, und indem er auf die Grösse der 
Strafen hinweist, die seiner Ansicht nach in keinem Verhält- 
nisse zum Werthe des fortgeführten Getreides oder Hanfes 
stehen, sieht er in denselben vor allen^eine Strafe für die Ver- 
letzung eines hochgeschätzten Rechtes. Was die letztere Be- 
hauptung anbelangt, müssen wir derselben schon deswegen jede 
Berechtigung absprechen, weil bei der Bestimmung von Strafen 
zu allen Zeiten nicht die Bedeutung des Bechts allein, das im 
gegebenen Falle verletzt worden den Ausschlag gab, sondern 
auch — in diesen Zeiten vielleicht sogar mehr als sonst — 
die oftmalige Wiederholung des Vergehens, das man zufolge 
dessen auch der Abschreckung wegen strenger bestrafen musste. 
Wir können uns hier mit einer genaueren Auseinandersetzung 
dieser Frage, die wir jedoch erwähnen mussten, nicht befassen 
und wollen nur auf einen Umstand hinweisen, nämlich darauf, 
dass die offenbare, äussere Gleichheit, mit der die L. Sal. in 
den oben angeführten Ausdrücken die Rechte des Individuums 
an so verschiedenen Gattungen des Anbaues, wie es Weinberge, 
Felder, Weiden und Wälder sind, behandelt, in hohem Grade 
auffällig ist und unwillkürlich den Gedanken wachrufen muss, 
dass das Wort „alienus" oder „suus*' auf so verschiedene Gegen- 
stände in gleichem Masse angewendet, vieldeutig ist, oder dass 



-1) L' alleu 101. 
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es mit Bezug auf Individualrechte an verschiedenen Kechtsob- 
jecten in sehr allgemeiner Weise angewendet wird. Seine An- 
wendung liesse sich nicht erklären, wenn vnr nicht deutlich 
sehen würden, dass alle jene verschiedenen Gattungen von Grund 
und Boden in einer Beziehung einander gleich sind, nämlieh 
hinsichtlich des Nutzens, der dem Berechtigten an ihnen zu- 
steht, sodann auch hinsichtlich der Ausschliessung fremder Per- 
sonen von den Nutzungen. Die Anwendung der Worte „alie- 
nus" und ,suus* beweist, dass gewissen Personen die Nutznies- 
sung mit Ausschluss der anderen gebührte. Ob diese Personen 
jedoch ihre Nutzungen auf Grundlage des Eigen thumrechts 
oder auf einer anderen Grundlage zogen, davon erwähnt die 
L. Sal. nichts, sie berichtet sogar nicht, ob es dieser berech- 
tigten Personen mehrere gegeben, oder nur eine. Eine Auf- 
stellung von Systemen wäre hier demnach vollständig unbe- 
gründet. Sogar das Wort „dominus", dem Pustel eine so 
grosse Bedeutung zuschreibt, eignet sich nicht zur diesbezüg- 
lichen Verwerthung. Obwohl es mit einer grösseren Entschie- 
denheit, als „suus^^ und „alienus^S die man auch auf eine grössere 
Anzahl von Berechtigten beziehen kann, den Gedanken aus- 
drückt, dass der Einzelne in diesem Falle allein berechtigt ist, 
so bezeichnet es doch nichts darüber hinaus, was „dominus" 
wörtlich bedeutet, nämlich Herr, also einen Menschen, der eine 
Sache in seiner Gewalt hat, über sie herrscht, wobei es an- 
dererseits noch keineswegs erlaubt ist, ein Urtheil darüber ab- 
zugeben, worauf sich jene Gewalt und Herrschaft stütze. Eine 
vorurtheilsfreie Interpretation kann in dem Worte „dominus" 
nicht den römischen Eigenthümer erblicken, dessen Eecht die clas- 
sischen römisch-rechtlichen Quellen mit „dominium" bezeichnen. 
Der in irgend einer Hinsicht Berechtigte geniesst nicht 
allein Schutz von Seite der höheren Gewalt, sondern er kann 
auch sein Grundstück andern gegenüber abgrenzen und das- 
selbe dm*ch Umzäunung aussondern. Von Zäunen (saepes) 
spricht schon der älteste Text i) ; es waren dies hölzerne Um- 
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zäunungen i), die im späteren Texte auch „clausura^^ ^) genannt 
werden, ein Ausdruck, der jedoch auch den Ort bedeutete, der 
von einem Zaune eingeschlossen war 3). 

. Lex Sal. spricht von Zäunen nur hinsichlich dea innerhalb 
derselben verübten Diebstahls, oder angerichteten HehadeDs; 
mit dem Bechte der Umzäunung befasst sie sich gar nicht 
Die Thatsache selbst, dass die Beschädigung eines Zaunes, die 
in materieller Beziehung in damaligen Verhältnissen doch nicht 
als ein empfindlicher Schaden gelten konnte, von den Volks- 
organen und dazu noch so strenge bestraft wird, hat eine weit- 
tragende Bedeutung. Auf umzäunte Grundstücke bezieht sich 
auch höchstwahrscheinlich § 2 Tit. XXXIV.; es ist dies ein 
Beispiel für den Schutz der Kechte am Grund und Boden, der 
sehr weitgehend ist, und der, wie wir es schon aus der Einfü- 
gung des § folgern können, sich nur auf Grundstücke beziehen 
kann, die von anderen durch einen Zaun sichtbar abgesondert 
sind. Dies alles kennzeichnet wenigstens bis zu einem gewissen 
Grade die wirthschaftliche und theilweise auch die rechtliche 
Stellung der Personen, die sich mit Ackerbau beschäftigen und 
von den Erträgnissen desselben leben. Man kann nicht leug- 
nen, dass die L. Sal. den Einzelnen schützt und zur Erleichte- 
rung der Wirthschaft desselben viel beiträgt; von den Nutzun- 
gen schliesst sie gewisse Personen entschieden aus, indem sie 
jene in ebenso entschiedener Weise andern zuerkennt und ihnen 
sogar ausdrücklich eine ausschliessliche Gewalt verleiht. Daraus 
darf man jedoch nicht den Schluss ziehen, dass ausser dem- 
jenigen Berechtigten, der sich des Schutzes erfreut, weiter nie- 
mand irgend welche Kechte besitze ; denn die L. SaL hat auch 
in dieser Hinsicht ihren Gegenstand nicht erschöpft, imd hatte 
auch nicht die Absicht gehabt, ihn zu erschöpfen; neben den 
Bechten, die sie in Schutz nimmt, können noch andere be- 



1) XVI. § 5 fasst die MögUchkeit eines Abbrennens, XXXIV. S 
die Möglichkeit einer Hinwegnahme einzelner PßLhle in's Auge. 
«) XXVn. § 23 (zweite Textgruppe). 
•) IX. § 5. 
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stehen, die denselben berechtigten Personen oder andern zn- 
glehen und die entweder gar nicht, oder nur nebenbei, beinahe 
lanwillkürlich erwähnt werden und zwar ausschliesslich dann, 
wenn gewisse Consequenzen derselben auftreten, z. B. wenn 
die Berechtigten der Executive bedürfen, die sie selbst nicht 
besitzen. 

Dies kommt vor im Tit. XLV „De migrantibus", der sich 
mit einem speziellen Falle befasst, jedoch bis zu einem gewissen 
Grade den Vorhang lüftet, der eine ganze Eeihe wichtiger 
rechkökonomischer Verhältnisse der salischen Franken deckt. 
Jemand will „super alterum in villa migrare **; unter den Dorf- 
eiu wohnern (,qui in villa consistunt*) sind die Ansichten ge- 
theilt. Die einen wollen ihn „suscipere*, die Lex fasöt aber 
den Fall ins Auge, dass sich wenigstens einer finden werde, 
^qui eontradicat*. Wenn nun in diesem Falle der Ankömm- 
ling trotzitem (, contra interdicto **) sich angesiedelt, kann der 
Einwohner, der widersprochen hat, in einer genau angegebeneu 
Weise den Ankömmling zum Weichen zwingen; der Ankömm- 
ling verliert dasjenige, was er hier „laboravit* und erlegt eine 
Strafe von 30 Sol. Das Widerspruchsrecht sollte jedoch inner- 
halb von 12 Monaten ausgeübt werden; nach diesem Termine 
war es erloschen. 

Dieser Titel besitzt eine ganze Literatur; er ist nämlich 
zweifellos für unsere Frage der wichtigste. Ausser Fustel, 
von dessen sonderbarer Anschauung, die sich auf Ergebnisse 
einer noch sonderbareren Forschungsmethode stützt, schon ein- 
mal die Eede war, stellen alle Gelehrten die Sache im allge- 
meinen so dar, wie wir es oben gethan; streitig ist nur die 
Bedeutung einiger Einzelheiten. 

So bezeichnet das Wort „migrare" selbst, während es in 
erster Linie die Wanderung von einem Orte zum anderen be- 
deutet, unzweifelhaft etwas Technisches und alles spricht 
dafür, da&s „migrare* eine bestimmte Art und Weise der 
Uebersiedlung von einem Orte auf einen anderen bedeutet, 
höchstwahrscheinlich eine ständige Aenderung des bisherigen 
Sit^eB. Es ist dies demnach eine Uebersiedlung zu einem be- 
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stimmten Zwecke, nämlich, um sich an einem andern Orte 
anzusiedeln. 

Die Worte »super alterum* erklart Waitz^) gar nicht, 
im Gegentheil sucht er die Erklärung des Wortes .migrare" 
in dem Worte »laboravit*, indem er den inneren Zusammen- 
hang dieser beiden Worte bespricht. Die Ansichten anderer, 
die „super alterum* wörtlich auslegen wollen, sind getheilt; 
während Sohm^) die Worte mit: „gegen den Willen eines 
Markgenossen* übersetzt, ninjmt Schröder ») hier vielmehr 
die Ansiedlung in einem fremden „Hofe*^ an, und die Bedeu- 
tung derselben Worte in dem Tit. XLVII. *) betonend^), be- 
hauptet er, dass die Lex, indem sie von dem Einziehen bei 
jemandem spricht, nicht die Absicht habe, den Willen des- 
jenigen, bei dem der Ankömmling eingezogen, in's Auge zu 
fassen; Fustel^) endlich sucht zu beweisen, dass wir es hier 
mit dem Ueberfalle auf die Ansiedlung eines Abwesenden zu 
thun haben. Von einer Ansiedlung gegen den Willen des- 
jenigen, der dort bisher gewohnt, kann keine Rede sein^ denn 
wir vernehmen nichts von der Thätigkeit des Verletzten, der 
sich doch vertheidigt hätte, ohne zu erwarten, bis einer der 
Nachbarn ihm durch Geltendmachung seines Widerspruchsrechtes 
gegen den Ankömmling zu Hilfe eilte ; es ist auch schwer an- 
zunehmen, dass die einjährige Ersitzung und der Mangel eines 
Widerspruchs von Seite der anderen Einwohner einen der- 
artigen Ueberfall zu einer giltigen und rechtmässigen Besitz- 
ergreifung machen sollten. „Gegen den Willen eines Mark- 
genossen* (wie Sohm die Worte übersetzt) stimmt mit dem 
Texte nicht überein; beweist doch die Construction deutlich, 
dass hier zunächst von einer Ansiedlung „super alterum** die 
Rede und erst dann von der Zustimmung oder dem Verbote 



1) D. alte Recht 124 ff. 

«) Reichs- u. Ger.-Verf. I. 62. 

8) In Forschungen XIX. 146. 

*) D. Franken u. ihr R. 55. 

^) Si quis servum aut cabalum . . super alterum agnoverit. 

*) Etüde sur le titre »de migrantibns <. 
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derjenigen, ,qui in villa conaistunt*. Gegen die Interpretation 
Schröder's spricht von vornherein nichts; sie lässt die Frage 
unentschieden, auf welcher Grundlage der Ankömmling zu 
jemandem gezogen, ob gemäss einem gegenseitigen Vertrage, 
oder aus anderem Grunde. Einen Vertrag ninunt auch, scheint 
es, Inamal) an; er drückt es jedoch nicht deutlich aus, son- 
dern hebt jene charakteristische Vorschrift des § 3 dieses Titels 
in der L. Emendata hervor. Noch vorsichtiger sind v. SybeP), 
der auf die Tendenz des Abschnittes hinweist, die Gegenstände 
allgemein darzustellen, und Lamprecht 8), der , super alterum* 
mit: jjin den Eechtsbereich eines dort Ansässigen« übersetzt, 
indem er in Form einer Erklärung hinzufügt: »jedenfalls mit 
dassen Einverständniss. « 

Wenn besonders die vorsichtigeren Interpretationen, die 
„migrare super alterum« im allgemeinen als eine Uebersiedlung 
auf fremdes Gebiet aus irgend welchen Gründen ansehen, 
überaus ansprechend sind, so können wir doch andererseits 
Waitz'*) Bemerkungen über die Bedeutung des Wortes „mi- 
grare« in Verbindung mit ,laborare« nicht mit Stillschweigen 
übergehen. Waitz erklärt, dass es sich hier um den Anbau 
eines Grundstückes handle, das bisher bnich gelegen &) und 
schliesst somit die Möglichkeit eines Vertrages aus, denn die 
Lex sagt nicht, dass es den Einwohnern unerlaubt sei, Grund- 
stücke zu veräussern ß). Die Worte „admigrare*, »a^sedere* 
beziehen sich bloss auf eine Ansiedlung an einem Orte, an 
dem noch niemand gewohnt und dort, wo von der Vertreibung 
eines Ankömmlings die Rede ist, lesen wir: ^quod ibi laboravit 
araittat«; es wird auch seines Wohnhauses keine Erwähnung 



1. c. 95. . 

«) Entst. d. Königth. 53. 

8) Wirthschaftagesch. I. 46. 

*) D. alte R. 128; Verf.-Gesch. I.« 134. 

B) Ebenso Thonissen 540. 

«) 1. c. »Kein Wort davon, dass es dem einzelnen Dorfgenossen 
verboten war, seinen Besitz durch Kauf, Schenkung oder in anderer Weise 
auf den Fremden übergehen zu lassen. 
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gethan, sondern bloss allgemein von seinem Aufentbalisorte 
»locus** gesprochen. 

Mit dieser Auslegung, der man insofern eine gewisse Be- 
reebidgung nicht absprechen kann, als die ausschliessliche An- 
wendung des Wortes ,laborare** und die Bezeichnung des 
Aufenthaltsortes des Ankömmlings („locus**) eine Beachtung 
verdienen, kann man die Worte , super alterum** nicht in Ein- 
klang bringen, auch,, wenn man sie in der allgemeinsten Be- 
deutung auffasst, femer auch nicht den § 3, durch den dieser 
Titel in der zweiten Gruppe der Handschrifken bereichert worden 
und der die Heranziehung eines Fremden in das Dorf, bevor 
noch der betreflPende Beschluss gefasst. worden, strenge bestraft. 
Die Bestimmung, die in diesem § enthalten ist^ kann sich nicht 
auf eine Aufforderung an den Ankömmling beziehen, dass er 
an einem noch nicht angebauten und unbewohnten Orte eine 
Wirthschaft gründe, sondern sie hat im Oegentheil höchst- 
wahrscheinlich den Fall im Auge, dass „alter**, zu dem der 
Ankömmling zieht, diesen zu sich eingeladen, oder dessen stän- 
digen Aufenthalt in seinem Hause genehmigt hat. 

Wir sind auf diese Weise vor einen, freilich nur schein- 
baren, Widerspruch gestellt, der dadurch entsteht, dass gewisse 
Gründe für die Ansiedlung auf einem Grundstücke sprechen, 
das noch brach liegt, andere — unserer Ansicht nach sehr ge- 
wichtige — für das Einziehen in die Wirthschaft eines anderes. 
Unzweifelhaft ist das charakteristische Merkmal dieses Ab- 
schnittes gerade dies, dass niemand einen Fremden in sein 
Haus zu ständigem Aufenthalte au&ehmen. kann, wenn auch 
nur ein Einwohner dieses Dorfes widerspricht; es kommt hier 
demnach zu einem Kampfe zwischen dem Bechte des Ein- 
wohners, der den Ankömmling eingeladen und dem der anderen 
Einwohner. Ob jener Einwohner dem Fremden, den er in sein 
Haus eingeladen, zugleich seine Landwirthschaft gänzlich oder 
theilweise abtritt, davon spricht die Lex nicht. Wenn wir die 
Interpretation von Waitz annehmen und anerkennen würden, 
dass hier bloss von der Occupation eines brach liegenden 
Grundstückes, auf welches das Dorf gewisse Bechte hat, die 



— 254 — 

Bede ist, könnten wir die Worte „super altefum" nicht er- 
klären; der Antagonismus zwischen demjenigen, der den An- 
kömmling eingeladen und den übrigen Einwohnern wäre gegen- 
standslos und die Strafe für eine Aufforderung zur Ansiedlung 
auf einer öden Fläche, die dem Dorfe gehörte, völlig unbe- 
gründet; man kann nämlich nicht annehmen, dass man eine 
so hohe Strafe für die blosse Ertheilung eines Sathschlages 
featgesetzt hätte, wenn dieser Bathschlag nicht zugleich mit 
einer That verbunden gewesen wäre, die bis zu einem gewissen 
Grade die Rechte der anderen Einwohner verletzte. 

Sicher ist es jedenfalls, dass der Ankömmling sich auf 
einem Grundstücke ansiedelt, auf das er selbst kein Anrecht 
hat; die Ansiedlung auf einem bisher brach liegenden Grund- 
stücke schliessen wir keineswegs aus, wir können sie jedoch 
nicht für den einzigen Gegenstand dieses Titels ansehen, der 
allgemeiner stylisiert ist, und alle Arten der Ansiedlung in 
einem Dorfe, dem der neu Angekommene früher nicht ange- 
hörte, umfasst; wir sind auch der Ansicht, dass die L. Sal. in 
diesem Titel hauptsächlich den Fall berücksichtigt, dass jemand 
mit der Bewilligung eines Dorfeinwohners dessen Haus bezieht ^) ; 
dieser Fall ist weitergehend, und daraus geht von selbst her- 
vor^ dass man umsomehr gegen die Ansiedlung des Ankömm- 
lings auf einem brach liegenden Grundstücke, auf das nur die 
Gemeinde und niemand anderer ein unmittelbares Becht hat, . 
Einspruch erheben kann ; der § 3 (in der IL Gruppe) behandelt 
hauptsächlich den Fall, den wir besprochen haben 2). 

Nur dies ist ^cher, dass die Dorfeinwohner das Becht 
haben, gegen die Ansiedlung eines Ankömmlings Widerspruch 
zu erheben, und dass die L. Sal. dieses Becht durch keinen 
Miasbrauch und kein durch den Fremdling begangenes Unrecht 
motiviert; indem sie ausdrücklich erklärt, dass die einen den- 

') Die Worte »suseipere voluerit* sprechen für die Au&iahme des 
Fremdlings im eigenen Hause; Schröder: D. Ausbreitung d. sal. Fr. 
14fJ Anm^ 3. sieht hierin die Aufnahme des Fremden in die Hausgenossenschaft. 

•) Allerdings ist zuzugeben, dass § 3 eine Verstärkung der früheren 
Hechte der Einwohner enthält ; doch dürften zur Begründung der oben ent- 
wickelten Anschauung die Worte > super alterum« und » suscipere* genügen. 
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selben aufnehmen wollen und ein einziger widerspricht, legt 
sie ebendadurch Nachdruck auf den Willen der Einwohner und 
beweist, dass man in dem einseitigen Willen der Dorfgenosseu 
den Grund der Au&ahme oder Nichtaufnahme eines Fremden 
zu suchen hat. 

Dieses Eecht reicht so weit und ist so wirksam, dass nicht 
allein auf solchen Grundstücken, auf die diesen Einwohnern 
ein ausschliessliches Kecht zukommt, sondern auch auf solchen, 
die sich in der Hand eines derselben befinden, eine Ansiedluog 
nicht stattfinden kann und dass sogar derjenige, der den An- 
kömmling eingeladen, ohne die Bewilligung der üebrigen ein- 
geholt zu haben, einer strengen Strafe unterliegt Eine posi- 
tive Erklärung und Verstärkung dieser Thatsache enthält eine 
spätere Stelle, nämlich Extravag. B. 11 „non potest homo mi- 
grare, nisi convicinia et herba(m) et aqua(m) et via(m) conce- 
dentei). Diese Worte sind im Geiste des § 3 Tit XLV. (der 
späteren Texte) gehalten, denn dieser § verlangt für den An- 
kömmling ebenfalls die ausdrückliche Bewilligung der übrigen 
Einwohner. Dieser § 3, sowie die eben angeführten Worte stimmen 
mit der ältesten uns bekannten Kedaction des TifcXLV. nicht über- 
ein, der doch keineswegs eine ausdrückliche Bewilligung verlangt, 
sondern den Einwohnern nur das Recht giebt, zu widersprechen ; 
wenn sie nicht widersprechen, verbleibt der Ankömmling auch 
ohne eine ausdrückliche Bewilligung an Ort und Stelle. Es 
ist dies ein materiell und prozessuell wichtiger Unterschied und 
sowohl § 3, als auch die Worte in Extrav. B. IL, die man 
zur Ergänzung des § 3 benützen kann, bilden einen wichtigen 
Fortschritt zur Verstärkung der Eechte der Dorfeinwohner, 
Diese Eechte waren demnach sichtlich lebensfähig, die Inter- 
essen, auf die sie sich stützten, in wirthschaftlicher Hinsicht 
wichtig, da auch noch nach der Aufzeichnung der Lex und 
unter Umständen, die der Entwickelung des alten salischeu 
Kechts nicht günstig gewesen, diese Institution Gegenstand 



*) Darauf macht V i o 1 1 e t : Hist. des instit. polit. et admin. L 3 1 3 
Anm. 1. aufmerksam. 
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einer weiteren und genaueren Entwicklung war und sogar 
eine schärfere und mehr ausgeprägte Gestalt angenommen hat. 

Gewiss hat das einfache Kecht des Widerspruchs zur Zeit, 
wo die Bevölkerung zunahm und es den einzelnen Einwohnern 
schwer fiel, die Ankunft eines Fremden schnell zu erfahren, 
nicht mehr ausgereicht, umsomehr, als die einzelnen Wirthschaf- 
ten nach aussen verhältnissmässig abgeschlossen waren und 
m schwer wurde, das Recht des Widerspruchs in Jahresfrist 
auszuüben. 

Extray. B. 11 bringt uns auch noch eine überaus wichtige 
Nachricht, nämlich die Erklärung des Inhalts des Beschlusses 
der Einwohner, wovon § 3 Tit. XLV. der späteren Bedaction 
im allgemeinen spricht. Gegenstand der Bewilligung sind: 
„herba'S „aqua" und „via", worauf wir noch später zurück- 
kommen werden. 

Wir haben schon zu wiederholten Malen der sonderbaren 
Auffassung erwähnt, die Fustel von dem Tit XLV. hatte; 
wir wollen hier noch hinzufügen, dass Fustel keineswegs zu- 
geben will, dass die Einwohner in Vertheidigung ihrer Eechte 
handeln; indem er standhaft darauf besteht, dass „villa" aus- 
schliesslich eine Einzelansiedlung bedeute, giebt er in diesem 
Falle zu, dass diese „villa" in einige Theile zerfallen konnte 
imd nennt einen solchen Theil „portio." In eine solche „portio" 
nun, deren Eigenthümer abwesend ist, zieht der Ankömmling 
ein, in der Meinung, dass der Boden £rei sei und niemand ihn 
bewirthschafte ; die Eigeuthümer der anderen Theile vertheidi- 
gen den Abwesenden und erheben gegen die Ansiedlung des 
Ankömmlings Widerspruch; nach einem Jahre verlieren sie dies 
Becht und der neu Angekommene bleibt im Besitze; die Lex 
— meint Fustel — sagt jedoch nicht, ob er auch Eigen- 
thümer dieses Theiles werde. Abgesehen von der durchaus 
phantastischen Art und Weise, in der dieser Sachverhalt auf- 
gefaast wird und der falschen Deutung des Wortes „villa" (wo- 
von oben die Bede gewesen) muss die Ansicht, dass irgend 
welche Gesetzgebung das Schicksal der Vermögensrechte einer 
Privatperson — in diesem Falle eines Abwesenden — von dem 
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guten Willen eines Nachbarn abhängig machte, zum mindesten 
sonderbar und einem Juristen geradezu unsinnig erscheinen. 
Noch weniger kann man einsehen, warum sich Fustel, da er 
diesen Gegenstand in seinem , Allen «^) behandelt, auf seine oben- 
erwähnte Abhandlung nicht beruft, die Argumente, die er dort 
angeführt, nicht hervorhebt, sondern den Kampf mit neuen 
WaflFen aufnimmt 2). Diese Waffen sind wohl weit einfacher 
und bei einer oberflächlichen Betrachtung auch wissenschaft- 
licher. Ohne sich auf das Errathen der Fälle einzulassen, auf 
die sich der Tit. XLV. beziehen kann, beschränkt sich Fustel 
hier auf die Zusammenstellung einer Reihe von Verneinungen, 
die man in derselben Art und Weise auch bezüglich ganz klar 
behandelter Gegenstände aus den Quellen zusammensuchen 
könnte und er thut dies mit der ihm eigenen Gabe, germa- 
nische Quellen allen Inhalts zu berauben. „Die Lex sagt nicht, 
dass eine Einvnlligung der Einwohner nothwendig sei ; wir fin- 
den hier keinen solchen Ausdruck. Um so weniger ist die Be- 
willigung aller Einwohner erforderlich; das Wort »alle* finden 
wir kein einziges Mal . . . Die Lex sagt: ^unus vel aliqui«^). 
Dies alles ist durch fortwährende Ausrufungszeichen unter- 
brochen; in erregter Weise macht Fustel darauf aufinerksam, 
dass doch hier keine Kede sei von „communaute", dass keine 
„communaute'' handelnd auftritt, dass wir es mit keiner Cor- 
poration zu thun haben, denn nicht eine Corporation, sondern 
nur einer, d. h. derjenige, der den Widerspruch erhoben, tritt 
vor den Grafen mit einer Klage, — dies alles lässt uns doch 
zugleich den Mangel einer selbständigen Interpretation, die diese 
Verneinungen beleben würde, verspüren, denn bis zum Schlüsse 
erfahren wir nicht, wie Fustel die Wirksamkeit des Wider- 
spruchs von Seite eines einzigen Einwohners erklärt. 

Wir können denn doch darüber keinen Zweifel hegen, dass, 
wenn die Lex im allgemeinen sagt, dass einer, also ein jeder 
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der Dorfeinwohner das Becht besitze, gegen die Ansiedlang 
eines Ankömmlings Widerspruch zu erheben, dieses Becht kein 
persönliches ist, d. h. nicht auf gewissen rechtlichen Eigen- 
schaften desjenigen, der das Widerspruchsrecht ausübt, beruht, 
sondern, da es allen Einwohnern ohne unterschied und in voll- 
kommen gleichem Masse gebührt, eine sehr allgemeine und aus- 
gedehnte Grundlage haben muss; seine Begründung muss man 
demnach ausserhalb der Person desjenigen, der es im gege- 
benen Falle ausübt, suchen. Freilich tritt nicht die Gesammt- 
heit, ja nicht einmal die Mehrzahl mit dem Widerspruche auf; 
und dies gehört mit zur Charakteristik des ganzen Sachver- 
haltes. 

Wenn die Gemeinde, oder die Mehrzahl derselben, die in 
diesem Falle die Gemeinde vertreten würde, protestiert hätte, 
wäre somit auch der Beweis erbracht, dass die Gemeinde eine 
Corporation bildete, welcher als solcher jenes Becht zukam. 
Indessen deutet die Stylisierung des Tit. XLY. ausdrücklich 
darauf hin, dass, obwohl die Möglichkeit des Handelns von 
Seiten der Communität nicht ausgeschlossen ist^), schon das Auf- 
treten eines einzigen Mitgliedes hinreiche, selbst wenn alle an- 
deren die Ansiedlung billigen würden. Dies beweist, dass jeder 
Einwohner an der Ausübung dieses Bechtes persönlich interes- 
siert war, und zwar nicht allein als Mitglied einer Corporation, 
sondern an und für sich als Bauer, der in der Gemeinde ein 
Grundstück besass, dass demnach die Ansiedlung eines Ankömm- 
lings die wirthschafblichen Interessen aller Einwohner als solcher 
betraf, nicht nur die Interessen einer Corporation, die über den 
Einwohnern stand und ihre eigenen Ziele verfolgte. Daraus 
geht jedoch nicht hervor, dass die einzelnen Einwohner dieses 
Becht auf andere Weise, als zufolge ihrer Zugehörigkeit zu 
einer gewissen Corporation erlangt hätten; dies ist im Gegen- 
theil um so wahrscheinlicher, als diesem Bechte andererseits 



*) Inama geht daher (1. c. 96) zu weit, wenn er, wohl um das 
Gesammteigenthum auf diesem Wege zu bekämpfen, nur das Wider- 
spruchsrecbt des Individuums zugiebt. 
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die Beschränkung der freien Verfügung über den eigenen Haus- 
halt zu Gunsten des Ankömmlings entsprach. Die Ausübung 
dieses Bechts durch einen jeden Dorfeinwo&ier — jedoch nur 
durch ihn — und gegenüber einem jeden, die Unterwerfung 
eines jeden unter dieses Becht in allen Fällen, beweist die 
Allgemeinheit, die nicht zufällig sein konnte und mit einer 
Organisation zusammenhängen musste, die — in weitgehender 
Weise und in vielen Richtungen — alle diejenigen umfasste, 
die dieses Widerspruchsrecht ausüben konnten und denen 
gegenüber dasselbe geltend gemacht werden konnte. Diese 
Bechte müssen in Zusammenhang gebracht werden. 

Das Widerspruchsrecht, durch die Existenz eines höheren 
Organismus begründet, kommt jedem Mitgliede desselben direct 
zu, und zwar mit Bücksicht auf das Interesse des Einzelnen, 
das unmittelbar und nicht erst durch Yermittlung dieses Or- 
ganismus geschützt wird. 

Diese Bedeutung angenommen, könnte man schliesslich 
sagen, dass die Gommunität als solche (d. h. jener Organismus) 
kein Widerspruchsrecht besitze; jedenfalls hat die Gommunität 
als solche kein Becht, die Bewilligung zu geben, wenn schon 
ein Mitglied diese Bewilligung un giltig machen kann. Doch 
könnte man wiederum sagen, dass der Wille der Gommunität 
in diesem Falle der einstimmige Wille der Mitglieder gewesen, 
dass demnach, wenn sich auch nur eine einzige widersprechende 
Stimme fiudet, ein gemeinsamer Wille nicht mehr yorhanden 
sei. Es ist dies eine Vermehrung der Individualrechte und 
zwar solcher, deren Quelle man ausserhalb des Individuums, in 
einer gewissen Organisation suchen muss — zu Ungunsten der 
letzeren. 

Wie dem auch sei, können wir schon jetzt unzweifelhaft 
feststellen, dass neben dem Individuum^ dessen bodenrechtliche 
Befugnisse wir in den am Anfang dieses Abschnittes bespro- 
chenen Stellen kennen gelernt, auch noch andere Personen, 
namentlich die Einwohner desselben Dorfes, bestimmte Bechte 
bezüglich des vom Individuum bebauten Grundstückes haben 
und sich nicht allein der Uebergabe dieses Grundstückes an 

17* 
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einen Ankömmling, sondern sogar seinem Einzage bei dem 
bisherigen Besitzer und mit dessen Einwilligung widersetzen 
können. 

Es tritt jedoch in der L. Sal. noch jemand auf, der in 
dieser Beziehung ebenfalls wirksam handeln kann. Dies ist 
der König. 

Von dem betreflfenden Rechte des Königs erfahren wir im 
Tit. XIV. § 4. Die in demselben enthaltene Bestimmung pa- 
ralysiert das Becht der Dorfeinwohner. § 4 Tit. XIV. ist eine 
Novelle zum Tit. XLV., die uneigentlicher Weise hier eingereiht 
wurde; schon dies allein spricht für eine >(pätere Entstehung. 
Das Resultat dieser Beform besteht darin, dass von nun an 
ein jeder über sein Haus zu Gunsten desjenigen Ankömmlings 
verfügen kötine, der ein königliches „praeceptum" besitzt und 
dass der Ankömmling auf Qrund dieses ,,praeceptum^^ sich nicht 
allein in irgend einem Hause, sondern auch auf den noch un- 
bebauten Grundstücken des Dorfes ansiedeln könne (denn die 
Lex drückt sich hier allgemein aus) und niemand das Becht 
besitze, gegen ihn aufzutreten. 

Interessant ist es, dass das Auftreten gegen den Ankömm- . 
ling durch die Einfügung des § 4 in den Tit.: »De super- 
venientibus vel expoliatis** den Charakter eines Ueberfalls auf 
eine Person, oder den eines Baubes annimmt, denn es bezweckt 
in der That, den Fremdling dessen zu berauben, was er mit 
königlicher Bewilligung erlangte, obwohl er es vielleicht zum 
Schaden und wenigstens gegen das Interesse der Dorfeinwohner 
erlangt. 

Abgesehen von dem Tit. XLV. führt uns die L. SaL, 
eigentlich das Capitulare Chlodowechs, (Tit. LXXIII (I.) noch- 
mals in Verhältnisse ein, von denen sie sonst nicht handelt, 
und zeigt uns eine grössere Anzahl von bodenrechtlich Be- 
rechtigten. 

Die Worte „tunc vicini illi in quorum campo" oder „homo 
iste in vestro agro'* sind nicht gleichgiltig; wenn diese „vicini" 
als solche keine Bechte besässen, die mit dieser „vicinitas" ver- 
bunden wären, könnten wir die Anwendung des Plurals in den 
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beiden angegebenen Fällen nicht erklären ; entsprechender wären 
dann die Ausdrücke : „in quorum campis^^ und „in yestris agris^^ 
Es beweist dies, dass „campus" in gewisser Hinsicht „illorum'' 
gewesen, dass hier alle gewisse Bechte besassen, über die ^ wir 
übrigens aus diesem Abschnitte nichts erfahren. 

Auf die Frage, wer diese „vicini" gewesen, diese Einwohner, 
denen die Lex einmal das Becht des Widerspruchs zuerkennt 
Ton denen sie andererseits hinsichtlich des Bodens in der Mehr- 
zahl spricht, finden wir in der L. Sal. keine directe Antwort; 
ex professo handelt sie kein einzigesmal davon, befasst sich 
nirgends mit den gegenseitigen Verhältnissen, deren Bestand 
wir jedoch nicht bezweifeln können. 

Nicht einmal einen eigenen Namen besitzen diese Verbin- 
dungen von Einwohnern ; denn das Wort „vicinus** finden wir 
erst in dem Gapitulare Chlodowechs; dass man den Ausdruck 
im Tit XLV. nicht angewendet, ist erklärlich ; diese Einwohner 
waren „vicini" im Verhältnisse zu einander, nicht gegenüber 
den Fremden. 

In Extrav. B. 11. finden wir „convicinia", und weil dem 
ganzen Zusamenhange, dem gemäss, was wir oben gesagt, zu 
entnehmen ist, dass hier von einer Angelegenheit die Bede, die 
ebenfalls einen Gegeilstand des Tit. XLV. bildet, bezeichnet 
„convicinia" unzweifelhaft den InbegriflF derjenigen, „qui in 
villa consistunt". 

Es wird hier zugleich von einer Handlung dieser „con- 
vicinia" gesprochen, namentlich von der Bewilligung, die „herba'S 
„aqua" und „via" zu benützen, wovon man die Ansiedlung des 
Ankömmlings abhängig machte. 

Diese Nachricht widerspricht durchaus nicht dem Inhalte 
des Tit XLV., wo von dem Widerspruchsrechte, das sogar einem 
einzigen zukommt, die Bede ist; Extrav. B. 11. sagt nämlich 
nicht, ob „convicinia" die Bewilligung einstimmig oder mit 
Stimmenmehrheit ertheile. 

Wir haben demnach hier (zwar nicht in der L. Sal. selbst, 
sondern in einem weit späteren Zusätze, der mit dem Tit. XLV. 
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in innigstem Zusammenhange steht und was den Begriff, um 
den es sich handelt, anbelangt, mit dem Tii XLY. yoUstandig 
übereinstimmt) Spuren einer Bethätigung der Verbindung von 
Dorfeinwohnern, die noch bedeutend präciser sind, als in dem 
§ 3 des Tit. XLV, dessen logische Grundlage übrigens voll- 
ständig dieselbe ist. 

Dies ist jedoch alles; aus diesen fast zuföUigen Andeu- 
tungen erfahren wir, dass gewisse grössere Gruppen bestehen — 
es sind dies die Gruppen der Dorfeinwohner — und sei es 
durch ein jedes ihrer Mitglieder, sei es auch gemeinschaftlicli, 
das Widerspruchsrecht, beziehungsweise das Becht, den An- 
kömmling zuzulassen, ausüben. 

Warum ihnen jedoch dieses Becht zukomme, von welcher 
Art jenes wichtige wirthschafUiche Interesse, das den Grund 
der so weitgehenden Bechte eines jeden einzelnen und der 
ebenso weitgehenden Beschränkung eines jeden derselben bildet, 
davon sagt die L. Sal. nichts und die lakonische Erwähnung 
in Extrav. B. 11. der Bewilligung, die „herba", „aqua" und 
„via" zu benützen, ist ungenügend. 

Sie beweist nur, dass „convicinia" gewisse Bechte betreffs 
dieser drei Gegenstände besitze und dass sie allein die Bewilli- 
gung ertheilen könne, dieselben zu benützen. Ob diese Bechte 
zugleich die Grundlage des Widerspruchsrechtes eines jeden 
einzelnen bilden, wissen wir nicht, denn wir können in der 
L. Sal. auf zwei in dieser Beziehung den Ausgangspunkt bil- 
dende Fragen, nämlich, ob solche Bechte den einzelnen oder 
nur der Gemeinde zukamen, dann ob diese Bechte so wichtig 
gewesen, dass sie einer so energischen Yertheidigung bedurften, 
keine Antwort finden. 

Wir sehen hier wiederum, und schon mehrmals haben wir 
diese Erscheinung in Bechnung ziehen müssen, bis zu welchem 
Grade die L. Sal. ihrer Aufgabe treu bleibt und wie aus- 
schliesslich sie sich mit den Angelegenheiten beiasst, die das 
ganze Volk und die Gewalt der Volksorgane betreffen. Sogar 
dann, wenn sie, wie in unserem Falle, gewisse Bechtsinstiute 
berührt, die als ganzes ausserhalb der erwähnten Sphäre U^en, 
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sei es, um sie in Schutz zu nehmen, sei es, um sich derselben 
in Angelegenheiten zu bedienen, die die öffentliche Sicherheit 
betreffen, zieht sie eine genaue Grenze zwischen dem Volks- 
rechte und dem Rechte, das man hier vielleicht ein genosaen- 
schaftliches nennen könnte^ indem sie dieselbe achtstim und 
in einer für unsere Kenntnisse sehr ungünstigen Weise beob- 
achtet 

Diese Thatsache hat jedoch auch eine Lichtseite und swar 
die, dass in Verbindung mit den Informationen, die wir später 
kennen lernen und die auf die Bechte jener Gruppen nnd die 
Stellung des Einzelnen in dem Kreise derselben ein wichtiges 
Licht werfen werden, dieser Theil des fränkischen Rechtes sich 
um so klarer und deutlicher darstellen wird. 

In dem gleichzeitigen Nebeneinanderbestehen und in der 
gleichzeitigen Anerkennung der Rechte des Individuums als 
solchem, und der Rechte einer grösseren Gruppe respective der 
einzelnen Mitglieder derselben, kann kein Widerspruch bestehen, 
es muss sich vielmehr das eine mit dem anderen in Einklang 
bringen lassen. Möglich ist dies wiederum nur dann, wenn 
die Rechte des Individuums als solchem, und die Rechte einer 
grösseren Gruppe, beziehungsweise ihrer einzelnen Mitglieder, 
die sich auf einen und denselben Gegenstand, nämlich das 
Bodenrecht beziehen, diesen Gegenstand von verschiedenen Sei- 
ten berühren, wenn demnach das Individuum und die Gruppe ein 
jedes Subjecte verschiedener Berechtigungen an derselben Sache 
sind, wenn also in bestimmten Rechtsverhältnissen der Einzelne, 
in den anderen wiederum die Gruppe als Subject auftreten. 

Nachdem sich alle diese Rechte und alle diese Rechtsver- 
hältnisse auf Grund und Boden beziehen, müssen sie ein mehr 
oder weniger abgeschlossenes Rechtssystem bilden. Alles spricht 
nämlich dafür, dass es sich hier bloss um solche Verhältnisse 
handle, die wir heute als individuelle auffassen müssten, sowie 
um wirthschaftliche Interessen, die mit jenen individuellen Ver- 
hältnissen in enger Verbindung stehen. Wer sich der Ankunft 
eines Fremden widersetzt, an dessen Person nichts auszusetzen 
ist, thut es nicht aus politischen Rücksichten, sondern aus 
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wirtbschaffclichen. Daraus geht hervor, dass der Daalismus 
der Bechtssubjecte ^), den wir oben festgestellt haben, in- 
nerhalb eines und desselben Gebietes rechtsökonomischer Ver- 
hältnisse besteht, die in gleicher Weise das Bodenrecht be- 
treflfen; da haben wir nun die Wahl, entweder an der Ansicht 
festzuhalten, dass dieses Oebiet kein einheitliches war, dass 
demnach einem jeden der hier vorkommenden Subjecte schon 
von vornhereiii und in ursprünglicher Weise ein bestimmter Kreis 
von eigenen Befugnissen zukam, die ihm ausschliesslich eigen- 
thümlich gewesen, oder, dass diese Verhältnisse eng verbunden 
waren, ein ganzes bildeten, und dass die Berechtigungen der 
beiden Subjecte mit einander zusammenhiengen und vielleicht 
in einem Gausalnexus standen, so dass die einen aus den an- 
deren in demselben Grade und Verhältnisse hervorgiengen, in 
welchem die Subjecte selbst zu einander standen. Wir haben 
gesehen^ dass die erstere Annahme dem widersprechen würde, 
was wir bisher zu bemerken Gelegenheit hatten ; es genügt eben 
das Becht des Widerspruchs anzufahren, dessen Ausübung durch 
jeden Einwohner nur vermittelst der Zugehörigkeit desselben 
zu der ganzen Einwohnergruppe erklärt werden kann, um zu 
beweisen, dass nicht alle Bechte, die der Einzelne im eigenen 
Namen und selbständig ausübte, unzweifelhaft ursprünglicher 
Natur sind, sondern dass sie vielmehr Merkmale abgeleiteter 
Herkunft aufweisen können, dass demnach, trotz der Ausübung 
gewisser Bechte durch das eine und anderer durch das andere 
Subject ein engerer Zusammenhang zwischen diesen Berechti- 
gungen besteht, so dass wir verschiedene Grundlagen und be- 
sondere Quellen nicht annehmen können. Bechte, die sich auf 
Grund und Boden beziehen und neben ihrem privatrechtlichen 
Charakter wirthschaftliche Merkmale aufweisen, müssen eine 
gemeinschaftliche Quelle und eine gemeinschaftliche Grund- 
lage haben und müssen in Zusammenhang gebracht werden 
können. 

Erst auf diesem Wege kann diese Frage erklärt und die 



Das Recht des Königs lassen wir vorerst bei Seite. 



— 265 — 

Bolle des Einzelnen mit der Bolle jener grösseren Gruppe be- 
nachbarter Einwohner in Einklang gebracht werden. Lex Sal. 
giebt uns jedoch keine Anleitung zur Lösung dieses Bathsels; 
sie bietet nur einige lose Beitrage, die nothwendig sind, um 
die einleitenden Schritte zur Lösung der Aufgabe zu thun. 

Wir haben nämlich noch keine Gewissheit darüber, ob der 
Einzelne und jene Gruppe in den bodenrechtlichen Verhält- 
nissen die einzig berechtigten Subjecte sind; wir können die 
Berechtigung anderer, kleinerer oder grösserer Gruppen, nicht 
von vornherein ausschliessen, an denen das Individuum viel- 
leicht in anderer Hinsicht, oder in anderem Grade, als an der 
Dorfgemeinde theilnimmt, oder deren Bestandtheile vielleicht 
auch Dorfgemeinden bilden. Wir müssen demnach dasjenige 
zusammenstellen, was die L. Sal. über solche Gruppenbildungen 
angiebt, wobei es nicht zu vergessen ist, dass wir es auch hier 
mit Verhältnissen zu thun haben werden, die entweder gar 
nicht oder nur zum geringen Theile das Volksrecht berühren 
und nur dann zuföllig zum Vorschein kommen, wenn das In- 
dividuum trotz einer Zugehörigkeit zu einer bestimmten Gruppe 
und in Bezug auf dieselben Verhältnisse, die zur Competenz 
dieser Gruppe gehören, sich an einen höheren Organismus, 
dessen Mitglied es in anderer Beziehung ist, wendet, um seine 
Macht gegen die erstgenannte Gruppe anzurufen. Es handelt 
sich also um Schutz gegen den eventuellen Despotismus dieser 
Gruppe, deren Rechte jetzt schon lästig zu werden beginnen 
und die persönliche oder wirthschafbliche Freiheit fesseln; auch 
kommt es vor, dass das Individuum bei dem höheren Orga- 
nismus Festigung und Vertheidigung jener Rechte sucht, die 
ihm als Mitglied einer Gruppe zukommen, die aber diese Gruppe 
nicht mehr hinreichend schützen kann. Zufolge solcher Be- 
dürfiiisse kommt der höhere Organismus in unmittelbare Be- 
rührung mit dem Individuum, greift demnach in die Gruppen 
ein, die zur Vertheidigung jener Rechte in erster Linie berufen 
sind und deren GontroUe ihm eigentlich nur dann zukommt, 
wenn die Ausübung gewisser Rechte dieser Gruppen seine hö- 
heren Interessen verletzt. Dieser Eingriff wird erst dadurch 
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gerechtfertigt, dass innerhalb jener Gruppe die Grundlagen einer 
entsprechenden Bethätigung verschwinden. 

Eine solche Gruppe, über die manche interessante Nach- 
richt in der L. Sal. vorliegt, bildet die Familie. 

unzweifelhaft ist die von Lamprecht ^) angegebene Art 
und Weise, die Zusammensetzung und die rechtliche Organi- 
sation der germanischen Familie zu erforschen, die entspre- 
chendste; Lamprecht unterscheidet sich in dieser Hinsicht 
von den anderen Gelehrten und verwerthet in anzuerkennender 
Weise ^e anregenden Ausfährungen von Waitz^) and Brun- 
ner »); Erbrecht und überhaupt dasjenige, was schon die Folge 
wirthschaftlicher Einflüsse bildet, ist zuletzt zu behandeln, und 
zwar vor allem die Erkenntniss des reinen Familienrechts an- 
zustreben, dessen Wurzeln tiefer gehen und das in jenen äl- 
testen Zeiten bestand, bevor noch die neuen Verhältnisse, be- 
sonders aber die wirthschaftlichen Gründe und die Ansiedlung 
eine modificierende Wirkung ausgeübt haben. Von einem ähn- 
lichen Gedanken lassen wir uns bei dieser ganzen Abhandlung 
leiten, und in ähnlicher Weise trachten wir das Bodenrecht der 
salischen Franken kennen zu lernen; trotzdem werden wir 
jedoch Lamprechts Beispiele in diesem Falle nicht folgen, 
denn uns ist es gegenwärtig nicht um die Erforschung der Ge- 
schichte des Familienrechts als solchen zu thun, sondern nur 
um die Feststellung der zeitweiligen bodenrechtlichen Befug- 
nisse der Familie auf Grund der Lex. 

In dieser Hinsicht sind vor allem zwei Titel wichtig, näm- 
lich LVIII. und LIX. 

Tit. LIX. behandelt das Erbrecht; die ersten 4 §§ beziehen 
sich auf Mobilien, der letzte auf Immobilien. Angesichts des 
Mangels an Vorschriften über Testamente gewinnt § 5 an Be- 
deutung, als die einzige Nachricht über das Schicksal der Im- 
mobilien und die bis nach dem Tode verfügbaren bodenrecht- 



1. c. 21. 

2) Verf.-Gesch. 1». 71. 

•) Sippe and Wergeid (in Zschr. d. Sav.-Stft. f. R.-a. Germ. Abth. lU). 
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Uchen Befugnisse des IncÜTidaums. In dieser Bezieh tinj^ nun 
gewährt diese Stelle eine sehr wichtige Information, indem sie 
die männlichen Nachkommen als ein Rechtssubject hinstellt, 
das immer und ausschliesslich befugt ist^ in die Rechte an 
Grund und Boden, die dem Vater gebührten, einzutreten. 
Es ist jedoch bestritten, von welchen Nachkommen hier die 
Rede ist; Fustel^) ist auch hier in der Verallgemeine- 
rung sehr weit gegangen, indem er behauptete, dasB der Boden 
,,appartient ä ses enfauts ou ä ses parents les plus pro- 
ches*^ und weiter „les biens fonciers ne se partageot qu' entre 
les fils ou entre les collateraux du sexe mascuUu.'' 
Diesw Satz ist absolut irrig und falsch. Wir halten dafür, 
dass filii in § 5 Tit. LIX. nur Söhne allein bezeichne, trotz 
des Zusatzes: „gui fratres fuerint." Diese Worte können offen- 
bar nicht die Brüder des Verstorbenen bezeichnen ^), denn in 
einem solchen Falle müsste die Thatsache sonderbar erscheinen^ 
dass von Söhnen gar nicht die Rede sei, dass Bie demnach 
eigentlich enterbt wären; wir meinen vielmehr, dass in dieser 
Hinsicht zum Theil an der Ansicht Gierke's») festzuhalten 
sei, der die Stelle übersetzt: „Die männlichen Nachkommen, 
die Brüder sind." Jene etwas unnatürliche und läthaelhafte 
Ausdrucksweise würde dann zugleich den Mangel äes Bepräsen- 
tationsrechts, d. h. die Ausschliessung der Enkel vom Erb- 
rechte bezeichnen*). 

Eine wichtige Erklärung der Worte „qui fratres fuerint'^ 
bietet übrigens der Text Herold' s, in welchem wir ein Bei- 
spiel einer solchen Verbindung jener „fratres", d. h. der Söhne 



1 



L'alleu 104. 

2) Thudichum: Mark- u. Gauverf. 188. 

8) Erbrecht und Vicinen recht (in Zschr. f. R.-G. XII.) 442. 

*) Gierke 1. c. geht vielleicht zu weit, wenn er behaTipiet^ die 
Lex schliesse Sohnessöhne nur dann aus, wenn noch SOhue vorbs^Bdeu 
sind, dass also nur die gleichzeitige Erbfolge von Onkel und Neil^e tm- 
möglich war, die Enkel aber, wenn schon alle Söhne todt waren, erben 
konnten; dies alles können wir in der Lex Sal. keineswegs finden. 
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des Verstorbenen haben. Die Annahme von Amira^), der bei 
der etwas verschiedenen Ausdrucksweise der Texte 3 und 4 
(der I. Gruppe) zu dem Schlüsse gelangte, dass die Frauen schon 
nach dem ursprünglichen Wortlaute des Tit. LIX. von dem Erb- 
rechte an Immobilien nicht vollständig ausgeschlossen gewesen, 
sondern nur an der Erbschaft der Brüder keinen Antheil ge- 
nommen, dass sie demnach erben konnten, wenn es keine Brü- 
der gab, geht- ebenfalls über den Inhalt der Lex hinaus und 
wurde von Bosin^) und Gierke») widerlegt. 

Bei dem Umstände, dass die L. Sal. keine üniversalsnc- 
cession nach unserer, d. h. römischer Auffassung^), noch auch 
den Begriff eines Erben kennt, der an und für sich, immer 
und in jeder Beziehung in die Eechte und Pflichten des Erb- 
lassers eintritt, ist die unbedingte Eutschiedenh^eit, der wir im 
§ 5 Tit. LIX. begegnen, wichtig und lässt uns im Vereine mit 
einer anderen allgemein bekannten Thatsache, nämlich dem 
Mangel an Bestimmungen über Testamente und Veräusserungen, 
in den zur Uebernahme des Bodens nach dem Vater berufenen 
Personen, also in dieser Familie, eine mit dem Boden eng ver- 
bundene Gruppe erblicken, dies umsomehr, als die Weiber aus- 
geschlossen sind. Wir sehen jedoch in der L. Sal. kein einziges 
mal Spuren irgend welcher Bechte, die von dieser Familie oder 
den einzelnen Gliedern derselben schon bei Lebzeiten desjenigen 
ausgeübt werden, nach dem sie das Grundstück übernehmen 
sollten. Es kann sein und ist sogar wahrscheinlich, dass solche 
Nachrichten nur deshalb fehlen, weil die L. Sal. keine Ange- 
legenheit erwähnt, bei der jene Bechte der Familie eine gewisse 
Bolle spielen würden; diese Bechte kommen demnach nicht 
zum Vorschein und sind vielleicht nur für uns unsichtbar. Wir 
können ihnen jedoch, da sie ganz problematisch sind, auf die 
L. Sal. gestützt^ begreiflicherweise nicht diese Bedeutung und 



Erbenfolge und Verwandtschafl»recht 14 f. 
«) Commentatio ad tit. L. Sal. LIX. 19. 
«) 1. c. 442. 

*) Denn sie behandelt bekanntlich Mobilien und Immobilien be- 
sonders. 
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Bechtsstellung zuschreiben, die dem Bechte jener grosseren 
Gruppe der Dorfeinwohner, dem wir in dem Tit. XLV. begeg- 
neten, zukommt. 

Einer sehr verbreiteten Ansicht nach könnte man jedoch 
ein solches Recht der Familie im •Tit. LVIII. finden, nament- 
lich in dem Umstände, dass eine bestimmte Anzahl von Familien- 
gliedem verpflichtet ist, das Sühngeld zu bezahlen, und zwar 
zufolge einer Bechtshandlung, die der Missethäter auf seinem 
Grundstücke vominlmt und durch die er sein Anwesen den Ver- 
wandten übergiebt. So legt man nämlich den Tit. LVIIL all- 
gemein aus und in dem umstände, dass der Missethäter nicht 
einmal, um sein Leben zu retten, sein Grundstück einer frem- 
den Person abtreten kann, sondern sich diesbezüglich an die 
Familienmitglieder halten muss, hätten wir eine ausgezeichnete 
und sehr erwünschte Bestätigung dessen, was wir eben mit 
Bücksicht auf Tit. LIX. (§ 5) von der bodenrechtlichen Stel- 
lung der Familie gesagt. '. In noch höherem Grade, als in dem 
genannten Abschnitte, würde sich hier die Zusammenfassung 
der Bechte an Grund und Boden in der Hand der Familie 
offenbaren, und was noch mehr, wir hätten hier den einzigen 
Beweis für die positive Wirkung dieser Bechte, nämlich die 
Verhinderung der Veräusserung und zugleich die Uebernahme 
des Bodens durch die Verwandten aus bestimmten Gründen 
schon bei Lebzeiten des bisherigen Besitzers. 

Wir können jedoch auf keinen Fall die allgemeine Ansicht 
über die Bedeutung dieses Titels theilen, und weil diese Bedeu- 
tung eben allgemein angenonmien ist, müssen wir unsere An- 
sicht etwas umfassender und genauer begründen. 

Dieser Titel sagt, dass, wenn jemand einen Menschen ge- 
tödtet und, nachdem er sein ganzes Vermögen übergeben, den- 
noch nicht im Stande gewesen, das ganze Sühngeld zu zahlen, 
er mit 12 Eideshelfem schwören solle, dass er weder über, 
noch unter der Erde Vermögen besitze und schon alles über- 
geben habe. Nachher solle er in sein Haus ^) hineingehen, aus 



') Casa 8ua in Codd. 1 und 3; ohne sua in Codd. 2 und 4. 
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den vier Ecken Erdschollen in die Hand nehmen, sich sodann 
auf die Schwelle stellen und nach dem Innern des Hauses ge- 
kehrt, mit der linken Hand jene Erde über seine Schulter auf 
seinen nächsten Verwandten werfen. 

Wenn schon Vater und Brüder bezahlt haben, soll er die 
Erdscholle auf die „Seinen" werfeu, d. h. auf cbrei vom Stamme 
des Vaters und drei von dem der Mutter, die mit ihm am näch- 
sten verwandt sind. 

Dann soll er im Hemd, ohne Gürtel und Fussbekleidung, 
mit einem Stock in der Hand über den Zaun springen u. s. w. 

Wir übergehen hier die letzten §§, die nur das Verhältniss 
der Verwandten unter einander, ihre gegenseitigen Verpflich- 
tungen und die Bezahlung der Busse für den verbannten Misse- 
thäter besprechen ; es verbindet sich damit nämlich eine andere 
Frage, vielmehr eine ganze Reihe von Fragen, die von v. Amira, 
Lamprecht und B r u n n e r hervorgehoben wurden, die jedoch 
vorläufig für uns belanglos sind. 

Dies ist also der Inhalt dieses Titels; der zur Bezahlung 
der Busse verurtheilte Mörder hat diese Pflicht anerkannt *), er 
hat alles, was er gehabt, übergeben; „facultas" und „fortuna" 
bezeichnen, wie bekannt, in der L. Sal. ausschliesslich beweg- 
liches Vermögen 2), die Gegenstände jedoch, die an Zahlungs- 
statt übergeben wurden, haben nicht hingereicht, um die Schuld 
zu begleichen. Aus diesem Grunde erfolgt die „chrenecruda", 
deren äussere Seite Brunn er beschrieben hat 3). Der Schuld- 
ner legt mit 12 Eideshelfern einen Eid ab, der uoserem Oflfen- 
barungseide entspricht ; den Eid schwört er nicht seiner Familie, 
denn damit hätte sich die L. Sal. nicht befasst und es wäre 
auch schwer, Eideshelfer zu diesem Zwecke zu finden, sondern 
vielmehr dem Gläubiger (oder den Gläubigern), wobei er von Seite 
der Familie, die ihm 12 Eideshelfer gewährt, unterstützt wird. 



*) Brunn ei;: Sippe und Wergeid 37 betont richtig, dass hier eine 
fides faxita stattgefunden hat. 

2) In Bezug auf » casa^ ist dies nicht ganz sicher ; Lamprecht 
1. 0. 23 macht es aber sehr wahrscheinlich. 

8) 1. c. 37 f. 
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Der Gläubiger nimmt den Eid an und die erste Folge des- 
selben bildet ein Aufschub der Bezahlung, auf die die Parteien 
bei der fides facta übereingekommen sind Dieser Aufschub 
wird dem Schuldner und dessen Familie zur Auftreibung der 
noch ausstandigen Summe dienen. Der Schuldner begiebt sich 
zunächst zu seinem Vater und zu seinen Brüdern — ob mit ein- 
facher Bitte, oder im Wege eines formellen Verfahrens, das er 
betreffs der weiteren Verwandten anwendet, ist nicht bekannt, 
(die Stylisierung ist nicht klar) — und er selbst entweicht aus 
dem Hause. Die Verwandten zahlen in der in diesem Titel 
angegebenen Weise und Ordnung, und wenn auch sie die ganze 
Summe nicht erlegen können, erleidet der Hauptschuldner 
den Tod. 

In diesem ganzen Titel wird nirgends erwähnt, dass der 
Schuldner den Verwandten sein Grundstück übergebe; richten 
wir unsere Aufmerksamkeit vor allem auf das, was Brunner 
in überzeugender Weise hervorgehoben, dass nämlich die ganze 
Handlung im Interesse des Gläubigers, nicht in dem der Ver- 
wandten, vorgenommen wird. Wäre dem anders, dann könnte 
man von vornherein sagen, dass auch dieser Titel ganz anders 
beschaffen sein müsste, dass sich die Lex nämlich auf die Be- 
merkung beschränkt hätte, dass für den Fall der Insolvenz des 
eigentlichen Schuldners der Gläubiger sich mit der Bezahlung 
von Seiten der Verwandten zufriedengeben, und zu diesem Zwecke 
einen entsprechenden Aufschub gewähren müsste ; sie hätte sich 
jedoch keineswegs mit den inneren Vorgängen befasst, nämlich 
mit der Anordnung der Zahlungspflicht der einzelnen Ver- 
wandten 1). 



*) Bern gegenaber könnte gesagt werden, dass ja auch Tit. LXII. 
»De compositione bomicidii*, der mit Tit. LVIII. in so engem Zusammen- 
hange steht, die Theilung des empfangenen Wergeides, also eine innere 
Familienangelegenheit behandelt; und thatsächlich gehört diese Ange- 
legenheit auch nicht überall zur volksrechtlichen Competenz (s. Brunn er 
1. c. 2). Doch ist § 2 des Tit. LXII zu berücksichtigen ; fiscale Ansprüche 
drängen sich vor und soll man sie in diesem Falle bestimmen, dann 
muss man überhaupt die ganze Wergeldtheilung normieren. Die Be- 



■-^^p^^ 
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Denn es ist vor allem das Vermögensinteresse des Gläubi- 
gers zu berücksichtigen; wir haben gesehen, in welchem Grade 
man mit seinem Sechte rechnete, als es sich um den Äu&chub 
handelte, zu dessen Erreichung man eine so mühsame und for- 
melle Handlung hat vornehmen müssen ; viel wichtiger war es 
jedoch, ihm in einer möglichst schnellen und zugleich mit den 
Bechtsbegriffen übereinstimmenden Weise, die Möglichkeit der 
Bezahlung zu sichern und zugleich den Schuldner vor dem 
Tode, der übrigens dem Gläubiger keinen Nutzen bringen 
würde, zu bewahren, die Familienmitglieder dagegen vor einem 
unnöthigen Ruin zu schützen. Dieser letztere Umstand könnte 
eintreten, wenn man dem Schuldner, oder sogar einem Pa- 
milienrathe die Bezeichnung desjenigen Familienmitgliedes 
überlassen würde, das den Best zu bezahlen hätte, woraus 
sich dann die Befreiung der anderen ergeben würde; bei wei- 
tem entsprechender war es, dass man, übrigens im Einklänge 
mit dem Gedanken, dem wir in Tit. LXII. begegnen, die Pflicht 
der einzelnen Familienmitglieder ein für allemal normierte, 
denen gegenüber der Gläubiger jetzt das Becht erlangte, die Be- 
zahlung zu fordern. Das auf diese Weise verpflichtete Familien- 
mitglied tritt in ein persönliches, d. h. obligatorisches Verhält- 
niss zum Gläubiger, es hat die Pflicht, alles zu übergeben, was 
es hat, ebenso der weitere Verwandte, wenn der nähere die 
ganze Schuld nicht zu bezahlen vermochte. 

Diese Pflicht der Verwandten, die, wie man es auf Grund 
der Ausführungen Brunners und namentlich Lamprechts*) 
sagen kann, ein offenbares Gegenstück zu dem Rechte bildet, 
von dem Tit. LXU spricht, hat man nun in der Literatur mit 
dem Bodenrechte verbunden, trotzdem die L. Sal. nichts davon 
weiss; daher ist die Meinung entstanden, dass die Familie erst 
jetzt zufolge der Erlangung des Grundstückes zugleich die Pflicht 



haodluiig einer inneren Familienangelegenheit ist in Tit. LXII. ebenso 
durch äussere Gründe gerechtfertigt, wie in Tit. LY III ; im ersteren Falle 
ist es das fiscalische Interesse, im andern das des Gläubigers. 
1) 1. c. 25. 
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übernahm, die Schuld zu bezahlen; diese Schuld müsate eben 
dadurch, wenn wir in diesem Sinne weiter gehen wollten, den 
Begriff einer mit dem Besitze eines Grundstückes verbundenen 
Pflicht erlangen. In der Uebergabe des Grundstückes erblickte 
man eine Erbschaft; die Verwandten übernahmen gleichsam 
schon bei Lebzeiten des insolyenten Schuldners die Erbschaft, 
und auf diese Weise hat man, indem man einerseits die Mög- 
lichkeit der Bealexecution, sowie der Yeräusserung yon Immo- 
bilien leugnete, dennoch die Giltigkeit der uebergabe des Grund- 
stückes bei Lebzeiten an andere angenommen. 

Noch V. Amir a ^) hat an der Ansicht, die früher Wilda *) 
vertreten, vollständig festgehalten, aber auch Brunner»), der 
zuerst den Grundsatz klar formulierte, dass dem Rechte das 
Sühngeld oder einen Theil desselben zu empfangen, die Pflicht, 
das Sühngeld in Vertretung des Verwandten zu zahlen, genau 
entsprechen müsse*), hat diese allgemeine Annahme nicht be- 
kämpft^), trotzdem er auch bewiesen hat, dass man dort, wo 
sich der principielle Zusammenhang des Wergeides mit der 
Fehde consequent erhalten, die Zahlung des Wergeldes von 
der Erbschaft genau unterschied und zugleich festgestellt hat, 
dass die sächsischen, angelsächsischen, friesischen, holländi- 
schen, seelandischen und flandrischen Bechte die Pflicht kennen, 
eine Geschlechtsbusse ohne „chrenecruda" zu bezahlen«) und 
ohne dass man die Insolvenz des Hauptschuldners vorher fest- 
gestellt hätte 7), also einzig und allein als Gegenstück des dem 



*) 1. c. 23 f. 

*) Strafrecht der Germanen 391. 

•) Sippe und Wergeid. 

*) 1. c. 1. 

B) Im Gegentbeil lesen wir 1. c. 38: Derselbe (der Schuldner) muss 
den vielbesprochenen Schollenwurf vornehmen und sein Besitzthum räumen, 
Handlungen, in welchen man mit Recht eine Abtretung des Grund- 
besitzes an die zahlungspflichtigen Magen erblickt hat (v. Amira 1. c. 23). 

•) 1. c. 44. 

^) Denn die Constatierung der Insolvenz in Tit. LVIU. erfolgt nur, 
um den Gläubiger zu überzeugen .und eine Frist zu erlangen. 

Halban Blamenstok, Immobiliai eigenthum I. 18 
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Ibetreffenden Familienmitgliede zukommenden Rechts einen eben 
solcbeB Antheil für den Fall zu erhalten, wenn einer seiner 
Verwandten getödtet worden wäi-e. 

Dagegen ist Lamprecht aufgetreten i) ; er hat bewiesen, 
dass die Zahlungspflicht, der wir hier begegnen, auch schon 
?or der T^ormierung des Erbrechts an Immobilien habe exi- 
stieren müssen^); er hat sich also gegen die Annahme 
eines Erbganges und einer mit dem Familienrechte 
zusammenhängenden Cession ausgesprochen, ohne die 
Frage aber bezüglich der bodenrechtlichen Stellung der chrene- 
cruda überhaupt ganz zu entscheiden. 

Dem ist hinzuzulügen ,. dass doch einem Zusammen- 
hange mit dem Erbrechte die Thatsache widerspricht, dass die 
Pflicht der Bezahlung in dem Tit. LVIII. ungleich weiter geht, 
als das Becht der Uebernahme des Grundstückes, das wir in 
Tit LIX., § 5 gesehen; denn unter „filii** kann man doch unter 
keiner Bedingung die Seitenverwandten verstehen; auch die 
Art und Weise der Bezahlung ist ganz verschieden von der 
Art und Weise, in der die Uebernahme des Grundstückes er- 
folgt; in dem letzteren Falle ist nämlich von der Erlangung 
desselben durch die „filii, qui fratres fuerint**, die Bede^ und 
wenn nur ein Sohn übrig blieb, dann nahm er unzweifelhaft 
das ganze Grundstück; in Tit. LVIII. lastet dagegen die Zahlungs- 
pflicht auf einer ganzen Beihe näherer und weiterer Ver- 
wandten 3). 

Auch ist es unbekannt, wie die Familie in dem Falle vor- 
gehen würde, wenn sie för einen Verwandten, der kein Grund- 
stück hat, das Wergeid bezahlen müsste. 

Wenn wir die allgemeine Ansicht betreff des Tit. LVIII. 



1) 1, 0. 23 ff. 

^) Interessant von rechtsvergleichendem Standpunkte die Ausföh- 
vungen bei Grimm: R.-A- I. 112 ff. 

*) Diea hebt Brunner 1. c. 4 hervor, indem er sagt: Am schärfsten 
kommt der Unterschied zwischen Wergeid und Erbschaft darin zum Aus- 
druck, dass an dem Wergeide auch Verwandte participieren, die nicht 
Erben aind. 
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- billigen würden, müssten wir unbedingt zu der Schlussfolgerung 
gelangen, dass man für einen solchen Verwandten gar nicht 
zahlte; in weiterer Entwickelung müsste es wiederum dazu kom- 
men, dass man auch denjenigen nicht auslöste, dessen Grund- 
stück einen sehr kleinen Werth hatte und der Höhe des Buss- 
geldes nicht gleichkam, indessen lehrt gerade die weitere Ent- 
wicklung, dass sich die „chrenecruda^^ beziehungsweise die da- 
mit verbundenen Pflichten der Familie in ihrer ganzen Fülle 
ehalten und wir sehen auch, dass, als die Weiber zum Erb- 
rechte an Immobilien zugelassen wurden, sie noch nicht zur 
Theilnahme an der Bezahlung des Wergeides berufen wurden. 
Die Verbindung der Pflicht, das Bassgeld zu bezahlen, mit dem 
Erbrechte könnten wir nur dann anerkennen, wenn die Beihen 
der in dem einen und in dem anderen Falle berufenen Ver- 
wandten (also der zur Bezahlung des Wergeides und zur Ueber- 
nahme des Grundstückes berufenen) identisch wären ; im ent- 
gegengesetzten Falle wären nämlich die rechtmässigen Erben 
ausgeschlossen, und man könnte fragen, warum nicht sie, son- 
dern vielmehr andere Verwandte zahlen sollten; wir können 
den Zweck der Ersetzung der Erben durch weitere Verwandte 
nicht erklären, wenn dieselben zugleich das Grundstück über- 
nehmen; ganz anders würde sich die Sache verhalten, wenn 
wir anerkennen würden, dass die Rechte der Erben keine Ver- 
änderung erfahren, dass dieselben trotzdem das Grundstück er- 
bieten, das ihnen von rechtswegen gebührt, und dass das Buss- 
geld von denjenigen bezahlt wird, die dem Tit. LXII. gemäss 
im gegebeneuL Falle an demselben theilnehmen. 

Man darf die beiden Angelegenheiten mit einander nicht 
verbinden, um so weniger, als die Unterscheidung in diesem 
Falle leicht ist, denn ebenso die Gegenstände, um die es sich 
handelt — Grundstück und Wergeid — wie auch die Beihen 
der in dem einen und in dem anderen Falle Berufenen sind 
grundsätzlich verschieden. 

Wir sehen hier schon von den Schwierigkeiten ab, auf die 
die praktische Durchführung jenes vermeintlichen Erbrechts 
stösst. Wir haben es hier mit einer Reihe von Räthseln zu 

18^ 



hW^- 
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than^ deren Lösung, yne immer sie ausfallen mochte, jedenfalls 
empfindliche Ungerechtigkeiten herbeiführen müsste. Dies haben 
Wild a und v. Amira wohl erwogen, sind jedoch zu gerade ent- 
gegengesetzten Resultaten gelangt; die Ansicht des ersteren, 
die mit dem leitenden Gedanken, dem wir in dem Tit. LXII. 
begegnen, übereinstimmt, theilt auch ßrunneri); doch fehlt 
die Antwort, was mit dem Grundstücke, das der insolvente 
Schuldner seinen Verwandten angeblich übergiebt, zu geschehen 
habe. Wenn nämlich mit der Zahlungspflicht das Becht auf 
jenes Grundstück verbunden sein soll, was aus der allgemeinen 
Anschauung nothwendig hervorgeht, wird bei der Theilung der 
Verpflichtung in der durch Wilda und Brunner 2) angege- 
benen und dem Titel LXII. entsprechenden Weise auch die 
Theilung des Grundstückes in zwei Hälften gemäss der Thei- 
lung der Verpflichtung zwischen die Verwandten des Vaters 
und die der Mutter nothwendig werden; jetzt entsteht inner- 
halb einer jeden dieser Gruppen eine neue Schwierigkeit; es 
ist nämlich unbekannt, ob die Mitglieder einer jeden derselben 
das Grundstück pro rata parte theilen ?) ; die Theilung der Ver- 
pflichtung unter diese „proximi" ist auch nicht klar; Brun- 
ner meint, dass der nächste seinen Theil bezahlen solle; kann 
er ihn aber nicht bezahlen, dann geht die „chrenecruda^^ auf 
den folgenden über, der ausser seinem Theile auch den des Vor- 
gängers bezahlen musste *) ; in einem solchen Falle erhält offen- 
bar nur derjenige das Grundstück, der gezahlt hat; wenn nun 
der erste nicht hat zahlen können und der zweite und dritte 
ihre Theile gezahlt haben (der zweite auch den Theil des ersten), 



') 1. c. 40. 

^ 1. c. 40. Die drei Glieder der mütterlichen Magschaft und ebenso 
die der väterlichen, zahlen je die Hälfte des Deficits und zwar jedes Glied 
,quantum lex addicat«, d. h. nach den durch das Volksrecht bestimmten 
Verhältnissen. 

=J ßrunner s. vor. Anm. Unter dem integrum debitom ist die 
g^nm Quote gemeint, welche der proximior aufbringen soll. 

*) 1. c. Ist er nicht imstande, sie (d. h. die Quote) zu zahlen, so 
zahlt er gar nichts, auch nicht das, was er etwa zahlen könnte. 
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übernehmen sie wohl dann das Grundstück im Yerhälinisae 
2:1^). Ob wir nun eine Zahlungspflicht nach Möglichkeit 
oder nach der Eintheilung Brunner' s annehmen, jedenfallg 
müssen wir consequent in jedem Falle zu der Schlussfolgerung 
gelangen, dass man das Grundstück zunächst unter die „gene- 
ratio matema'* und „patema", und nachher wiederum inner- 
halb dieser „generatio** in einem Verhältnisse, das wir nicht 
näher bezeichnen können, theilte; dies würde groasartig ent- 
wickelte Bechtsverhältnisse an Immobilien voraussetzen und 
Merkmal eines Zustandes sein, mit dem unsere Übrigen Kennt- 
nisse nicht übereinstimmen. Gegenüber einem Bokhen Zustande 
wäre schon dies vor allem befremdend, dass der Schuldner, im 
Besitze eines Grundstückes, das man auf diese Weise veräufisern 
und so peinlich genau theilen kann, unbedingt seine Familie 
um Geldhilfe angehen müsste und dass er sogar dann, wenn 
der Geldmangel der übrigen Familienmitglieder ihm den Tod 
in Aussicht stellte, das Grundstück nicht an Fremde abtreten 
konnte; dies ist um so auflallender, als schon die L, SaL selbst 
ein Mittel kennfc, die Familienbande zu lösen ^) und wirkeinen 
Grund sehen, weshalb man in diesem Falle diesea Mittel nicht 
hätte anwenden können, umsomehr, als ja, wie es acheint, der 



1) Waa geschieht aber, wenn keiner in dieser Weiae zahlen konnV 
Es ist doch möglich, dass alle zusammen imstande geweeeu wSj-en, den 
nöthigen Betrag zusammenzuschiessen ; nur können eie es nach dieser 
Eintheilung nicht thun ; beispielsweise ist es denkbar, dass das Vermögen 
des ersten, zweiten und dritten zusammen die nöthige Höhe erreicht; 
nehmen wir an, das Deficit beträgt 90 Solidi, so dass der erste 60, der 
zweite 20, der dritte 10 Sol. zahlen müsste; nun betrfigt das Vermögen 
des ersten 50, des zweiten 40, des dritten 30 Sol.; zusammen verfügen 
sie also über 120 Sol. ; der erste, der nur 50 Sol. hat, ist ab^ nicht im- 
stande, die auf ihn entfallende Schuld von 60 Sol. zu zahlen j der zweite 
wäre wohl imstande, die auf ihn entfallenden 20 Sol. herzugeben, kami 
aber unmöglich die im Sinne dieser Interpretation zu zahlenden 80 Sol 
(60 fiir den ersten und 20 för sich) erschwingen; ebenso der dritte. — 
Es könnte also vorkommen, dass eine den materiellen Anforderungen 
gewachsene Familie dennoch (ihren Angehörigen vom Tode nicht los- 
kaufen könnte. 

2) Tit. LX. 
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Schuldner keine Söhne hat, die einzigen Personen also, die 
man auf Grund des Tit. LIX. § 5 für interessiert ansehen kann, 
fehlen. In hohem Grade ungerecht wäi-e es gewesen, wenn 
die Familienmitglieder, die ihren Verwandten 70m Tode nicht 
zu retten vermochten, trotzdem seine Besitzung behalten und 
unter einander theilen würden, und vielleicht noch ungerechter, 
wenn der Fremde, dessen Intervention zu Gunsten des Schuld- 
ners in dem letzten § des Tit LVIIL in's Auge gefasst wird, 
filr die Bettung des Lebens eines Familienmitgliedes nichts 
erhalten wurde. 

y. Amira hat einen grossen Theil dieser Schwierigkeiten 
empfiinden und deshalb hat er angenommen, dass die Ver- 
pflichtniig jener sechs Verwandten eine untheilbare und idter- 
native sei i) ; die Theilung des Grundstückes würde dadurch 
überflüssig werden und derjenige, der die Schuld bezahlte, würde 
das ganze Grundstück erhalten; aber abgesehen davon, dass 
dadurch die Bettung des Schuldners und die Befriedigung des 
Gläubigers bedeutend erschwert und der Erfolg geradezu dem 
Zufall anheimgestellt wäre — denn er würde doch davon ab- 
hängen, ob sich jemand fände, der imstande wäre, alles za 
bezahlen — wissen wir auch nicht, was mit dem Grundstücke 
geschieht, wenn die Familienmitglieder den Schuldner vom Tode 
nicht retten? Eine Theilung wäre dann auch hier unvermeid- 
lich 5 wir stehen demnach, sowie früher, vor einer Thatsache, 
die in der Bechtsgeschichte einzig dastehen würde, nämlich, 
dasä der Schuldner sein Grundstück, das vielleicht ein grosses 
uud gut bewirthschaftetes gewesen, der Familie abtreten müsste, 
die m übernehmen würde, ohne die Schuld bezahlt zu haben, 
dasa er demnach den Tod erleiden müsste, da er demselben 
angeblich aus Bücksicht auf die Familienbande und ein Fami- 
lieneigenthum nicht entrinnen könnte. 

Eine solche Beihe ungewöhnlicher Schwierigkeiten und 



1) 1. c. 26. Eine Vertheilunp: der Wergeidschuld findet nicht statt; 
denn zur Zahlung gelangt nur einer der Magen, deijenige, der das Be- 
eitzthum auischliesslich erhält. 
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Widersprüche, deren Behebung unmöglich ist, stellt sich dar, 
wenn wir der allgemein angenommenen Ansicht gemäss, der 
erst Lamprecht entgegentrat, die Bestimmung des Tit. LVIIL 
auslegen wollten; in der ihm allgemein beigelegten Bedeutung 
wäre dieser Titel vor allem für unsere Abhandlung erwünscht, 
er würde eine wichtige Bestätigung und Erweiterung desjenigen. 
Was wir auf Grund des § 5 Tit. LIX. nur vermuthen dürfen, 
enthalten. Die Bedeutung des Tit. LVIII. fassen wir jedoch, 
der Ansicht Lamprecht^s gemäss, anders auf. 

Der insolvente Schuldner wälzt, nachdem er g^enüber 
dem Gläubiger seine Insolvenz vermittelst eines Eides mit 12 
Eideshelfern dargethan, seine Pflicht, die Schuld zu bezahlen, 
auf seine Familie über, die einerseits berechtigt ist, das Sühn- 
geld, im Falle man ihn getödt«t hätte, zu empfangen, anderer- 
seits verpflichtet ist, dasselbe für ein durch ihn begangenes 
Verbrechen zu zahlen; er selbst lost in der von der Lex be- 
schriebenen Weise die Bande, die ihn mit der Familie verbin- 
den, entweicht, denn, nachdem er die Familie einem so em- 
pfindlichen materiellen Schaden ausgesetzt, nachdem er vielleicht 
einen vollständigen Buin der einzelnen Glieder^ die verpflichtet 
sind, der gemeinsamen Pflicht bis zur eigenen Insolvenz nach- 
zukommen, herbeigeführt, hat er das Kecht verloren, der Fa- 
milie fernerhin anzugehören. 

In diesem Titel spricht also nichts dafür, dass der Schuldner 
überhaupt ein Grundstück besessen hätte ; die Lex erwähnt kein 
einzigesmal seine Besitzung; manches lässt vielmehr vermuthen, 
dass er thatsächlich gar kein Grundstück besessen. So spricht 
dafür vor allem jene Verantwortlichkeit des Vaters und der 
Brüder, die man an erster Stelle gesetzt hat, und die alle 
Merkmale eines sehr engen wirthschafblichen Verhältnisses, einer 
Lebensgemeinschafb aufweist, wenigstens aber nicht vollständig 
der Annahme entspricht, dass der Schuldner eine eigene Wirthschaft 
geführt; femer der Umstand, dass Kinder, die doch in erster 
Linie berufen wären, für den Vater die Schuld zu bezahlen, 
nicht erwähnt werden. 
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Sollte man demnacli. nicht folgern, dass der Schuldner im 
Hause seines Vaters gelebt, dass er keine eigene Wirthschaft 
besessen? Auf keinen Fall kann man jedoch, wie es z. B. 
Bosin versuchte, in dem Tit. LVIII. einen Beweis dafür suchen, 
dass der Sohn bei Lebzeiten seines Vaters seine eigene Land- 
wirthschaft haben konnte. 

Auf welcher Grundlage man hier Uebergabe eines Grund- 
stückes angenommen, ist uns nicht klai*; die Deutung des 
Schollenwurfes ^) und überhaupt die Deutung des nicht ganz 
leicht verstandlichen Verfahrens, das bei der Chrenecruda be- 
obachtet wurde, dürfte zu so weitgehenden Schlüssen nicht 
genügen. Es ist wohl zuzugeben, dass der Schollenwurf in 
hohem Grade für Verlassen, des Grundstückes spricht; ebenso 
kann er aber auch das Verlassen des Familienherdes und der 
Häuslichkeit; der der Uebelthäter angehörte, bedeuten *) ; beides 
lasst sich übrigens verbinden, wenn wir annehmen, dass der 
Missethäter nicht durchaus eigenen Grund und Boden haben 
musste. 

Aus diesen Gründen und bei dieser Auffassung des Titels 
9 de chrenecruda '^ können wir ihn nicht zu denjenigen zählen, 
die uns Material zum Aufbau der bodenrechtlichen Befugnisse 
der Familie bieten würden, und wir müssen es in dieser Be- 
ziehung dabei bewenden lassen, was Tit. LIX. § 5 angiebt, 
einer Nachricht, die die weiteren Quellen ergänzen werden. 

Wir haben nur Gelegenheit gehabt, festzustellen, dass die 
L. Sal. keinen einzigen Fall kennt, in welchem die Familie. die 
Handlungsföhigkeit des Individuums in bodenrechtiichen Ver- 
hältnissen beschränken würde, daher auch nicht als Bechts- 
subject in diesen Verhältnissen aufgefasst werden kann. 

Indem wir hier damit beschäft^t waren, die Bechtssubjecte 
kennen zu lernen, die in der L. Sal. in irgend welchen Immo- 



8. Grimm: R.-A. 1. 112. 

*) Lamprecht 1. c. I. 24: Wie ein aus frühester Zeit von Plinins 
(H. N. 22. 4.) erhaltenes Zeugniss darthut, drückt die symbolische Hand- 
lung nur das Scheiden von Grund und Boden aus. 
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biliaryerhältuisseu auftreten, mussten wir uns oftmals die Frage 
stellen,^ welcher Art die Bechtsspliäre eines jeden dieser Sub- 
jecte sei, denn es ist unmöglich, den Wirkungskreis eines jeden 
derselben abzugrenzen, ohne jene Frage zu beantworten. Mehr- 
mals haben wir jene Gruppe von Fragen vorübergehend be- 
rühren müssen, gegenwärtig wollen wir uns mit der Zusammen- 
stellung des ganzen diesbezüglichen Materials befassen. 



D. Die Bethätlgang des Reelitssubjects. 

unsere diesbezüglichen Informationen betreffen fast aus- 
sdiliesslich die rechtliche Thätigkeit des Individuums, denn in 
dem vorhergehenden Abschnitte haben wir gesehen, wie viel 
die L. Sal. von der Stellung des Einzelnen und seinem Ver- 
hältnisse zum Grund und Boden spricht und waren bemüht, 
dies zu begründen. 

Indem wir an das dort Bemerkte anknüpfen, müssen wir 
der Ergänzung wegen unsere Aufmerksamkeit der Frage zu- 
wenden, für wen das Individuum arbeitet und wer die Früchte 
der Arbeit geniesst. 

Was die bebauten Grundstücke anbelangt, ist die Antwort 
auf Grund der L. Sal. klar; nirgends finden wir eine Erwäh- 
nung irgend welcher Vertheilung der Früchte und wir können 
behaupten, dass der ausschliessliche und allseitige Genuss der- 
selben zu jener Gruppe von Rechten gehörte, in welchen das 
Individuum, unabhängig von den Rechten der grösseren Gruppe, 
Subject gewesen. 

Anders steht die Sache hinsichtlich der Wiesen und 
Wälder. Was die ersteren anbelangt, können wir uns auf 
das oben gesagte' berufen; bedeutungsvoll ist der schon hervor- 
gehobene Mangel an Yerboten, auf einem unbekannten Grund- 
stücke zu weiden und die vereinzelten Vorschriften anderer Art 
(§§ 10 und 11 Tit. XXVII.) können ihrer eigentlichen ßedeu- 
tung gemäss diesen Eindruck nicht ändern; abgesehen da^on, 
dass sie überhaupt späteren Ursprunges sind, beziehen sie sich 



.>- S^jfV^- 
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aar anf grössere Schäden, nämlich auf die Wegfahrung des 
Grases von der Wiese, nicht aber auf das Weiden auf der 
Wiese, die «pratum alienum* genannt wird; ferner beziehen 
sich auch diese Verbote nur auf Wiesen, die der betreffenden 
Person fremd sind, doch konnte hier einer bestimmten, viel- 
leicht zahlreichen Gruppe von Personen das Nutzniessangsrecht 
zukommen. 

Jedenfalls müssen wir demnach zugeben, dass die diesbe- 
zügliche Stellung des einzelnen eine andere gewesen, als in 
de^ Beziehungen zum bebauten Acker ; da das Individuum kein 
ausschliessliches Becht besitzt, auf seinem Grandstücke zu wei- 
den, hat es auch kein unbedingtes Becht, andere Personen aus- 
zuschliessen, wenigstens nicht solche, denen dies Becht aus 
gewissen Gründen zukommt. 

In noch höherem Masse kann man dies von den Wäldern 
sagen. § 17 des Tit. XXVII. beweist, dass in einem und dem- 
selben Walde verschiedenen Personen gleiche Bechte zakommen, 
und dass diese Personen in der Ausübung dieser Bechte von 
einander vollständig unabhängig sind. 

Der Mangel eines Uebergewichtes irgend einer Person 
in der Ausübung jedweder Bechte im Walde ^) macht einen 
sonderbaren Eindruck, denn es muss scheinen, dass eigentlich 
niemand voll berechtigt sei; nur der Umstand, dass die 
Natzungsrechte verschiedener Personen sich dennoch in gewis- 
sen Bechtsformen bewegen und gewissen Beschränkungen unter- 
liegen und dass diese Beschränkungen offenbar gegenseitige 
Bechte und Pflichten berücksichtigen , beweist, dass eine Ge- 
meinschaft von Nutzniessern berechtigt ist, lässt uns jedoch 
nicht erkennen, wer dieser Commanität augehört. 

Es giebt nur ein einziges, deutliches und unzweifelhaftes 
Beispiel der Ausübung von Bechten an Grund und Boden 
durch eine in dieser Hinsicht entsprechend organisierte Gruppe 
(Titel XLV.) und dies Beispiel bildet einen vollständigen 
Gegensatz der gleichfalls deutlichen und unzweifelhaften Aus- 



1) Dies bezieht sich auf Holz, Weide, Jagd, BienenfEing u. 8. w. 
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Übung TOD Bodenrechten an einem durch das Indiyiduum be- 
bauten Grundstücke, einen Gegensatz, der auf die Stellung des 
Individuums und der Gommunität der Weide gegenüber ein 
gewisses Licht wirft und unwillkürlich den Gedanken wachruft, 
dass diese Communiiät, deren Existenz uns Tit. XLY. verrath, 
yielleicht identisch ist mit jener, deren Mitglieder die Nutz- 
niessung am Walde und yielleicht auch an den Weiden haben, 
was schon bis zu einem gewissen Grade auch das ihnen zukom- 
mende Becht, den fremden Ankömmling auszuschliessen, er- 
klären würde ; der Ankömmling erschiene dann als eine Person, 
die durch ihre Antheilnahme an den Nutzungen die Nutzungen 
der anderen Einwohner vermindern könnte ^). 

Die übrigen Informationen über die rechtlichen Mericmale 
der Bodennutzung betreffen schon ausschliesslich immer nur 
eines jener Hauptsubjecte, namentlich aber das Individuum und 
zwBX nur seine Rechte an bebauten Grundstücken. Zwei Fra- 
gen drängen sich hier vor allem auf, nämlich: in welchem 
Zeiträume kann der Berechtigte seine Rechte ausüben und wie 
weit reichen dieselben? 

Was die erste Frage anbelangt, wollen wir darauf hin- 
weisen, dass die L. Sal. kein einziges Mal periodische Thei- 
Inngen erwähnt; ein jährlicher Wechsel ist geradezu unmög- 
lich*^); für die Beständigkeit des Besitzes von Grundstücken, 
die ausgeschieden sind, und gegen das Wechseln im allge- 



Dem gegenüber kann man nicht einwenden, das« es ja möglich 
gewesen wäre, den Fremdling von der Theilnahme an den Weide- und 
Waldnutsungen auBzuschlieaBen, ohne ihn doch ganz zu verjagen; eine 
solche Ausschliessung ist kaum denkbar, denn sie würde einfach eine 
Lähmung der wirthschaftlichen Existenz des Fremdlings bedeuten ; ohne 
die Nutzungen ist ein landwirthschaftlicher Betrieb in dieser Zeit un- 
denkbar. 

*) Lamprecht 1. c. 48 beweist, dass aus dem Texte der L. Sal. 
selbst gefolgert werden muss, dass ein Grundstück jeden&lls zwei Jahre 
hindurch im Besitze eines und desselben Individuums bleibt. Daraus 
folgt aber keineswegs, dass nach Ablauf dieser Zeit ein Wechsel erfolgte ; 
die Ausführungen Lamprechts 1. g.48 betrefifo einer Rotation er- 
scheinen uns kaum stichhältig. 
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meiuen »pricht der Bestand Ton Zäunen und die strengen 
Strafen, welche die L. Sal. für die Verletzung derselben fest- 
in dem Bechte, den Acker zu umzäunen, ihn, wenn 



auch nur bis zur Ernte, abzüschliessen, sehen wir den Beweis 
einer gewissen Individualisierung des Grundstückes und in die- 
ser üeberzeugung bekräftigt uns auch das Verbot, über ein 
fremdes Grundstück zu fahren, dann noch im höheren Grade 
der Umstand, dass die Franken schon gewisse besondere An^ 
bauarten kennen, die jedenfalls die Anordnung eines regel- 
mässigen Wechsels unmöglich machen würden ^). Wenn man 
nun im allgemeinen mit der grössten Wahrscheinlichkeit sagen 
kann, dass die Bechte des Individuums hinsichtlich der Zeit 
unbeschränkt waren, so war andererseits der Umfang dieser 
Bechte, insofern mau dies der L. Sal. entnehmen darf, voll- 
ständig verschieden von dem Umfange , den wir römischen 
und unsern Begriffen gemäss für natürlich ansehen würden« 
Die Erbfolge, die in Tit. LIX § 5 erwähnt wird, ist die ein- 
zige, die die L. Sal. kennt =^); von Testamenten und von allem, 
was damit in Verbindung steht, also von Vermächtnissen, un- 
gleichen Theilen, Enterbung, Legitima u. s. w. ist keine Bede ; 
nur die Söhne, d. h. die männlichen Nachkommen erbalten das 
Grundstück Aber was noch wichtiger, diese Erbfolge ist im 
allgemeinen die einzige Art und Weise des Uebergangs von 
Grund und Boden aus einer Hand in die andere (von Vater 
auf Sohn), so dass die L. Sal. auf die Frage, was mit dem 
Grundstücke geschieht, wenn der gegenwärtige Besitzer keine 
Söhne hat, gar keine Antwort giebt. Der Mangel an Vor- 
schriflien für einen solchen Fall, von Satzungen, die die L. Sal. 
unter keiner Bedingung hätte verschweigen können, wenn sie 
existiert hätten, (denn es würde sich hier um eine Angelegen- 
heit gehandelt haben, die noihwendig in den Bereich des Volks- 



I) Denn selbstverständlich ist ein zum Getreideanbau bestimmtes 
Grundstück anders vorzubereiten, als ein Weinberg; auch ist der Grad, 
in dem einzelne Anbauarten den Boden erschöpfen, ein sehr verschiedener. 
^) In wieferne in den Bestimmungen dieses Titels Erbfolge in un- 
serem Sinne zu erblicken ist, werden wir in dem 5. Capitel erörtern. 



— 285 — 

rechts hineingehört hätte), beweist, dass auch in einem solchen 
Falle jener Besitzer über seinen Grundbesitz nicht verfügen 
konnte. 

Man wollte in dem Tit XLV. ein ImmobUiarrechtsgeschäft 
sehen. Wir haben oben darauf hingewiesen, dass dieser Titel 
ziemlich allgemein gehalten ist, dass man, iiuBerer Ansicht 
nach, die Behauptung nicht begründen könnte, ä^ss hier aus- 
schliesslich von dem Anbau eines neuen Orundstückes allein 
die Rede sei (wie Waitz annimmt), dass demnach Tit XLV. 
wahrscheinlich auch den Fall umfasse, wo ein gewisser Dorf- 
einwohner einen Fremden zum ständigen Aufenthalte bei sich 
einladet, welche Einladung jedoch mit der Veräusserung von 
Grund und Boden nicht verbunden sein muaste. Denn man 
muss berücksichtigen, wie zahlreich die Fälle öind, in denen 
sich ein Fremder in dem Hauseeines Dorfeinwohn^s ansiedeln 
konnte, ohne an die Erlangung eines Grundstückes im gering- 
sten zu denken. Der Fremde kann Hirte oder Jäger gewesen 
sein und musste sich nicht mit der Landwirthschaft befasst 
haben i). 

Eine Veräusserung hat man gleichfalls in dem Tit XLVI. 
„De hac famirem" erblicken wollen^); unserer Ansicht nach 
kommt dies in dem Texte nicht vor 3), der ausschliesslich von 
„fortuna" und „facultas" spricht; dass der letztere Auadruck 
bei der Art und Weise, in der man ihn in dem Tit. LVIIL 
angewendet, nur Mobilien bezeichnen könne, braucht nicht ein- 
mal bewiesen zu werden *). „De hac famirem*' spricht nur von 



*) üeber solche Ankömmlinge s. Vanderkindere L o. 204 tmd 
das. Anm. 10. 

s) Waitz: Verf.-Gesch. I«. 126. Anm. ].i Gicrke: DtsckGenoagr. 
I. 77. Anm. 51; So hm: Process d. L. Sal. 197 Anm, 10 (Dagegen Frank. 
R. u. röm. B. 40. Anm. 54.); s. auch Schröder in Forsch. XIX. 146 f, 

8) 8. So hm; Frank. R. u. röm. R, 40. Anm. 54 und namentlii^h 
Lamprecht L c. I. 49. 

*) »Fortuna« ist aber gleichbedeutend; (e. Sohm 1, e. und Lam- 
precht 1. c. 48). Den Ausfahrungen von Hichard Schmidt: Die Affa- 
tomie der Lex Salica (München 1891) 34 iL^ wonach zwischen »fortuna* 
und »facultas« Unterschiede bestehen sollten, glauben wir nicht folgen 
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der üebereigüuug jener Sachen, über die man im Falle, wenn 
keine Verwandten existieren ^), frei und ohne Einschränkung 
verfügen kann. 

Dass endUch in dem Tit. LVllI. von einem üebergange 
des Grund und Bodens an die Verwandten als Entgelt fclr die 
Bezahlung des Sühngeldes keine Rede ist, waren wir oben dar- 
zuthun bemüht. Derselbe Tit. LVIII. ist auch — • besonders 
angesichts des Mangels anderer Vorschriften — der mass- 
gebendste Beweis dafür, dass die Lex Sal. weder eine Exe- 
cution an Immobilien, noch auch eine Wegnahme von Grund 
und Boden kraft gerichtlichen Urtheils kennt. Der Tii „de 
chrenecruda'^ ist nämlich allgemein gehalten und kann ebenso 
auf solche Schuldner bezogen werden, die Grundstücke besitzen, 
wie auch auf solche, die keine eigene Wirthschaft haben. Der 
künstliche Apparat, den die L. Sal. anwendet, um den Gläubi- 
ger zu befriedigen, wäre unnöthig gegenüber einem Schuldner, 
der Grund und Boden besass, wenn dieser Grund und Boden 
eiaen Tausch werth gehabt hätte. Die Bemerkung von d'Ar- 
bois de Jubainville 2), dass man im Tit. XLV., und nament- 
lich in der Thatsache, dass der Graf den Ankömmling ver- 



zu dürfen. Dieselben gehen zum grossen Theile von der Voraussetzung 
aus, dass das Haus entschieden zu den Immobilien gehört (dagegen sehr 
überzeugend Lamprecht 1. c. I. 48). Dem Umstände aber, dass im 
Tit. LVIII. die »casa« noch »sua« ist, obgleich der Schuldner bereits 
alle Mobilien hergegeben hat, kann man keine so weitgehende Bedeu- 
tung beilegen; denn erstens ist es wahrscheinlich, dass mit »sua« die 
bisherige Zugehörigkeit bezeichnet wird und zweitens wäre zu erwägen, 
ob das Haus als solches Verkehrsobject in vollem Sinne gewes^i; auf 
diesen Punkt kommen wir im Cap. 5 zurück. 

Den Mangel von Verwandten beweist in überzeugender Weise 
Th^venin: Contributions 86. Die Worte »Etsi contra hoc aliquis ali- 
quid dicere voluerit« beziehen sich nicht auf ein eventuelles Widerspruchs- 
recht in materiellem Sinne (z. B. Widerspruch der Verwandten), 
sondern auf ein formelles Widerspruchsrecht; es konnte also vorge- 
worfen werden, dass die Handlung den Bestimmungen der Lex nicht ent- 
spreche u. s. w. 

^) La saisie dans la loi salique et dans le droit irlandais (Rev. hist. 
de dr. fr. et etr. XII. 303). 
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treibt, ihm demnach die Besitzung wegnimmt, eine Iinmobiltar- 
execution zu erblicken habe, ist unbegründet, denn es ist klar, 
dass, im Falle der Ankömmling etwas ohne einstimmige Be- 
willigung aller Einwohner erwarb, von einem Rechte, wie es 
ruhigen Besitzern gebührte, keine Bede sein konnte. Abge-* 
sehen von dieser Bemerkung war der Maogel jedweder Beal- 
execution, soweit wir sehen, allgemein anerkannt. Gegen die 
allgemeine Ansicht ist erst Fustel aufgetreten ^). indem er 
Yor allem, wie er es oft und nicht ohne eine gewisse Erbitte- 
rung zu thun pflegte, die allgemeine Meinung falsch darstellte 
und den Beweis durchzuführen suchte*), dass der Geaetegeber, 
wenn er eine bestimmte Quote als Strafe festsetzte, sich eines 
gemeinsamen Werthmessers bedienen musste, der keinen Ver- 
änderungen unterlag; ein solcher Werthmesser sei die Münze 
gewesen, nicht aber Grundstücke; „wir können jedoch anneh- 
men, der Mörder habe nicht immer 600 Goldsolidi besessen, 
und dann seine Mobilien^ Leibeigenen, sowie Grund und Bodeo 
veräussert." „La loi salique le laisse bien voir'M! Der Auf- 
schub, den man gestattete, soll dem Schuldner eben die nö- 
thige Zeit gewähren, das Grundstück zu verkaufen. Zur Unter- 
stützung dieser Behauptung, deren Inhalt gerade das besagt, 
was zu beweisen wäre, ftihrt er spätere Formeln an,. 

Von dem Tit. LVIIL, mit dem er sich doch in dieser Hin- 
sicht gründlich hätte auseinandersetzen sollen, umsomehr, als 
er bis zu einem gewissen Grade die allgemeine Ansieht bezüg- 
lich der hier zur Geltung gelangenden Familienrechte vertrat 
— kein Wort; dieser Titel gehörte überhaupt zu denjenigen. 
vor denen Fustel eine wahrhafte Scheu hatte, worin wir einen 



>) L'allea 103. 

') On ä fait ce raisonnement : Puisque la loi salique, tarifont lee 
crimes et les d^lits, prononce des axnendes en argetit et »^ proaonce pas 
d*amendes en terre, c'est qua les Francs ne posäedaient pm en propre 
la terre et ne possedaient que l'argent.« — Das liat doch niemand be- 
hauptet; es ist niemandem eingefallen zu verlange n, dasa die ßussät^e 
in Landmaassen anstatt in Geld bestimmt seiend 
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Beweis dafür erblicken möchten, dass er anerkannte, wie weit 
er seinen beliebten Theorieen widersprach. 

So kann man denn behaupten, dass der Grundbesitzer ge- 
mäss der L. Sal. über sein Grundstück nicht verfügen und dass 
ihm dasselbe auch nicht entzogen werden kann. Die einzige 
unzweifelhafte Veräusserung von Grund und Boden ist die Ver- 
erbung von Vater auf Sohn. 

Ob und inwiefern auch das andere der in der L. Sal. auf^ 
tretenden Bechtssubjecte, nämlich die Genossenschaft, die ihr 
zukommenden Bodenrechte auf andere ähnliche Gruppen, oder 
auf einzelne Personen übertragen konnte, ist schwer zu ent- 
scheiden; nur einmal befasst sich die L. Sal. mit diesem Ge- 
genstände, nämlich in dem Tii XLV., in welchem jedenfalls 
unter anderem auch von der Occupation eines noch nicht be- 
bauten Grundstückes durch den Fremdling die Bede ist. 

Bezüglich der Familie, deren Stellung als Eechtssubject 
dem Grund und Boden, gegenüber der L. Sal. nach schwer 
zu bestimmen ist, müssen wir sagen, dass ihr die Lex keine 
Bodenracbte zugesteht. 

Auf diese Weise haben wir alles erörtert, was unsere 
Hauptquelle, nämlich die L. Sal., über das Bodenrecht angiebt 
Wir trachteten, dieses Material nach Möglichkeit in Gruppen 
darzustellen, die der Natur der Sache am meisten entsprechen, 
und uns dabei, wenn dies nicht durchaus unmöglich war, auf 
die Rolle eines Beobachters zu beschränken, indem wir die Be- 
deutung einer jeden Stelle mit möglichster Unparteilichkeit er- 
forschten. 

Wir heben dies hervor, weil ja bekanntlich Fustel diesen 
Vorzug seiner Methode immerwährend betont und jede Lehr- 
meinung, die seinen Ansichten nicht entspricht, damit bekämpft, 
daas er sie als eine willkürliche und vorgefasste hinstellt. Es 
musste also nachgeforscht werden, ob Fustel in der That mit 
der Unparteilichkeit und strengen Quellenkritik vorgieng, auf 
die er in so hohem Masse pochte, und ob seine Ergebnisse 
wirklich auf unparteiischer Quellenbenützung beruhten. 
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Jetzt wenden wir uns einer etwas änderen Frage zu. In 
der L, Sal. aehen wir eine classische Quelle, die in jeder Be- 
ziehung möglichet gründlich ausgebeutet werden musa, weil sie 
aus einer Zeit stammt, um die es uns am meisten zu thun ist, 
nämlich aus der Zeit der Ansiedluug der Franken auf gallo- 
tömisehem Boden, ferner de 3 halb ^ weil sie ein ganzes tildet 
und weil wir tür das Verständniss der meisten Stellen häufig 
in diesem Eechtsbuche selbst Belege finden können^ 

In den Quellen dagegen, zu denen wir uns jetzt wenden, 
muss man auf Schritt und Tritt eine sorgfältige Auswahl treffen 
und in denselben mir dasjenige suchen, was an das Frühere 
erinnert, was eine wichtige und empfindliche Lücke in den 
durch die L. Sal, gebotenen Nachrichten unmittelbar auszufüllen 
yermag. Hie? werden wir uns demnach auf die Beobachtung 
nicht beschränken köunen, sondern die Bestandtheile, die für 
die Eechtsconstruction und für die juristische Auffassung der 
ganzen Frage noth wendig sind, zusammensuchen müssen. Die 
Kiehtschnur bleibt auch hier dieselbe ; die Willkür, zu der sich 
uns manche Gelegenheit darbieten wird, werden wir in der 
Weise zu vermeiden sucheii, dass wir uns nach Möglichkeit auf 
Zusammenstellung desjenigen beschränken, was sich unmittelbar 
auf die hier schon berührten Fragen bezieht Es werden uns 
demnach hier die Capitularien insoferne beschäftigen, als aie 
gewisse altfränkkche Institutionen abändern oder bekräftigen, 
dann die Lex Eibuaria, insoferne man den Zusammenhang 
zwischen derselben und der L, Sal. in den für uns wichtigen 
Punkten unmittelbar nachweisen kann. 

Das diplomatisehe Material schliessen wir im Sinne des 
Vorhergesagten aus und werden uns mit der Ausbeutung des- 
selben erst in der Fortsetzung befassen. 



EnlbeiQ Sl(iipAn«t&kt 1wsiobitii(mi;«aiifainii I. f jP', 



3. Die Capitularien. 



Der Charakter dieser wichtigen ßechtsquelle ist allgemein 
bekannt; zu den Ergebnissen, die von Boretius^) gewonnen 
wurden (ind ihrer Klarheit wegen allgemeine Anerkennung 
erlangten^ hätten wir nichts hinzuzufügen; anders verhält sich 
die Sache hinsichtlich der Textkritik; hier wäre manche Aus- 
einandersetzung in höchstem Grade erwünscht, wir können uns 
jedoch mit einer derartigen Aufgabe unmöglich befassen, denn 
selbst die neueste Ausgabe ist in dieser Einsicht nicht ganz 
hinreichend. 

Ausser dem Capitulare, das Chlodwig zugeschrieben wird, 
und das wir schon in dem vorhergehenden Capitel benützten 2), 
weil es am häufigsten mit der L. Sal. in Verbindung gebracht 
wird und weil bei dem geringen Unterschiede hinsichtlich der 
Entstehongszeit der vorhandenen Redaction der L. Sal. und 
dieses Oapitulars, eine Benützung desselben ohne Gefahr für 
den Zweck der Untersuchung vorgenommen werden konnte, 
werden noch einige andere Capitularien unsere Aufmerksamkeit 
in Anspruch nehmen und uns Gelegenheit gewähren, wichtige 
Lücken auszufüllen, die nach der Erörterung des durch die 
L. SaL gebotenen Materials blieben. Auf derselben Grundlage 



1] Zur Kritik der Capitularien. 
a) Bub A. 
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wie die Lex fussend, für Personen bestimmt, für die die letztere 
allgemeine Bechtskraft hatte, bilden die Gapitolarien die einzige 
Ergänzung in der wahren Bedeutung des Wortes. 

Wir haben zum Schlüsse des vorhergehenden Abschnittes 
der Schwierigkeiten erwähnt, denen man begegnet, wenn man 
die Quellengruppe, mit der wir es gegenwärtig zu thun haben 
werden, in einer ähnlichen Weise verwerthet, wie das salische 
Rechtsbuch: wir erwähnten, dass eine gewisse Willkür hier 
schwer zu vermeiden sein wird. Diese Willkür würde sich 
bedeutend steigern, wenn wir alle Capitularien als ein ganzes 
behandeln und den Inbegriff von Nachrichten, die sie uns 
bieten, in Gruppen zusammenfassen wollten, ähnlich, wie dies 
oben mit den Nachrichten geschehen, die aus der jj. Sal. ge- 
schöpft wurden. Dies ist übrigens auch aus anderen Gründen 
unmöglich und entsprechender wird es sein, die einzelnen Ca- 
pitularien der Beihe nach durchzunehmen, und diejenigen 
Stellen, die uns nicht gleichgiltig sein können, hervorzuheben. 

Noch einer überaus wichtigen Sache muss man dabei ge- 
denken, nämlich des reellen Werthes und der Aberkennung 
der in den Capitularien enthaltenen Vorschriften im Vergleiche 
mit dem Inhalte der L. Sal. In der letzteren hatten wir es 
nämlich immer mit der Abspiegelung alterthümlicher Bechts- 
institute zu thun, oder auch mit Neuerungen, die durch das 
Zusammentreffen der Franken mit neueren Verhältnissen und 
Elementen einer höheren Cultur auf dem gallo-römischen Boden 
hervorgerufen wurden; hier konnte niemals die Kechtskrafk 
eines Satzes bezweifelt werden, es sei denn in denjenigen Fällen, 
wo anzunehmen war, dass eine gewisse Bestimmung veraltet 
sei, Veränderungen er&hren habe und trotzdem noch immer 
in derselben Weise in dem Rechtsbuche vorkomme. 

Anders verhält sich die Sache in diesem Falle. Bier haben 
wir es mit einer direct neuen Gesetzgebung zu thun, mit Re- 
formen, deren Entstehung uns unbekannt ist, deren Ursachen 
wir vermuthen müssen und nicht immer errathen können. Die 
Capitularien dienten so verschiedenen rechtlichen und admini- 
strativen Aufgaben, dass man beim Mangel genauer Nachrichten 

19* 
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über die Entstehung, Aufgabe und Erfolg eines jeden derselben 
mit der grössten Vorsicht vorgehen, eine jede Verallgemeine- 
rung vermeiden muss und vor allem niemals daran vergessen 
darf, dass in der mittelalterlichen Gesetzgebung der Wortlaut 
des Gesetzes selten mit der Praxis Hand in Hand geht, dass 
im Gegentheil die Gesetzesurkunden oft gewissen Tendenzen 
Ausdruck geben, die mehr oder weniger allgemein sind, jedoch 
eine Rechtskraft in der heutigen Bedeutung nicht nothwendig 
aufweisen und nicht immer imstande sind, die entgegengesetzten 
älteren und dadurch auch mächtigen Bestrebungen zu durch- 
brechen. 

1. In erster Reihe ist § 3 des Edicts Chilperich's interessant. 
Er besteht aus zwei besonderen Abschnitten; in dem er- 
sten lesen wir: „Simili modo placuit atque convenit, nt si 
quicunque vicinos habens aut filios aut iilias post obitum suum 
superstitutus fuerit, quamdiu filii advixerint, terra habeant, sicut 
et Lex Salica habet. Et si subito filios defuncti fiierint, filia 
simili modo accipiant terras ipsas, sicut et filii si vivi foissent 
aut habuissent. Et si moritur, frater alter superstitutus fuerit, 
frater terras accipiant, non vicini. Et subito frater moriens 
frater non derelinquerit superstitem, tum soror ad terra ipsa 
accedat possidenda". In diesem Texte hat Gierke^) die un- 
bedingt nothwendigen Emendationen vorgenommen; dieselben 
sind zu billigen^) und es ist demnach diese Stelle folgender- 
massen zu übersetzen: Aehnlich hat man festgesetzt, dass, wenn 
ein Besitzer, der Nachbarn hat, nach seinem Tode Söhne und 
Töchta: zurücklässt, die Söhne, solange sie leben, den Grund 
und Boden besitzen, sowie es die Lex Salica vorschreibt. Und 
wenn diese Söhne plötzlich sterben würden, soll die Tochter 
in ähnlicher Weise das Grundstück erlangen, wie die Söhne, 
wenn sie leben w^lrden. Wenn er jedoch stirbt — (es fehlt 



1) Erbrecht und Vicinenreclit (Zschr. f. Rechtsgesch. XH.) 432. 

>) Nämlich anstatt »aut filios aut filias* ist zu lesen »et filios et 
filias«; bezüglich des » superstitutus < wäre wohl anzunehmen, dass irr- 
thümlicherweise ein Deponens gebildet wurde. 
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das Subject) — und ein anderer Bruder ^) bleibt» wird der 
Bruder das Grundstück erlangen und nicht die Nachbarn. Wenn 
wiederum der Bruder 2) plötzlich stirbt und keinen Nachkom- 
men zurücklässt 3), wird die Schwest-er den Grundbesitz über- 
nehmen. 

Die eigentliche Bedeutung dieses Capitels hat Gierke 
hinreichend erklärt, so, dass es schwer fällt, etwas neues hin- 
zuzufügen. Für uns ist es wichtig, dass Chilperich in einer 
fast unerwarteten Weise zwei wichtige Fragen beantwortet, die 
sich in Folge des Tit. LIX. § 5 L. Sal. TOn selbst aufdraDgen 
und die man auf Grund dieses Textes absolut nicht erklären 
kann. Die L. Sal. lässt nämlich in Zweifel darüber: 1. wie 
man „filii, qui fratres fiierint'' zu deuten hat und 2* bezüglich 
des Schicksals des Grundstückes, wenn „filii, qui fratres fuerint" 
fehlen. 

Was die erste Frage anbelangt, so ist es bekannt, dass 
man sie grösstentheils in der Weise löste^ dass man ,,Yirilis 
sexus" wörtlich übersetzte, indem man die Bedeutung dieses 
Wortes manchmal auch auf die Söhne dieser Söhne aosdehntei 
d. h. auf die Enkel; die Bezeichnung „qui fratres fuerint" ist 
jedoch etwas räthselhaft, und Schröder*) hat sie in der Weise 
ausgelegt, dass er geradezu die Berufung der Brüder des Ver- 
storbenen zur Erbschaft annahm, was gegenüber dem ofien- 
baren Widerspruche mit dem Wortlaute des § 3 des Edicts 
Chilperichs wiederum Veranlassung zu weiterer Forschung und 
einer besonderen Auffassung des Inhalts des letzteren, wenigstens 
hinsichtlich der Personen und der Grundstücke, auf die es sich 
bezieht, gegeben hat; diese Auffassung werden wir später be- 
handeln. 



*) Daraus folgt, dass der Verstorbene ein Bruder war. 

^) Nämlich der zweite Bruder, der das Grundstück nach des Bruders 
Tode erhalten sollte, oder erhalten hat. 

8) Gierke liest: »frater moriens fratrem non dereliquerit* und 
übersetzt demnach: »Und hat er, da der Bruder jäh gestorben, auch 
einen Bruder nicht hinterlassen.* 

*) Ausbr. d. Sal. Franken 148. 
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Bezüglich der anderen Frage äussert sich die L. Sal. über- 
haupt nicht, 80, dass man sogar angesichts des Mangels von 
Bestimmungen über Testamente annehmen kohnte, dass der 
Besitzer eines Grundstückes, der keine Söhne hatte, über das- 
selbe in jedweder Weise habe verfügen können. Die Worte 
des Edicts: „filia simili modo accipiant terras ipsas sicut et 
filii ... Et si moritur frater alter superstitutus faerit, frater 
terras accipiant non yicini^* bilden einen offenbaren Widerspruch 
mit den Worten des § 5 Tit. LIX. L. Sal. und bedeuten in 
dieser Hinsicht eine wichtige Neuerung. 

Ausserdem bestätigen sie, dass bisher nach dem Tode des 
Bruders nicht der Bruder erbte, sondern der Grundbesitz von 
den „vicini" übernommen wurde. Dies stimmt wiec'erum voll- 
kommen damit überein, was das Edict in dem ersten Satze 
dieses § sagt, nämlich: „quamdiu filii advixerint, terras habeant, 
sicut et L. Sal. habet". 

Wenn das Edict demnach einerseits seine Uebereinstim- 
mung mit dem Inhalte der L. Sal. hinsichtlich der Erbfolge 
der Söhne hervorhebt und andererseits in einer dem Style nach 
unzweifelhaften und vollständig klaren Weise zwei Bestim- 
mungen, nämlich über die Erbfolge der Frauen und die der 
Brüder einführt (Bestimmungen, von denen die erste dem § 5 
Tit. LIX. direct widerspricht und schon deswegen als Neuerung 
angesehen werden muss, die andere dagegen zufolge der aus- 
drücklichen Gegenüberstellung: „non vicini" ebenfalls auf den 
früheren Zustand hinzuweisen scheint, den sie eben dadurch 
ändert), so müssen wir offenbar hier auf die beiden oben an- 
geführten Fragen Antwort suchen; diese Antwort kann nicht 
anders lauten als, dass die L. Sal. zur Erbfolge an Immobilien 
nur die Söhne berufen, die Töchter und Brüder des Verstor- 
benen dagegen ausgeschlossen hat, und dass dort, wo Söhne 
fehlten, nicht die Brüder, sondern die „vicini'^ den Grundbesitz 
an sich zogen. In dem vorhergehenden Gapitel haben wir bezüg- 
lich einiger Punkte dieses Erbfolgeprincips Zweifel erwähnt und 
betreffs der Worte „virilis sexus, qui fratres fuerint* die Ansicht 



— 295 — 

Gierke's angeführt, die sich auf die eventuell© Berechtigung 
der Enkel bezog und haben auch unserer Ansicht Ausdruck ge- 
geben, die wir hier unterstützen können. Der nahe Zusam- 
menhang zwischen dem § 5. Tii UX. und dem § 3 des Edicta, 
eine üebereinstimmung in jedem Punkte steht der Ansicht 
Gierke's eni^egen, denn es fehlt in dem Edict jede Erwäh- 
nung eines Bechtes der Enkel, sogar für den Falli da^ alle 
Söhne ausgestorben wären; das Edict spricht unzweifelhaft 
von der Erbfolge im ersten Grade. Die Erwähnung der Enkel, 
die in dem § 5, Tit. LIX noch für überflüeaig angesehen wer- 
den konnte, wäre hier unumgänglich nothwendig gewesen. In 
der L. Sal. sind nämlich angesichts der ausdrücklichen und 
allgemeinen Ausschliessung der Weiber höchBtens die Bechte 
der Enkel, d. h. der Söhne eines Sohnes zweifelhaft; im Edict 
müssten wir im Gegentheil angesichts der Anerkennung des 
Erbrechts der Weiber auch fragen, ob die Sohne, respecfcive die 
Enkel der zur Erbfolge berufenen Töchter daa Erbrecht be- 
sitzen. Wenn wir »filii* so auffassen würden, wie es Gierke i) 
auf Grund des Herold 'sehen Textes thut, müssten wir zu- 
geben, dass das Edict, die Töchter den Söhnen gleichstellend, 
den Kindern der Töchter dieselben Rechte zuerkenne, die die 
Kinder der Söhne besitzen; diese Folgerung ist aber, wie 
Gierke selbst zugiebt^), för jene Zeiten geradezu unmöglich, 
denn die Kinder der Töchter gehörten ganz anderen Fa- 
milien an. 

Jedenfalls hätte Chilperich, wenn er an eine solche Neue- 
rung gedacht hätte, dies ausdrücklich hervorgehoben ; das Edict 
erwähnt aber nichts davon, indem es sichtlich die Sache für 
unzweifelhaft hält und an die Zulassung der Enkel, d< h. der 
Söhne und Töchter einer Tochter gar nicht denkt, An der 
Ansicht Gierke's festhaltend, der (sehen auf Qmnd der Lex 
Salica) den Söhnen der Söhne das Erbrecht zuerkennt, es 
jedoch den Söhnen der Töchter abspricht, hätten wir es 



») 1. c. 443. 
•) 1. C. 460. 
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mit einem wichtigen Unterschiede zwischen den Rechten 
der Söhne eines Sohnes und der Söhne einer Tochter zu thun; 
die Verachweigung dieses Unterschiedes durch Chilperich liesse 
sich nicht erklären. Es besteht aber auch noch ein zweiter 
ebenso gewichtiger Zweifel; wenn nämlich der L. Sal. ge- 
mäss die Söhne und die Söhne derselben zur Erbfolge berufen 
sind, und man dieses Recht jetzt auf die Schwestern aus- 
dehnt, müsste offenbar die natürliche und unbedingt nothwen- 
dige Folge davon die Ausdehnung dieses Rechtes auf die Töchter 
der Söhne sein. 

Der Unterschied zwischen dem in der Lex geschilderten 
Zustande und dem neuen würde demnach auch in dieser Hin- 
sicht sehr bedeutend sein und könnte auf keinen Fall über- 
gangen werden; wenn nach der L. Sal. die Söhne der Söhne 
erben würden, müsste Chilperich, indem er die Schwestern zu- 
lässt, zugleich sagen, ob den Töchtern der Söhne irgend welche 
Rechte zukommen. Dass er dies nicht gethan, bildet einen 
Beweis für unsere Ansicht, dass ebenso die L. Sal., wie auch 
das Edict bloss das Erbrecht im ersten Orade normieren und 
das Repräsentationsrecht nicht kennen. 

Noch interessanter ist dasjenige, was die Weiber betrifft >). 
Wir haben an derselben Stelle hervorgehoben, vne v. Amira 
den etwas verschiedenen Wortlaut der Texte 3 und 4 (der L 
Gruppe), nämlich die Worte „hereditatis portio" erklärt. In 
dieser Hinsicht können wir nicht so entschieden — wie es 
Rosin und Gierke thun — gegen diese Ansicht auftreten 
Obwohl wir nicht zugeben, dass die Bedeutung, die er jenen 
Worten zuschreibt, die ursprüngliche gewesen, machen wir nur 
dariauf aufmerksam, dass man in diesen Worten vielleicht wirk- 
lich eine gewisse Aenderung, einen Fortschritt, sowie auch eine 
Entwicklung in der Richtung erblicken sollte, deren Sieg wir 
in dem § 3 des Edicts sehen. Denn auch hier werden die 
Weiber zur Theilung mit den Brüdern nicht zugelassen, son- 



*) 8. Opet: D. erbrechtl. Stellung d. Weiber in der Zeit der Volks- 
rechte 26 ff. 
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dem sie erben erst, wenn es keine Brüder giebt, also ebenso, 
wie der Ansicht v. Amira's gemäss in dem Texte 3 und 4; es 
ist jedoch möglich, dass die Praxis in dieser Hinsicht der Ge- 
setzgebung Yoraneilte, dass sich in der That das Bedürfniss 
geltend machte, den Weibern den Grundbesitz wenigstens f&r 
den Fall vorzubehalten, wo schon keine männlichen Familien- 
glieder vorhanden waren. 

Die Behauptung v. Amira's wäre demnach nur dahin zu 
ändern, dass in Cod. 1 und 2 noch von absoluter Ausschlies- 
sung der Weiber die Bede ist, dieselbe also damals existieren 
masste, dass jedoch bald eine Tendenz aufkam, welche im § 3 
des Edicts siegte. 

Gegen eine solche Erklärung des Edicts und besonders gegen 
die Folgerungen, die sich hieraus för die Geschichte des fränki- 
schen Bechts ergeben, i^t Fustel de Coulanges aufgetreten^). 
Er hat zuerst die Unklarheit des Textes hervorgehoben, was 
um so sonderbarer ist, als er doch das salische Latein in der 
L. Sal. selbst nicht beanständet; was uns betrifft, können wir 
absolut keinen Unterschied zwischen der Sprache und dem Style 
der Lex und des Edicts finden. Nachher hat er, wie gewöhn- 
lich, andeutungsweise, ohne sich auf die Kritik der Quellen 
einzulassen, ohne geringste Gründe und Beweise, die Authen- 
tizität des Edicts angegriffen. Indem er so4ann den Kern der 
Frage behandelt, begeht er einen jener Fehler, die man sonst 
bei keinem Gelehrten antrifft, die einfach in Staunen versetzen, 
und sogar jede Kritik unmöglich machen. Gegen jene angeb- 
lich unklaren Bestimmungen des Edicts — die Fustel jedoch 
gut und in Uebereinstimmung mit der herrschenden Meinung 
versteht — führt er die Bestimmungen des Tit. LIX. der L. SaL 
an; er will also eine spätere Quelle, die ausdrücklich besagt^ 
dass sie den bisherigeo Zustand ändert und die Veränderungen 



*) L' alleu 190 : , . . . ödit, qui ue nous est parvenu, que dans un 
Beul manuscrit d'une rare incorrection et qui n*a ni la valeur, ni 
Tauthentioit^ de la Lei salique; mais par son obscuxit^ il a paru 
fort commode k tous las faiseurs de syst^mes. 
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ausdrücklich bezeichnet, durch eine frühere erklären und zwar 
durch diejenige, deren Bestimmungen eben Chi Iperich abändert^). 
Und noch richtiger ist es, dass er gegen die Ansicht, dass beim 
Mangel von Söhnen die »vicini* den Grundbesitz an sich zogen 
(was ja ans dem § 3 des Edicts unzweifelhaft hervorgeht), den 
§ 2 Tit. LIX. anfährt, obwohl es allgemein bekannt ist, dass 
die §§ 1 — 4 dieses Titels sich auf Mobilien beziehen. Es ist dies 
demnach ein Vorgehen, dem gegenüber jede Kritik sich ohn- 
mächtig erweist und vollständig aufhört; das Edict selbst würde 
unzweifelhaft seine Bedeutung verlieren und hätte überhaupt 
keinen Sinn; es wäre kein Fortschritt auf dem Wege, auf dem 
sich in jener Zeit die fränkische Gesetzgebung befand, und dem 
wir noch in weiterer Folge begegnen werden, sondern es wäre, 
abgesehen von den Seitenverwandten, von denen doch Tit. LIX. 
§ 4 spricht (der nach Fustel beweisen soll, dass die ^vicini* 
niemals erben) 3), vielmehr ein Bückschritt gewesen, zu dessen 
Rechtfertigung wir aus der fränkischen Gesetzgebungspolitik 
keine Thatsache anführen könnten und den auch Fustel selbst 
durchaus nicht zu erklären versucht. Nach all dem dürfte man 
wenigstens erwarten, dasss er, der allgemein angenommenen 
Interpretation auf Schritt und Tritt widersprechend, eine an- 
dere aufstelle, wenn auch nur eine scheinbar richtige; doch 
auch dies hat er nicht gethan, indem er sich auf eine einfache 
Leugnung und auf die Behauptung beschränkte, dass die Worte 
„fratres, non vicini' sich keineswegs auf irgend ein Becht der 
Nachbarn beziehen, sondern vielmehr auf die ihrerseits mög- 
lichen Missbräuche 3), was offenbar irrig ist, denn es wäre dem 
Gesetzgeber nicht eingefallen, etwas zu verbieten, was nur un- 
begründete Anmassung gewesen, und hätte er es dennoch ge- 



1. c. 140: »La loi salique continue d'enoncer la vieille r^gle, 
qu' aucune femme n* h^rite de la terra . . . Cependant les CapitolaiieB 
des reis ne sont pas tout ä fait d*accord avec les lois. Un 4dit de 
Chilp^ric donne senlement la pr^ference au fils sur la fille; mais il fiut 
passer la fille avant les coUat^raux. « 

s) 1. c. 192. Anm. 1.] 

•) 1. c. 191. 



— 299 — 

than, dann hatte er ohne Zweifel die entsprechende Strata&nction 
hinzugefügt. 

Trotzdem beseitigt das Edict auch nicht alle Zweifel *) und 
zwar giebt es für einen Theil derselben gar keine Erklärung, 
die andern löst es in sehr problematischer Weise. So ist vor 
allem zu fragen, was die ,vicini* mit dem Grundbesitz, den 
sie vor dem Edicte schon beim Mangel von Söhnen, nach dem 
Edicte erst beim Mangel von Töchtern und Brüdern erlangten, 
anfangen sollten. Im allgemeinen halten wir dafür, dass solche 
Fälle nicht allzu häufig gewesen; bei Völkern auf dieser Cnl- 
tnrstufe ist Kinderlosigkeit überaus selten; eine solche üeber- 
nahme musste daher selten erfolgen. 

Von einer Theilung unter aUe Nachbarn, wie Denman 
Boss wilt^), kann, unserer Ansicht nach, keine ßede sein; es 
würden winzige Theile entstehen, die keinen Werth hätten und 
dem gegenüber wäre die Bedeutung dieses Bechts der Nach- 
barn stark herabgemindert worden, während man aus der lang- 
samen diesbezüglichen Entwicklung und ausi der Nothwendig- 
keit königlicher Intervention den Schluss ziehen muss, dass es 
hier an einem gewissen Widerstände nicht fehlte, der einzig 
und allein durch den reellen Werth dieses Bechts gerechtfer- 
tigt sein konnte. Der Vortheil musste ein erheblicher gewesen , 
sein, und dies konnte nur dann zutreffen, wenn man das über- 
nommene Grundstück in einer" Art benützte, die fiir niemanden 
gleichgiltig gewesen; aus dem Edict kann man jedoch darüber 
nichts erfahren. 

Femer ist zu fragen, auf welche Grundstücke sich dies alles 
bezog und was mit den Grundstücken jener Besitzer geschah, die 
keine Nachbarn hatten. Unter Nachbarn kann mau hier offenbar 
nicht einfach alle diejenigen verstehen, die von einander durch 
einen Bain getrennt waren; solche Nachbarn hatte ein jeder, 
solche Nachbarn wären auch hier nicht erwähnt worden, denn 



*) 8. namentlich was Opet 1. c. 27 hervorhebt, 
») L c 48. 
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sie tragen nicht im geringsten zur rechtlichen Charakteristik 
des Besitzers, sowie der Grundstücke bei. 

Dife ausdrückliche Erwähnung der Nachbarn beweist, dass 
es Besitzer gegeben, die von solchen Nachbarn nicht um- 
geben waren. Dies wird allgemein angenommen, nur Fustel 
konnte dagegen auftreten und leugnen, dass die „vicini' eine 
besondere Art von Nachbarn bezeichnen i) ; conaequent und im 
Zusammenhange damit, was wir vorher gesehen, leugnet er, 
dass jene „vicini" beim Mangel von Töchtern überhaupt zur 
Erbschaft gelangen. Dieser umstand ist jedoch unzweifelhaft, 
denn, wenn der Gesetzgeber sagt: „frater, non vicini'' und mit 
diesen Worten das Erbrecht des Bruders feststellt, müsste er, 
wenn er den Nachbarn das Erbrecht vollständig benehmen 
wollte, dies ausdrücklich in allgemeiner Weise erklären. 

Aus all dem geht hervor, dass die Bestimmungen, die im 
ersten Theile des § 3 des Edicts enthalten sind, sich einzig und 
allein auf solche Grandbesitzer beziehen, die von Nachbarn be- 
stimmter Art umgeben sind, also von solchen, deren Nachbar- 
schaft für das Grundstück selbst wichtige Folgen hervorruft 
Es waren dies also Nachbarn in rechtlicher Bedeutung. In 
der Literatur hat man mit Ausnahme von Sybel, Maurer 
und besonders Gierke, der diese Frage klar erfasste, gerade 
diesen Theil des behandelten Gegenstandes ungenügend berück- 
sichtigt, und daher kamen jene Zweifel bezüglich des Rechtes 
der Nachbarn beim Mangel der erwähnten näheren Nachfolger, 
d. h. der Kinder und des Bruders. Es war schwer, zu erklä- 
ren, in welcher Weise die „vicini", die in der L. Sal. nicht er- 
wähnt werden, plötzlich so wichtige Rechte erlangten. 

Wir haben hier wieder einen prägnanten Beweis für die 
Folgen des Festhaltens an römisch-rechtlichen Gesichtspunkten. 
Daraus, dass die L. Sal. in Tit. LIX. nicht sagt, dass nach den 
Söhnen die ,,vicini^ das Grundstück in Besitz nehmen, hat man 
gefolgert, dass die L. Sal. schon ihrem ursprünglichen Wort- 
laute nach nur die Weiber ausschloss, aber nicht die wei- 

i) 1. c. 191. 
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teren Verwandten'^), und man yergass, worauf wir mehrmals 
hingewiesen und was im Prineip ziemlich allgemein angenom- 
men wird, dass die L. Sal. nicht alles sagt ; man hat auch die 
Ursache ihres Schweigens in dieser Hinsicht nicht bedacht. 
Wir haben schon erwähnt, dass dieses Schweigen auf einem 
gewissen rationellen Systeme beruht. 

Erinnern wir uns daran, dass Tit. XLY. von einem inter- 
essanten und sorgfaltig beobachteten, also sichtlich wichtigen, 
Bechte der Dorfeinwohner berichtet, sodann an die Erklärung, 
die in Extray. B. 11 enthalten ist Wir glauben, dass wir 
keinen Fehler begehen und nichts Unbegründetes annehmen, 
wenn wir sagen, dass „convicinia" die Sammelbezeichnung für 
diejenigen Personen sei, die „vicini" genannt werden ; anderer- 
seits bezeichnet „convicinia" im Zusammenhange mit Tit, XLV. 
ganz ausdrücklich diejenigen, „qui in villa consistunt,^^ also die 
Einwohner eines Dorfes, die unter einander und im Verhält- 
nisse zu einander „vicini^^ waren. Man kann demnach keinen 
Zweifel mehr darüber hegen, dass „qui in villa consistunt" des 
Tit. XLV. und die „vicini" des Edicts Chilperich's dieselben 
sind, dass wir es also in beiden Fällen mit derselben Gruppe 
zu thun haben, der das Becht zukommt, den Ankömmling zu 
vertreiben oder aufzunehmen, sowie das Kecht, das Grundstück 
nach dem Tode des jeweiligen Besitzers zu übernehmen, wenn 
derselbe keine Söhne oder dem Edicte gemäss Töchter und 
Brüder hinterlassen. 

Die Stelle Extrav. B. 11 spricht von der Bewilligung, die 
höchstwahrscheinlich die Benützung von Weideflächen, Gewäs- 
sern und Wegen betrifft; daraus geht hervor, dass jene Gruppe 
über solche Nutzungen verfügte 2); nie musste zu diesem Zwecke 



^) B. Waitz: D. alte R. 132: ». . . findet in dem sal. Gesetz selbst 
keine Bestätigung, sondern der ganze Titel, der von der Erbfolge handelt, 
und alle Stellen, die von privatem Besitz des Landes sprechen, 
stehen einer solchen Auffassung entgegen«. In Verf. -Gesch. I'. 135 etwas 
abgeschwächt: »Mit dem Begriffe des Erbguts verträgt es sich 
nicht.« 

*) Diese Stelle ist wohl viel späteren Ursprungs und wir haben 
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Grundstücke besitzen und es muss im Dorfe Grundstücke ge- 
geben haben, die, sowie Wege und Gewässer, von der Gemeinde 
benutzt werden konnten. 

Wenn man demnach daraus ersehen kann, dass die Ge- 
meinde Subject von Bodenrechten sein konnte, darf es uns nicht 
mehr wundern, dass sie in bestimmten Fällen, die durch den 
Tod des Besitzers erledigten Grundstücke übernimmt und es 
bleibt in diesem Falle nur ein einziger angeblicher Widerspruch, 
den Waitz hervorhob, nämlich die Thatsache, dass ein solches 
Gemeinderecht mit dem Begriffe des Erbeigenthums nicht über- 
einstimme, wobei nur zu fragen wäre, auf welche Weise Waitz 
zu diesem Begriffe des Erbeigenthums gelangte. 

Für uns ist die Thatsache wichtig, dass man hier unter 
.„vicini^^ alle !Nachbam, nicht nur gewisse Mitglieder der Dorf- 
genossenschaft .zu verstehen hat. Die Anwendung des Wortes 
,,vicini" anstatt eines anderen, z. B. „convicinia", das wir in 
Extmv. B. 11 finden, ist charakteristisch und stimmt mit der 
Art und Weise überein, in welcher Tit. XLV., wie wir gesehen, 
mit Nachdruck die Rolle des Einzelnen, die Bechte eines jeden 
Einwohners hervorhebt, trotzdem diese Befugnisse offenbar den 
allgemeinen, allen Theilnehmem dieser „convicinia^^ zukommen- 
den Rechten entspringen. 

Es bestehen jedoch, dafür spricht schon die abgesonderte 
Behandlung der Bauern, die Nachbarn haben, Wirthschaften, 
die nicht von Nachbarn in der eben bezeichneten Bedeutung 
umgeben sind. Es konnten dies zerstreute Besitzungen gewesen 
sein, die inmitten von römischen oder königlichen (Fiscal- 
gütern) gelegen waren, — es konnten auch Besitzungen ge- 
wesen sein, die in Händen von Franken sich befanden, jedoch 
auf gauz anderen Grundlagen, ohne jenen alterthümlichen Yi- 
cinulverband entstanden sind. Welcher Art das Erbrecht in 



aut.jQ seinerzeit darauf hingewiesen, dass sie ihrem Inhalte nach weiter 
geht als Tit. XLV. Daraus geht aber natürlich keineswegs hervor, dass 
sie namentlich bezüglich der Aufeählung der Nutzungen den in Tit. XLV. 
ynTaufigesetzten Zuständen nicht entspreche. 



:>^^ 
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solchen Fällen gewesen, ist schwer zu sagen; die allgemeine 
Vorschrift des § 5 Tit. LIX. kann sich nicht ausschlieaslich auf 
sie bezogen haben, denn wir haben festgestellt, daas das durch 
die Vorschriften des Edicts eingeschränkte Erbrecht der Nach^ 
bam eine nothwendige Ergänzung des § 5 Tit. LIX. ist; ein 
solches Nachbamrecht wäre geradezu unmöglich gewesen, wo 
es überhaupt keine fränkischen Nachbarn gab, und seine An- 
wendung wäre ebenfalls dort schwer gefallen, wo es zwar an 
fränkischen Nachbarn nicht fehlte, wo jedoch diese Nachbar- 
schaft nicht diesem technischen Begriffe entsprach, der die Vor- 
aussetzung der uns bekannten Bestimmungen bildete. Das dies- 
bezügliche Schweigen der Lex dürfte vielleicht darin seine Er- 
klärung finden, dass zur Zeit der Aufzeichnung derselben solche 
Fälle allzu selten gewesen; übrigens konnte die Lex Sal bei 
dem Umstände, dass an solchen Gütern eigentlich niemand 
ausser demjenigen^ der dieselben innehatte, Bechte besessen, 
dass abo keine Bechte zu schützen und zu yertheidigen wären, 
ohne Beeinträchtigung der Interessen, die sie vertrat, sich dieses 
Schweigen zu Schulden kommen lassen. 

Diese Lücke füllt, obzwar in einem alku geringen Theüe 
und in einer vollständig ungenügenden Weise, der zweite Ab- 

33hnitt des § 3 des Edicts (§ 4 in der Ausgabe des Boretiua), 
essen bisher noch keine Erwähnung geschah. Er lautet wie 
folgt: „Det illi vero et convenit singula de terra istas qui si 
adveniunt, ut leodis qui patri nostro fuerunt consuetudinem 
qua habuerunt de hac re intra se debeant.^ 

In dieser Form bildet dieser Satz ein Räthael. Was die 
Art und Weise anbelangt, in der man dieses Bäthsel zu lösen 
trachtete, berufen wir uns auf die unparteiische und kritische 
Zusammenstellung bei Gierke^); wir setzen hier die dort an- 
geführten Ansichten nicht auseinander und berücksichtigen 
auch das Resultat, zxx dem Gierke gelangte^ nicht, weil nun- 
mehr, bei der veränderten Lesart der ersten Worte dieses Ab- 
schnittes, alle, auch die consequentesten, älteren Ausiuhrungen 



«) 1. c. 453—457. 
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fallen müssen und ^on der unbestritten scharfsinnigen Aus- 
legung Gierke's^) nur die Bemerkung erhalten bleibt, dass 
das Wort „vero" in dem ersten Verse dieser Stelle den Gegen- 
satz der hier enthaltenen Bestimmungen und der des vorher- 
gehenden Abschnittes kennzeichne, sodann, dass die Worte „qui 
si adveniunt^^ sich nicht auf „leodes^S sondern auf ihre Grund- 
stücke beziehen und den Fall, in welchem ein solcher Grund- 
besitz Gegenstand der Erbfolge ist, berücksichtigen. 

Der Gombination Kernes gemäss, die u. E. zu natürlich ist, 
um angezweifelt zu werden, sollte man lesen 2): ^De tilli vero sie 
convenit singulariter de terras istas qui si (si qui) adveniunt^^ 
u. s. w., wobei wir aber nicht einsehen, weshalb Lamprecht, 
diese Worte übersetzend, die Bedeutung des Satzes „qui si ad- 
veniunt", den Gierke mit „falls solches (Land) in den Erb- 
gang kommt^^ übersetzt ^), ändert ; er übersetzt nämlich : „soweit 
noch welche (Ländereien) hinzukommen''; diese üebersetzung 
ist nicht begründet, während für die Interpretation Gierke's 
der Umstand spricht, dass die Woi-te „qui si adveniunt" aller 
Wahrscheinlichkeit nach den Worten .,post obitum" und si 
moritur'' des ersten Abschnittes dieses § entsprechen^). 

Wir erfahren hier also, dass hinsichtlich der Grundstücke, 
welche die „leodes'' des Vaters des Gesetzgebers (Chlotar's L) 
besitzen, die ältere Gewohnheit, die man bisher beobachtete, in 
Kraft bleiben solle; zugleich erfahren wir, welcher Art diese 
Grundstücke gewesen; es waren dies keine Anwesen, die 
innerhalb eines Dorfes gelegen waren, sondern im Gegentheil 
neue Grundstücke, die früher unbebaut gewesen und erst 
durch diese „leodes" gerodet worden; aus dem Edict geht nun 



<) Derselben ist, wenn man die Annahme E e r n* s ausser Acht Iftast, 
unbedingt beizutreten; wir würden es also Opet 1. c. 29 nicht im Ge- 
ringsten verargen, dass er sich der Auslegung Gierke^s anschliesst, nur 
wäre es entschieden nothwendig gewesen, die Erklärung Eern*s Yorerst 
zu entkräften; dies hat aber Opet unterlassen. 

*) Lamprecht 1. c. l. 45. 

») 1. c. 434. 

*) Gierke 1. c. 456. 
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hervor, dass auf solche Grundstücke weder die Bestimniuiig des 
§ 5 Tit. LIX. L. Sal., noch das ganze Bechtsajätem, dessen 
Theil dieser § bildet, Anwendung finden, sondern, dass hier ein 
specielles Gewohnheitsrecht gilt, das wir nicht näher kennen. 
Es ist an und für sich möglich, dass für die gerodeten Grund- 
stücke der „leodes" ein weitergehendes Erbrecht bestand, als 
für den in der Mark gelegenen Grundbesitz. 

Wenn wir nun hier einerseits von der Existenz von Grund- 
stücken hören, auf die sich das gewöhnliche Keeht (Tit LIX,) 
nicht bezieht, also von dem Bestände von Grundstücken, die 
keinem von Nachbarn in technischem Sinne bewohnten Dorfe 
angehörten, taucht andererseits sofort die Frage auf^ ob die 
hier erwähnten, frisch gerodeten Grundstücke die einzige Aus- 
nahme von den Grundsätzen des Tit. LIX. bilden, oder aber 
nur eine der vielen Ausnahmen; auf diese Frage erhellten wir 
keine Antwort; § 3 des Edicts ist nicht erschöpfend. Die eigent- 
lichen Absichten Chilperich's sind nicht bekannt; wir sehen 
nur, dass er das im Tit. LIX. besprochene Erbrecht ändert und 
erfahren theilweise, auf welche Grundstücke sich dieses Eecht 
bezogen hat; wir sehen weiter, dass Chilperich ausdrücklich er- 
klärt, diese AenderuDg betreffe nicht jene Grundstücke, von 
denen im zweiten Abschnitte dieses § die Kede ist, wir wissen 
jedoch nicht, ob es ausserdem noch andere Grundstücke ge- 
geben, auf die sich die besonderen Gewohnheiten beziehen; 
Die ausdrückliche Erwähnung der Bedungen der , lec»deö * Chlo- 
tar's war vielleicht unbedingt nothwendig, weil hier aus irgend 
welchen Gründen gewisse Zweifel bestanden haben konnten, 
es ist möglich, dass die Besitzungen, die auf diese Weise eat- 
standen sind, sich nahe berührten und eine Dorf'ansiedlung bil- 
deten, die dem Anscheine nach denjenigen, von denen im ersten 
Theile des § 3 die Bede, ähnlich waren; man musste hier also 
den Unterschied angeben. 

Betreffs der Besitzungen, die inmitten römischer und könig- 
licher Ländereien zerstreut lagen, gab es solche Zweifel nicht, 
Chilperich hatte demnach keine Veranlassung, von denselben 
zu sprechen. 

Halban Blamenstok, Immobiliareigenthum I. 20 
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Im Zusammenhange damit, oder doch wenigstens in nahen 
Beziehungen zu dem Edicte Chilperich^s steht der allgemeinen 
Ansicht nach die bekannte Verbesserung des Tit. LIX. § 5, die 
den ursprünglichen Wortlaut und die Bedeutung dieses Ab- 
schnittes durch die Einschaltung des Wortes ^salica* änderte. 
Dass wir es hier nämlich mit einer wirklichen Aenderung der 
Bedeutung zu thun haben, darüber ist kein Zweifel möglich; 
Gierk'e's Ansicht steht in dieser Beziehung heute vereinzelt 
da ^) und kann gegenüber den Ergebnissen der Forschungen 
Guerard's^) und anderer nicht aufrecht erhalten werden. Be- 
kanntlich ist in unzweifelhafter Weise bewiesen worden, dass 
das Wort „salica^' als nähere Bezeichnung für Grund und Bo- 
den in mindestens gleichem Masse bei andern germanischen 
Völkerschaften vorkommt, bei den salischen sowie ribuarischen 
Franken dagegen „aviatica^^ gebraucht würde. Guerard er- 
klärt dies sehr richtig durch den umstand, dass die Franken, 
nachdem sie die Cultur und die Verhältnisse der Bömer kennen 
gelernt, sehr frühzeitig statt der germanischen Bezeichnung 
jenes Wort zu benützen anfiengen, welches sie bei den Bömern 
gefiinden. 

Das das Wort „salica^^ wirklich ein späterer Zusatz ist 
und dass man auf keine Weise behaupten kann, wir hätten 
es hier mit der wiederhergestellten Form der früheren Re- 
daction zu thun, hat Bosin dargethan und zugleich auf den 
merkwürdigen Umstand hingewiesen, dass die Handschriften, 
in denen „terra salica^^ vorkommt, im zweiten Theile des Satzes 
dennoch die ältere Bedaction und die Worte „tota terra" beibe- 
hielten, dass sie also im zweiten Theile des Satzes eine Behaup- 
tung aufstellen , die offenbar dem früheren Zustande entspricht 
und mit der Ausschliessung der Weiber von der Erbfolge voll- 
ständig übereinstimmt, die aber mit gleicher Entschiedenheit 
jedem Erbrechte der Frauen widerspricht. 



*) a^ Opet 1. c. 33 und die dort angegebene Literatur. 
2) In Bibl. de PEcole des cUartes I. serie, III, 113. 
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Den Grund, warum diese Aenderung eingetreten, erklärt 
Waitz 1) in einer für den Juristen ungenügenden Weise, denn 
er setzt vor allem das Verhältniss, in welchem jene „terra sa- 
liea^^ zu den beiden Bodengattungen steht, deren das Edict 
Chilperich's erwähnt, nicht auseinander. Diese Art und Weise 
der Erklärung ist jedoch die natürlichste und von allen bekann- 
ten die einzige, die nicht auf weitgehenden Gombinationen be- 
ruht und nicht mehr behauptet, als dasjenige, was man auf 
Grund des Textes selbst unzweifelhaft sagen kann. 

Wer nach dem Edicte Chilperich's schrieb, konnte nicht 
übersehen, dass die allgemeine Ausschliessung der Weiber von 
dem Grudbesitze zur Zeit nicht mehr zutreffe und musste jeden- 
falls zahlreiche Ausnahmen gekannt haben ; für eine bestimmte 
Classe von Grundstücken jedoch hat sich das alte Erbrecht er- 
halten und zur Bezeichnung derselben hat der Compilator das 
Wort „saliea*' angewendet. 

Was jedoch das Verhältniss des veränderten § 5 Tit. LIX. 
zum § 3 des Edicts Chilperich's anbelangt, wollen wir hier auf 
einen Umstand aufmerksam machen, nämlich darauf, dass selbst, 
wenn wir das Grundstück eines Besitzers, der Nachbarn in 
technischer Bedeutung hat, allgemein als „terra salica^^ oder 
„aviatica" ansehen würden, wir es dennoch nicht unbedingt 
mit einem Widerspruche zwischen den beiden Bestimmungen 
zu thun hätten. Die Erklärung, dass die Frauen von dem Erb- 
rechte an der „terra salica^^ ausgeschlossen sind, widerspricht 
(dem Wortlaute nach) in der Bedeutung, die man dieser Stelle 
unzweifelhaft schon zur Zeit Chilperich's beilegte, dem § 3 des 
Edicts Chilperich^s nicht. Letzterer bestimmt nur, dass die 
Weiber nach den Söhnen zur Erbfolge gelangen ; solange Söhne 
leben, erhalten die Töchter das Grundstück nicht. So konnte 
sich denn, sogar neben dem Edicte Chilperich's die Vorschrift 
des Tit. LIX. in jener wörtlichen Bedeutung behaupten, weil 
Tit. LIX. nicht sagt, was mit dem Grundbesitze nach dem Tode 



») D. alte R. 120. 
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der Söhne geschehen soll und die Bestimmungen des Edicts 
sieh gerade erst darauf beziehen. 

Diese Stellen werden im IIL Buche eingehender besprochen 
werden. 

Bevor wir nunmehr zur Berücksichtigung anderer, für 
uns wichtiger Bestimmungen der Capitularien übergehen, wollen 
wir nur auf eine interessante Analogie hinweisen, nämlich 
zwischen Tit. XIV. § 4, wo das königliche Recht so ent- 
schieden di^ in Tit. XLV. vorkommenden Eechte der Dorf- 
einwohner beeinflusste, und dem Edict Chilperich's, in welchem 
das königliche Recht ebenfalls in einer entschiedenen und 
wichtigen Weise ein anderes Becht der Dorfeinwohner be- 
schränkt, nämlich das Recht, den Grundbesitz nach dem Tode 
des Nachbars, der keine Söhne hinterlassen, zu übernehmen. 

In beiden Fällen handelt es sich um Rechte, die sich 
auf Grimdstücke beziehen. Im ersten vermehrt sich zufolge 
einer königlichen Verfügung die Zahl der Dorfeinwohner, also 
auch die Zahl der Benutzer desjenigen, was allen Dorfeinwoh- 
nem von rechtswegen zukommt ; im andern vermindert sich die 
Zahl der Nutzungen dadurch, dass die königliche Verfügung die 
Grundstücke, die dem früheren Rechte nach wiederum der 
Communität der Dorfeinwohner anheimfallen sollten, der 
Macht der letzteren entzieht und den Besitz derselben den- 
jenigen Personen vorbehält, die in dieser Beziehung bisher keine 
Rechte hatten, nämlich den Frauen und den Brüdern. 

2. In den „Capitula Pacto Legis Salicae addita" i) finden 
wir ausser einigen Abschnitten von minderem Werthe, die sich 
auf Jagd und Viehzucht beziehen,- auch sehr wichtige Nach- 
richten, die unsere Kenntnisse vermehren. 

Da ist vor allem der Abschnitt ,)Si quis messe aliena 
glennare presumpserif' zu erwähnen. 

Wir haben es hier unzweifelhaft mit einem wichtigen und 
wenigstens charakteristischen Fortschritte des Schutzes eines 



») Pertz II. 12; Hesseis 410. 
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angebauten Ackers und seiner Früchte zu thuu. Während in 
der Lex Sal. (Cod. 1.) noch keine analoge Vorschrift vorkommt, 
und in Cod. 2. und den folgenden, die Emendata nicht ausge- 
nommen, im Tit. XXYII § 5 einzig und allein vom Abmäben 
(metere) eines fremden Feldes die Bede ist, aho jedenfalla von 
sehr bedeutenden Schäden, betrifft das Verbot in dem oben er- 
wähnten Abschnitte schon sogar die Sammlung der üeberrestef 
die nach der Ernte zurückblieben, worauf sich die älteren Vor- 
schriften sichtlieh nicht eingelassen haben, Indem sie sieh mit 
dem Schutze des am Felde stehenden Getreides zufrieden stell- 
ten, ihre Obhut überhaupt nur den Feldfrüchten zur Zeit ihres 
Beifwerdens angedeihen liessen und sich damit, was nach der 
Ernte geschieht, nicht befassten. Die Strafe, die hier filr das 
Aufklauben der auf dem Grundstücke zurückgebliebenen Aehren 
festgesetzt wird, beträgt 15 Solidi, d. h. eben so viel, als man 
noch sogar nach der Emendata (XXVII § 6) für das Abmähen 
eines fremden Feldes erlegen musste. 

Dieses so hohe Ausmass bildet einen wichtigen Beweis für 
die Intensivität, mit der der Gesetzgeber hier vorgegangen und 
die sichtliche Macht, mit der sich die immer mehr entechiedene 
Vereinigung aller Rechte an Grund und Boden in der Hand 
von einzig berechtigten Besitzern vollzog. 

Auch die Abschnitte 88 i,De eo qui alienam manBionem 
expoliaverit" und 90 ,,De eo qui alienam ortum vel nabinam 
effregerif' weisen, obwohl sie weniger interesaaut sind, dennoch 
unbestritten dieselbe Tendenz, nämlich, die Rechte des Inditi- 
duuras zu schützen, auf. 

3. Nicht ganz gleichgiltig können uns in dieser Beziehung 
die von Pertz i) herausgegebenen „Chlothacharii regis Capitula 
pacto Legis Salicae addita", besonders in der Redactioo des 
Cod. 10. erscheinen. 

In L. Sal. XVI § 1 ist keine Bede von der Verbrennung 
eines Hauses im allgemeinen, sonderu nur von der Verbren- 



1) ü. 9 und Hesseis 411. 
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nuiig unter gewissen Umständen. Hier dagegen haben wir es 
mit einer Brandstiftung in allgemeiner Bedeutung zu thim. 

Wir behaupten nun keineswegs, dass der L. Sal. gemäss 
die Brandstiftung ohne jene Umstände erlaubt gewesen wäre, 
glauben jedoch, dass die Ergänzung dieser Ungenauigkeit die 
Consolidierung der betreffenden Verhältnisse bedeute und gleich- 
sam eine Ordnung und bestimmtere Fassung der Individual- 
leclit« gegenüber den Störungen von aussen bilde. 

4. Die „Decretio" Childeberts IL i) vom J. 596 ist eigent- 
lich keine rein fränkische Quelle, denn sie bezieht sich hochst- 
wiihraeheintlich auf alle Völkerschaften des merowingischen 
Reiches. 

Der Inhalt des § 1 steht jedoch in enger Verbindung mit der 
(lesehiehte jenes Erbrechts, das wir bei der Besprechung des TüLIX 
§ 5 und des § 3 des Edicts Chilperich's zum Theile kennen gelernt 
hn^ben. In der Bestimmung des § 1 dieser „Decretio^^ nämlich in den 
Worten: „convenit, ut nepotes ex filio vel ex filia ad aviaticas 
re!^ ^'um ayunculos vel amitas sie venirent, tamquam si pater 
aut niater vivi fuissent^' sind zwei für nns wichtige Nachrichten 
enthalten. Dies Capitulare stellt in einer Weise, die man un- 
zweifelhaft für eine Neuerung ansehen muss, fest, dass im Falle 
einer der zur Erbschaft Berechtigten (Sohn oder Tochter) vor 
dem Tode des Erblassers, also des Vaters, stirbt und Kinder 
hinterlässt, die letzteren erben können und dasjenige erhalten 
sollen, was sie erhalten hätten, wenn ihr Vater oder ihre 
Mutter (d. h. diejenige Person, die in erster Linie und unmit- 
telbar zur Erbfolge berufen gewesen) im Augenblicke des Todes 
des Erblassers noch gelebt hätte. 

Nun fiLUt hier vor allem auf, dass der Gesetzgeber das 
Keeht der Töchter, nach dem Vater zu erben, als ein natür- 
lieheB und ein solches, das sich unzweifelhaft, wenn nicht auf 
alle Sachen, jedoch wenigstens auf sehr viele Gegenstände be- 
zieht, betrachtet. Aber was noch mehr, es scheint — denn 
man hat es nicht ausdrücklich ausgesprochen — dass jene 



ij Boretius 15. 
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Töchter nicht nur überhaupt nur Erbfolge gelangen, sonder ii in 
gleicher Weise mit den Söhnen, während sie nach § 3 dea 
Edicts Chilperich^s erst dann zur Erbschaft kamen, wenn es 
an Söhnen mangelte. 

Die Neuerung Childebert^s — die Auadruck&weise selbst 
beweist hinreichend, dass hier eine Neuerung vorliegb — be- 
ruht darauf, dass er auf Grund des bereits veränderten Erb- 
rechts, welches in fortschreitender Entwicklung eine Tollstän- 
dige Gleichheit der Kinder beiderlei Geschlechta in Beziehung 
auf alle Gegenstände anerkannt hatte, noch daa Kepräsenta- 
tionsrecht einführt ^), indem er offenbar keine Gründe mehr 
für eine Ausschliessung von Kindern zu Gunsten der Onkel 
und Tanten findet. 

Wenn demnach erst Childebert und zwar in einer die 
Neuheit der Eeform ausdrücklick verrathenden Weise das He- 
präsentationsreeht einführt, so muss man daraus, wie sab I. aus- 
einandergesetzt, folgern, dass früher jedes EepräBentationsrecht 
unbekannt gewesen; wir haben nicht den geringsten Grund, 
anzunehmen, dass das Capitulare Childebert^s, das um so viel 
weiter geht, als das Edict Cbilperich^s, gerade in dieser Bezie- 
hung eine Art Anachronismus begehen sollte; für einen Ana- 
chronismus aber müsste man die in dieser Weise und mit einer 
solchen Stylisierung vorgenommene Featetellung eines Hechtes 
ansehen, welches angeblich (wie Gierke meint) schon zu Zeiten 
Chilperich's bestand und sogar im Tit, LIX. § 5 eu sehen 
wäre. 

Als Bildung einerseits schon vollzogener, oder wenigstens 
sehr populärer Aenderungen und andererseits einer starken ^ 
durch den König unterstützten Tendenz in der Richtung, die 
schon in dem Edicte Chilperich's eingeschlagen wurde, bildet dieses 
Capitulare eine interessante Quelle 2). 

*) 8. Opet 1. c. 27; wir können aber nicht einsehen, wurum daa 
Erbrecht hier subsidiär au&ufas&en wäre. 

*) Hervorzuheben wäre allerdingSi daas zunächst nicht erwiesen ist^ 
ob sich dieses Capitulare auf Immobilien besieht; die Erwähnung der 
»aviaticas res* bildet keinen genügenden Beweis, denn gerade auf jene 
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5. § 2 der Instruction i) Chlotars IL, dann der ihm ent- 
sprechende § 6 des Edicts dieses Königs ^) sind von vorwie- 
gend politischem Interesse. Beide verdienen aus vielen Grün- 
den Beachtung und sind fast von allen Gelehrten, die das alt- 
iränkische Recht und seine Entwicklung zur Zeit der Merovin- 
ger behandelten, besprochen worden s). Auf Grund dieser For- 
schungen und im Sinne der von Fahlbeck vorgenommenen 
Kevision ist zu behaupten, dass es sich im gegebenen Falle tun 
keine Veränderungen der bestehenden Bodenrechtsverhältnisse 
handelte^ sondern vielmehr um die Beseitigung einer Beihe von 
Missbräuchen, die die Entwicklung des wirthschaftlichen Lebens 
unmöglich machten und wenigstens bis zu einem gewissen 
Grade der überwuchernden königlichen Macht entsprangen. Wie 
immer man auch den Bereich dieser Macht in bodenrecht- 
lieher Beziehung beurtheilen mag, man kann nicht leugnen, 
dass die veränderliche Praxis eine Unsicherheit verursachte, der 
man ein für allemal ein Ende setzen musste. Es erfolgte dies 
in den beiden erwähnten Gapitularien, von denen das erste, 
wie schon der Titel andeutet, eine für die königlichen Beamten 
erlassene Instruction bildet. Der König setzt nichts Neues 
fest^), er beschränkt sich einzig imd allein auf den Befehl, 

Gnxndatücke, die man aviatica (salica) nannte, dürfte sich das Capitulare 
am allerwenigsten bezogen haben. Dagegen ist aber za bemerken, dass 
die Erbfolge in Immobilien nicht besprochen wird; hätte man sie hier 
nicht in's Auge gefasst, dann hätte man sie ausschliessen müssen, na- 
mentlich in einem Gesetze, das sich auf das ganze Reich bezieht, in 
deeien einzelnen Theilen schon eine sehr vorgeschrittene Immobiliar- 
erbfolge bestand. Jedenfalls hat dieses Capitulare, auch wenn es sich 
nur auf Mobilien bezogen hätte, für die fernere Entwicklung eine Be- 
deutimg, um deren willen es hier angeführt werden durfte. 

*) Boretius 18. 

3) l e. 20. 

■) e. Fahlbeck 1. c. 217, wo die früheren Lehrmeinungen ange- 
führt werden, sowie Annexe VI. daselbst. 

*} Ideoque per hanc generalem auctoritatem praecipientes iubemus, 
ui in Omnibus causis antiqui iuris forma servetur et nulla sententia 
ä quolibet iudicum vim firmitatis obtineat, quae modum legis atque 
aequitatifl excedit. 
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in Erbangelegenheiten die Vorschriften zu beobachten , die 
in den Leges enthalten sind ; dieser Befehl erstreckt sich dem- 
nach auf den ganzen fränkischen Staat, auf alle Leges, die in 
demselben gelten. Die Bestimmung des § 2 ist sehr allgemein: 
„in parentum .... successionibus^^ kann man ebenso auf die 
Erbschaften nach den Eltern (jedenfalls nach dem Vater und 
der Mutter), wie nach Verwandten im allgemeinen beziehen, 
und zwar ebenso auf Mobilien, wie auf Immobilien; in dieöer 
Beziehung muss man demnach an demjenigen festhalten, was 
„legebus discementur." Interessant sind die Worte: „omnibus 
contra impetrandi aliquid licentia denegata*'; es beweist, dasa 
eine Gewohnheit bestand, der gemäss man sich, wahrscheinlich 
an den König, mit der Bitte wandte, er möge gewisse Gegen- 
stände dem Bittsteller übertragen ; wahrscheinlich geschah dies 
in den Fällen, wo der König oder seine Beamten Nachlasa- 
gegenstände mit Beschlag belegten und dieselben an ihre Hof- 
leute u. s. w. verschenkten; eine solche Bitte konnte an den 
König gerichtet werden, vielleicht noch bevor der Graf die be- 
treffenden Gegenstände weggenommen, so dass dieselben au3 
der Erbschaft unmittelbar auf Grund des königlichen prae- 
ceptum in die Hand des Beschenkten übergiengen ; nun erklärt 
der König, dass man solche Bitten, insofern die Erfüllung der- 
selben eine Verletzung des Volksrechtes enthalten würde (dem- 
gemäss der Verstorbene lebte), nicht einreichen dürfe; wäre 
aber eine solche Bitte trotzdem vorgebracht worden und hätte 
der König (weil er die Umstände nicht genau kannte, oder zu- 
folge eines anderen Irrthums: „quolebet ordine'') dieselbe ge- 
nehmigt, dann soll ihr der Bichter nicht Folge leisten; denn, 
er ist mit den Verhältnissen vertraut und weiss, dass dieses 
praeceptum zufolge einer ungehörigen Bitte erlassen wurde und 
den Vorschriften des Volksrechts widerspricht, hat also Gelegen- 
heit, den Fehler gut zu machen. Wie er vorzugehen habe,sagtChlotar 
nicht; gewiss war dem Könige der wahre Thatbestand zu melden, 
worauf der König das praeceptum zurücknehmen konnte ^). 

*) S. §§ 5 und 9 dieser Instruction, die ähnliche Absichten dea 
Königs ausdrücken; der König will die Leges anerkennen. 
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Etwas anders klingt § 6 des Edicts; einen Widerspruch 
finden wir nicht ; § 6 ist weniger umfangreich und bezieht sich 
eigentlich einzig und allein auf eine bestimmte Classe non Fäl- 
len, die man alle der Vorschrift des § 2 der Instruction unter- 
ordnen konnte. Es ist hier nur davon die Rede, dass nach 
dem Tode desjenigen, der kein Testament hinterlassen, der Lex 
gemäss die Verwandten sein Vermögen erben sollen und die 
Richter ihm nicht widersprechen dürfen." 

Auch hier setzt der König keineswegs eine geänderte, neue 
Erbfolge fest, sondern er stellt die Rechtskraft der betreflfenden 
Vorschriften, die in den einzelnen Rechtsbüchern enthalten sind, 
wieder her und schützt sie gegen jedweden Angriff. Die ün- 
terthanen verlangten die Beseitigung diesbezüglicher Missbräuche 
und dieses Verlangen erfüllt § 6 des Edicts, während sich der 
König in der Instruction allgemeiner ausdrückt und sich nicht 
auf die Intestaterbfolge beschränkt, wahrscheinlich deshalb, weil 
die Beamten vielleicht auch die Testamente missachteten. 

Ausser dieser rein politischen Bedeutung ist jedoch für uns 
gerade jene Erwähnung der Testamente, oder vielmehr der 
nichttestamentarischen Erbfolge wichtig, denn dies lässt offen- 
bar vermuthen, dass es auch testamentarische Erbfolge gegeben ; 
die Thatsache, dass § 6 derselben nicht erwähnt, beweist, dass 
die Testamente sich einer relativen Autorität und Sicherheit 
erfreuten; der Umstand weiters, dass für den Fall eines Todes 
ohne Hinterlassung eines Testaments die Erbschaft den Ver- 
wandten zukommt und zwar im Sinne der betreffenden Volks- 
rechte, beweist, dass man im Testamente nicht nur jene Per- 
sonen bedenken konnte, die durch die betreffende Lex zur Erb- 
schaft berufen waren. Hievon ist im § IQ der Instruction Chlo- 
tars die Rede; ausdrücklich wird hier erklärt, dass die Schen- 
kungen der Verstorbenen an die Kirche durch niemanden ent- 
zogen werden können. 

Somit anerkennt hier der König das Recht des Indivi- 
viduums. über sein Vermögen zu Gunsten der Kirchen zu ver- 
fügen. Näheres erfahren wir nichts und bemerken nur, dass 
wir in dem Edict Chlotars IL vom J. 614 einen Beweis des 
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Bestandes letztwilliger Verfügungen und der Achtung, di*i 
man ihnen zollte, finden; wir müssen jedoch in Rechnung 
ziehen, dass, wie schon erwähnt, die Capitularien, die für den 
ganzen fränkischen Staat bestimmt waren, alle Verhältnisse be> 
rücksichtigen, die in den verschiedenen Bechtsgebieten möglich 
sind, und viele Gewohnheiten beachten, die wir nicht kennen 
und für die sie zugleich den einzigen Beweis bilden, dass man 
demnach diese Quellen für unsere Aufgabe nicht unmittelbar 
und in der Weise benützen kann, wie dies bezüglich der L. 
Sal. geschah. Die anderen Informationen, die wir der In- 
struction und dem Edicte entnehmen, und von denen besonders 
zwei (§18 des Edicts und § 13 der Instruction) wichtig sind, 
stehen mit den von uns behandelten Nachrichtengruppen in 
keinem unmittelbaren Zusammenhange, auch ist ihr späterer 
Ursprung und die Berücksichtigung neuer Verhältnisse zu aui- 
fallend. Sie finden demnach an anderer Stelle die ihnen zu- 
kommende Würdigung i). 

Wenn wir schon in diesen Capitularien manche Nachricht 
fanden, deren Verhältniss zur Lex Sal. nicht leicht zu bezeich- 
nen war, so bezieht sich dies in noch höherem Masse auf die 
späteren, karolingischen, die so vollständig verschiedene Ver- 
hältnisse im Auge haben; hier ist es schon überaus schwer, 
eine gehörige Wahl zu treffen, und hier ist eine fortwährende 
Gefahr der Benützung unpassender Quellen vorhanden. Wir 
wollen jedoch dasjenige zusammenstellen, was unserer Ansicht 
nach noch mit den Verhältnissen, die wir in der L. Sal. ken- 
nen gelernt, zusammenhängt und sich ausdrücklich auf diesel* 
ben bezieht 

1. In dem „Capitulare Haristalense" 2) vom J. 799, das 
besonders deswegen wichtig ist, weil wir es in 2 ßedactioneu 



*) Obgleich wir auch bezüglich dieses Capitulars nicht wissen, 0I1 
es sich auf Immobilien bezogen, hielten wir eine Besprechung desselb(?D 
aus den oben (S. 311. Anm. 2.) angegebenen Gründen für nothwendig. 

2) Boretius 46. 
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besitzen, die besondere Verhältnisse berücksichtigen, können 
uns zwei Stellen, die §§ 5 nnd 17 nicht gleichgiltig bleiben. 
In dem § 5 der fränkischen Bedaction ist von Gonfiscationen 
keine Bede, in der langobardischen Bedaction ist dies jedoch 
der Fall. Diese Thatsache beweist keineswegs den Mangel Ton 
Gonfiscationen in dem damaligen fränkischen ßechte, beweist 
jedoch entschieden Unterschiede in der Anwendung dieses Mit- 
tels bei den Franken und Langobarden. Wichtiger ist der § 17, 
der nur in der fränkischen Bedaction vorkommt. 

Wir lesen hier, dass ,in der verbotenen Zeit niemand 
fremdes Gras hinwegnehmen solle, ausser, wenn er in den Krieg 
zieht, oder als unser Gesandter (missus) erscheint". Diese Be- 
stimmung stimmt in einer durchaus interessanten und uner- 
warteten Weise mit dem Eindrucke überein, den die Stellung 
der L. Sal. gegenüber der Weide auf uns gemacht hat. Wir 
haben oben constatiert, dass es in der L. Sal. an allgemeinen 
Verboten, bezüglich der Weide mangelt, und dass sich der Schutz 
einzig und allein auf bebaute Grundstücke, dann auf die Weg- 
nahme des Grases von einer A*emden Wiese bezieht; zugleich 
haben wir auf die Beschaffenheit dieses Schutzes hingewiesen. 
Ausserdem ist in der L. Sal. mit Ausnahme des Tit. XXVII 
nirgends von Weiden die Bede. 

Nun erfahren wir aus dem § 17 dieses Gapitulars, dass 
noch im J. 779 ähnliches galt. 

Wenn man zu einer bestimmten Zeit ^defensionis tempore*, 
d. h. wahrscheinlich während des Beifwerdens der Feidfrüchte, 
von dem Grundstücke kein Gras nehmen darf, so geht daraus 
deutlich hervor, dass man unter anderen Umständen, also zur 
Zeit, auf die sich das Verbot nicht bezieht, weiden dürfe; und 
femer sagt § 17, dass derjenige, der das Verbot missachtet, 
nur „emendet*, d. h. den Schaden vergüte; denn nur so kann 
man dieses Wort übersetzen, besonders beim Mangel von An- 
gaben über die Höhe einer eventuellen Strafe. 

Zu berücksichtigen ist aber allenfalls die Möglichkeit einer 
von der L. Sal. ganz unabhängigen Entstehung dieser Bestim- 
mung. 



— 317 — 

2. Auf denselben Gegenstand bezieht sich die Vorschrift 
in § 18 des „Breviar. miss. Aquitan." i) vom J. 789; die Be- 
stimmung selbst ist nicht erhalten, die Worte aber „de herba 
defensionis tempore' beweisen zur Genüge, dass sein Inhalt 
kein anderer gewesen sein konnte, wie der des § 17 des Gapi- 
tulare vom J. 779. 

3. Die eigentliche Erklärung dieser Verhältnisse erhalten wir 
jedoch erst in den „Capit. omnibus cognita facienda ''^) aus der Zeit 
von 801 — 814, welche den fortwährenden Bestand des früheren 
Brauches bestätigend, in § 1, der sich mit den Pflichten der Gast- 
freundschaft den Fremden gegenüber befasst, besagen, dass man 
auch die Weide, mit Ausnahme von Wiesen und Ackerfeldern 
nicht vorenthalte. Wir sehen demnach klar, dass man die Weide 
niemandem verweigern kann, was mit dem Eindrucke, den die 
betreffenden Stellen der L. Sal. machen, voUtändig überein- 
stimmt; diese üebereinstimmung geht hier jedoch noch weiter; 
so wie die L. Sal., so nehmen auch diese Oapitularien bebaute 
Felder und Wiesen in Schutz, was schon für eine gewisse 
Gleichstellung von pratum und Acker spricht; der Bauer kann 
doch des Heus für sein Vieh nicht beraubt werden, und sowie 
der Acker, muss auch die Wiese seiner ausschliesslichen Ver- 
fügung überlassen sein; man kann ihm die Bedingungen der 
wirthschaftlichen Existenz nicht entziehen; über die Hutweide 
dagegen, die keiner bestimmten Wirthschaft vorbehalten ist, 
sollen alle frei verfügen. 

4. In den „Capit. Legibus add.'*^) vom J. 816 haben wir 
in § 4 eine interessante Andeutung, die sich auf die Boden- 
verhältnisse bezieht; es wird nämlich „libertas vel hereditas^^ 
als gleichbedeutend mit „status^^ augesehen; wir können hier 
keinen directen Zusammenhang mit den in der L. Sal. vor- 
kommenden Rechtsverhältnissen suchen; auszuschliessen ist er 
auf keinen Fall; dean der Nachlass und die Freiheit, die 



Boretius 65. 
2) Boretius 143. 
8) Boretius 267. 



— 318 — 

schliesslich auch nur das Erbe eines freien Vaters ist, beein- 
flussen in gleichem Grade die soziale und rechtliche Stellung 
der betreffenden Person. 

In dem § 5 dieses Capitulars haben wir, soweit bekannt, 
den ersten genauen Beweis für den Bestand einer Execution 
an Immobilien, also für eine entschiedene Veränderung der 
L. Sal. Sie tritt hier neben der Confiscation zu Gunsten des 
Königs auf 1). 

5. Die letzten der für uns interessanten Gapitularien sind 
„Capit. Legi Sal. add." ^) vom J. 819, deren Geschichte bekannt 
ist; im besonderen gehen uns die §§ 9 und 10 an. Der erste derselben 
befasst sich mit dem berühmten Tit. XLV. (in der L. Emendata 
Tit XLVII) und ist als ein Beweis für die Veränderung der Verhält- 
nisse auf diesem Gebiete wichtig; trotz der Ausführungen, von denen 
vorher die Rede gewesen, kann man auf keinen Fall die Ansicht bil- 
ligen, dass § 9 des Capit. vom J. 8 19 eine Interpretation des Tit. XLV. 
in dessen ursprünglicher Bedeutung bilde, sondern wir müssen 
im Gegentheil an der Ansicht festhalten, dass diese Bedeutung 
im Laufe von mehr als drei Jahrhunderten und unter dem Ein- 
flüsse so verschiedener Umstände eine radicale Aenderung er- 
fahren. Der Tit. XLV. bezog sich auf den Einzug eines Frem- 
den in ein Dorf und nahm gewisse Rechte der Einwohner dieses 
Dorfes in Schutz, indem er den Einwohnern zugleich das Recht 
zuerkannte, den Ankömmling auszuweisen, und zwar ohne an- 
deren Grund, als deshalb, weil irgend einer der früheren Ein- 
wohner sich in dem Genüsse seiner Rechte bedroht fühlte. 

Der § 9 des Capitulars vom J. 819 dagegen berücksichtigt 
nur den üeberfall auf eine fremde Besitzung, jedenfalls einen 
unrechtmässigen Angriff auf fremden Besitz und wendet sich 
gegen die Schlussbestimmung des Tit. XLV, welche festsetzte, 
dass nach einem Jahre der Ankömmling an Ort und Stelle 
ruhig verbleiben könne. Das Widerspruchsrecht der Einwohner 



Eine Erweiterung der Verfügungsgewalt, und zwar nicht nur zu 
Gunsten der Kirche, enthält § 6. Cap. Leg. add. ex 818 (819) B o r e t i u 8 281. 
2) Boretius 292. 
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ziebt deis Capitulare gar uicht iu Reclmung und erwähnt es 

sogar nicbt. Die Verfasäer dieses Capitulare mussten denii 
wirklich, wie Fustel, dieamal mit Hecht, annirnratn der An- 
siebt gewesen sein, daas jener Widerspruch eines Einwoliners 
ausschliesslich den Schutz der bedrohten Hechte des Besitz rs 
einer ^villa*, iu die der Ankömmling eingezogen, bezweckte. 
Jedenfalls haben sie das Wort ^villa* ohne jeden Zweifel in 
einer vom Dorfe verschiedenen Bedeutungi also nur in der 
anderen der von uns besprochenen Bedeutnogen angewendet. 
Schon der umstand, dass man in dem Tit XLV, d. h. gerade 
in dem Abschnitte, in welchem die Bedeutung der ^vilht" als 
Dorf am stärksten hervortritt, im IX, Jhd. eine Einzel ansiedlung 
gesehen , ist in hohem Grade interessant und beweist eine 
Äenderung der nachbarlichen Verhältnisse, die wir später ein- 
gehend behandeln werden. 

Die in den neuen Verhältnissen Lebenden hätten, wenn 
das Andenken an die Vergangenheit erhalten geblieben wäre, 
die ausdrückliche Aufhebung des früheren Widerspruchsrechts 
vornehmen und erklären kounen, dass der Ankömmling sich 
überall ansiedeln dürfe, wenn er von den dazu berechtigten 
Personen in rechtmässiger Weise Grund und Boden erlangt 
hatte. Wenn wir jedoch statt dessen lesen, dass man einen 
fremden Grundbesitz ^migrandi causa* nicbt innehaben dürfe, 
jäondern dass der Invasor auf jede Aufforderung hin (sogar nach 
einem Jahre) das Grundstück verlassen solle, ist es offenbar, 
dass sogar die Erinnerung an das Widerspruchs recht verschwun- 
ilen ist und dass den Verfassern die Vorschrift über die ein- 
jährige Verjährung des Wider Spruchsrechts unerhört gefährlich 
erschien; sie konnten nicbt begreifen, wie ein so kurzer Besitz 
einer unrechtmässig erlangten Sache dem Besitzer das Recht 
auf dieselbe verleihen könne; die Annahme, dass es sich um 
eine nnrechtmässig erworbene Sache handle, musste dadurch 
entstehen, dass, wie sie sahen, die 1^ ach bar n das Becht besesBen 
haben, den Ankömmling zu entfernen; weil sie das Wider- 
spruchsrecht nicht verstanden, suchten sie den Grund dieser 
Beseitigung natürlich in dem Vorgehen und der Schuld des 
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Ankömmlings und nahmen an, dass ein unrechtmässiger Erwerb 
des Besitzes den Grund für das Verfahren abgegeben, das man 
gegen ihn ^einleitete. 

§ 10 entspricht dem Tit. XL VI. der L. Sal. Alles spricht 
dafür, dass die Verfasser des Gapitulars diesen Titel, wenigstens 
insofeme er reelle Polgen hatte, in früherer Weise auffassien, 
und dass sie keine Absicht hatten, denselben zu ändern. „Af- 
fatoraire" hatte den Zweck, einer Person, die nicht verwandt 
gewesen, die Rechte zur Erbfolge nach dem Tode desjenigen 
zu sichern, der diese Handlung vorgenommen. Die Affatomie 
bildete also eine Veräusserung auf den Todesfall; die Lex Sal. 
sagt nicht, der betreffende sei überhaupt in ein Familienver- 
hältniss getreten ; sie beschäftigt sich überhaupt nicht mit dem 
rechtlichen Charakter der Handlung; da es sich aber vor allem 
um eine Uebertragung gewisser Sachen handelte, so musste 
nothwendigerweise dieser sachenrechtliche Erfolg in den Vorder- 
grund treten. 

Das Gapitulare beschränkt sich auf die Bestätigung der 
bisherigen Gewohnheiten und auf das Bestreben, dieselben in 
Kraft zu erhalten; es waren Gewohnheiten, an die sich die- 
jenigen hielten, die nach der L. Sal. lebten. 

Es ist dies demnach keine unbedingte Bestätigung des 
früheren Tit. XL VI., sondern vielmehr des Eechtes, welches sich 
auf Grund des Tit. XLVI. im Laufe der Zeit und uuter Einfluss 
aller Veränderungen, die das Sachenrecht erfahren, bildete 
Und so bezog sich vor allem „affatomire'* dem Tit. XLVI. ge- 
mäss einzig und allein auf Mobilien, denn niemand konnte 
Immobilien, über die er bei Lebzeiten verfügte, jemand anderem 
übergeben, als nur demjenigen, dem sie von rechtswegen ge- 
bührten — also Tit. LIX. gemäss dem Sohne — ; zufolge der 
Ausdehnung des Verfügungsrechts über die Immobilien musste 
unzweifelhaft auch hier eine Veränderung eingetreten sein; 
und da nun, wie wir sehen, „affatomire" die Bedeutung der 
römischen Traditio erlangte, kann man nicht zweifeln, dass 
derjenige, der das Kecht besass, seine Sachen der Kirche oder 
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anderen Personen zu übergeben, auch auf diesem Wege seine 
Immobiliarrechte habe übertragen können. Das salische ,,affa- 
tomire" bot insofern eine biegsame Form, dass es einige Jahr- 
hunderte hindurch und unter verschiedenen Rechtsverhältnissen 
angewendet werden konnte, dass im Kahmen desselben ohne 
sichtbare Umwälzung das frühere Sechtsinstitut wachsen und 
sich immer mehr der römischen Tradition nähern konnte, mit 
welchel- Tit. XLYI. L. Sal. noch wenig gemein hatte. Die 
Analogie musste zur Zeit der Aufzeichnung dieses Capitulars 
nicht gering gewesen sein, da dessen Autor, der das römische 
Recht gewiss in mancher Beziehung besser kannte, als die 
germanischen Grundsätze, das Wort „Traditio" in dieser Weise 
ohne Vorbehalt unterschoben hat. 

Somit haben wir eine Reihe von für uns wichtigen Nach- 
richten zusammengestellt, die in den Capitularien enthalten sind, 
und waren bemüht, wenigstens diejenigen, die für die von uns 
besprochenen Verhältnisse charakteristisch sind, in*s rechte Licht 
zu stellen. 

Nunmehr wollen wir uns mit der Ausbeutung noch einer 
Quelle befassen, nämlich desjenigen Rechtsbuches, das in einem 
nahen oder sogar unmittelbaren Verhältnisse zu der L. Sal, 
steht. Diese Aufgabe ist leichter, als die Ausbeutung der Ca- 
pitularien, denn von der Lex Ribuaria kann man mehr oder 
weniger sagen, auf welche Erscheinungen sie Rücksicht nimmt, 
und Schwierigkeiten treten erst ein, wo der Zusammenhang 
mit der L. Sal. nicht klar ist, uiid wo mau daher leicht zu 
falschen Folgerungen gelangen, sowie in eine gefährliche Ver- 
allgemeinerung verfallen kann. 

Auch hier ist uns vor allem, sowie es bei der Erforschung 
von Capitularien der Fall gewesen, um die Erkenntniss der Art 
und Weise zu thun, in welcher sich die Elemente des salischen 
Rechts gruppierten, um den veränderlichen Verhältnissen, inner* 
halb welcher sie bestanden, gerecht zu werden ; diese Verhältnisse 
sind hier natürlich von denjenigen der salischen Franken 
verschieden gewesen und sind auch überhaupt weniger be- 
kannt. 

Halban Blnmeustok, Immobiliareigenthum I. ^| 
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Die Ergänzung ist aber unbedingt nothwendig; in den 
Capitularien hatten wir es mit der Entwicklung des altfränki- 
schen Bechts auf dem Boden eines mächtigen Staates und unter 
dem Einflüsse einer ganzen Eeihe politischer Factoren zu thun ; 
in der Lex Bibuaria werden wir die Entwicklung derselben 
Elemente bei dem nächstverwandten Volke untersuchen. 



4. Das Bodenrecht der Lex Ribuaria. 



Angesichts der Ausführungen Sohm's, die in einer so 
ausgezeichneten Weise das Verhältniss dieser Lex zu der L. SaL 
dargethan und angesichts der Bedeutung, die das ribuamche 
fiecht in dem fränkischen Staate besessen, dürfte es überflüssig 
sein, auseinanderzusetzen, warum wir dieser Quelle einen groasen 
Werth beimessen; in der That übertreffen manche Bestimmun- 
gen der L. Bib. das Material, das einige Capitularien, besonders 
die späteren bieten, an Bedeutung. 

Genaue Forschungen über die Entstehungszeit und das 
System der L. Bib. hat zuerst So hm vorgenommen, degeen 
Resultate, die wir hier nicht wiederholen wollen, bekanntlich 
auf eine starke Opposition voq Seite Mayer's^) stossen, 

Mayer sucht darzuthun, das die L. Eib. als Ganzes gleich- 
zeitig, nämlich in den Jahren 633 — 639 entstanden sei; die 
Unterschiede, die S o h m zwischen den einzelnen Theileu fand, 
betrachtet Mayer als die Folge der Arbeit mehrerer Compila- 
toren, aber nicht als Beweis abgesonderter Entstehung eines 
jeden dieser Theile. 

Wir kömien hier nicht der Reihe nach alle Behauptungen 
Mayer's, der auch die Ergebnisse der Forschungen Soetbeer's, 
Löning's und anderer angreift, besprechen; seine Ausftihrun- 



') Entstehung der Lex Ribuaria. 
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gen, die bis zu einem gewissen Grade (namentlich betreflfs des 
2. und 3. Theiles der Lex) auch Schröder i) billigt, ver- 
mochten unserer Ansicht nach die wichtigsten Ergebnisse S o h m's 
nicht umzustürzen, die auch Brunner 2), obwohl nicht ohne 
geringe Vorbehalte, annimmt. Für uns ist die Thatsache wichtig, 
dass die Gompilatoren der L. Bib. die L. Sal. gekannt, und 
zwar, wie es scheint 3), in der ältesten Gestalt, und dass sie 
dieselbe oft in verschiedenem Grade als Muster benützten. 
Wenn besonders der 2. Theil fast völlig auf die L. Sal. zurück- 
geht, so fehlt es auch in den anderen Theilen nicht au Beweisen 
für die Kenntniss des salischen Bechts und die Aehnlichkeit 
ist vielleicht nur deshalb geringer, weil kein Bedürfniss vorlag, 
das salische Bechtsbuch nachzuahmen. 

Die genaue Bezeichnung des gegenseitigen Verl^ältnisses 
der beiden Leges ist und wird offenbar unmögKch sein, denn 
da wir das ältere ribuarische Becht nicht kennen, sind wir 
nicht imstande, direct anzugeben, warum man für gewissö In- 
stitutionen das salische Vorbild benützte und für andere nicht. 
Man wird bloss constatieren können — und es ist dies ein 
wichtiges Besultat — iu welcher Weise sich die ribuarische 
Gesetzgebung gegenüber den gemeinsamen Institutionen verhält, 
wie sie dieselben bezeichnet und in welcher Weise sie die sa- 
lischen Bestimmungen ändert: 

Wir wenden uns nun den für uns interessanten Ab- 
schnitten zu: 

Im § 2 des Tit! XII. haben wir es mit der Insolvenz eines 
Schuldners zu thun, der ein hohes Lösegeld zahlen soll; es 
entspricht dies demnach dem Gegenstande des Tit. LVIII.; 
welcher Unterschied besteht jedoch in den Bestimmungen! 

Während L. Sal. den Schuldner dem Banne unterwirft und, 
im Falle die Familienmitglieder die Schuld nicht bezahlen 
können, ihn zu tödten gestattet, anerkennt die L. Bib. zwar 



') In Zschr. d. Sav.-Stft. Germ. Abth. VII. 

») R.-G. I. § 40. 

8) Brunner 1. c. 305. Anm. 7. 
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ebenfalls die Verantwortlichkeit der Familie, beschränkt sie 
jedoch nur auf die Nachkommen des Schuldigen und belastet 
mit der Schuld 3 Geschlechter, indem sie den Gläubiger auf 
diese Weise so lange auf die Bezahlung warten lässt Die 
einzige Analogie zwischen Tit. LVIII. L. SaL und XII. L. Eib. 
wäre etwa die, dass in beiden Fällen von der Entziehung des 
Grundstückes des Schuldners, auch wenn er Grundbesitzer war, 
keine Bede ist: ob man auch der L. Bib. gemäss mit derselben 
Peinlichkeit alle Mobilien dem Schuldner entzogen, wie es auf 
Grund des Tit LVIII. L. Sal. stattgefunden, können wir nicht 
sagen; wir wissen auch nicht, ob und in welcher Weise man 
hier die Insolvenz conötatierte. 

Die Verantwortlichkeit der Nachkommen in gerader Linie 
fär die Schulden der Vorfahren geht in der L. Bib. sehr weit, 
während sie in der L. Sal. in dieser Bedeutung gar nicht vor- 
kommt 

In dem Tit LXVII. sehen wir, indem wir a contrario 
folgern ^), dass die Söhne und Töchter,, auch wenn sie nichts 
geerbt hätten, für alle Schulden verantwortlich waren. Den- 
selben Grundsatz spricht Tit. LXXIX. aus, der die Erben eines 
Dieben, der zum Tode verurtheilt und hingerichtet worden, von 
der Erbschaft das capitale und die dilatura entrichten lässi 

Wenn wir hier alle diese Vorschriften 2) anfuhren, die so 
sehr von dem, was wir in der L. Sal. gesehen, abweichen, ge- 
schieht dies, um das Wesen der Verantwortlichkeit der Familie 
für die Schulden, von der bei der Erwähnung des Tit. LVIII. 
L. Sal. die Bede gewesen, feststellen zu können. 



^) Denn wir lesen hier, dass nach dem Tode eines kinderlosen 
Schuldners die Erben zur Zahlung verpflichtet sind; wenn also Kinder 
vorhanden sind, dann müssen dieselben die Schuld bezahlen und auf sie 
kann man die Beschränkung der Zahlungspflicht (d. h. wenn sie. etwas 
geerbt haben) nicht beziehen ; diese Beschränkung scheint sich, der Styli- 
sierong gemäss nur auf die übrigen Verwandten zu beziehen. 

*) Bezüglich des Tit. LXVII. § 1 bemerkt Sohm (Vorrede § 7) 
ganz richtig, dass diese Stelle eigentlich den Zusammenhang zwischen 
LXVL und LXVII. § 2 unterbricht. Dem Geiste der L, Rib. widerspricht 
aber diese Stelle nicht. 
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Hier sehen wir noch in einem höheren Grade eine sehr 
genaue und vollständige Absonderung der Pflicht, für den 
Vorfahren zu bezahlen, von irgend welchen materiellen Rech- 
ten; die Kinder müssen, auch wenn sie nichts erhalten hätten, 
oder wenn auch die Schulden die erlangte Erbschaft bedeutend 
übersteigen würden, die ganze Schuld bezahlen, für die sie 
persönlich haften; die Pflicht, zu bezahlen, ist demnach keines- 
wegs ein Gegenstück des Erbrechts, sondern die Folge der 
Familiengliederung; da wir es hier mit den Formalitäten der 
«chrenecruda'' nicht zu thun haben, die diesbezüglich eme so 
verbreitete Ansicht hervorgerufen haben, können wir klarer 
und ohne dieses äussere Hinderniss diesen Theil des fiechts- 
lebens der Familie kennen lernen. Die Verwandten in abstei- 
gender, gerader Linie zahlen ohne Rücksicht darauf, ob sie 
irgend etwas erben, die ganze Schuld und erst beim Mangel 
an Verwandten in absteigender Linie sind auch andere zu der- 
selben Pflicht berufen, jedoch unter anderen Bedingungen; 
denn ihre Pflicht verbindet sich wirklich mit dem Erbrechte, 
obwohl von einem materiellen Zusammenhange- zwischen 
Recht und Pflicht noch keine Rede ist. 

Wir lesen nämlich, dass ein Verwandter, der eine Sache, 
wenn auch nur von dem Werthe eines Solidus, erhält, schon 
verpflichtet ist, die ganze Schuld zu bezahlen; überdies hat 
jener Satz: „quantum unus solidus valet^^ vielmehr die Merk- 
male symbolischer Bedeutung, als einer wirklichen Bedingung; 
es klingt dies so, wie wenn wir sagen würden : „w^er auch nur 
einen Heller bekommt^' und in dem Zusätze schwächt sich seine 
Bedeutung gegenüber den Worten: „vel cui weregildum eins, 
si interfectus fuisset, legitime obvenibat^' ab ; dieselben beweisen 
klar, dass hier dasselbe Verhältniss besteht, das vnr bei der 
Zusammenstellung und Verbindung des Inhaltes der Tit. LVIIL 
und LXn. der L. Sal. mit einander gesehen; somit besteht, 
trotz der oben angegebenen Unterschiede i) betreffs der Aus- 



^) Wir meinen die Auseinanderhaltong der zwei Kategorieen: der 
Kinder und der Verwandten. 
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delmang der Verantwortlichkeit, ebenso in der L. Sal., wie in 
der L. Bib., ein unbestrittener Zasammenhang zwischen der 
Familiengliederang nnd der Pflicht der Vertretung in der Zah- 
lung; diese Pflicht geht nicht aus dem Erbrechte herror, ob- 
wohl das Erbrecht seinerseits in engsten Zusammenhang mit 
der Familiengliederung tritt. Diesen Zusammenhang beweisen 
unter anderem die Worte des § 5, Tit. LXVII.: „si quis pro 
hereditatem v e 1 pro genuitatem certare coeperit^S wo demnach die 
Erbfolgefrage mit den Fragen der Geburt, der Freiheit und der 
Zugehörigkeit zu einer Familie auf gleicher Stufe steht, oder 
ihnen wenigstens sehr nahe kommt. 

Oleich wichtig, jedoch aus anderen Gründen, ist Tit XLII. 
und namentlich § 1 desselben. 

Die Strafe von 15 solidi fOr den Diebstahl von Wild moti- 
viert die L. Bib. damit, dass: „non hie re possessa, sed de 
venationibus agitur/^ Zum Verstandnisse dieser Stelle müssen 
wir daran erinnern, dass die L. Bib. den Diebstahl mit dem 
Tode bestraft^), hier denmach es für nothwendig erachtet, die 
Festsetzung einer Geldstrafe, dazu noch einer so niedrigen, an- 
statt der Todesstrafe zu begründen; sie thut es, indem sie das 
Wild jenen Sachen entgegenstellt, die in ausschliesslichen Besitz 
genommen werden. 

Das Wild ist keine res possessa, geniesst demnach nicht 
einen so weitgehenden Bechtsschutz, wie die „res possessa^^ 
Aber gerade dies ist f&r uns wichtig, dass die L. Bib. einen 
solchen Unterschied kennt, den wir in der L. Sal. nicht finden, 
und der unzweifelhaft darauf beruht, das die res possessa einen 
Gegenstand bezeichnet, über den die betreffende Person unbe- 
dingt und ausschliesslich yerfügt, während betreffs des Wildes 
ein solches Becht offenbar niemandem zukam. Diese Nachricht 
nun — und wir glauben sie nur in diesem Sinne verstehen zu 
können — bildet eine erwünschte Ergänzung unserer bisheri- 
gen Informationen über die Jagd, denn sie stimmt vollständig 



') 8. LXIU. § 2. und LXXIX. ; die einzigen Ausnahmen (ausser der 
angeführten) in Tit LXXVI. und LXXXVI. 
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mit dem Eindrucke überein, den man beim Lesen der L. Sal. 
empfängt. . 

• Dieselbe Begründung treffen wir in dem Tit. LXXVI. an, 
wo die Strafe von 15 Sld. für einen Diebstahl in einem belie- 
bigen Waide neben dieselbe Strafe für Jagd- und Fischerei- 
Diebstähle gestellt wird, und wir lesen hier wiederum: „quia 
non res possessa, sed de ligno agitur," woraus hervorgeht, dass 
das Holz im Walde nicht Gegenstand eines eben solchen Be- 
sitzes und einer ebenso ausschliesslichen Verfügungsgewalt ge- 
wesen, wie andere Sachen. Besonders in diesöm Falle gewinnt 
diese Bemerkung eine ungeheure Bedeutung. Wir sehen näm- 
lich, dass die L. Eib. sehr verschiedenartige Wälder kennt, 
und zwar gemeinsame, königliche und solche, die man jeman- 
dem verliehen hat („alicujus locada"); trotzdem gilt sogar ein 
schon klein gehacktes Holz („ligüa finata^^) in einem jeden die- 
ser Wälder nicht als „res possessa^^ ; wohl ist es nicht gestattet, 
es fortzunehmen; es sehen jedoch alle, dass es den anderen 
Sachen nicht gleich ist und wit fühlen hier gleichsam die Wir- 
kungen der früheren Tradition, deren Ausdruck der in der L. 
Sal. (mit Ausnahme des Tit. XXVII.) constatierte Mangel an 
Vorschriften über die Wälder und sodann die speziellen Vor- 
schriften des Tit XXVII. sind. 

In der L. Sal. bestand diese Unterscheidung nicht und war 
auch unnöthig ; denn manches, was man hier, wenn auch nur 
mit einer kleinen Strafe bedrohte, war dort noch völlig erlaubt 
und keiner Strafe unterworfen; ausserdem waren in der L. Sal. 
die Strafen für Diebstahl überhaupt gering. Da die L. Kib. 
die Diebstähle mit dem Tode bestrafte, musste sie auf die Frage 
eingehen, ob diese Strafe nicht zu schwer sei für ein so klei- 
nes Vergehen, wie in ihren Augen unzweifelhaft die Hinweg- 
nahme eines Gegenstandes gewesen, über den der Mensch eine 
andere Gewalt besass, als bezüglich der übrigen Dinge und 
daraus ist jene Unterscheidung entstanden, der wir eine so 
wichtige Ergänzung unserer Kenntnisse verdanken. 

So äusßert sich denn in diesem Falle, noch in de^ Ver- 
boten selbst, die Lebenskraft der früheren Traditionen, und es 



— 329 — 

leuchtet ein andöter Zustand, der eben durch diese Verbote 
au%ehoben worden, durch. — Im Zusammenhange damit steht 
auch eine sehr interessante Bestimmung des § 1. Tit LXX. 
Dieser Tit. befasst sich im allgemeinen mit der Verantwortlich- 
keit für die Schäden, die durch die einer Person gehörigen 
Sachen angerichtet worden. 

Wir übergehen hier den Umstand, dass dieser Titel schon 
aus diesem Grunde ein hochoriginelles criminalistisches Denk- 
mal bildet; es ist uns einzig und allein darum zu thun, wovon 
die L. Eib. die Verantwortlichkeit einer Person für einen Scha- 
den abhängig macht, der durch einen Baum angerichtet wurde. 
Sie befasst sich mit dem Falle, wo der Baum, wahrscheinlich 
durch seinen Sturz einen Menschen todtet. Die Tendenz des 
Tit LXX ist deutlich : Der Gesetzgeber macht den Eigenthümer 
der Sache unbedingt verantwortlich ; hier müsste nun der Eigen- 
thümer des Waldes das Wergeid bezahlen und zwar das volle 
mitsammt dem ,,fredum', wie wir es in den §§ 2, 3 und 
4 desselben Titels sehen. Indessen bestimmt der § 1; dass der 
Eigenthümer des Baumes nur das Wergeid ohne „firedum" be- 
zahle, was schon einen Unterschied zwischen der Verantwort- 
wortlichkeit für Schäden, die durch Bäume, und der Verant- 
lichkeit für solche, die durch andere Sachen angerichtet 
worden, bildet. Aber was noch wichtiger, nicht immer haftet 
jemand für die Tödtung eines Menschen durch einen Bäum; 
die L. Bib. berücksichtigt die Existenz von Bäumen, die nie- 
mandem angehören, und ein solcher Fall gilt nicht als Selten- 
heit, da er im Texte die wichtigste Stelle einnimmt, und da 
die Nichtentrichtung des Wergeides zufolge des Fehlens einer 
dazu verpflichteten Person die Kegel bildet und von dem Be- 
zahlen von Seiten der verpflichteten Person in der Form einer 
Ausnahme die Bede ist; letzteres wird dadurch begründet, dass 
jemand „ auctorem intertectionis (d. h. den Baum) in usus pro- 
prios adsumpserit. 

Wir erfahren demnach zweierlei: erstens, dass man für 
den Schaden, der durch einen Baum angerichtet worden, mil- 
der hafte, als für einen durch andere Sachen angerichteten. 
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zweitens, dass es nicht an Bäumen mangelt,* für die niemand 
verantwortlich ist, da sie niemand für seinen Gebrauch in Be- 
sitz genommen. 

Die erste dieser Nachrichten ist scheinbar gleichgiltig ; 
wenn wir jedoch die Gründe erwägen, weshalb die Haftpflicht 
für einen Schaden, der durch einen Baum angerichtet worden, 
geringer ist, als für einen solchen, der durch eine andere Sache 
hervorgerufen wurde, gelangen wir zur Ueberzeugung, dass man 
den Grund ausschliesslich in dem Verhältnisse suchen muss, 
welches zwischen dem Verantwortlichen und dem Baume be- 
steht. Dieses Verhältniss muss demnach ein anderes gewesen 
sein, als das Verhältniss zu den übrigen Sachen, die im Tii 
LXX. angeführt sind. Die in diesem Titel erwähnten Sachen 
stehen mit dem Hause, diesem nächsten Besitze des Menschen, 
im Zusammenhange; daraus geht hervor, dass das Verhältniss 
des Menschen zu. den Bäumen ein anderes und nicht so enges 
ist, wie das zum Hause; wir können uns dem Eindrucke der 
Worte: ,,non de re possessa, sed de ligno'' nicht verschliessen 
und meinen, dass wir es auch hier mit einem Ausdrucke der- 
selben Ueberzeugung zu thun haben. 

Auch die Wichtigkeit der anderen Nachricht ist klar, und 
man braucht sie gar nicht darzuthun; es bestehen Bäume, die 
niemandem gehören, genau gesprochen, solche, die niemand 
für sich ausschliesslich vorbehalten hat, die jedoch eine bestimmte 
grössere Anzahl von Personen jeden Augenblick occupieren 
kann. Es erinnert dies demnach allzu genau an die Bäume, 
von denen L. Sal. XXVIL, § 18 spricht, indem sie einer grös- 
seren Gruppe Ton Personen ebenfalls das Becht zuerkennt, die- 
selben zu bezeichnen, um sie sich ausschliesslich vorzubehalten 
und bestimmt, dass eine solche Bezeichnung ein Jahr hindurch 
giltig sei. 

Wir haben schon erwähnt, dass der § 1 des Tit. XLII. 
und der mit ihm verwandte Tit. LXXVI. nicht die einzigen 
Ausnahmen von dem Grundsatze, wonach der Diebstahl mit dem 
Tode zu bestrafen war, bildeten. 
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Wenden wir uns jetzt den anderen Ausnahmen zu. Es 
sind dies der § 6 des Tit. XLII. und der Tit. LXXXVI; theil- 
weise kann man hier auch den Tit. LXXXV. einreihen. 

Im ersten Falle ist die Bede von einem Diebstahle von 
Bienen aus dem Stocke, im zweiten vom Abziehen der Raut 
eines fremden Pferdes und im dritten von einem Raube, der 
an einem Leichname begangen wurde. Was den ersten Fall 
anbelangt, ist es scheinbar schwer, ihn zu erklären ; die Bienen 
im Stocke sind ohne Zweifel .,res possessa^*; vergleichen wir 
jedoch diese Vorschrift mit der des § 1, Tit. VIII. L. Sal.; 
neben unzweifelhaften Unterschieden haben diese beiden Leges 
im Vergleich mit L. Wisig. VIII. VI. § 1 ein wichtiges ge- 
meinsames Merkmal; in beiden ist die Bede nur von der Hin- 
wegnahme von Bienen, die schon in Besitz genommen, und die 
sich in einem Bienenstocke befinden ; es wird der Bechte irgend 
einer Person auf wilde Bienen keine Erwähnung gethan ; solche 
Bechte gab es nicht; diese Bienen sind also noch in der 
L. Bib. niemandem vorbehalten. Wenn wir uns nun auf diesen 
Standpunkt stellen, so bemerken wir, dass in den Augen der 
Zeitgenossen doch auch die Bienen eine besondere Bechtsstel- 
lung haben mussten, verschieden von der aller andern Sachen; 
man kann sie nicht genau angeben, denn wir zweifeln nicht, 
dass die Bienen im Stocke in rechtlicher Hinsicht mit einer 
jeden anderen Sache auf gleicher Stufe gestanden; die That- 
sache, dass es nicht erlaubt war, sie zu stehlen, beweist dies 
zur Genüge; in Folge dessen jedoch, dass die wilden Bienen 
in den Wäldern, aus denen doch schon Holz oder Wild hin- 
wegzunehmen nicht erlaubt war, niemandem vorbehalten waren, 
verloren sogar diejenigen, die man schon in Besitz genommen, 
in der öffentlichen Meinung das Merkmal, das sie von anderen 
Sachen unterschied, nicht, und kamen auf gleiche Stufe mit 
den Gegenständen, die die L. Bib. ausdrücklich denjenigen ent- 
gegengestellt, die ihrer Ansicht nach „res possessa^^ sind. 

In dem Tit. LXXXVI. dürfte man das Fehlen der Todes- 
strafe vielleicht durch die enge Analogie zwischen diesem Ab- 
schnitte und dem Tii LXV. L. Sal. erklären ; besonders in der 
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Eedaction. des Cod. 2; sogar die Strafe (30 Sld.) ist dieselbe. 
In dem letzten Falle endlich, nämlich in Tit. LXXXV, ist 
es wirklich schwer, das Fehlen der Todesstrafe für ein in der 
That sehr grosses Verbrechen, das auch in materieller Hinsicht 
hätte bedeutend sein können, nämlich für Beraubung eines 
Leichnams, zu deuten, denn wir fürchten, zu weit zu gehen, 
wenn wir den Verfassern der L. Rib. den Gedanken unter- 
*schieben, dass mau hier die Todesstrafe deshalb nicht ange- 
wendet, weil kein Diebstahl in der gewöhnlichen Beteutung 
vorliegt, denn es fehlt ein Rechtssubject, für das man doch 
den Leichnam nicht ansehen kann. 

In dem Tit XLIII. haben wir eine vollständige Analogie 
mit der Bestimmung, die im § 1 des Tit. XXXIV. L. Sal. ent- 
halten ist; dasselbe bezieht sich auf den Tit. XLIV, der mit 
dem § 2 des Tit. XXXIV. L. Sal. übereinstimmt. 

Wir sehen hier, dass sogar die Beihenfolge dieser Ab- 
schnitte dieselbe ist; denn in beiden Fällen folgen sie un- 
mittelbar auf einander und bestätigen auf diese Weise die 
Aehnlichkeit der beiden Leges hinsichtlich des Schutzes der 
Bechte* des Bauern an Grund und Boden. Es besteht hier 
jedoch ein gewisser Unterschied. Und zwar bilden in der L. Sal. 
beide Vorschriften, d. h. die Vorschrift über die Beschädigung 
eines Zaunes und die Vorschrift bezüglich der Fahrt über einen 
Acker (im Vereine mit noch anderen), in allen Bedactionen 
— mit Ausnahme der Codd. 7, 8 und 9 — den Bestandtheil 
eines und desselben Titela, nämlich: „De sepibus furatis". Wir 
haben an entsprechender Stelle darauf hingewiesen, dass 
eine so eigenthümliche Verbindung, die in äusserer Hinsicht 
jedenfalls unpassend ist, doch vielleicht insoferne begründet 
war, als es sich, wie im § 1 um Zäune, in den §§ 2 und 3 
im allgemeinen um umzäunte Grundstücke handelte, so dass die 
Verbindung des § 1, der von der Beschädigung des Zaunes 
spricht, mit den §§ 2 und 3, die sich mit der üeberfahrt über 
ein Grundstück befassen, also auch mit einer Verletzung der 
Grenzen, in den Augen der Compilatoren verständlich und na- 
türlich gewesen sein konnte. . L. Eib. nun, die in dieser Hinsicht 
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das Beispiel der L. Sal. befolgte, und die §§ 1 und 2 des 
Tit. XXXIY. sogar in derselben Anordnung aufgenommen hat, 
hat sich der Art und Weise, in der die L. Sal. diese Abschnitte 
.mit einander verbunden, nicht anbequemt, sondern sie abge^ 
sondert hingestellt, so dass sie hier einen vollständig verschie^ 
denen Charakter erhielten. Daher sind wir der Ansicht, dass 
der, innere Zusammenhang, den die Compilatoren der L. Sal. 
sichtlich anerkannten, zur Zeit der Aufzeichnung der L. Bib. 
schon nicht mehr bestanden und wir können hier demnach 
das Verbot, sowie die Strafe, die im Tit. XLIV. der L. Rib. 
festgesetzt ist, auf die Fahrt über umzäumte Grundstücke nicht 
einschränken, sondern wir müssen dies vielmehr auf alle 
Grundstücke beziehen. Dem gegenüber, dass der Tit. XLIV. 
nur von der Fahrt im allgemeinen spricht; ohne Rücksicht auf 
die Unterschiede, die vnr in der L. Sal. (XXXIV., §§ 2 und 3) 
antreffen, dann, dass er für eine solche eine Strafe 7on 15 Sld. 
festsetzt, d. h. eine Strafe, die im § 3 des Tit. XXXIV. Legis 
SaL für Durchfahrt durch aufkeimendes Getreide bestimmt ist, 
bildet diese Vorschrift der t. Rib. eine Verbindung beider er- 
wähnten §§ und wir können auf diese Weise constatieren, dass 
die L. Rib. in dem Schutze der iünverletsfüchkeit des Bodens 
weiter geht, als die L. Sal., die nur umzäunte und besäte 
Grundstücke schützt; diese Beschränkung kennt L. Rib. nicht 
mehr. 

Ungemein interessant und für uns von Bedeutung ist in 
erster Linie folgender Umstand: Von der Beschädigung eines 
Ackers („messis") spricht L. Rib. in dem Tit. XLIV., den wir 
eben besprochen, dann in dem Tit. LXXXIL, den §§ 1 unxl 2. 
^'enn wir diese Abschnitte vergleichen, werden wir uns von 
dem Mangel an Einheitlichkeit des Vorgehens in dieser Hin- 
sicht bei den Compilatoren überzeugen. Und so sehen wir na- 
mentlich in dem Tit. XLIV. eine Strafe von 15 Sld. (wie im 
Tit. XXXIV. L. Sal.), also eine ständige Strafe ohne Rücksicht 
auf die Grösse des angerichteten Schadens. In dem Titel 
LXXXII. § 1, der, soweit wir bemerken können, keiner 
der bekannten Bestinunungen des salischen Rechts vollständig 
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entspricht^), verhält sieh die Sache anders. Hier giebt es 
keine ständige Strafe, sondern dieselbe ist je nach dem 
Schaden verschieden. In § 2 desselben Titels haben wir es 
nämlich mit einer offenbaren Seminiscenz an Tit. IX. L. Sal. 
zu thun, der, wie schon gesagt, dadurch charakteristisch ist, 
dass er, obzwar er die Felder vor fremdem Viehe zu schützen 
beabsichtigt, dennoch in erster Linie das Vieh vor den Gewalt- 
thaten des Landmanns schirmt. Alle diese Bestimmungen des 
rib. Bechts sind, mit einander verglichen, offenbar nicht ein- 
heitlich, obgleich in denselben kein Widerspruch vorhanden ist, 
der bei der praktischen Anwendung verwirrend wirken könnte; 
das eine widerspricht dem anderen nicht, jedoch auf den ersten 
Blick kann man leicht bemerken, dass eine jede derselben Aus- 
druck anderer Bestrebungen ist, den Bestandtheil eines völlig 
andern Systems bildet und sich auf eine andere Entwicklungs- 
stufe dieser Verhältnisse bezieht. Eine erwünschte Ergänzung 
unserer Kenntnisse bietet auch Tit. XLYIII. Er bezieht sich 
auf denselben Gegenstand, mit dem sich Tit. XL VI. L. Sal. 
befasst, hat jedoch diesen wichtigen Vorzug, dass, während 
letzterer sich vor allem mit den Formalitäten beschäftigt, welche 
diese Rechtshandlung begleiten, Tit. XL VIII. L. Kib. im Ge- 
geatheil mehr von den rechtlichen Folgen spricht uud viel 
genauere Nachrichten enthält Es betriffb dies namentlich Per- 
sonen, die eine Affatomie vollziehen können, sowie Personen, 
betreffs derer man dieselbe bewerkstelligen kann. 

L. £ib. bestimmt, dass nur diejenigen, die keine Kinder 
haben, dieselbe vornehmen können, dass Männer und Weiber 
in dieser Beziehung handlungsfähig sind, dass die Affatomie 
entweder zu Gunsten eines Ehegatten oder einer beliebigen 
verwandten oder fremden Person vorgenommen werden kann. 
Indem L. Bib. „adoptare in hereditatem vel adfatimi^^ sagt, be- 
zeichnet sie zugleich den interessanten rechtlichen Charakter 
dieser Handlung. 



*) Die Analogieen, die So hm (in der Aniu. seiner Ausg.) anführt, 
sind nicht vollständig. 
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L. Sal sagt eigentlich nichts von den Folgen der AlBFato- 
mie; Capit. Leg. Sal. add. yom J. 819 bezeichnen sie direct 
als Tradition, indem sie sichtlich durch dieses römische Wort, 
das damals schon allgemein bekannt gewesen, das altgerma- 
nische ersetzen. L. Bib. hat nun vor allem darauf Bücksicht 
genoäimen, dass affatomire und die römische Adoption hinsicht- 
lich der reellen Folgen, besonders bei der Bedeutung, die affa- 
tomire im Laufe der Zeit angenonunen, fOr den ersten Blick 
einander ungemein ähnlich gewesen. Da die Franken das rö- 
mische Familienrecht nicht genau kannten und den unterschied 
nicht erwogen, der zwischen der üebei^be der Erbschaft und 
der Annahme an Kindesstatt besteht, womit dann auch das 
Erbrecht verbunden ist, nahmen sie hier, die äussere Aehnlich- 
keit berücksichtigend, keinen Anstand, affatomire geradezu für 
Adoption zu erklären. 

Nachdem wir den Tit. XLVIII. L. Bib. kennen gelernt, 
sind unsere Kenntnisse in dieser Beziehung bedeutend gründ- 
licher. Es tritt hier in jener Umschreibung „adoptare in 
haereditatem*' gerade jene Mittelstellung der Affatomie zwischen 
römischer Adoption und einer Vermögensüberweisung, wie sie 
in Tit. XLVL L. Sal. erscheint, auf. Tit XLVni. L. Bib. macht 
uns demnach mit einem Institut bekannt, welches neben der 
salischen und jener Affatomie steht, die der Tradition nahe 
kommt und in Capit. Legi Sal. add. vom J. 819 erwähnt wird. 
Personen, die keine Kinder haben, deren Vermögen nach ihrem 
Tode auf verschiedene Verwandte übergehen würde, können 
über dasselbe anders verfügen; dies ist die einzige Bedeutung 
der Affatomie; die Person, der man in dieser Weise das Ver- 
mögen übergeben, wird durchaus nicht Mitglied der Familie in 
familienrechtlicher Bedeutung, tritt in gar kein Verhältniss zu 
den anderen Verwandten derjenigen Person, nach der sie das 
Vermögen erlangt, ja noch mehr, man kann nicht einmal sagen, 
däSB sie in irgend ein enges Familienverhältniss zum Adop- 
tierenden trete; wir sehen hier denmach einen riesigen Unter- 
schied zwischen der römischen und ribuarischen Adoption ; den 
römischen Grundsätzen gemäss konnte von einer Adoption, 
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z. B. des Gatten von Seite seiner Gattin, natürlich keine Eede 
sein; man kann sagen, dass die römische Adoption vor allem 
familienrechtlichen, die ribuarische dagegen vermögensrecht- 
lichen Interessen diente. 

Unbedingt alles kann man zur Erklärung des Tit. XL VI. 
L. Sal. natürlich nicht benützen, aber der Mangel aller Andeu- 
tungen über diesen Theil des Verhältnisses macht uns den 
Tit. XLVIII. L. Kib. erwünscht. 

Es bleibt jedoch ein wichtiger Zweifel übrig; es ist näm- 
lich nicht bekannt, ob sich affatomire bei den ribuarischen 
Franken auf Mobilien oder Immobilien beziehe. Bei den sali- 
schen Franken bezog es sich unzweifelhaft auf Mobilien; in 
€apit L. SaL add. vom J. 819 verhält es sich anders; aiich 
hier halten wir dafür, dass die L. Eib. den Nachlass von Im- 
mobilien gestattet, denn sie kennt ja Veräusserung derselben 
im Tit. LX., § 1. 

Ob man jedoch auf Grund des Tit. XLVIII. und LX. all- 
gemein sagen kann, dass das Individuum in gleicher und gleich 
weit gehender Weise über alle Immobilien verfugen dürfe, wissen 
wir nicht Beachtenswerth ist nämlich der Umstand, dass 
Tit. LX., § 1 von „villa" und „vinea*' als Gegenständen der 
Veräusserung spricht und erst im Folgenden „vel quainlibet 
possessiunculam" hinzufügt. 

Ohne uns auf die Beurtheilung des Bodenrechtes der ri- 
buarischen Franken einzulassen — dazu wird die Benützung 
des diplomatischen Materials und einer ganzen Beihe von 
Quellen nöthig sein, die wir im dritten Buche behandeln, müssen, 
wir doch jene Ausdrucksweise berücksichtigen, die jedenfalls 
beweist, dass in den Augen der Zei^enossen nicht alle Arten 
von Grund und Boden eine gleiche Bedeutung gehabt; „vüla" 
(hier sichtlich Einzelhof) und „vinea" gelten als Prototyp von 
Grundflächen^ die man nach Belieben veräussern kann. 

Nicht weniger interessant ist der folgende Titel, obwohl 
wir absolut keine Berechtigung haben, ihn auf salische Ver- 
hältnisse zu beziehen. Er bestimmt, dass im Falle einer Affa- 
tomie zwischen Mann und Frau alles, was Gegenstand der Affa- 
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tomie gewesen, nach dem Tode beider auf die gesetzlichen Er- 
ben übergehe. Als solche können wir der Ausdrucksweise der 
L. Bib. gemäss ausschliesslich diejenigen Personen ansehen, 
die zur Erbfolge berechtigt gewesen wären, wenn keine Affa- 
tomie stattgefunden hätte. Gegenüber der ausdrücklichen Be- 
ziehung dieser Einschränkung auf einen einzigen Fall kann 
man entschieden behaupten, dass in anderen Fällen, also bei 
einer Affatomie, die nicht zu Gunsten des eigenen Gatten voll- 
zogen worden, der Gegenstand der Affatomie den eigentlichen 
Erben nicht anheimfalle, sondern, dass diejenige Person, die 
diesen Gegenstand erhalten hat, ihn ihren Erben hinterlassen, 
oder aber ihrerseits zu Gunsten anderer affatomieren könne. 
Wir haben uns zwar oben gegen die Folgerungen verwahrt, 
die man daraus auf Grund einer Analogie für die salischen 
Verhältnisse annehmen könnte, sind jedoch nicht imstande, uns 
der Annahme zu widersetzen, dass die L. Sal, die keine solche 
Beschränkung gekannt, eben dadurch dem Erwerber (in diesem 
Falle dem Erwerber einer beweglichen Sache) das Becht gab, 
dieselbe als eigene zu behandeln. 

Sehr charakteristisch, obwohl für uns augenblicklich we- 
niger wichtig, ist Tit. LVI. L. Bib., der in hohem Grade dem 
Tit. LIX. L. SaL entspricht i). Der äussere Vergleich dieser Ab- 
schnitte zeigt schon trotz der scheinbaren Identität der Anlage 
einen interessanten Unterschied; wir meinen hier den Umstand, 
dass Tit. LIX. L. Sal. ausdrücklich bewegliche Sachen von un- 
beweglichen unterscheidet; von letzteren spricht er in § 5; 
Tit. LVI. L, Bib. dagegen spricht im allgemeinen von der Erb- 
folge; dass aber „hereditas'^ hier auch Immobilien umfasst, 
brauchen wir nicht zu beweisen. Dabei muss man ferner be- 
rücksichtigen, dass die L. Bib. schon eine Erbfolge der Seiten- 
verwandten bis zum 5. Grade kennt, ohne zwischen den Ver- 
wandten männlichen und weiblichen Geschlechts zu unterschei- 



*) 8. p 6 1 1. c. 31. Im weiteren Anschlüsse daran ist auch Tit. XLII. 
der Lex Fr. Cham. (s. Opet 1. c. 42) zu behandeln. Wir kommen da« 
rauf im IL Bande zurück. 

Halban Blnmenstok, Immobiliareigenthnm I. 22 
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den. Da nämlich § 4 Tit. LVI. die Eechte der Weiber nur 
betreffs einer bestimmten Gattang von Grundstücken beschränkt, 
nämlich hinsichtlich der «hereditas aviatica**, muss man daraus 
folgern, dass betreffs anderer Grundstücke eine Beschränkung 
nicht bestand. Diese Bestimmung, die sich, wie heute allge- 
mein angenommeu, auf solche Grundstücke bezieht, die der in 
Lex Sal. erwähnten ^ terra salica^ analog sind, ist dahin aus- 
zulegen, dass betreffs der „hereditas aviatica'' ein spezielles Erb- 
recht bestand, hinsichtlich der anderen Grundstücke dagegen eine 
vollständige Gleichheit beider Geschlechter beobachtet wurde, so 
dass demnach auch in dieser Beziehung die L. Bib. weiter geht, 
als das salische Becht, das, sogar noch nach dem Edict Chilperich^s, 
ein Vorrecht des männlichen Geschlechts kennt. Trotzdem kann 
der Vergleich beider Abschnitte nicht gleichgiltig sein, denn er 
bezeugt eine ähnliche Entwicklung in der Bichtuug immer 
grösserer Freiheit des Erbrechts, umsoniehr, als der Tit. LVI. 
L. Bib. zu denjenigen gehört, die mit den analogen Abschnitten 
L. Sal. am nächsten verwandt sind. Die ganze Stylisierung 
spricht dafür, dass die Compilatoren der L. Bib. in diesem Falle 
den Text liCgis Sal. vor sich gehabt und dasjenige geschrieben, 
worauf sie dieser Text brachte. § 1 ist in beiden Eechten 
gleich, nur dass L. Bib. auch den Vater beruft, was die L. 
Sal., wie wir wissen, nicht thut; dasselbe bezieht sich auf die 
Stylisierung der weiteren §§, auch den letzten nicht ausgenom- 
men, denn man kann nicht leugnen, dass die Ausdrücke: „de 
terra vero" und „sed cum" einander grammatisch nahe kom- 
men. Es kann sogar sein, dass die Compilatoren der L. Bib., 
denen der älteste Text der L. Sal. (also ohne den Zusatz „salica^^) 
vorlag, denen aber andererseits die schon völlig veränderte 
Praxis bekannt war, die einem solchen Wortlaute des Tit. LIX. 
L. Sal. entschieden widersprach, diesen Abschnitt in der Weise 
auffassten, dass die Frauen nur bedingungsweise, nämlich mit 
Eücksicht auf die Concurrenz der Erben männlichen Geschlechts, 
auszuschliessen wären. Wir wissen, dass dies nicht der Fall 
war. Für die soeben erwähnte wahrscheinliche Auffassung der 
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Compilatoren der L. Rib. spricht unserer Ansicht nach der Um- 
stand, dass sie ihren § 4, der das Erbrecht der Frauen gegen- 
über dem der Männer beschränkte, in eine Form fassten, die 
stylistisch der Form des § 5, Tit. LIX. L. Sal. ungemein nahe 
kam, besonders, wenn wir, mit Ausserachtlassung anderer In- 
formationen und auf Grund anderer Interpretationsgrundsätze, 
in diesem § nur eine Beschränkung und keine Ausschliessung 
erblicken wollten. 

Der Mangel an Nachrichten über die Entstehung dieses 
Abschnittes des ribuarischen Rechts hindert uns an der Beant- 
wortung der Frage nach der Entwicklung des Erbrechts an 
Immobilien bei diesem Volke ; wir können natürlich nicht sagen, 
ob jene soweitgehende Entwicklung rein naturgemäss gewesen, 
oder aber durch äussere umstände, z. B. durch die königliche 
Gesetzgebung beschleunigt wurde; doch dürfte es erlaubt sein, 
zur Erklärung eines Fortschrittes, der sogar das Vorbild, näm- 
lich das salische Recht überflügelte, die Einwirkung äusserer 
Umstände zuzugeben. 

Aehnliche Erscheinungen familienrechtlicher Organisation 
der ribuarischen Franken enthalten die Vorschriften der Tit. LIX. 
und LX., die sich mit der Veräusserung befassen und keine 
diesbezüglichen Beschränkungen kennen; unter ihnen ist vor 
allem § 6, Tit. LIX. bemerkenswerth, der die Erben derjenigen 
Person, die die Veräusserung vollzogen, verpflichtet, dieselbe 
nöthigenfalls zu vertheidigen. Sonderbar stechen diese Vor- 
schriften ab gegenüber dem § 9, Tit. LIX., der einem Grund- 
besitzer, welcher doch in seinem Rechte, über sein Vermögen 
zu verfügen, unbeschränkt ist, verbietet, eines seiner Kinder 
reichlicher, als das andere, zu beschenken, oder dem einen mehr 
zu verschreiben, als dem anderen, wenn der Unterschied 12 Sld. 
übersteigt. Diese unter einander so verschiedenen Vorschriften 
können nicht als Ausdruck eines einheitlichen Rechtssystems 
gelten, können nicht einer und' derselben Rechtsformation an- 
gehören, denn die exsteren entsprechen der Tendenz, die Ver- 
mögensrechte möglichst zu individualisieren, sowie dieselben in 
jeder Beziehung in der Hand des Individuums zu vereinigen, 

22* 
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die anderen dagegen drücken eine ganz andere Tendenz aus, 
nämlich die Aufrechterhaltung der Ingerenz der Familie. Wir 
haben es demnach mit einem ähnlichen Falle zu thun, wie bei 
dem oben besprochenen gegenseitigen Verhältnisse verschieden- 
artiger Vorschriften der L. Sal. betreffs des Schutzes der Wiesen. 

Be^nntlich bildet eine Parallellstellung von Erscheinungen 
widersprechender Tendenzen^ die theilweise Befriedigung einer 
jeden derselben und die in dieser Weise vorgenommene Bil- 
dung eines Bechtszustandes, dessen Hauptmerkmal Mangel an 
Einheit ist, den Beweis dafür, dass die Oesellschaft, in der wir 
einer solchen Thatsache begegnen und der Theil des Bechts- 
systems, der so wenig einheitlich ist, sich in einem Uebergangs- 
stadium befinden und einen Kampfplatz für diese widerspre- 
chenden Tendenzen bilden, von denen die eine schon nahe 
daran ist, die unbedingte Herrschaft an sich zu reissen, die 
andere aber doch noch nicht alles verloren geben will. Es ist 
jedoch nicht schwer, sich zu überzeugen, welche Tendenz vor- 
aussichtlich siegen dürfte; die Tendenz der vollständigen Un- 
abhängigkeit herrscht auf dem Gebiete der äusseren vermögens- 
rechtlichen Verhältnisse, also auf dem Gebiete jener Verhält- 
nisse, welche das berechtigte Individuum mit Fremden eingeht; 
die Tendenz der Beschränkung der individuellen Verfügungs- 
gewalt beherrscl^t die inneren Verhältnisse, namentlich die des 
Vaters zu den Kindern. Naturgemäss ist die Anzahl der Eechts- 
handlungen der ersteren Gattung grösser, als die der anderen, 
und dieselben sind auch, sowohl in rechtlicher, wie auch in 
ökonomischer Hinsicht, die wichtigeren. 

Die Kräftigung und Verallgemeinerung der Ueberzeugung 
von der Unabhängigkeit des Individuums wird durch die fort- 
währende und durch gar nichts aufzuhaltende Bethätigung des 
Veräusserungsrechtes in weit höherem Grade beeinflusst, als 
die Erhaltung der Ueberzeugung von dem Bechte gewisser Per- 
sonen dem Individualrechte gegenüber, durch § 9, Tit. LIX. 
befordert werden konnte. 

Die Zusammenstellung dieser Abschnitte wirft demnach 
ein interessantes Licht auf den Thatbestand, auf die diesbe- 
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bezügliche Bewegung und ihre Eichtung; dasjenige, was wir 
auf dieser Grundlage erfahren, bildet einen wichtigen Punkt, 
eine historische Etappe, die man benützen kann, um den zu- 
rückgelegten Weg, sowie die ältere Geschichte umso besser be- 
urtheilen zu können. 

Wichtig ist endlich § 5, Tit. LX., in dem das Wort 
„marcha", das in späterer Zeit eine so ungemein wichtige Be- 
deutung annahm, angewendet wird. Wir können jedoch hier 
dem Worte nicht die spätere Bolle zuerkennen, wir glauben 
vielmehr, dass es hier bloss eine Grenze bedeutet 

Indem wir auf diese Weise, zwar wen^er genau, als bei 
der Erforschung der L. Sal., die für uns wichtigen Abschnitte 
der L. Bib. besprochen, fanden wir in derselben in höherem 
Masse, als in der L. Sal., ausgebildete Individualrechte, wobei 
es jedoch nicht an Spuren gewisser Bechte fehlte, die auch 
anderen, nicht näher bezeichneten Personen zukamen. 

Solche Spuren sind hier bedeutend schwächer, als in der 
L. Sal.; bei den Folgerungen aus dieser Thatsache darf man 
jedoch nicht vergessen, dass ebenso die L. Sal., wie die L. Bib. 
nur einen bestimmten Zweck und eine bestimmte Aufgabe in 's 
Auge fassten, dass also auch die letztere, wenigstens im Prinzipe, 
sich ausschliesslich mit der Aufzeichnung des Volksrechts be- 
fasste, d. h. mit der Normierung aller jener Verhältnisse, die 
im wahren Sinne des Wortes in die OeflFentlichkeit und vor 
das Forum des Volkes treten ; andere Verhältnisse leuchten nur 
dort durch, wo sie sich mit eiaer Angelegenheit verbinden, die 
das allgemeine Wohl interessiert, oder wo die von diesen Ver- 
hältnissen in erster Linie Betroffenen beim Volke und seiner 
Gewalt Hilfe suchen. 

Bei der Beobachtung gewisser Analogieen zwischen der 
L. Sal. und der L. Bib. hatten wir zugleich, namentlich dort, wo 
der genetische Zusammenhang ersichtlich ist, Gelegenheit, die 
Entwicklung der Ideen und Institutionen zu sehen, die wir bei 
der Erforschung der L. Sal. kennen gelernt; dabei konnten wir 
aber auch den Kampf derselben mit den neuen Ideen verfolgen. 
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ihre Lebenskraft und Widerstandsfähigkeit, sowie die Art und 
Weise beobachten, in der sie sich ihrem Untergange nähern, 
um neuen Begriffen Platz zu machen. Für die Geschichte ge- 
winnen wir hiedurch zwei bestimmte Punkte, die etwa ein 
Jahrhundert von einander entfernt, die Bichtung, in der die 
Entwicklung vor sich geht, feststellen lassen. 



5. Ergebnisse. 



Es ist nunmehr an der Zeit, die wenn auch spärlichen Er- 
gebnisse der hier angeführten Thatsachen im Zusammenhange 
zu betrachten. Soll aber diese Betrachtung von irgend einer 
Bedeutung sein, dann mass sie sich mit thunlichster Genauig- 
keit an das thatsächliche Material halten und darf über die 
Grenzen, die bei der Auswahl des Materiales eingehalten werden 
mussten, keinesfalls hinausgehen. 

Eine petitio principii ist natürlich hier noch weit gettlhr- 
licher, als bei der Auswahl des Materials und der Zusammen- 
stellung der einzelnen Informationen; aber auch die Grenze 
ist hier schwer zu finden und nicht leicht fallt es, sich weit- 
gehender Schlüsse zu enthalten, namentlich wenn man die 
Ueberzeugung hat, dass dieselben durch die Fortsetzung der 
Untersuchung bestätigt werden. Dennoch dürfen wir an die 
Besprechung des Nebeneinanderbestehens gallo-römischer und 
fränkischer, sowie romanischer und germanischer Elemente über- 
haupt nicht herantreten, ohne diesen ßückblick, ohne diese 
Zusanmienstellung des bisher Festgestellten, worin eine noth- 
wendige Grundlage zur richtigen Auffassung der weiteren Ent- 
wicklung zu erblicken ist. 

Um den angedeuteten Zweck in dem nothwendigen Maasse 
zu erreichen, ist vor allem das Bodenrecht an und für sich zu 
untersuchen und zwar das Bodenrecht als Summe jener Bechte, 
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die das Individuum als solches, also ohne Bücksicht auf irgend 
welche Nebenumstände erlangt. Diese Summe bodenrechtlicher 
Befugnisse lässt uns den Grad erkennen, in welchem der Boden 
als Theil der yom Individuum subjectivierten Welt aufzufassen 
ist; dabei ist natürlich zu sehen, ob und in wieferne diese 
Subjectivierung mit der Entwicklung anderer Theile des natio- 
nalen und staatlichen Lebens parallell läuft, und ob sie mit 
dieser Entwicklung irgendwie zusammenhängt. 

Bei einer solchen, an das vorher besprochene thatsächliche 
Material angelehnten Untersuchung ergiebt sich selbstverständ- 
lich ein .bedeutender Unterschied zwischen dem Grade der boden- 
rechtlichen Subjectivierung, wie er in den von uns besprochenen 
Yerhältnissen hervortritt und jenem anderer Bechtssjsteme, na- 
mentlich des römischen und der ihm theoretisch verwandten. 
Dieser Unterschied, der zur genauen Charakteristik der unter- 
suchten Verhältnisse in höchstem Grade beiträgt, ist zu erklären 
und es sind seine Ursachen zu erforschen. Diese Ursachen aber 
können entweder darin gefanden werden, dass das Individuum 
selbst bei dem einen Volke andere Ansprüche stellt als bei 
dem andern, oder aber darin, dass die Ansprüche des Indivi- 
duums durch anderweitige Rechtsverhältnisse, an denen dieses 
Individuum theilnimmt, in höherem oder auch in ganz anderem 
Grade beeiuflusst werden, als bei einem andern Volke. 

Vorerst ist aber dasjenige, was wir schon über das alt- 
fränkische Bodenrecht wissen, zu recapitulieren. 

I. 

Wir haben gesehen i), dass der Rechtsschutz des Hauses, 
nämlich des von dem Individuum bewohnten und seiner ur- 
sprünglichen Natur nach mobilen Gebäudes weiter geht, als der 
Rechtsschutz der „curtis", deren BegrijBF überhaupt ein späterer 
ist und die demnach erst später in den Bereich des Immobiliar- 
rechtes iritt. Wir haben auch hervorgehoben, dass die dies- 
bezüglichen Texte entschieden den Eindruck machen, als ob 
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sie das Grundstück, auf dem die Gebäude stehen, nicht berück- 
sichtigen würden; dies erscheint umso wahi-scheinlicher, als ja, 
wie wir hervorgehoben haben ^), das Haus als bewegliche Habe 
galt und schwer anzunehmen ist, dass Stalle, Speicher u. s. w. 
in dieser Beziehung anders zu beurtheilen wären. Betrachtet 
man aber das Haus als mobil, so liegt durchaus kein Grund 
vor anzunehmen, der ßechtsschutz, den das Gebäude genossen, 
habe sich auch auf das Grundstück bezogen. 

Der Schutz, den dass Becht dem Hause und sodann der 
„curtis^^ angedeihen lässt, bildet das Prototyp des Schutzes, der 
allen landwirthschaftlichen Indiyidualinteressen nach und nach 
zu Theil wird ; der Schutz einer rechtlich mobilen, thatsächlich 
und ökonomisch aber immobilen Sache bildet also das Prototyp 
des Bechtsschutzes jener landwirthschaftlichen Interessen, die 
sowohl rechtlich als auch thatsächlich in Bechtsverhältnissen an 
Immobilien ihren äusseren Ausdruck finden. 

In der Art und Weise, wie der bebaute Acker vor den 
Uebergriflfen der Hirten vertheidigt wird, sehen wir die Spuren 
eines auch bei andern Völkern vorkommenden Kampfes der 
Landwirthschaffc und der Viehzucht; letztere wird officiell, na- 
mentlich durch die Fortschritte des Schutzes landwirthschafl- 
licher Interessen^) zurückgedrängt, die Lex Salica aber steht 
diesem Kampfe mit schwankenden Sympathieen gegenüber, denn 
sie sieht wohl ein, dass der Bauer und seine Arbeit vertheidigt 
werden müssen, erinnert sich aber dabei doch an die frühere 
Zeit, an die vormalige Bedeutung der Hirten und verräth ihnen 
gegenüber eine schwer zu unterdrückende Zuneigung. Wenn 
nun dieser Gegensatz in dem Bechtsbuche so plastisch und so 
klar hervortritt, um wie viel mehr muss er im Leben wirksam 
gewesen sein; die Anerkennung landwirthschaftlicher Interes- 
sen, die sämmtlich immobiliarrechtlich zum Vorschein kommen, 
musste also mit alten und selbst dem Gesetzgeber (beziehungs- 
weise dem Bichter) sympathischen Traditionen kämpfen und 
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^ In § 5. Tit. XXVII. (L. Sal.) und den späteren Redactionen. 
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sich mühsam zu der juristischen Gestaltung, die sodann tür 
das ganze Immobiliarrecht so wichtig, wurde, durchringen. 

Mit dieser Erscheinung stimmt der Umstand überein, dass 
namentlich der Rechtsschutz der Wiesen, sodann aller Grund- 
stücke, die ständig oder bloss vorübergehend zu Weidezwecken 
benutzt werden konnten, so viel zu wünschen übrig lässt; denn 
auch hier sind Spuren einer frühen Auffassung vorhanden, und 
da es an rechtlich zu schützenden wirthschaftlichen Interessen 
mangelt, so fehlt auch der Anlass zu einem Kampfe, wie wir 
ihm bezüglich des Schutzes bebauter Felder begegneten; dies 
erklärt auch den langen Fortbestand der älteren Auffassung. 

Auch die Nutzung der Wald- und Wiesenproducte stimmt 
damit überein ; ausser den Bäumen, die einem Individuum aus- 
drücklich für ein Jahr vorbehalten sind, erwähnt die Lex Sa- 
lica gar keine Waldproducte ; und wir haben gesehen,, dass in 
dieser Beziehung auch die Lex Bibuaria einer ähnlichen Me- 
thode folgt, und dass ihr sowohl die Bäume, als auch das Wild 
in einem andern Lichte erscheinen, als die übr^en Sachen. 

Es ist festzustellen, dass unter den rechtlich geschützten 
Nutzungen eine Keihe wichtiger fehlt; das Jagd- und Fischerei- 
recht, das Beweiden der wenn auch nur vorübergehend unbe- 
bauten Grundstücke, das Fällen von Bäumen, die niemandem 
vorbehalten sind, die Occupation wilder Bienöii, die Nutzung 
von Waldfrüchten u. s. w. ist nicht Gegenstand eines Eechts- 
schutzes. Diesem umstände ist zu entnehmen, dass, nach- 
dem die Lex Salica keinem Individuum ein ausschiessliches 
Nutzungsrecht zugesteht, offenbar kein Individiuum andern ge- 
genüber als einzig berechtigt auftreten kann. 

Wenn wir nun diese Thatsachen erwägen, namentlich wenn 
wir bedenken, dass der Schutz der landwirthschaftlichen Indi- 
vidualinteressen die Grundlage des Immobiliarrechtes bildete, 
dass femer der Kampf dieser Interessen gegen die nomadischen 
Traditionen des üebergewichts der Hirten die Entwicklung der 
individuellen Immobiliarrechte in so hohem Grade beeinflusste, 
wenn wir endlich bedenken, dass der Mangel solcher Interessen 
die weit langsamere Individualisierung der Weideflächen zur 
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Folge hatte, so gelangen wir zur üeberzeagung, f&r die wir in 
den weiteren Untersuchungen so manchen neuen Beweis finden 
werden, dass nämlich die Entwicklung der Landwirthschaft und 
die Entwicklung des indiyiduellen Immobiliarrechtes parallel 
nebeneinander fortschreiten und dass sehr enge wechselseitige 
Beziehungen unter ihnen unzweifelhaft bestehen. Wir haben 
den Eindruck, dass hier die alte Bechtsordnung neuen und 
immer reichfaltigeren Lebensbethätigungen gegenübersteht, denen 
sie sich erst anzupassen bestrebt ist; dass sie sich ihnen über- 
haupt anpasst, spricht für ihre Bedeutung und beweist, dass 
sie die Bechtsbildung anregen. Der ganze Zustand ist ein der- 
artiger, dass man, auch ohne mit dem Kommenden zu rechnen, 
doch sagen darf, dass hier nichts den individualistischen 
Begungen feindlich begegnet; mitunter werden dieselben 
nicht gehörig geschützt und eine reichfaltigere Entwicklang der- 
selben wird auch durch nichts beschleunigt. Das kann man 
von einer primitiven Bechtsordnung nicht verlangen ; auch wenn 
sie den Zusammenhang der landwirthschafUichen Entwicklung 
mit den Fortschritten der Individualisierung ahnt und sich den- 
selben nicht entgegensetzt, so ist sie doch ausser Stande, zu- 
künftige Wirthsehaftsinteressen zu ahnen, kann daher a priori 
mit einer individualisierenden Fortentwicklung nicht rechnen. 
Es fehlt ihr nothwendigerweise der theoretische Zug und ihre 
Au%abe besteht bloss darin, die vorhandenen und anerkannten 
Interessen zu schützen; darüber hinaus geht sie nicht. 

Die Lex Salica entspricht also — vielleicht mit Ansnahme 
ganz geringfügiger Einzelnheiten -— den wirthschaftlichen Zu- 
standen ihrer Zeit; ihr Bodenrecht bildet das juristische Correlat 
der wirthschafüichen Entwicklung; von diesem Gesichtspunkte 
aus ist es zu betrachten. 

n. 

Vorerst die äussere Bezeichnung; wir sagten ^), die Lex 
Salica benütze zur Bezeichnung der individuellen Bechtsver- 
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hältnisse an Immobilien Worte, die scheinbar sehr bestimmt 
lauten; i^ir haben sie angeführt und waren bemüht nachzu- 
weisen, dass sie nur dem thatsächlichen, nicht dem juristischen 
Verhältnisse als Ausdruck dienen. Denn die Lex Salica hat 
nicht die Absicht, uns über den Bechtsinhalt der betreifenden 
Verhältnisse zu belehren, sie will nur sagen, dass die betref- 
fende Person hinsichtlich einer bestimmten Sache diejenigen 
Bechte übe, die man überhaupt an dieser Sache ausüben kann. 
Die Worte „suus", „alienus" u. A. können nur diesen Sinn 
haben. Sagen wir doch auch heute sowohl mit Bezug auf eine 
Person wie auch mit Bezug auf eine Sache : mein, dein, u .s. w., 
wir sagen ja mein Grundstück und ebenso mein Sohn, ohne doch 
damit behaupten zu wollen, dass wir dem Sohne gegenüber ähn- 
liche Bechte hätten, wie an einem Grundstücke. Somit bedeutet 
auch der Ausdruck „messis sua^ nur so viel, dass die betreffende 
Person über ihre Ernte die weitgehendsten Verfügungsrechte habe; 
daraus folgt aber durc'haus nicht, dass hier ein dem römischen glei- 
ches Eigenthumsrecht an Immobilien vorliege. Sehen wir doch, dass 
der ^dominus'' eines fränkischen Feldes nichts dagegen einzu- 
wenden hatte, dass man sein Grundstück, wenn es unbebaut 
war, als Weide benützte, dass er gegen das Abmähen seiner 
Wiese keine Busse verlangen durfte und sich damit begnügen 
musste, dass man ihm das Heu liess; dies alles offenbar, weil 
sein laudwirthschaftlicher Betrieb und seine Existenz eines wei- 
tergehenden Schutzes gar nicht bedurften, so dass selbst der- 
jenige, dem dies missfiel, nicht in der Lage war, seinem Miss- 
fallen, das noch nicht die Bedeutung eines rechtlich zu schü- 
tzenden Interesses erreicht hatte, gehörigen Nachdruck zu ver- 
leihen. 

Dem Principe nach wäre somit der fränkische Grund- 
besitzer dem römischen und dem heutigen gleichgestellt. Denn 
auch der römische und der heutige Grundbesitzer muss sich 
mit der Ausübung derjenigen Bechte begnügen, die die weit- 
gehendsten sind und in deren Ausübung er nicht beschränkt 
wird. Auch heute schützt das Becht vor allem diejenigen In- 
teressen, die eines Schutzes bedürfen und die einen Schutz 
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beanspruchen können; Ansprüche, die durch kein Interesse 
begründet sind, deren Geltendmachung also bloss unnöthige 
und unnütze Störungen des Verkehres u. s. w. hervorrufen 
würde, werden vom Gesetzgeber nicht beachtet, obgleich wir 
doch nicht wissen können, ob in ferner Zukunft diese Ansprüche 
nicht eine materiell-rechtliche Bedeutung erlangen und sodann 
auch dementsprechend geschützt werden. Die Hauptsache ist, 
dass wir den Mangel einer diesbezüglichen Verfügungsgewalt 
nicht fühlen, dass wir in dem Bewusstsein leben, unser Recht 
sei in der That das weitgehendste, das überhaupt an der be- 
treifenden Sache ausgeübt werden kann; ist dies der Fall, so 
dürfen wir von unbeschränktem Rechte sprechen; haben wir 
dagegen das Bewusstsein eines Mangels, fühlen wir, dass un- 
serem Rechtscomplexe etwas fehlt, dass wir etwas unterlassen 
müssen, was wir gerne thäten und was eigentlich diesem Rechts- 
complexe angehört, dann betrachten wir unser Recht als ein 
beschränktes. 

Wenn wir also das fränkische Bodenrecht in seiner ältesten 
Form untersuchen wollen und wenn uns dabei fortwährend die 
BegrifiFe von Eigenthum, Besitz, Nutzniessung u. s. w. vor- 
schweben, dann müssen wir doch daran denken, dass diese 
Begriffe nur relative sind, dass die mit diesen Worten bezeich- 
neten Rechtsinstitute den jeweiligen Bedürfnissen entsprechen 
und sich den jeweiligen Ort- und Zeitumständen anpassen, dass 
sie also trotz derselben Bezeichnung sehr verschieden sein können. 
Wenn dies für Völker und Zeiten gilt, deren hohe Entwicklung 
eine entsprechend vollkommene Gestaltung des Privatrechtes 
ermöglicht, wenn auch bei solchen Völkern das Eigenthum sehr 
verschieden aussehen kann, so muss sich dies doch in viel 
höherem Grade auf diejenigen Rechtsordnungen beziehen, in 
denen sogar die nöthigen Bezeichnungen fehlen und überhaupt 
privatrechtliche Definitionen ganz unbekannt sind. Wenn wir 
bei solchen Völkern Rechtsverhältnisse vorfinden, die sowohl 
hinsichtlich des Gegenstandes, als auch hinsichtlich der Ausdeh- 
nung der Befugnisse einem Rechtsinstitute, das wir gut aus- 
gebildet haben, nahe kommen, so dürfen wir uns dennoch 
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nicht yerleiten lassen, eine Identität der Begriffe anzunehmen, 
oder identische Bethätigung des betreffenden Rechtsverhältnisses 
vorauszusetzen. 

Annahmen, wie etwa: „dominus'' bedeute Eigenthümer, 
die Franken kannten also Eigenthum, somit müssen sie auch 
Veräusserungen gekannt haben (denn das Yerfugungsrecht bildet 
doch einen wichtigen Bestandtheil des Eigenthumsrechtes) ; da 
aber Veräusserungen nicht vorkommen oder doch nur ausnahms- 
weise, so müssen sie offenbar erschwert worden sein und zwar 
dadurch, dass in dieser Hinsicht irgend jemand über dem In- 
dividuum stand u. s. w. — solche Annahmen bilden einen cir- 
culus vitiosus, in dem mau sich sodann unmöglich zurechtfinden 
kann. Den Ausgangspunkt aber bildet die Voraussetzung eines 
stabilen Eigenthums, dem gegenüber sodann von Beschrän- 
kungen gesprochen wird. 

Nun wäre aber doch ein anderer Ausgangspunkt zu wählen, 
nämlich die eigene Auffassung der Interessierten. So wie wir 
uns unbeschränkt wähnen, wo wir keinen Mangel empfinden, in 
den einzelnen Bechtsinstituten also nur Schutz und Befriedi- 
gung unserer Interessen suchen, ebenso die andern Volker. 
Wenn wir also bemerken, dass unser Bodenrecht weiter geht, 
dem Individuum mehr Befugnisse zugesteht, als das der Franken, 
so dürfen wir deshalb doch nicht das fränkische Immobiliar- 
recht als einen weniger vollkommenen Grad eines an und für 
sich stabilen Eigenthumsrechtes betrachten, dürfen auch nicht 
von Beschränkungen sprechen, sondern wir haben vielmehr zu 
fragen, ob der Mangel gewisser Befugnisse von den Franken 
als Beschränkung ihres « Eigenthumsrechtes*' empfunden wird 
und ob dies „ Eigen thumsrecht« nicht doch in einem eben 
solchen Grade ihren wirthschaftlichen Interessen entspricht, 
wie unser Eigentbumsrecht den unsrigen. Wir haben keinen 
Grund vorauszusetzen, dass den Franken der Begriff des römi- 
schen Eigenthums an Immobilien angeboren war, dass sie also 
jedweden Mangel ähnlich weitgehender Bechte als beschrän- 
kende Fessel eines an und für sich unbeschränkten Bechtes 
empfunden hätten. 
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Treten wir dieser Frage näher. 

Der fast allgemein angenommenen Ansieht gemäss war 
das altfränkische Bodenrecht ein sehr beschränktes, da Yer- 
änsserungen nicht zulässig waren, so dass man über sein Grund- 
stück weder zu Gunsten eines Fremden (Tit. XLV.), noch be- 
hufs der Erlegung des Wergeides (Tit. LVIII.) verfügen konnte ; 
im ersten Falle stiess man auf das Widerspruchsrecht der Nach- 
barn, im andern auf ein oflFenbar althergebrachtes Recht der 
Verwandten, so dass erst nach und nach die Bealexecution 
möglich wurde. 

Dem gegenüber ist hervorzuheben, dass die Lex Salica 
Veräusseruügen und Veräusserungsverbote überhaupt nicht er- 
wähnt. Dem, was wir oben i) nachzuweisen versuchten gemäss, 
kann das Schweigen der Lex in dieser Beziehung verschieden 
gedeutet werden. Entweder ist die betreffende Angelegenheit 
dem Gesetzgeber ganz unbekaunt, oder aber er steht ihr gleich- 
giltig gegenüber, da sie seinen Wirkungskreis nicht berührt; 
also entweder besteht das Verhältniss oder die Thatsache, um 
die es sich handelt, gar nicht, oder auf einem, dem Volke als 
solchem, unzugänglichen Gebiete. Letzteres kann iiieht gut 
zugegeben werden; eine so wichtige Norm, wie es doch ein 
Veräusserungsverbot unter allen Umständen ist, kann nicht 
unerwähnt bleiben ; die Volksgewalt kann in dieser Beziehung 
absolut nicht theilnahmslos bleiben, denn wenn auch die Sta- 
tuierung von Veräusserungsverboten zu Gunsten der Nachbarn 
und der Verwandten ihrer Competenz nicht augehört haben 
sollte, so musste doch die Aufrechthaltung solcher Verbote 
entschieden als ihrer Competenz angehörig betrachtet werden; 
die Ueberschreitung der Veräusserungsverbote müsste bestraft 
werden ; femer müsste es Mittel geben, eine Veräusserung unter 
Genehmigung der Interessenten vorzunehmen. 

Wollten wir in den Bestimmungen des Tit. XLV. ein 
Veräusserungsverbot erblicken, dann wäre mit v. Inama- 
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Sternegg ^) zu fragen, warum nicht die Zustimmung der 
yVicini'* verlangt wird; dass sich die Zustimmung der „vicini* 
selbst als ihr Becht erstarkte, nur auf gewisse Nutzungen bezog, 
eine Veräusserung aber nicht betraf, haben wir hervorgehoben. 
Somit kann Tit. XLY. nicht als Beweis einer Eigenthumsbe- 
schränkung dargestellt werden. Dasselbe gilt für Tit. LVIII. 
und XLVL, die, wie wir zu beweisen trachteten, mit dem Im- 
mobiliarrechte überhaupt in gar keinem Zusammenhange stehen. 

III. 

Als Grund dieser vermeintlichen Veräusserungsverbote und 
Eigenthumsbeschränkungen gelten die Widerspruchsrechte der 
Verwandten und der Nachbarn; wir haben soeben gesehen, 
dass diese Rechte in keinem Veräusseruugsverbote zum Aus- 
druck kommen, dass es keinen Bechtssatz giebt, der sie schützen 
sollte. Aber trotz alle dem wäre es bei der mangelhaften Ab- 
fassung des salischen Beehtsbuches doch möglich, dass solche 
Veräusserungsverbote bestanden; bei Untersuchungen, die sich 
auf so wichtige Fragen beziehen, kann man sich mit einem, 
wenn auch noch so sehr bedeutungsvollen Schweigen und den 
sich daraus ergebenden Folgerungen nicht begnügen, nament- 
lich wenn der Beweis auch auf andere Weise erbracht wer- 
den kann. 

Es ist nämlich zu sehen, ob die Nichterwähnung von Ver- 
äusserungsverboten, unserer Annahme entgegen, als eine rein 
formelle angesehen werden und etwa auf redactionellen Mängeln 
beruhen könnte, oder ob sie nicht vielmehr durch das Fehlen 
von diesbezüglich relevanten Interessen und Bechten begrün- 
det ist. 

Als interessiert und berechtigt werden Familie und 
Nachbarn genannt. 

A) Es ist nicht schwer zu beweisen, da&s die Familie in 
dieser Beziehung gar keine Bolle spielte; Tii LVIII. darf aus 
genügend besprochenen Gründen, u. E. hier gar nicht ange- 
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fährt werden. Als Ansgangspunct dient vielmehr Tit. LIX, im 
ZusammeuhaDge mit § 3 des Edicts Ton Ghilperich. 

Tit. LIX. stellt altes und neueres Becht unvermittelt 
nebeneinander, indem er in den §§ 1 — 4 das alte Mobiliar- 
erbrecht der Frauen vor Angriffen schützt, zugleich aber erklärt, 
dass dieses alte Erbrecht, das offenbar mit dem alten Familien- 
rechte zusammenhangt, auf Immobilien keine Anwendung finden 
könne; in Bezug auf Immobilien giebt es keine weibliche 
ahereditäs»^ es wird vielmehr eine neue Bestimmung ausge- 
sprochen, der gemäss das Grundstück nach dem Tode des Vaters 
den Söhnen überwiesen wird. Dem Umstände allein, dass 
dies Becht der Söhne nicht hereditas genannt wird, dürfte wohl 
keine Bedeutung beizulegen sein; wichtig ist es aber, dass die 
ausschliessliche BeraAing anderer Personen, als die in 
Tit. LXII. angeführten, den sicheren Beweis liefert, dass zwi- 
schen Familienrecht und dem daran angelehnten Erbrechte an 
Mobilien einerseits und Landübemahme andererseits kein Zu- 
sammenhang besteht; die Gruppen der in beiden Fällen berech- 
tigten Personen sind so grundverschieden, dass diesbezüglich 
kein Zweifel möglich scheint. Die Familie ist also bodenrechtlich 
bedeutungslos und hat offenbar keine rechtlich zu schützenden 
Interessen an Immobilien i). Erst später erfolgt nach und 
nach (das Edict Ghilperichs zeigt schon diese Entwicklung an) 
eine Annäherung des Immobiliarrechtes an das Familienrecht 
und die Mobiliarerbfolge. Die Lex Salica kennt aber keinerlei 
familienrechtliche Beschränkungen des Bodenrechtes, kennt also 
ebensowenig diesbezügliche Befugnisse, die schon zu Lebzeiten 
des jeweiligen Besitzers ausgeübt werden könnten. Wäre letz- 
teres der Fall, dann hätte ja eine Veräusserung mit Bewilligung 



*) Im Zusammenhange damit ist es interessant, dass, wie Heus 1er: 
Instit. d. dtsch. Privatr. II. 526 und 573 hervorhebt, die Nachfolge der 
Kinder in das Erbe der Eltern als so unzweifelhaft behandelt wird, dass 
die Kinder nicht einmal in die Erbfolgeordnung aufgenommen werden. 
Dies deutet ebenfolls darauf hin, dass das Erbrecht der Kinder (trot2s der 
diesbezüglichen Fortschritte) anders behandelt wurde, als das der übrigen 
Verwandten. 

Halban Blnmenstok, Immobiliareigentbnin I. 23 
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der Familienmitglieder stattfinden können ; aber auch dies wird 
nicht erwähnt. Im Zusammenhange mit dem schon hervorge- 
hobenen Mangel von Veräusserungsverboten ist das hier er- 
wähnte wichtig. 

Auch der Mangel einer Bealexecution wnrde auf diese 
Weise erklärt. Ganz abgesehen davon, dass doch die Unmög- 
lichkeit der Execution hätte erwähnt werden müssen und dass 
man die Lex Salica in dieser Beziehung weniger als in jeder 
andern der Ungenauigkeit anklagen kann, ist es doch auffal- 
lend^ warum eine Bealexecution an den Grundstücken derjenigen, 
die keine Familie hatten, unmöglich sein sollte; dabei wäre ^ 
hervorzuheben, dass Fälle, in denen jemand keine Söhne hatte 
(und nur sie waren im Sinne von § 5 des Tit. LIX. und § 3 
des Ed. Chilp. in dieser Beziehung interessiert), wohl vorkom- 
men mussten; für solche Fälle hätte die Lex Sal. die Modali- 
täten eiijer Execution bestimmen müssen, wenn sie überhaupt 
mit der Möglichkeit einer Bealexecution gerechnet hätte. Wir 
können demnach keineswegs annehmen, die Lex Salica habe die 
Bealexecution als unzulässig angesehen und habe sie mit Bück- 
sicht auf die diesbezüglichen Bechte der übrigen Familienmit- 
glieder ausschliessen müssen. 

Wir wären auch nicht imstande Familienrechte und Fami- 
lieninteressen, die eine solche Haltung der Lex Salica begründen 
sollten, zu nennen und wären auch ausser Stande sie zu er- 
klären. Wohl spricht manches dafür, dass familienrechtlich or- 
ganisierte Gruppen bei der ersten Ansiedlung zusammen auf- 
traten und dass die Mitglieder dieser Gruppen neben einander 
wohnten. Doch kann sich dies allenfalls nur auf den e|*sten 
Augenblick beziehen, also auf den Augenblick des Sesshaftwer«* 
dens, in dem das bisher nomadisierende Volk in seiner bishe- 
rigen Gliederung das eroberte Land in den Besitz nimmt Die 
Ansiedlung selbst und die Landwirthschaft lassen aber sofort 
die nachbarlichen Beziehungen in den Vordergrund treten, wo- 
bei die verwandtschaftliche Grundlage dieser Beziehungen ausser 
Acht gelassen wird; das Nachbaruverhältniss ruft eine Annä- 
herung selbst entfernt verwandter Personen hervor, während 
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die örtliche Entfernung gleichzeitig selbst nahe yerwandtschaft- 
liche Beziehungen erkalten lässt. 

Das alte Familienrecht, welches für persönliche Beziehungen 
der einzelnen Familienmitglieder untereinander von so grosser 
Bedeutung war, hat es also in Bezug auf die neu entstandenen 
Immobiharverhältnisse sofort mit einem unverhoflEten und sehr 
geföhrlichen Nebenbuhler, nämlich dem nachbarlichen Ver- 
hältnisse zu thun; die Macht desselben besteht darin, dass es 
durch die Ansiedlung selbst begründet ist und dass es den 
landwirthschaftlichen Bedürfiiissen dient, während die Verwandt- 
schaft als solche zu der Landwirthschaft in gar keiner Bezie- 
hung steht. Nun könnte man aber sagen, dass die Verwandt- 
schaft doch die Immobiliarverhälnisse hätte umfassen können, 
so wie sie ja schon die Mobiliarverhältnisse beherrschte, und 
dass die Verwandtschaft durch ihre massgebende Stellung im 
Gebiete des Processes, des Fehderechtes, der Vormundschaft und 
des Wergeides Mittel genug hatte, um auch auf dem neuen 
Bechtsgebiete sofort eine fuhrende Bolle zu erlangen. Dies 
trifft aber nicht zu. Denn ganz abgesehen davon, dass es der 
Familie auch im Mobiliarrechte noch nicht ganz gelungen war, 
den Individualismus zu überwinden, dass z. B. auf diesem 6e-" 
biete ein Beispruchrecht oder Warterecht der Erben in der ältesten 
Zeit nicht nachgewiesen werden kann, vielmehr das Meiste dafür 
spricht, dass das Eigenthum der in einem Hause zusammen- 
wohnenden Familie, eher dem individuellen als dem gemein- 
samen Eigenthume nahe tritt i), weil immer ein bestimmtes 
Familienmitglied als Eigenthümer» gilt 2), dass also die Familie 
auch nach innen nicht ganz in der Lage ist dem Individualis- 
mus zu steuern, so ist für das Immobiliarrecht noch ausserdem 
sein öffentlichrechtlicher Charakter anzuführen, dem gegenüber 



1) V. Dargun: Ursprung und Entwicklungsgesch. d. Eigth. (Zscbr. 
f. vergl. RechtswisB. V. 3). 

») 1. c. 23: »Wenn ein Familienvater das Recht hat, alle anderen 
Familienmitglieder zu verkaufen . . . wenn er überhaupt deren unbe- 
schränkter Herr ist, so ist auch er allein Herr und Eigenthümer des 
Feldes, welches seine Weiber für ihn bebauen. 

23* 
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es der Familie schwerer fallen musste, dies Rechtsgebiet zu 
beherrschen und auf diese Weise ihr mit der Zeit anwachsendes 
Herrschaftsgebiet zu yergrossem. 

Denn es sind — und wir müssen hier den Ergebnissen 
der weiteren Untersuchung vorgreifen — die verwandtschaft- 
lichen Verhältnisse von den Gewaltverhältnissen immer aus- 
einanderzuhalten 1) ; eine bei den meisten Völkern vorhandene 
Verbindung einzelner Gewaltverhältnisse mit der Verwandtschaft 
und die daraus hervorgehende vermögensrechtliche Bedeutung 
des Familienverbandes darf uns nicht beirren. Gegen die spe- 
cifische Verschiedenheit von Gewalt und Verwandtschaft lässt 
sich nichts einwenden, denn die Gewalt beruht ausschliesslich 
auf den für jedes Verhältniss und bei jedem Volke verschie- 
denen historischen Gründen, während die Verwandtschaft immer 
auf — allerdings auch verschieden beurtheilte und in verschie- 
denem Grade hervortretende — natürliche Blutbande zurück- 
geht. Eine Wechselbeziehung muss natürlich zwischen Gewalt- 
und Verwandtschaftsverhältnissen bestanden haben 2) ; denn die 
Verwandtschaft, die immer bestrebt ist, ihre Macht auf Kosten 
des Individuums und des Staates zu erweitern, trachtet dar- 
nach, die Gewaltsverhältnisse des Individuums ihrer Herrschaft 
zu unterwerfen und dadurch die betreffenden vermögensrecht- 
lichen Befugnisse der Familie zu sichern; andererseits fehlt es 
auch nicht an Bestrebungen der Berechtigten selbst, ihre Be- 
fugnisse, also ihre Gewaltsverhältnisse mit der Familienorgani- 
sation zu verbinden; daher die in verschiedenem Grade auf- 
tretende Verbindung von Verwandtschaft und Gewalt. 

Aber bezüglich mancher Kechtsobjecte war die Anknüpfung 
solcher gegenseitiger Beziehungen schwer; dies gilt besonders 
für die Immobiliarrechtsverhältnisse. Den Ausgangspunkt der- 



^) S. darüber die ausgezeichneten, wenn auch leider nicht zu Ende 
geführten Bemerkungen von v. Dargun in seinem Mutterrecht und 
Vaterrecht p. 20 ff. — Auch Ficker (Erben folge I. 1.) nimmt an, dass 
es immerhin denkbar wäre, dass erst nach der Scheidung der Stämme 
ein Erbrecht der nächsten Blutsfreunde anerkannt wurde. 

«) V. Dargun l. c. 67. 
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selben bildet die Yolksgewalt, denn das Land, das der Einzelne 
bewirthschaftet, ist ein Theil des durch das Volk oceupierten 
Gebietes; die Familie als solche spielte dabei keine Bolle und 
es gab daher keinen Anlass, die immobiliarrechtlichen Be- 
fugnisse ihrer Organisation einzuordnen. Schon durch seine 
Ableitung von der durch das ganze Volk vollzogenen Occu- 
pation stellt sich der Grundbesitz dem Familienrechte entgegen, 
denn während das letztere Spuren des Mutterrechts aufweist, 
kann der Grundbesitz durch das volksrechtliche Uebergewicht 
des männlichen Elementes mit dem Familienrecht zunächst noch 
in keinen Zusammenhang gebracht werden. Eine Verschmelzung 
beider Elemente 'erfolgt bedeutend später. Für die uns interes- 
sierende Frage ist es wichtig, dass das altgermauische Becht 
isolierte Verbände gleichberechtigter Männer kennt, nämlich 
Geschlecht und Staat i), dass also diese beiden Verbände ab- 
gesonderte Competenzen haben, die wohl nicht ewig und un- 
abänderlich sind, die aber doch festgestellt werden können, und 
dass das Individuum bezüglich seiner Theilnahme an der Be- 
nützung des vom Volke oceupierten Bodens Mitglied des staat- 
lichen Verbandes ist. 

Dies erschwerte natürlich die Einbeziehung immobiliar- 
rechüicher Verhältnisse in den Ereis des Familienrechtes, denn 
durch die landwirthschaffclichen Interessen war hier die Be- 
deutung der Nachbarschaft gesichert, während andererseits die 
historische Grundlage des Immobiliarbesitzes auf die volks- 
rechtliche Occupation zurückführte. 

Wir sehen also, dass selbst, wenn wir die Ansiedlung der 
salischen Franken in verwandtschaftlichen Gruppen annehmen, 
dennoch eine Bedeutung der Verwandtschaft für das Boden- 
recht daraus nicht hervorgeht; die Ansicht v. Sybel's 2), 
wonach in dem , Erbrechte' der ,vicini' eine Bestätigung der 



1) W. Sickel: Z. german. Verf. -Gesell, (in Mitth. d. Instit. f. ort. 
Ges^hf. Erganzungsbd. I. 7 ff.). Die Bedeutung dieser Ausführungen 
W. Sickels kann hier nicht entsprechend gewürdigt werden ; wir kommen 
darauf im IL Bande eingehender zurück. 

*) 1. c. 50. 
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familienrechtlichen Grundlage der Ansiedlung zu erblicken wäre, 
beruht eben auf der Annahme, dass dieses Heimfallsrecht ein 
Erbrecht und auf yerwandtschaftliche Elemente zurückzuführen ist. 
Wir haben, von der eigentlichen Au%abe abschweifend 
und der weiteren Untersuchung vorgreifend, zu behaupten 
versucht, dass zwischen Verwandtschaft und Immobiliarrecht 
ursprünglich keine Beziehungen bestehen konnten; das in § 5 
Tit. LIX, ausgesprochene Erbrecht der Söhne könnte dieser Be- 
hauptung anscheinend widersprechen. Doch ist zu bemerken, 
dass das Yerhältniss von Vater und Sohn g^enüber den all- 
gemeinen Verwandtschaftsverhältnissen ein spezielles ist; es be- 
ruht auf dem Grundgedanken der Benation; der Sohn ist der 
continuierte, aus dem Weibe geborene Vater i). Das in § 6 
Tit. LIX. vorkommende Erbrecht ist also eigentlich nur eine 
Continuation des Hauses durch den Descendenten ; angesichts 
der volksrechtlichen Herkunft des Grundbesitzes und demzufolge 
seines öffentlich-rechtlichen Charakters, ist es leicht erklärlich, 
dass diese Fortsetzung des Hauses nur durch männliche Descen- 
denten stattfinden kann. Diese Hauscontinuation ist eine selbst- 
verständliche und die Frage, was aus den Gütern werde, wenn 
diese Hauscontinuation unmöglich ist, (weil keine Söhne vor- 
handen sind) steht mit diesem vermeintlichen Erbrechte in gar 
keinem Zusammenhange^); sie ist keine familienrechtliche Frage, 
— denn es handelt sich nicht um ein familienrechtliches Ob- 
ject — sie ist auch überhaupt keine privatrechtliche Frage im 
eigentlichen Sinne, — denn es handelt sich um Bechte volks- 
rechtlichen Ursprungs und öffentlichen Charakters. Somit be- 
ruht selbst dasjenige, was man gewöhnlich als ältestes Symptom 
eines wenn auch nui* auf wenige Personen beschränkten Fa- 
milienerbrechts betrachtet, worin man also die erste Ver- 
schmelzung familienrechtlicher Elemente mit dem Immobiliar- 
rechte zu erblicken geneigt wäre, auf Voraussetzungen, die mit 
der Verwandtschaft eigentlich nicht zusammenhängen. Die Un- 



1) Leist: AltariBches jus civile I. 189. 
s^ Leiat 1 c. Iftl 



«) Leist l c. 191 
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abhäugigkeit des alteD Immobiliarrechtes von allen verwandt- 
schaftlichen Einflüsisen ist daher klar ^). 

B) Neben vermeintlichen Familienrechten werden als Grund 
der ünveräusserlichkeit der Immobilien und des Mangels der 
Uealexecution die Eechte der Nachbarn, beziehungsweise der 
aus den Nachbarn bestehenden Gemeinde genannt. Dem gegen- 
über ist auch hier zu bemerken, dass Veräusserungsverbote 
nicht vorkommen ; Tit. XLV. enthält auch indirect kein solches 
Verbot, denn wir waren bemüht, nachzuweisen^ dass sich dieser 
Titel durchaus nicht mit Veräusserungen beschäftigt und' die Ent- 
wicklung des Widerspruchsrechtes der Nachbarn bezieht sich 
aller Wahrscheinlichkeit nach auf die Nutzungsrechte, die später 
den Hauptgegenstand der Markgenossenschaft bilden und be- 
züglich welcher das Widerspruchsrecht später (nämlich im § 3 
und im Extravag. ß. 11) sogar In positiver Form auftritt 

Die Nachbarn setzen sich also einer Yeräusserung nicht 
entgegen und wir wiederholen hier dasjenige, was wir anlässlich 
eines Mangels von familienrechtlich begründeten Veräusserungs- 
verboten bemerkt haben. Wenn wir aber diesem Gegenstande, so 
wie wir es bei der Frage bezüglich der familienrechtlichen Ver- 
äusserungsverbote thaten,%näher treten, überzeugen wir uns, dass 
hier ein sehr wichtiger Unterschied vorliegt, der hervorgehoben 
und untersucht werden muss; wenn wir nämlich fragen, ob ein 
Beispruchsrecht der Nachbarn, trotzdem es nicht erwähnt wird, 
irgendwie hätte begründet sein können, so stossen wir auf 
das im Edicte Chilperichs erwähnte Heimfallsrecht, welches so 
ausdrücklich das Erbrecht beschränkt, es geradezu ausschliesst, 
dass man sich leicht verleiten lassen könnte, hier die Begrün- 
dung der Unveräusserlichkeit zu suchen ; wir werden uns dieser 
Frage zuwenden müssen 2), hier wollen wir nur bemerken, dass 



1) Demgemäss kann man auch das Wertreclit und Beisprucbsrecht 
nicht mit einem Familieneigenthume erklären; wir können hier noch 
nicht darauf eingehen und begnügen uns mit dem Hinweise auf das bei 
F i p p e r : Das Beispruchsrecht § 1 1 und Adler: Erbenwartrecht p. 2 ff. 
angegebene. 

8) sub IV. 
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sich dieses Becht der Nachbarn ausschliesslich auf die Fälle 
bezieht, in denen der Besitzer keine Söhne hinterliess, dahei 
die Continuation des Hauses in der bezüglich der Immobilien 
einzig möglichen Weise unmöglich war. Es ist also — ab- 
gesehen davon, ob eine eventuelle Begründung f&r ein nachbar- 
rechtliches Veräusserungsverbot möglich war, oder nicht — 
auch hier festzustellen, dass sich die Nachbarn, ebenso wie 
die Verwandten, weder der Veräusserung noch der Bealexe- 
cution widersetzten. 

C) Dies ist im Auge zu behalten; die Lex Salica, die ein ver- 
hältnissmässig entwickeltes Erbrecht an Mobilien kennt, die 
mit dem Verkehre und der Execution fahrender Habe in einer 
Weise rechnet, die eigentlich, wenn man ihre ganze Anlage 
berücksichtigt, allen Ansprüchen genügt^ kennt gar keinen Ver- 
kehr der Immobilien, erwähnt weder Veräusserungen, noch 
Execution, wobei auch nicht im geringsten unterschieden wird, 
ob die betreffenden Besitzer Verwandte und Nachbarn haben, 
die berechtigt wären, ein Widerspruchsrecht geltend zu machen 
oder nicht. Wenn wir nun bedenken, in wie hohem Grade dieL. Sal. 
praktische Bedürfnisse berücksichtigt, in wie hohem Grade sie 
sich den rechtlich zu schützenden Verhältnissen anpasst, wenn 
wir ferner erwägen, dass hier kein einziger fieser Gründe vor- 
liegt, die man zur Entschuldigung des Schweigens der Lex an- 
führen könnte, so sehen wir uns nothwendigerweise veranlasst, 
sowohl dies Schweigen, als auch die Unveräusserlichkeit auf 
andere Weise zu erklären. 

„Der Mangel zielbewusster Bestrebungen ist kennzeichnend 
für das älteste Gewohnheitsrecht**^), das niemals über das greif- 
bare Interesse hinausgeht; weder Erweiterung, noch auch Ein- 
schränkung individueller Bechtsbefugnisse kann auf andere 
Weise, als durch Anpassung an das wahre Bedürfniss erfol- 
gen ; ein Lenken des Bechtslebens durch die Gesetzgebung ge- 
hört natürlich einer viel späteren Zeit an; für die älteste Zeit gilt 
wohl ausnahmslos der Grundsatz, dass Bechte rechtlich ge- 



^) V. D arg an: Urspr. d. Eigenthums 106. 
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schützte Interessen sind ^) und dass man über diesen durch 
das Interesse bezeichneten Zweck nicht hinausgeht; wo ein 
solcher Zweck, fehlt, da giebt es kein Mittel, gemäss dem na- 
tional-ökonomischen Principe: wo kein Bedürfniss, dort kein 
Gut«). 

Es dürfte nicht unerlaubt scheinen, dieses Axiom rechts- 
historisch zu verwerthen und eine umgekehrte Folgerung zu 
versuchen. Angesichts des engen Zusammenhanges, der hier 
zwischen Zweck und Mittel besteht, dürfte man wohl sagen, 
dass, wo kein Mittel, dort auch kein Zweck vorhanden war; 
wenn also die Lex Salica Yeräusserung und Bealexecution nicht 
kennt, so scheinen dieselben gar nicht bestanden zu haben 
und wären als ausserhalb des Gesichtskreises der salischen Fran- 
ken gelegen zu betrachten. 

Diese Folgerung dürfte gewagt erscheinen; um sie an- 
nehmbar zu machen, glauben wir darauf hinweisen zu sollen, 
dass der capitalistische Zug jenen Verhältnissen, wie sie in der 
Lex Salica vorkommen, gänzlich fehlt. Der Boden nährt den 
Menschen, bereichert ihn aber nicht; atich in späterer Zeit, als 
schon auf gallo-römischem Gebiete grosse Grundherrschaften 
entstanden, fehlt die capitalistische Tendenz, der speculative 
Charakter vollständig s). Das Eigenthum an den grossen gero- 
deten Flächen verhilft den fränkischen Optimaten zu politischer 
und socialer Bedeutung, aber das privatrechtliche, rein recht- 
liche Moment spielt eine ganz geringe EoUe. Die Früchte des 
ausgedehnten Ackerbaues dienen zur Bestreitung der Bedürf- 
nisse zahlreicher abhängiger Leute ; die Möglichkeit, dieselben der 
Oberherrschaft eines Individuums zu unterordnen und die sich 
daraus für dieses Individuum ergebenden Vortheile politischer 
Natur, bilden die Hauptsache, der gegenüber die rechtliche Stel- 
lung der Aecker, durch deren Rodung und Bebauung die Mittel 
zu dieser politischen Machtstellung erworben werden, eigent- 



») V. Ihering in Geist d. r. R. III. (2. Aufl.) I. 328. 

2) S. bei V. Böhm- Ba werk: Rechte und Verhältnisse 15. 

») S. V. Inama-Sternegg 1. c. I. 147 ff. 
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lieh nebensächlich und von überwiegend theoretischem Werthe 
ist. In wie viel höherem Grade muss sich dies auf frühere 
Zeiten und weniger ausgebildete Verhältnisse bezogen haben. 

Wenn wir diese Erwägung neben die schon mehrmals her- 
vorgehobene parallelle Entwicklung der landwirthschaftlichen 
Bedürihisse und des ihre Befriedigung bezweckenden Rechtes 
stellen, so gelangen wir zur Ueberzeugung, dass der altfrän- 
kische Grundbesitzer den immobiliarrechtlichen Verkehr über- 
haupt nicht kannte, weil derselbe unter primitiven Wirthschafts- 
verhältuissen noch, keine Bedeutung hatte. Jede Sache kann 
ja auf zweierlei Weise benützt werden; entweder an^ und für 
sich, oder als Verkehrsobject (zunächst im Tauschhandel); be- 
kanntlich ist die erste Benützungsart die bedeutend ältere, denn 
sie beruht auf dem unmittelbaren Ergreifen der Sache behufs 
Befriedigung eines Bedürfnisses, das durch Benützuug dieser 
Sache unmittelbar befriedigt wird; erst später, als man ausser 
dem unmittelbaren Nukzwerthe auch den Verkehrswerth dieser 
Sache kennen lernt, entsteht die zweite Benützungsart, die 
natürlich die Erkenntniss des Verkehrswerthes der Früchte der 
Sache zur Voraussetzung hat. 

Betrachten wir von diesem Standpunkte aus den ältesten 
Grundbesitz. Wir haben gesehen, dass ein altfränkischer Grund- 
besitzer in der Individualisierung der Scholle nur so weit geht, 
als es sein unmittelbares Bedüifniss fordert; sein Becht ver- 
trägt sich also vollkommen mit dem Eechte aller, sein vorüber- 
gehend unbebautes Grundstück zu beweiden; es verträgt sich 
mit dem Rechte aller, auf seinem Boden zu jagen (wenn nur 
kein Feldschaden entsteht), kurz dasjenige auszunützen, was er 
für seinen landwirthschaftlichen Betrieb nicht durchaus occu- 
pieren muss. Wir sehen also, dass er noch lange nicht die 
erste Benützungsart erschöpft hat, dass er demzufolge noch 
weit entfernt ist von der vollen Erkenntniss des Nutzwerthes, 
und dass ihm daher noch die Voraussetzungen für die Er- 
kenntniss des Verkehrswerthes fehlen. Das Individuum will 
sich ernähren; dazu bedarf es ungestörter Arbeit; dies wird 
gewährt und geschützt; der Boden an und für sich hat keinen 
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Werth und tritt hinter dem Anbaue zurück. Wäre der Boden 
an und für sich werthvoll gewesen, so hätte man sich beeilt, 
sich alle Nutzungen und Bechte anzueignen ; in der Schwierig- 
keit, auf die anfangs sogar der Schutz des angebauten Bodens 
stösst, erblicken wir die Bestätigung dieser Ansicht ^). 

Auch die staatliche und gesellschaftliche Gliederung stimmt 
damit überein; das Yolk als solches occupiert eine Fläche; die 
Volksgenossen haben darauf ausschliessliches Anrecht; sie er- 
halten entsprechende Theile, die zu ihrer Ernährung ausreichen ; 
industrielle Bestrebungen fehlen vollständig, somit ist nicht zu 
befürchten, dass z. B. jemand den ganzen Wald aushaue, um 
das Holz zu verkaufen, oder den Wildstand so schädige, dass 
die andern zu kurz kommen, oder die Weidefreiheit dazu be- 
nütze, um einen Mastbetrieb zu führen u. s. w. Somit haben 
weder die Nutzungen, noch die Grundstücke irgend einen Ver- 
kehrswerth, denn alle Volksgenossen nehmen im Sinne der 
staatlichen und gesellschaftlichen Gliederung an diesem Beich- 
thume theil. 

Die Yeräusserung ist also unmöglich, nicht als ob sie ver- 
boten wäre, sondern weil sie ökonomisch unmöglich und 
unbekannt ist; aus denselben Gründen ist eine Bealexecution 
unmöglich und darf behauptet werden, dass derjenige, der alle 
Mobilien hergegeben hat, nichts mehr besitzt. Die Wichtigkeit 
der Ansiedlung und die später zunehmende Bevölkerung ruft 
in diesem Zustande Aenderungen hervor und zwar zunächst eine 
passive, ablehnende Haltung der Nachbarn 2), wie wir ihr im 
Tit. XLV. begegnen, sodann die volle Erkenntniss des Ver- 



^) Dem könnte man entgegensetzen, dass ja noch weit später nicht 
alle Nutzungen des Bodens in der Hand des Eigenthümers vereinigt 
waren und dass dies auch heute nicht der Fall ist. Bekanntlich liegen 
aber ßir solche Mängel spezielle Grande vor, z. B. das Bergregal, Jagd- 
recht u. B. w., deren historische Entstehung und das Eigenthum be- 
schränkende Wirkung wir in der Fortsetzung besprechen werden. 

*) Dieselbe ist begründet durch eine bessere Erkenntniss des Nutz- 
werthes der Gemeindenatzungen; dies ist, wie oben bemerkt, der Weg, 
der zur Erkenntniss des Yerkehrswerthes führt. 
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kehrswerUies der Immobilien. Dies alles bezieht sich auf alle 
Gegenstände und Nutzungen, die noch nicht Rechtsobject sind; 
auch das Haus, obgleich seiner Natur nach mobil, hat, da es 
doch nur in Verbindung mit dem Grundstücke und als Mittel- 
punkt der Landwirthschaft ökonomisch von Bedeutung ist, 
keinen eigentlichen Verkehrs werth. 

Das Schweigen, das die Lex Salica hinsichtlich der Ver- 
äusserungen und der Bealexecution beobachtet, ist also ganz 
anders zu deuten, als es Fustel de Goulanges gethan, der 
darin eine Bestätigung seiner Auffassung des sal&änkischen 
Eigenthums fand ; die Veräusserung ist nicht verboten, folglich 
ist sie gestattet, folglich ist das Eigenthum unbeschränkt. Dies 
trifft, wie wir sehen nicht zu und eine solche Folgerung be- 
ruht auf einer willkürlichen Annahme eines stabilen Eigen- 
thumsbegrifies, für den man dann Quellenbelege positiver oder 
negativer Art sucht. Fustel betrachtete die Veräusserung und 
die Bealexecution als Merkmale des Individualeigens, das er 
überall vertheidigte ; er konnte ein Individualeigen ohne Ver- 
äusserung nicht annehmen und doch ist nichts natürlicher, als 
die Frage, ob denn dasjenige, was wir suchen, zur Zeit be- 
standen haben konnte. Er hätte also, wenn er die Lex Salica 
ohne Vorurtheil studiert hätte, seine Annahme bezüglich der 
Existenz freien Individualeigens mit der Thatsache der Unmög- 
lichkeit der Veräusserung in Einklang bringen können; auch 
heute thut der Eigenthümer nur dasjenige, was in seinem Ge- 
sichtskreise liegt und beschäftigt sich beispielsweise nicht mit 
der Frage, was in einer Höhe von 100 Metern über seinem 
Grundstücke vorgeht; sollte aber einmal dieser Luftraum wirth- 
schafklichen Werth erlangen, dann dürfte der betreffende Eigen- 
thümer nicht zögern, für dies Interesse Schutz zu fordern; 
dessenungeachtet betrachten wir unser heutiges Eigenthum nicht 
als ein beschränktes, und die Nachwelt thäte Unrecht, wollte 
sie unser Eigenthumsrecht als beschränkt ansehen, weil es 
keine Befugnisse hinsichtlich eines heute noch werthlosen Ge- 
genstandes umfasst. Sind ja doch noch in diesem Jahrhun- 
derte in abgelegenen Bergthälern Fälle vorgekommen, dass die 
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Einwohner den Yerkehrswerth ihrer Immobilien gar nicht kann- 
ten, Eigenthom und Pacht nicht gehörig unterschieden und 
ihnen z. B. die Wohnungsmiethe ganz unbekannt war ^). 

Die Worte Viollet's^), wonach die ßechtsgelehrten ge- 
wohnt wären, alle Sachenrechte als Zerbröckelung des Eigen- 
thumsrechtes zu betrachten, so dass etwa ein ToUständiges Eigen- 
thumsrecht den Anfang der Rechtsentwicklung gebildet hätte, 
enthalten eine berechtigte Kritik dieser Aufihssung. Wir haben 
schon darauf hingewiesen, dass der Begriff der Beschränkung, 
sowie der Begriff der Vollständigkeit relativ ist; wenn in einem 
Zeitalter eine Befugniss keinen wirthschaftlichen Werth hat, 
wenn es geradezu niemandem in den Sinn kommen kann, seine 
Sache auf diese Weise zu verwerthen, dann ist in dem Um- 
stände, dass man diese unbekannte und werthlose Ausnützung 
unterlässt, keine Beschränkung zu sehen ; es ist dies weder eine 
Beschränkung in subjectivem, noch auch in objectivem Sinne, 
denn der Betreffende hat keinen Anlass, die Unterlassung als 
Beschränkung zu empfinden und er wird auch durch diese Un- 
terlassung materiell nicht geschädigt. Erst später, als der Yer- 
kehrswerth der Immobilien erkannt wird, dagegen aber gewisse 
Personen das Becht erlangen, eine Yeräusserung zu verbieten, 
kann von Beschränkungen die Kede sein. 

Die ganze Entwicklung des deutschen Sachenrechtes stimmt 
mit diesen Ausführungen überein ; es wächst und steigt in An- 
lehnung an die wirthschaftlichen Verhältnisse, die es schützen 
soll; mit der Annahme eines an und für sich stabilen Eigen- 
thumsbegriffes verträgt sich das nicht; mit einer solchen An- 
nahme verträgt sich aber auch der Unterschied und die ab- 
gesonderte Entwicklung von Mobiliar- und Immobiliai'sachen- 



1) Nähere Ausführungen Über diesen Gegenstand müssen der rechts- 
yergleichenden Uebersicht, die den Abschluss dieser Untersuchungen bilden 
soll, vorbehalten werden. 

^) Pr^cis 470: Les jurisconsultes se sont accoutum^s k concevoir 
les divers droits r^ls secondaires corame^ des demembrements . . du droit 
de propri^t^: en sorte, qu'un droit de propri^t^ complet 
pr^existait h tont autre droit r^el. 
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recht noch weniger; dieser Unterschied kann nur in wirth- 
schaftlichen und politischen Gründen gefanden werden; und 
da ist wohl zuzugeben, dass diese Gründe, die mächtig genug 
warei;!, um eine solche Spaltung des ganzen Sachenrechtes her- 
vorzurufen, auch die nöthige Macht hatten, um sich hinsicht- 
lich der Ausbildung der einzelnen sachenreehtlichen Befugnisse 
geltend zu machen. 

Wenn man das Eigenthum als den Inbegriff durch mensch- 
liche Herrschafb begründeter Befugnisse über eine Sache an- 
sieht, wenn man femer annimmt, dass das Eigenthum alle 
möglichen Befugnisse umfasst, dann könnte man auch das alt- 
fränkische Bodenrecht als Eigenthum betrachten, denn es bil- 
det den Inbegriff aller in zeitgenössischem Sinne möglichen 
Befugnisse an Grund und Boden; das den Zeitgenossen unbe- 
kannte und für sie werthlose ist sowohl im fränkischen, wie 
auch in unserem Sachenrechte nicht enthalten, und das frän- 
kische Immobiliareigenthum verhält sich zu dem heutigen nicht 
etwa wie beschränktes Eigenthum zu unbeschränktem, sondern 
die Differenz besteht vielmehr darin, dass das fränkische noch 
nicht so viele Arten von seinem Bechte Gebrauch zu machen 
kennt, \vie das unsiige. 

Einer freien Definition dis fränkischen Immobiliarrechtes 
stehen aber die oben erwähnten bodenrechtlichen Eingriffe der 
Nachbarn und der Volksgewalt entgegen; dieselben sind daher 

zu untersuchen, 
i 

IV. 

Eingriffen der Nachbarn begegnen vnr im Tit. XLV. und 
im § 3 des Edicts von Chilperich; Eingriffen der Volksgewalt, 
eigentlich des Königs, in der letzterwähnten Urkunde und in 
Tit. XIV. § 4 

In Tit. XLV. haben wir es mit dem Widerspruchsrechte 
der „vicini** zu thun, mit einem Eechte, das, wie bemerkt i), 
den einzelnen Bauern zusteht, woraus aber, wie ebenfalls be- 



») Oben S. 258 f. 
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merkt, durchaus nicht zu folgern ist, dass die einzelnen Ein- 
wohner es anders, als zufolge ihrer Zugehörigkeit zu einer ge- 
wissen Corporation erlangt hätten. Jedem Einwohner musste 
daran liegen, dass die Einwohnerzahl nicht zu sehr steige und 
dass in Folge dessen die Wald-, Wiese- und Wassernutzungen 
nicht zu sehr gemindert werden; diese Nutzungen bildeten eine 
nothwendige Ergänzung des Ackerbaues, an ihrer vollen Auf- 
rechterhaltung waren dtjier die Landwirthe interessiert. 

Chilperichs Edict erwähnt das Recht der »vicini*, Grund- 
stücke, die ein ohne Hinterlassung von Söhnen verstorbener 
besass, zu übernehmen; ausser den Söhnen werden keine Ver- 
wandten berücksichtigt und auch etwaige Schulden des Ver- 
storbenen scheinen keine Ausnahme begründet zu haben. Ob 
das Grund&tück den einzelnen vicini oder ihrer Oesammtheit 
anheimfiel, wird nicht gesagt; nachdem aber eine Theilung unter 
die nächsten Nachbarn ungerecht und eine Betheilung aller wirth- 
schafUich u nmöglich gewesen wäre, dürfte man wohl eher annehmen, 
dass die Oesammtheit, also die Ortsgemeinde, das Grundstück 
übernahm, wobei aber die Frage, ob die Gemeinde als selb- 
ständige juristische Person, oder als Oesammtheit der durch 
die Nachbarschaft verbundenen Landwirthe, oder endlich als 
Vertreterin der Volksgewalt handelte, unentschieden bleibt. 

Was die Benützung der von Niemandem occupierten Aecker, 
sowie die Theilnahme an den Nutzungen, die niemandem vor- 
behalten waren, anbelangt, so hätten dieselben, dem früher 
auseinandergesetzten gemäss, für jedermann frei und uneinge- 
schränkt gewesen sein sollen; dass dies nicht der Fall war 
und dass man dem Fremdlinge diese Theilnahme wehren konnte, 
spricht für die keimende Erkenntniss des Verkehrswerthes der 
Früchte. Daneben beweist aber dieser Umstand auch das nähere 
Anschliessen der Nachbarn aneinander und das Bestreben, die- 
jenigen Bechte und Nutzungen, die trotz der keimenden Er- 
kenntniss ihres Verkehrswerthes dennoch von niemandem aus- 
schliesslich occupiert worden sind, vor Eingriffen Fremder zu 
schützen. Diese Tendenz ist sehr wichtig und gehört zu den 
rechtshistorisch bedeutendsten Elementen der Entwicklung des 
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Immobiliareigenthums, denn hier wird die wirthsehaffclich mo- 
tivierte Individualisierung des Landwirthes durch das Auftreten 
eines neuen Factors durchkreuzt und abgelenkt i). 

Dem allen sind die Eingriffe der Volksgewalt entgegen- 
zustellen. Sowohl in Tit. XIV. § 4 als auch in § 3 des Edicts 
von Chilperich sehen wir die Volksgewalt darüber verfügen^ 
was dem Individuum nicht vorbehalten ist. Daö Volk ist also 
die Quelle des Immobiliarrechts und zugleich der Sammelpunkt 
überflüssiger Immobiliarrechte; vom Volke geht die Zuweisung 
an das Individuum aus, zum Volke kehrt auch dasjenige zurück, 
was nicht individualisiert wurde, oder was aufgehört hatte, einem 
Individuum zu dienen. Das Becht des Volkes stützt sich auf 
die Thatsache der Änsiedlung und Landnahme; dieser Erfolg 
ist aber durch die Mitwirkung aller Mitglieder des Volkes er- 
reicht worden und den Zweck der Änsiedlung bildete die Be- 
schaffung der nöthigen Ländereien für die Angehörigen des 
Volkes. Wenn wir erwägen, dass anfangs der rechtliche Volks- 
begriff höchstwahrscheinlich unbekannt war, dass die Änsied- 
lung ^icht als vom Volke, sondern vielmehr als von den Volks- 
mitgliedern vollzogen gelten musste, so gelangen wir zur 
üeberzeugung, dass jeder Volksangehörige berechtigt war, seinen 
Antheil zu fordern. Später erhielt er ihn wohl schon auf Grund 
der Volksangehörigkeit, denn nachdem der Volksbegriff erstarkt 
und zu einem rechtlichen Begriffe wurde, schwand die Erinne- 
rung an die Grundlage der Änsiedlung. Für uns ist es wichtig, 
dass sich aus diesen Erwägungen die Möglichkeit ergiebt, das 
Verhältniss zwischen den Rechten des Individuums und den- 
jenigen des Volkes annähernd zu bestimmen; das Individuum 
erhält dasjenige, was es wirthschaftlich beanspruchen durfte; 
alles übrige bleibt vor der Hand ausserhalb des individuellen 
Rechtskreises. Das Volk muss diesen Ansprüchen nach Mög- 
lichkeit entsprechen. So lange die wirthschaftlichen Ansprüche 



*) Die Art und Weise, in der es dem Nachbarverbande gelingt, 
eine bodenrechtlich subjective Stellung einzunehmen, wird den Gegen- 
stand genauer Besprechung bilden. 
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unverändert blieben und die geringe Bevölkerung ihre Befrie- 
digung ermöglichte, hatte das Individuum keinen Qrund, eine 
weitergehende Subjectivierung anzustreben; auch das Erbrecht 
war überflüssig, denn die Hinterbliebenen mussten versorgt 
werden und zwar, wenn sie ihrerseits Volksgenossen waren, 
durch directe Landverleihung, wenn sie aber nicht selbständige 
Volksgenossen waren, auf indirectem Wege, nämlich durch ihren 
Mundwalt. Das Grundstück war also nach dem Tode des Indi- 
viduums überflüssig^) und es konnte darüber zum allgemeinen 
Wohl verfügt werden. 

In der Lex Salica begegnen wir aber schon einer unmit- 
telbaren Landübernahme; nach dem Tode des Vaters wird das 
Grundstück direct den Söhnen übergeben ; das Volk übernimmt 
es nicht, sondern es gestattet, dass die Söhne, die doch auch 
anspruchsberechtigt waren, das Grundstück fortbesitzen. Dieses 
Erbrecht ist also eine Modificierung der früheren Verleihung; 
anstatt das Grundstück einzuziehen und den Söhnen ein anderes 
zugeben, lässt man sie erben. Aeusserlich sieht dies dem Erb- 
recnte ähnlich und unzweifelhaft bildet diese Art der Verleihung 
die Grandlage des Erbrechts ; theoretisch ist sie aber davon weit 
entfernt. 

Subject derjenigen Kechte, die niemandem vorbehalten sind, 
ist das Volk als solches; das Volk kann diese Bechte quoad 
usum beliebigen Personen einräumen, um ihre Wirthschafk zu 
ennöglichen; diese Verleihung ist aber nicht definitiv, denn 
das Volk kann die Anzahl der Nutzungsberechtigen vermehren. 
Die Nachbarn bilden also kein ausschliesslich berechtigtes Sub- 
ject, denn über ihnen steht dass Volk und letzteres kann ihr 
Widerspruchsrecht unbeachtet lassen. Die Nachbarngemeinde 
bildet also bloss eine Mittelinstanz, die wohl, wie erwähnt, an 
Bedeutung zunimmt, die aber doch dem Volke gegenüber be- 
deutungslos ist. 



*) 8. V. Dargun: Urspr. d. Eigenth. 75. Anm. 28. 
Halb&n Blumenst ok , Immobiliareigenthnm I. 24 
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V. 

I)er Lex Salica zufolge stellt sich also das altfränkische 
Bodenrecht folgendermassen dar: 

Das Volk, nämlich die Gesammtheit der Volksgenossen, 
hat eine Landfläche occupiert, um dieselbe zur Befriedigung 
der Bedür&isse der Volksgenossen zu verwenden. Die Befrie- 
digung dieser Bedürfiiisse erfolgt in einer den wirthschafklichen 
Verhältnissen entsprechenden Weise. Den Familienhäuptem i) 
werden Grundstücke verliehen und die Möglichkeit gewährt, an 
den landwirthschaftlich wichtigen Nutzungen theilzunehmen ; 
Veräusserungen waren landwirthschaftlich irrelevant und auch 
das Erbrecht war überflüssig, nachdem ja das Volk ohnehin 
die Pflicht hatte, die hinterbliebenen Volksgenossen entsprechend 
zu versorgen. 

Auf dieser Grundlage vollzieht sich unter Einwirkung 
romisch-rechtlicher Elemente die weitere Entwicklung, deren 
Hauptmerkmale die fortschreitende Individualisierung des Boden- 
rechtes, der Verfall der diesbezüglichen volksrechtlichen Befug- 
nisse und ihr üebergang an Gemeinde, Geschlecht und Indi- 
viduum bilden. Auf diese Weise wird die rein ökonomischen 
Bedürfnissen folgende Subjectivieruug der Scholle durchkreuzt; 
Gemeinde und Geschlecht werden auch zu Subjecten bodenrecht- 
licher Verhältnisse und es entsteht das mittelalterliche Eigen- 
thumsrecht; diese Entwicklung wollen wir im II. Bande be- 
handeln. 

Die juristische Definition der Verhältnisse, mit denen wir 
uns in diesem IL Buche beschäftigt haben, und der wir am 
Schiasse des 3. Abschnittes dieses Capitels schon so nahe kamen, 
ist eben durch die nothwendige Berücksichtigung dieser boden- 
rechtlichen Bolle des Volkes erschwert. Der altfränkische 



Ueber den Zusammenhang zwischen Privatrecht und väterlicher 
Gewalt s. ausser Dargun^s Vaterrecht und Mutterrecht, auch Lam- 
precht* s Deutsche Gesch. I. 94. — Die Thatsache, dass in der Urzeit 
nicht das Individuum, sondern (laut Cäsars Bericht) die Geschlechter die 
Grundstücke erhalten (s. Sickel: Z. germ. Verf. -Gesch. 41.) werden wir 
an passender Stelle besprechen. 
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Grundbesitz spielt, nachdem die Yerleihuug an die einzelneu 
Tolksangehörigen erfolgt war, eine ßoUe, die wirthachafklich 
unserem Eigenthume gleichkommt; den unterschied, der darin 
besteht, dass der heutige Eigenthümer mehr Befugnisse kennt 
und ausübt, als der altfränkische, haben wir zu erklären ver- 
sucht und betrachten ihn demgemäss als einen quantitativen. 
Die Unterschiede aber, die zwischen römischem und altfrän- 
kischem Bodenrechte durch die bodenrechtlichen Befugnisse der 
Yolksgewalt entstehen, sind im Grunde genommen bei weitem 
nicht so bedeutend, wie es scheinen könnte. Eine durch das 
Yolk vollzogene Occupation liegt doch den meisten Ansied- 
lungen zu Grunde; eine Betheilung der Volksgenossen ist auch 
in den meisten Fällen nachweisbar; nur schwindet diese volks- 
rechtliche Grundlage bei den Bömern rascher, als bei den 
Gelten und Germanen, indem bei den letzteren das Volk noch 
lange Zeit hindurch seine Bechte geltend macht; dies steht im 
Zusammenhange mit der langsameren Entwicklung und spär- 
lichen Besiedlung, die zur Steigerung der Individualansprttche 
keinen Anlass bot, wodurch einerseits die Bodenhoheit des 
Volkes länger erhalten blieb und andererseits Verbände, deren 
bodenrechtliche EoUe bei den Eömem eine verschwindend ge- 
ringe war, eine diesbezügliche Bedeutung erlangten. 

Somit haben wir es hier mit einem Mittelding zwischen 
Bodenhoheit des Volkes und Individualeigen zu thun. Wirth- 
schaffclich steht letzteres im Vordergrunde und anfangs wird 
die Bodenhoheit des Volkes der Befriedigung wirthschafblich 
begründeter Ansprüche des Individuums geopfert ; aber anderer- 
seits nimmt das Volk keinen Anstand, die schon Betheilten zu 
zwingen, einen Fremden zur Theilnahme an den ihnen zu- 
kommenden Nutzungen zuzulassen und darin äussert sich doch 
ein gewisser coUectivistischer Zug. 

Wenn wir diese Schwierigkeiten betrachten, die sich einer 
regelrechten Definition des altfränkischen Grundbesitzes ent- 
gegensetzen, so sehen wir uns veranlasst, zu firagen, ob denn 
thatsächlich die Rechtsgeschichte verpflichtet ist, jede Erschei- 
nung in eine moderne Definition zu zwängen. „Es kann'', 

24* 
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sagt Heusler^), „vielleicht unserer heutigen Jurisprudenz im 
ganzen der Vorwurf gemacht werden . . . dass sie in der genauen 
Feststellung der Bechtsbegriffe und in der eonsequenten logi- 
schen Entwicklung der Bechtssätze die Kechtsidee zu erschöpfen, 
glaubt, dagegen der Untersuchung der Kräfte, die sie in Be- 
wegung und Thätigkeit setzen, aus dem Wege geht." Ab- 
stracte Begriffe sind naturgemäss späteren Ursprungs; das 
Streben nach Definitionen ist im allgemeinen nicht zu tadeln, 
darf aber niemals so . weit getrieben werden, dass man origi- 
nelle Bechtsbildungen, in Formen, die ihnen fremd sind und 
gar nicht passen können, zwängt^). 



*) 1. c. I. 5. 

^ B. Ihering: Geist.I. (2. Aufl.) 202 und daselbst-Anm. 98, III. 331, 
Viollet: Precia 470, Stobbe: Dtsch. Privatr, I. 37. 






Grundlage und Aufgabe der weiteren Unter- 
siichung. 



Auf S. 185 ff. haben wir die Ergebnisse des L Buches kurz 
zusammengefasst und einiges bemerkt, was zur Abschwächung 
des allgemein als zu gross angenommenen Gegensatzes zwischen 
Gallo-Bömem und Franken beitragen könnte. Wir waren be- 
müht, den Verfall der streng römischen Bechtsbegriffe in dem 
romanisierten Gallien darzustellen, einen Verfall, den die Pro- 
vinzen mit dem Reiche theilten. 

Im II. Buche waren wir bestrebt eine den thatsächlichen 
Umständen entsprechende Darstellung des altfränkischen Boden- 
rechtes zu ermöglichen und aus der Zusammenstellung der 
diesbezüglichen Resultate gieng ein Vorherrschen wirthschaft- 
licher Momente, ein Anpassen des Rechtes an wirthschafbliche 
Bedürfnisse hervor. 

Und da ist es wichtig, zu sehen, dass sowohl das ver- 
fallende römische, wie das aufkeimende germa:iische Recht sich 
vorwiegend durch Einflüsse und Triebfedern leiten lassen, denen 
eigentlich eine officielle rechtsbildende Einwii'kung nicht zu- 
gestanden wird. In beiden Fällen ist das thatsächliche Be- 
dür&iss massgebend und dieses Bedürfniss ist für den kleinen 
Mann hüben und drüben fast dasselbe. 

Unter dem Eindrucke des Vorherrschens praktischer Er- 
wägungen und eines weit schwächeren Gegensatzes, als er 
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gewöhnlich behauptet wird, nähern wir uns der eigentlichen 
Aufgabe. Aus dem gegenseitigen Einwirken romanischer und 
germanischer Elemente, deren Nebeneinanderbestehen zu schil- 
dern ist, geht das mittelalterliche Becht hervor. In dem ver- 
hältnissmässig friedlichen Kampfe, den römische und germa- 
nische Bechtsideen hier um ihre Existenz kämpfen, in dem 
Ineinandergreifen verschiedener Elemente in einer oft schwer 
zu entwickelnden Weise, unter scheinbar unüberbrückbaren 
Gegensätzen, die dann doch wieder friedlich geebnet werden, 
ist immer an den Ausspruch zu denken: Die Weltgeschichte 
arbeitet mit altpn Gedanken und prägt sie in neue 
Formi). 



1) Brunner: R.-G. II. 5. 



Beilage. 



Zur Entstehung und Entwicklangsgesehiehte der Lex 

Saliea. 

Nachdem wir zu Beginn des 2* Capitels des IL Buches 
uns veranlasst sahen, auch die Entstehung der Lex Saliea zu 
besprechen, glauben wir hier einer auf diesen Gegenstand be- 
züglichen und dem weiteren Leserkreise nicht bekannten Hypo- 
these des vor einigen Jahren verstorbenen, rühmlichst bekannten 
Kechtshistorikers Romuald von Hube gedenken zu sollen. 
In einer als Manuskript gedruckten Uebersichtstaf el , die sich 
eben wegen ihrer Kürze zu eingehender Besprechung nicht gut 
eignet, behauptet v. Hube, dass der alte Pactus Legis Salicae 
als selbständiges Ganzes nicht mehr erhalten ist, womit er wohl 
der allgemeinen Ansicht beitritt, und theilt dann die uns be- 
kannte Lex Saliea, die er als Lex Saliea Chlodoveg's bezeichnet, 
in zwei Theile. Die Titel I— XLIII. sollen den Pactus Legis 
Salicae nach Chlodoveg's Eecension enthalten, in Tit. XLIV — 
LXIV. erblickt v. Hube eine eigene Satzung dieses Königs. 

Leider war es dem hochverdienten Forscher nicht ver- 
gönnt, eine vollständige Rechtfertigung seiner Ansicht zu ver- 
öflfentlichen, doch glauben wir aus dem Vorhandenen schliessen 
zu dürfen, dass er sich vielfach durch die Erwägung leiten liess, 
dass diejenigen Stellen, die von entwickelter Volks- und Königs- 
gewalt, von feichfaltiger Competenz des Volksrechtes zeugen, 
späteren Ursprunges sein müssen. 
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